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Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

 
Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz ist, soweit nicht die Abs. 3 und 5 oder die Abschnitte Ia und VII anderes 
bestimmen, auf Personen anzuwenden, die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stehen. 
 (2) Auf Personen, die in einem Dienstverhältnis zu Fonds, Stiftungen oder Anstalten stehen, die von Or-
ganen des Bundes oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen 
des Bundes bestellt sind, sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes dem Sinne nach soweit anzuwen-
den, als nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 (3) Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden 
1. auf Personen, deren Dienstverhältnis durch das Gehaltskassengesetz 2002, BGBl. I Nr. 154/2001, oder 

das Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, geregelt ist; 
2. auf Personen, die bei der Wiener Hofmusikkapelle beschäftigt sind; 
3. auf Land- und Forstarbeiter mit Ausnahme der bei der Verwaltung der Bundesgärten ständig verwendeten 

Arbeiter; 
4. auf Bauarbeiter im Sinne des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG), BGBl. Nr. 363/ 

1989; 
5. auf die in Berufsausbildung stehenden Ärzte (§§ 7 und 8 des Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169); 
6. auf Schulärzte und Theaterärzte; 
7. auf das Küchenpersonal an den Bundeserziehungsanstalten, Bundeskonvikten und Bundesschullandhei-

men, wenn für dieses Personal der Kollektivvertrag für das Hotel- und Gastgewerbe in Betracht kommt; 
8. auf die Angestellten der betriebsähnlichen Verwaltung der Heeres- Land- und Forstwirtschaftsverwaltung 

Allentsteig; 
9. auf Partieführer in der Wildbach- und Lawinenverbauung; 
10. auf Lehrlinge; 
11. auf Personen, die ausschließlich für eine Tätigkeit im Ausland aufgenommen werden und den Mittel-

punkt ihrer Lebensinteressen im Ausland haben; mit diesen Personen sind Dienstverträge nach dem für 
den Dienstort maßgebenden ausländischen Recht abzuschließen; 

12. auf Personen, die in einem Dienstverhältnis zur Stiftung Theresianische Akademie stehen. 
 (4) Partieführer in der Wildbach- und Lawinenverbauung nach Abs. 3 Z 9 sind Angestellte, die die Auf-
träge des Gebietsbauleiters oder des örtlichen Bauleiters dadurch ausführen, dass sie vor allem 
1. auf den Baustellen nach den ihnen zur Verfügung gestellten Plänen oder den erteilten Aufgaben und Wei-

sungen die Arbeiten der ihnen unterstellten Arbeiter einteilen und diese bei ihrer Tätigkeit anleiten und 
überwachen oder 

2. auf den Bauhöfen für das ordnungsgemäße Lagern und Verwahren der Baustoffe, der Maschinen und 
Geräte und für die Versorgung der Baustellen verantwortlich sind. 

Die Partieführer sind durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft schriftlich zu bestellen. Die Anstellungserfordernisse, die Dienstpflichten und die arbeits- und lohn-
rechtlichen Belange sind kollektivvertraglich zu regeln. 
 (5) Durch Verordnung der Bundesregierung können weitere Gruppe von Vertragsbediensteten des Bun-
des von der Anwendung dieses Bundesgesetzes ausgenommen und von der Anwendung ausgenommene 
Gruppen der Anwendung dieses Bundesgesetzes unterstellt werden. 
 

Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 1a. Die in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen, wie zB "Vertragsbe-
diensteter“, "Vertragslehrer“, umfassen Frauen und Männer gleichermaßen, soweit nicht ausdrücklich ande-
res angeordnet ist. 
 

Eingetragene Partnerschaft 
§ 1b. Folgende Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind auf eingetragene Partnerinnen und Partner von 
Vertragsbediensteten nach dem Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene Partner-
schaft-Gesetz – EPG), BGBl. I Nr. 135/2009, sinngemäß anzuwenden: § 29f Abs. 2, § 84 Abs. 3 mit Aus-
nahme der Z 2 lit. b sowie § 84 Abs. 3a. 
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Kollektivverträge 
§ 2. (1) Werden Gruppen von Vertragsbediensteten nach § 1 Abs. 5 durch Verordnung der Bundesregierung 
von der Anwendung dieses Bundesgesetzes ausgenommen, so bleibt dieses Bundesgesetz bis zu dem Tage 
rechtsverbindlich, an dem für diese Gruppen ein Kollektivvertrag oder eine Satzung im Sinne des Arbeitsver-
fassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, rechtswirksam wird. 
 (2) Werden Gruppen von Vertragsbediensteten nach § 1 Abs. 4 durch Verordnung der Bundesregierung 
der Anwendung dieses Bundesgesetzes unterstellt, so erlöschen die Rechtswirkungen eines für sie geltenden 
oder nach § 13 des Arbeitsverfassungsgesetzes weiterwirkenden Kollektivvertrages, einer für sie geltenden 
Satzung (§ 18 des Arbeitsverfassungsgesetzes) oder der sonst für sie geltenden Bestimmungen in dem Zeit-
punkt, in dem für sie die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes wirksam werden. 
 

Besetzung von Planstellen 
§ 2a. (1) Die für die Bundesbeamten geltenden gesetzlichen Bestimmungen über die Mitwirkung des Bun-
deskanzlers an der Besetzung einer Planstelle und die Antragstellung hiefür sind auch auf Vertragsbedienste-
te anzuwenden. 
 (2) Abs. 1 ist abweichend von den Bestimmungen des § 1 auf alle Bundesbediensteten anzuwenden, die 
nicht Beamte sind. 
 (3) Durch die Abs. 1 und 2 werden die wechselseitigen Rechtsbeziehungen zwischen Dienstgeber und 
Dienstnehmer nicht berührt. 
 
§§ 2b-2d. (entfallen) 
 

Wahrnehmung der Dienstgeberzuständigkeit 
§ 2e. (1) Die obersten Verwaltungsorgane des Bundes sind für die Dienstrechtsangelegenheiten der der Zent-
ralstelle angehörenden Vertragsbediensteten als Personalstellen in erster Instanz zuständig. Die den obersten 
Verwaltungsorganen nachgeordneten, von der jeweiligen Bundesministerin oder vom jeweiligen Bundesmi-
nister im Einvernehmen mit der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler durch Verordnung bezeichneten 
Dienststellen, die nach ihrer Organisation und personellen Besetzung zur Durchführung der Dienstrechtsan-
gelegenheiten geeignet sind, sind als Personalstellen für die Dienstrechtsangelegenheiten der Vertragsbe-
diensteten ihres Wirkungsbereiches zuständig. In Dienstrechtsangelegenheiten eines Vertragsbediensteten, 
der eine unmittelbar nachgeordnete Personalstelle leitet oder einer beim obersten Verwaltungsorgan einge-
richteten Dienststelle ununterbrochen mehr als zwei Monate zur Dienstleistung zugeteilt ist, ist jedoch das 
oberste Verwaltungsorgan als Personalstelle zuständig. 
[ab 1.1.2014 treten an die Stelle des § 2e Abs. 1 folgende Bestimmungen:] 
 „(1) Die obersten Verwaltungsorgane des Bundes sind innerhalb ihres Wirkungsbereichs jeweils als 
oberste Personalstelle zuständig. 
 (1a) Jede Bundesministerin oder jeder Bundesminister kann im Einvernehmen mit der Bundeskanzlerin 
oder dem Bundeskanzler durch Verordnung für den Wirkungsbereich der nachgeordneten Dienststellen in-
nerhalb ihres oder seines Ressorts nachgeordnete Personalstellen errichten. 
 (1b) In Dienstrechtsangelegenheiten einer oder eines Vertragsbediensteten, die oder der eine nachgeord-
nete Dienstbehörde leitet, sowie einer oder eines Vertragsbediensteten einer nachgeordneten Dienststelle, die 
oder der der Zentralstelle ohne Unterbrechung mehr als zwei Monate zur Dienstleistung zugeteilt ist, ist die 
oberste Personalstelle zuständig.“ 
 (2) (entfällt) 
 (3) Dienstrechtsangelegenheiten, die ihrer Natur nach einer sofortigen Erledigung bedürfen oder von un-
tergeordneter Bedeutung sind, obliegen dem Leiter der Dienststelle; welche Angelegenheiten dies sind, wird 
durch Verordnung der Bundesregierung festgestellt. Die Zuständigkeit des Leiters der Dienststelle erstreckt 
sich in diesem Falle auf alle bei der Dienststelle in Verwendung stehenden Vertragsbediensteten, unabhängig 
davon, ob diese der Dienststelle angehören oder nur zur Dienstleistung zugewiesen sind; diese Bestimmung 
ist insoweit nicht anzuwenden, als verfassungsrechtliche Vorschriften über die Ausübung der Diensthoheit 
entgegenstehen. 
 (4) Welche Dienststelle als Personalstelle im einzelnen Fall zuständig ist, richtet sich bei Vertragsbediens-
teten nach der Dienststelle, der der Bedienstete angehört, und bei der Begründung eines Dienstverhältnisses 
nach der Dienststelle, bei der die Anstellung angestrebt wird. Ist die Dienststelle, der der Vertragsbedienstete 
angehört, nicht gleichzeitig Personalstelle, ist für sie jene Personalstelle zuständig, zu der sie auf Grund der 
Organisationsvorschriften gehört. 
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 (5) Die Zuständigkeit der Universitäten und der Universitäten für Künste zur weisungsfreien (autonomen) 
Besorgung der Dienstrechtsangelegenheiten ihrer Vertragsbediensteten bleibt durch die Abs. 1 bis 4 unbe-
rührt. 
 

Aufnahme 
§ 3. (1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei denen nachstehende Voraus-
setzungen zutreffen: 
1. a) bei Verwendungen gemäß § 6c Abs. 1 die österreichische Staatsbürgerschaft, 

b)  bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder unbeschränkter Zugang zum 
österreichischen Arbeitsmarkt, 

2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen Minderjährigkeit; 
3. die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Ver-

wendung verbunden sind, sowie die Erfüllung der in besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen, 
und 

4. ein Lebensalter von mindestens 15 Jahren. 
 (1a) Die Voraussetzung der fachlichen Eignung gemäß Abs. 1 Z 3 umfasst auch die Beherrschung der 
deutschen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen, für deren Ausübung die Beherrschung der deut-
schen Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für diese Verwendung erforderli-
chen Ausmaß nachzuweisen. 
 (2) Wenn geeignete Bewerber, die das betreffende Erfordernis erfüllen, nicht zur Verfügung stehen, kann 
der Dienstgeber vom Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft in begründeten Ausnahmefällen 
absehen. 
 (3) Eine vor Vollendung des 18. Lebensjahres im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit ist für Rechte, die 
von der Dauer des Dienstverhältnisses oder von der Dauer einer bestimmten Dienstzeit abhängen, nur in den 
Fällen der §§ 19, 24, 26, 27a und 28b zu berücksichtigen. 
 (4) Die Personalstelle hat vor jeder Neuaufnahme jedenfalls eine Strafregisterauskunft gemäß § 9 des 
Strafregistergesetzes 1968, BGBl. Nr. 277, einzuholen. Soll die Verwendung an einer Einrichtung zur 
Betreuung, Erziehung oder Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen erfolgen, hat die Personalstelle 
zusätzlich eine Auskunft gemäß § 9a Strafregistergesetz 1968 einzuholen. 
 (5) Strafregisterauskünfte gemäß Abs. 4 sind nach ihrer Überprüfung von der Dienstbehörde unverzüglich 
zu löschen. 
 (6) Die Abs. 4 und 5 gelten abweichend von § 1 für alle Neuaufnahmen in den Bundesdienst. 
 

Übernahme aus einem anderen Bundesdienstverhältnis 
§ 3a. Wird ein Bediensteter aus einem Bundesdienstverhältnis, auf das die Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes nicht anzuwenden waren, in ein Dienstverhältnis übernommen, das in den Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fällt, so ist er vom Zeitpunkt der Übernahme an so zu behandeln, als ob er schon während 
der Zeit des früheren Dienstverhältnisses Vertragsbediensteter nach diesem Bundesgesetz gewesen wäre. 
 

Übernahme durch ein anderes Ressort 
§ 3b. (1) Strebt ein Vertragsbediensteter seine Übernahme durch ein anderes Ressort an und fordert ihn die-
ses an, hat das Ressort, dem der Vertragsbedienstete angehört, eine Dienstzuteilung spätestens mit Wirkung 
von dem Monat zu verfügen, der auf den Ablauf von drei Monaten nach Einlangen der Aufforderung folgt. 
Der vom anfordernden Ressort verlangten Dienstzuteilung ist bis zu einer Dauer von drei Monaten zu ent-
sprechen. Eine länger dauernde Dienstzuteilung bedarf der Zustimmung des abgebenden Ressorts. 
 (2) Strebt ein Vertragsbediensteter seine Übernahme durch ein anderes Ressort an und fordert ihn dieses 
an, ist das anfordernde Ressort nach Ablauf von drei Monaten nach dem Einlangen der Anforderung berech-
tigt, mit Wirksamkeit ab dem nächstfolgenden Monatsersten in das zu diesem Zeitpunkt aufrechte Dienstver-
hältnis mit dem Vertragsbediensteten anstelle des abgebenden Ressorts einzutreten. 
 (3) Strebt ein Vertragsbediensteter seine Übernahme durch den Rechnungshof an und fordert ihn dieser 
an, hat das Ressort, dem der Vertragsbedienstete angehört, eine Dienstzuteilung spätestens mit Wirksamkeit 
von dem Monat zu verfügen, der auf den Ablauf von drei Monaten nach Einlangen der Anforderung folgt. 
Der vom Rechnungshof verlangten Dienstzuteilung ist bis zu einer Dauer von einem Jahr zu entsprechen. 
Eine länger dauernde Dienstzuteilung bedarf der Zustimmung des abgebenden Ressorts. 
 (4) Verlangt der Rechnungshof mit Zustimmung des Vertragsbediensteten seine Übernahme zum Rech-
nungshof, ist der Rechnungshof zu dem auf den Ablauf der Dienstzuteilung folgenden Monatsersten berech-
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tigt, in das zu diesem Zeitpunkt aufrechte Dienstverhältnis mit dem Vertragsbediensteten anstelle des abge-
benden Ressorts einzutreten. 
 (5) Abs. 1 bis 4 sind abweichend vom § 1 auf alle Bundesbediensteten anzuwenden, die nicht Beamte 
sind. 
 

Dienstvertrag 
§ 4. (1) Dem Vertragsbediensteten ist unverzüglich nach dem Beginn des Dienstverhältnisses und spätestens 
einen Monat nach dem Wirksamkeitsbeginn jeder Änderung des Dienstvertrages eine schriftliche Ausferti-
gung des Dienstvertrages und allfälliger Nachträge zum Dienstvertrag auszufolgen. Die Ausfertigung ist von 
beiden Vertragsteilen zu unterschreiben. 
 (2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls Bestimmungen darüber zu enthalten, 
1. mit welchem Tag das Dienstverhältnis beginnt, 
2. ob der Vertragsbedienstete für einen bestimmten Dienstort oder für einen örtlichen Verwaltungsbereich 

aufgenommen wird, 
3. ob und für welche Person der Vertragsbedienstete zur Vertretung aufgenommen wird, 
4. ob das Dienstverhältnis auf Probe, auf bestimmte Zeit oder auf unbestimmte Zeit eingegangen wird, und 

bei Dienstverhältnissen auf bestimmte Zeit, wann das Dienstverhältnis endet, 
5. für welche Beschäftigungsart der Vertragsbedienstete aufgenommen wird und welchem Entlohnungs-

schema, welcher Entlohnungsgruppe und - wenn die Entlohnungsgruppe in Bewertungsgruppen geglie-
dert ist, welcher Bewertungsgruppe - in den Fällen des § 68 befristet - er demgemäß zugewiesen wird, 

6. in welchem Ausmaß der Vertragsbedienstete beschäftigt wird (Vollbeschäftigung oder Teilbeschäfti-
gung), 

7. ob und welche Grundausbildung nach § 67 bis zum Abschluss der Ausbildungsphase erfolgreich zu ab-
solvieren ist, 

8. dass dieses Bundesgesetz und die zu seiner Durchführung erlassenen Verordnungen in der jeweils gelten-
den Fassung auf das Dienstverhältnis anzuwenden sind. 

 (3) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf bestimmte Zeit eingegangen, wenn es von vornherein auf 
die Besorgung einer bestimmten, zeitlich begrenzten Arbeit oder auf eine kalendermäßig bestimmte Zeit 
abgestellt ist. Ein Dienstverhältnis auf Probe kann nur für die Höchstdauer eines Monates eingegangen wer-
den. 
 (4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit eingegangen worden ist, kann auf bestimmte Zeit einmal 
verlängert werden; diese Verlängerung darf drei Monate nicht überschreiten. Wird das Dienstverhältnis dar-
über hinaus fortgesetzt, so wird es von da ab so angesehen, wie wenn es von Anfang an auf unbestimmte Zeit 
eingegangen worden wäre. 
 (5) Zeiten eines Verwaltungspraktikums gemäß Abschnitt Ia sind bei der Anwendung des Abs. 4 nicht zu 
berücksichtigen. 
 (6) Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhältnis dürfen gegenüber 
Vertragsbediensteten mit einem auf unbestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhältnis nicht benachteiligt 
werden, es sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschiedliche Behandlung. 
 (7) Der Dienstgeber hat Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhält-
nis über im Bereich der Dienststelle frei werdende Dienstverhältnisse auf unbestimmte Zeit zu informieren. 
Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an einer geeigneten, für den Vertragsbediensteten 
leicht zugänglichen Stelle im Bereich der Dienststelle erfolgen. 
 

Befristung von Dienstverhältnissen in besonderen Fällen 
§ 4a. (1) Im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses, das im Zusammenhang mit 
1. Tätigkeiten im Rahmen des Kabinetts eines Bundesministers oder des Büros eines Staatssekretärs oder 

eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, angeführten obers-
ten Organes oder 

2. einer Zuweisung gemäß Art. 30 Abs. 5 B-VG nach dem 1. Mai 1995 oder 
3. einer Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 des Bundesministeriengeset-

zes 1986, BGBl. Nr. 76, durch Dienstvertrag. 
eingegangen wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht als eine Verlängerung der 
Dienstverhältnisse nach § 4 Abs. 4 oder gleichartiger Rechtsvorschriften. 
 (2) § 4 Abs. 4 gilt ferner nicht, wenn 
1. der Vertragsbedienstete nur zur Vertretung aufgenommen wurde oder 
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2. das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten im Anschluss an ein Dienstverhältnis, das zum Zweck der 
im Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969, vorgesehenen Weiterverwendung von ausgelernten 
Lehrlingen abgeschlossen wurde, zur Vertretung verlängert wird oder 

3. das Dienstverhältnis nach § 62 Abs. 2, § 70 Abs. 2 oder § 76 Abs. 2 des Ausschreibungsgesetzes 1989, 
BGBl. Nr. 85, befristet verlängert wird, oder 

4. eine in einem befristeten Bundesdienstverhältnis befindliche Person nach § 86 des Ausschreibungsgeset-
zes 1989 neuerlich in ein befristetes Dienstverhältnis übernommen wird. 

 (3) In den Fällen des Abs. 1 und 2 sind, soweit § 24 Abs. 10 nicht anderes bestimmt, Zeiten früherer be-
fristeter und allfälliger unbefristeter Dienstverhältnisse zu einer inländischen Gebietskörperschaft, einer Eig-
nungsausbildung nach den §§ 2b bis 2d VBG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 geltenden Fas-
sung sowie eines Verwaltungspraktikums gemäß Abschnitt Ia für Ansprüche zu berücksichtigen, die sich 
nach der Dauer des Dienstverhältnisses richten, wenn 
1. zwischen der Beendigung eines solchen Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses und der Aufnahme jeweils 

nicht mehr als zehn Wochen verstrichen sind und 
2. das jeweilige Dienst- oder Ausbildungsverhältnis durch Zeitablauf oder durch Kündigung seitens des 

Dienstgebers geendet hat. 
 (4) Übersteigt die gesamte Dienstzeit der mit einem Vertragsbediensteten zu Vertretungszwecken aufein-
anderfolgend eingegangenen befristeten Dienstverhältnisse fünf Jahre, gilt das zuletzt eingegangene Dienst-
verhältnis ab diesem Zeitpunkt als unbefristetes Dienstverhältnis. 
 (5) Die Abs. 1 bis 4 sind abweichend vom § 1 auf alle vertraglich Bediensteten des Bundes anzuwenden. 
 

Personalverzeichnis 
§ 4b. (1) Jede Personalstelle hat über alle ihr angehörenden Vertragsbediensteten ein aktuelles Personalver-
zeichnis zu führen, welches mit dem Personalverzeichnis für Beamtinnen und Beamte zusammengefasst und 
den der Personalstelle angehörenden Vertragsbediensteten möglichst in elektronischer Form zur Einsicht zur 
Verfügung zu stellen ist. Aus Gründen der Übersichtlichkeit können für Teilbereiche getrennte Personalver-
zeichnisse geführt werden. 
 (2) Die Vertragsbediensteten sind im Personalverzeichnis getrennt nach Entlohnungsgruppen und, soweit 
dies in Betracht kommt, innerhalb der Entlohnungsgruppen nach Bewertungsgruppen, anzuführen. 
 (3) Im Personalverzeichnis sind folgende Personaldaten anzuführen: 
1. Name und Geburtsdatum, 
2. Vorrückungsstichtag, 
3. Dienstantrittstag, 
4. Tag der Wirksamkeit der Aufnahme in die Entlohnungsgruppe (oder, sofern dies in Betracht kommt, die 

Bewertungsgruppe), der die oder der Vertragsbedienstete angehört, 
5. Entlohnungsstufe und Tag der Vorrückung in die nächsthöhere Entlohnungsstufe, 
6. Dienststelle der oder des Vertragsbediensteten.  
Z 6 ist auf jene Dienststellen im Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung und Sport nicht 
anzuwenden, durch deren Anführung im Personalverzeichnis militärische Geheimnisse verletzt werden 
könnten. 
  

Allgemeine Dienstpflichten und Pflichtenangelobung 
§ 5. (1) § 43, § 43a, § 45a, § 45b, § 46 Abs. 1 bis 4, § 47, § 53, § 53a, § 54 Abs. 1 und 2 und die §§ 55 bis 59 
BDG 1979, BGBl. Nr. 333, sind anzuwenden. Bei der Anwendung des § 56 Abs. 4 Z 3 BDG 1979 tritt an die 
Stelle eines Karenzurlaubes nach § 75c BDG 1979 ein Karenzurlaub nach § 29e. 
 (2) Die für bestimmte Verwaltungszweige erlassenen Sondervorschriften binden auch die dort verwende-
ten Vertragsbediensteten. 
 (3) Der Vertragsbedienstete hat beim Dienstantritt durch Handschlag zu geloben, die Gesetze der Repu-
blik Österreich zu befolgen und alle mit seinem Dienst verbundenen Pflichten treu und gewissenhaft zu er-
füllen. 
 

Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten 
§ 5a. (1) Der Vertragsbedienstete hat seine Vorgesetzten zu unterstützen und ihre Weisungen, soweit verfas-
sungsgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, zu befolgen. Vorgesetzter ist jeder Organwalter, der mit der 
Dienst- oder Fachaufsicht über den Vertragsbedienstete n betraut ist. 
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 (2) Der Vertragsbedienstete kann die Befolgung einer Weisung ablehnen, wenn die Weisung entweder 
von einem unzuständigen Organ erteilt worden ist oder die Befolgung gegen strafgesetzliche Vorschriften 
verstoßen würde. 
 (3) Hält der Vertragsbedienstete eine Weisung eines Vorgesetzten aus einem anderen Grund für rechts-
widrig, so hat er, wenn es sich nicht wegen Gefahr im Verzug um eine unaufschiebbare Maßnahme handelt, 
vor Befolgung der Weisung seine Bedenken dem Vorgesetzten mitzuteilen. Der Vorgesetzte hat eine solche 
Weisung schriftlich zu erteilen, widrigenfalls sie als zurückgezogen gilt. 
 

Dienstpflichten des Vorgesetzten und des Dienststellenleiters 
§ 5b. (1) Der Vorgesetzte hat darauf zu achten, dass seine Mitarbeiter ihre dienstlichen Aufgaben gesetzmä-
ßig und in zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Weise erfüllen. Er hat seine Mitarbeiter dabei an-
zuleiten, ihnen erforderlichenfalls Weisungen zu erteilen, aufgetretene Fehler und Missstände abzustellen 
und für die Einhaltung der Dienstzeit zu sorgen. Er hat das dienstliche Fortkommen seiner Mitarbeiter nach 
Maßgabe ihrer Leistungen zu fördern und ihre Verwendung so zu lenken, dass sie ihren Fähigkeiten weitge-
hend entspricht. 
 (2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Dienststellenteiles hat außerdem für ein geordnetes Zusam-
menwirken der einzelnen ihm unterstehenden Organisationseinheiten zum Zwecke der Sicherstellung einer 
gesetzmäßigen Vollziehung sowie einer zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Geschäftsgebarung 
zu sorgen. 
 (3) Wird dem Leiter einer Dienststelle in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht einer von 
Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der von ihm 
geleiteten Dienststelle betrifft, hat er dies unverzüglich der zur Anzeige berufenen Stelle zu melden oder, 
wenn er selbst hiezu berufen ist, die Anzeige zu erstatten. Die Anzeigepflicht richtet sich nach § 78 der 
Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGBl. Nr. 631. 
 (4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht, 
1.  wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen 

Vertrauensverhältnisses bedarf, oder 
2.  wenn und solange hinreichende Gründe für die Annahme vorliegen, die Strafbarkeit der Tat werde binnen 

kurzem durch schadensbereinigende Maßnahmen entfallen. 
 

Telearbeit 
§ 5c. (1) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, kann mit einem Ver-
tragsbediensteten vereinbart werden, dass er regelmäßig bestimmte dienstliche Aufgaben in seiner Wohnung 
oder einer von ihm selbst gewählten, nicht zu seiner Dienststelle gehörigen Örtlichkeit unter Einsatz der da-
für erforderlichen Informations- und Kommunikationstechnik verrichtet (Telearbeit), wenn 
1. sich der Vertragsbedienstete hinsichtlich Arbeitserfolg, Einsatzbereitschaft und der Fähigkeit zum selb-

ständigen Arbeiten bewährt hat, 
2. die Erreichung des vom Vertragsbediensteten zu erwartenden Arbeitserfolges durch ergebnisorientierte 

Kontrollen festgestellt werden kann und 
3. der Vertragsbedienstete sich verpflichtet, die für die Wahrung der Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit 

und anderer Geheimhaltungspflichten erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
 (2) In der Vereinbarung nach Abs. 1 sind insbesondere zu regeln: 
1. Art, Umfang und Qualität der in Form von Telearbeit zu erledigenden dienstlichen Aufgaben, 
2. die dienstlichen Abläufe und die Formen der Kommunikation zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern 

der Dienststelle und dem Telearbeit verrichtenden Vertragsbediensteten, 
3. die Zeiten, in denen der Telearbeit verrichtende Vertragsbedienstete sich dienstlich erreichbar zu halten 

hat und 
4. die Anlassfälle und Zeiten, in denen der Telearbeit verrichtende Vertragsbedienstete verpflichtet ist, an 

der Dienststelle anwesend zu sein. 
 (3) Telearbeit kann höchstens für die Dauer eines Jahres vereinbart werden. Verlängerungen um jeweils 
höchstens ein Jahr sind zulässig. 
 (4) Die Vereinbarung von Telearbeit endet  
1. durch Erklärung des Dienstgebers, wenn 

a) eine der Voraussetzungen nach Abs. 1 entfällt, 
b) der Vertragsbedienstete einer sich aus Abs. 1 Z 3 oder Abs. 2 Z 2 bis 4 ergebenden Verpflichtung wie-

derholt nicht nachkommt oder 



VBG – S. 13 

c) der Vertragsbedienstete wiederholt den in der regelmäßigen Wochendienstzeit zu erwartenden Ar-
beitserfolg nicht erbringt oder 

2. durch Erklärung des Vertragsbediensteten. 
 (5) Vom Bund sind dem Vertragsbediensteten die zur Verrichtung von Telearbeit erforderliche technische 
Ausstattung sowie die dafür notwendigen Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen. 
 

Versetzung an einen anderen Dienstort 
§ 6. (1) Eine Versetzung an einen anderen Dienstort ist ohne Zustimmung des Vertragsbediensteten zulässig, 
wenn 
1. an dieser Versetzung ein dienstliches Interesse besteht und 
2. diese Versetzung innerhalb des Versetzungsbereiches der für ihn zuständigen Personalstelle erfolgt. 
Bei der Versetzung an einen anderen Dienstort sind die persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse 
des Vertragsbediensteten zu berücksichtigen und eine angemessene Übersiedlungsfrist zu gewähren. 
 (2) Der Versetzungsbereich der beim obersten Organ eingerichteten Personalstelle umfasst diese Dienst-
stelle sowie alle ihr nachgeordneten Dienststellen, soweit sie nicht gleichzeitig Personalstelle oder einer sol-
chen Personalstelle nachgeordnete Dienststellen sind. Der Versetzungsbereich einer nachgeordneten Perso-
nalstelle umfasst diese nachgeordnete Personalstelle sowie alle ihr nachgeordneten Dienststellen. 
 (3) In Dienstbereichen, in denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Vertragsbediensteten 
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen, ist eine Versetzung ohne die Einschränkungen 
der Abs. 1 und 2 zulässig. 
 (4) Die Versetzung eines Vertragsbediensteten, der nicht mehr nach § 32 Abs. 4 gekündigt werden darf, 
ist bei einer Änderung der Verwaltungsorganisation einschließlich der Auflassung des Arbeitsplatzes auch an 
einen außerhalb des Versetzungsbereiches der für ihn zuständigen Personalstelle gelegenen Dienstort zuläs-
sig, wenn eine Weiterbeschäftigung in einer seiner Entlohnungsgruppe entsprechenden Verwendung im Ver-
setzungsbereich seiner Personalstelle unmöglich ist. 
 

Dienstzuteilung 
§ 6a. (1) Eine Dienstzuteilung liegt vor, wenn der Vertragsbedienstete vorübergehend einer anderen Dienst-
stelle zur Dienstleistung zugewiesen und für die Dauer dieser Zuweisung mit der Wahrnehmung von Aufga-
ben eines in der Geschäftseinteilung dieser Dienststelle vorgesehenen Arbeitsplatzes betraut wird. 
 (2) Eine Dienstzuteilung ist nur aus dienstlichen Gründen zulässig. Sie darf ohne schriftliche Zustimmung 
des Vertragsbediensteten höchstens für die Dauer von insgesamt 90 Tagen in einem Kalenderjahr ausgespro-
chen werden. 
 (3) Eine darüber hinausgehende Dienstzuteilung oder Verkürzung des Zeitraumes, in dem nach Abs. 2 
eine neuerliche Dienstzuteilung zulässig ist, ist ohne Zustimmung des Vertragsbediensteten nur dann zuläs-
sig, wenn 
1. der Dienstbetrieb auf andere Weise nicht aufrechterhalten werden kann oder 
2. sie zum Zweck einer Ausbildung erfolgt. 
 (4) Bei einer Dienstzuteilung ist auf die bisherige Verwendung des Vertragsbediensteten und auf sein 
Dienstalter, bei einer Dienstzuteilung an einen anderen Dienstort außerdem auf seine persönlichen, familiä-
ren und sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehmen. 
 (5) Die Abs. 2 bis 4 sind auch bei einer Verwendung in einem Dienststellenteil anzuwenden, der außer-
halb des Dienstortes liegt. 
 (6) In Dienstbereichen, in denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Vertragsbediensteten 
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen, ist eine Dienstzuteilung ohne die Einschränkun-
gen der Abs. 2 bis 5 zulässig. 
 
§ 6b. (1) § 39a und § 39 b BDG 1979 ist auf Vertragsbedienstete anzuwenden. 
 (2) Abs. 1 ist abweichend vom § 1 auf alle Bundesbediensteten anzuwenden, die nicht Beamte sind. 
 
§ 6c. (1) Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Verbundenheit zu Österreich voraussetzen, die nur 
von Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind ausschließlich Vertragsbe-
diensteten mit österreichischer Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche Verwendungen sind insbesondere 
jene, die  
1. die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der Besorgung hoheitlicher Aufgaben und 
2. die Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates 
beinhalten. 



VBG – S. 14 

 (2) Vertragsbedienstete, die miteinander verheiratet sind, die in eingetragener Partnerschaft leben, die 
zueinander in einem Wahlkindschaftsverhältnis stehen oder die miteinander in auf- oder absteigender Linie 
oder bis einschließlich zum dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind, dürfen nicht in 
folgenden Naheverhältnissen verwendet werden: 
1. Weisungs- oder Kontrollbefugnis der oder des einen gegenüber der oder dem anderen Vertragsbedienste-

ten, 
2. Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung.  
Diese Verwendungsbeschränkungen gelten auch im Verhältnis zwischen Vertragsbediensteten und Beamtin-
nen und Beamten, Lehrlingen oder Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten.  
 (3) Die Zentralstelle kann Ausnahmen von den Verwendungsbeschränkungen des Abs. 2 genehmigen, 
wenn aus besonderen Gründen eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nicht zu befürchten ist. 
 (4) Die Genehmigung einer Ausnahme gemäß Abs. 3 ist an der Amtstafel der betroffenen Dienststelle zu 
veröffentlichen. Die Veröffentlichung hat 
1. die Namen der betroffenen Bediensteten und ihre Funktionen, 
2. das zwischen diesen Bediensteten bestehende Weisungs-, Kontroll- oder sonstige in Abs. 2 angeführte 

dienstliche Verhältnisse und 
3. jene besonderen Gründe, die eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen im konkreten Fall nicht be-

fürchten lassen,  
anzuführen. 
 

Dienstverhinderung 
§ 7. (1) Ist ein Vertragsbediensteter durch Krankheit oder aus anderen wichtigen Gründen verhindert, seinen 
Dienst zu versehen, so hat er dies ohne Verzug seinem Vorgesetzten anzuzeigen und auf dessen Verlangen 
den Grund der Verhinderung zu bescheinigen. Der Grund ist jedenfalls zu bescheinigen, wenn die Dienst-
verhinderung länger als drei Arbeitstage dauert. 
 (2) Ein wegen Krankheit vom Dienst abwesender Vertragsbediensteter ist verpflichtet, sich auf Anord-
nung seines Vorgesetzten der ärztlichen Untersuchung zu unterziehen. 
 (3) Kommt der Vertragsbedienstete diesen Verpflichtungen nicht nach, so verliert er für die Dauer der 
Säumnis den Anspruch auf seine Bezüge, es sei denn, er macht glaubhaft, dass der Erfüllung dieser Ver-
pflichtungen unabwendbare Hindernisse entgegengestanden sind. 
 
§ 8. (entfällt) 
 

Bezüge 
§ 8a. (1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das Monatsentgelt und allfällige Zulagen (Dienstzulagen, 
Funktionszulage, Exekutivdienstzulage, Verwaltungsdienstzulage, Erzieherzulage, Ergänzungszulagen, Pfle-
gedienstzulage, Pflegedienst-Chargenzulage, Heeresdienstzulage, Teuerungszulagen). Soweit in diesem 
Bundesgesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu bemessen sind, sind Dienstzulagen, die Funktionszula-
ge, die Exekutivdienstzulage, die Verwaltungsdienstzulage, die Erzieherzulage, die Pflegedienstzulage, die 
Pflegedienst-Chargenzulage, die Heeresdienstzulage und Ergänzungszulagen dem Monatsentgelt zuzuzählen. 
 (2) Außer dem Monatsentgelt gebührt dem Vertragsbediensteten für jedes Kalendervierteljahr eine Son-
derzahlung in der Höhe von 50 vH des Monatsentgeltes, die ihm für den Monat der Auszahlung zustehen. 
Steht ein Vertragsbediensteter während des Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung gebührt, nicht 
ununterbrochen im Genuss des vollen Monatsentgeltes, so gebührt ihm als Sonderzahlung nur der entspre-
chende Teil. Als Monat der Auszahlung gilt beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis jedenfalls der Mo-
nat des Ausscheidens. 
 
§ 9. (entfällt) 
 

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas I 
§ 10. Das Entlohnungsschema I umfasst die folgenden Entlohnungsgruppen: 
 Entlohnungsgruppe a = höherer Dienst, 
 Entlohnungsgruppe b = gehobener Dienst, 
 Entlohnungsgruppe c = Fachdienst, 
 Entlohnungsgruppe d = mittlerer Dienst, 
 Entlohnungsgruppe e = Hilfsdienst. 
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Monatsentgelt des Entlohnungsschemas I 
§ 11. (1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I beträgt: 

  
 (2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entlohnungsstufe 1. 
 
§ 12. Die Tätigkeit eines Verhandlungsschriftführers in Strafsachen ist der Entlohnungsgruppe c zuzuordnen, 
wenn diese Tätigkeit tatsächlich und nicht bloß fallweise mit mindestens sieben Verhandlungsstunden in der 
Woche erbracht wird. Andernfalls ist die Tätigkeit eines Verhandlungsschriftführers in Strafsachen der Ent-
lohnungsgruppe d zuzuordnen. 
 

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas II 
§ 13. Die in der Anlage 1 zum Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333, geregelten Ernennungser-
fordernisse für die Beamten in handwerklicher Verwendung gelten als Bestimmungen über die Vorausset-
zungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas II. Hiebei entsprechen 
 der Verwendungsgruppe P 1 die Entlohnungsgruppe p 1, 
 der Verwendungsgruppe P 2 die Entlohnungsgruppe p 2, 
 der Verwendungsgruppe P 3 die Entlohnungsgruppe p 3, 
 der Verwendungsgruppe P 4 die Entlohnungsgruppe p 4, 
 der Verwendungsgruppe P 5 die Entlohnungsgruppe p 5. 
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Monatsentgelt des Entlohnungsschemas II 
§ 14. (1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas II beträgt: 

  
 (2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entlohnungsstufe 1. 
 (3) (entfällt) 
 (4) Ergibt sich die Notwendigkeit, einen Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas II vorübergehend 
zu Arbeiten heranzuziehen, die von Vertragsbediensteten einer höheren Entlohnungsgruppe des Entloh-
nungsschemas II versehen werden, so gebührt ihm für die Dauer dieser Verwendung eine Ergänzungszulage 
auf das Monatsentgelt, auf das er in der höheren Entlohnungsgruppe Anspruch hätte, jedoch nur dann, wenn 
die vorübergehende Verwendung ununterbrochen länger als einen Monat dauert. Die Dauer dieser Verwen-
dung darf sechs Monate nicht überschreiten. 
 

Überstellung 
§ 15. (1) Überstellung ist die Einreihung eines Vertragsbediensteten in eine andere Entlohnungsgruppe. 
 (2) Für die Ermittlung des in der neuen Entlohnungsgruppe gebührenden Monatsentgelts werden die Ent-
lohnungsgruppen wie folgt zusammengefasst: 
1. Entlohnungsgruppen b, c, d, e, p 1 bis p 5, l2b, l3, u1, k 1 bis k 6, v1 bis v5 und h1 bis h5; 
2. Entlohnungsgruppen I 2a; 
3. Entlohnungsgruppen a, l ph und l 1, Vertragsassistenten an Universitäten und Universitäten der Künste 

und Vertragsdozenten an Universitäten und Universitäten der Künste. 
 (3) Wird ein Vertragsbediensteter aus einer Entlohnungsgruppe in eine gleichwertige oder höhere Entloh-
nungsgruppe derselben Ziffer des Abs. 2 überstellt, so ändern sich seine Entlohnungsstufe und sein Vorrü-
ckungstermin nicht. 
 (4) Wird ein Vertragsbediensteter aus einer Entlohnungsgruppe in eine höhere Entlohnungsgruppe einer 
anderen Ziffer des Abs. 2 überstellt, so gebühren ihm die Entlohnungsstufe und der Vorrückungstermin, die 
sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für die Vorrückung in seiner bisherigen Entlohnungsgruppe maß-
gebend war, in dem Ausmaß in der neuen Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die in 
der folgenden Tabelle angeführten Zeiträume übersteigt: 
Überstellung 
von der in die    Ausbildung im Sinne der für  Zeitraum 
Entlohnungsgruppe Beamte geltenden Ernennungserfordernisse 
gemäß Abs. 2 Z     Jahre 
 1 2  2 
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 1 3 mit abgeschlossener Hochschulbildung gemäß  
   Anlage 1 Z 1.12 oder Z 1.12a BDG 1979 4  
 1 3 in den übrigen Fällen 6 
 2 3 mit abgeschlossener Hochschulbildung gemäß  
   Anlage 1 Z 1.12 oder Z 1.12a BDG 1979 2 
 2 3 in den übrigen Fällen 4 
 (5) Erfüllt ein Vertragsbediensteter das im Abs. 4 angeführte Erfordernis der abgeschlossenen Hoch-
schulbildung gemäß Anlage 1 Z 1.12 oder Z 1.12a BDG 1979 erst nach der Überstellung in eine der im As. 2 
Z 3 angeführten Entlohnungsgruppen, sind seine Entlohnungsstufe und sein Vorrückungstermin mit Wirkung 
vom Tag der Erfüllung dieses Erfordernisses entsprechend dem Abs. 4 neu festzusetzen. 
 (6) Wird ein Vertragsbediensteter in eine niedrigere Entlohnungsgruppe überstellt, so gebühren ihm die 
Entlohnungsstufe und der Vorrückungstermin, die sich ergeben hätten, wenn er die Zeit, die für die Vorrü-
ckung in der bisherigen Entlohnungsgruppe maßgebend war, als Vertragsbediensteter der niedrigeren Ent-
lohnungsgruppe zurückgelegt hätte. 
 (7) Ist ein Vertragsbediensteter in eine höhere Entlohnungsgruppe überstellt worden und wird er nachher 
in eine niedrigere Entlohnungsgruppe überstellt, so ist er so zu behandeln, als ob er bis zur Überstellung in 
die niedrigere Entlohnungsgruppe in der Entlohnungsgruppe geblieben wäre, aus der er in die höhere Ent-
lohnungsgruppe überstellt worden ist. 
 

Ergänzungszulage aus Anlass einer Überstellung 
§ 15a. (1) Ist nach einer Überstellung das jeweilige Monatsentgelt in der neuen Entlohnungsgruppe niedriger 
als das Monatsentgelt, das dem Vertragsbediensteten jeweils in seiner bisherigen Entlohnungsgruppe zu-
kommen würde, gebührt dem Vertragsbediensteten eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt.  
 (2) Abweichend vom Abs. 1 ist diese Ergänzungszulage nach Maßgabe des Erreichens eines höheren 
Monatsentgelts einzuziehen, wenn der Vertragsbedienstete  
1. in ein anderes Entlohnungsschema oder 
2. in eine niedrigere Entlohnungsgruppe 
überstellt wird. 
 (3) Bei der Ermittlung der Ergänzungszulage sind die im § 8a Abs. 1 angeführten Zulagen dem Monats-
entgelt zuzurechnen. Nicht zuzurechnen sind jedoch 
1. (entfällt) 
2. die Funktionszulage, 
3. Dienstzulagen, soweit sie nur für die Dauer einer bestimmten Verwendung gebühren. 
 (4) Ist jedoch in der neuen Entlohnungsgruppe die Summe aus Monatsentgelt und Zulagen unter Ein-
schluss der Ergänzungszulage nach Abs. 3 und der im Abs. 3 Z 2 und 3 genannten Zulagen höher als der sich 
aus den Abs. 1 und 2 ergebende Vergleichsbezug unter Einschluss allfälliger im Abs. 3 Z 2 und 3 genannten 
Zulagen, vermindert sich die Ergänzungszulage um den Differenzbetrag zwischen diesen beiden Vergleichs-
bezügen. 
 

Kinderzuschuss 
§ 16. Vertragsbedienstete haben Anspruch auf Kinderzuschuss, soweit ihnen nicht auf Grund eines öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnisses gleichartige Zuschüsse gebühren. § 4 GehG ist sinngemäß anzuwenden. 
 

Anfall und Einstellung des Entgeltes 
§ 17. (1) Der Anspruch auf das Monatsentgelt beginnt mit dem Tag des Dienstantrittes. 
 (2) Bei Änderungen des Monatsentgeltes ist, wenn nicht etwas anderes festgelegt wird oder sich aus den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ergibt, der Tag des Wirksamwerdens der bezüglichen Maßnahme be-
stimmend. 
 (3) Der Anspruch auf das Monatsentgelt endet mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. Wenn jedoch 
den Dienstgeber ein Verschulden an dem vorzeitigen Austritt des Vertragsbediensteten trifft, so behält dieser 
seine vertragsmäßigen Ansprüche auf das Monatsentgelt für den Zeitraum, der bis zur Beendigung des 
Dienstverhältnisses durch Ablauf der bestimmten Vertragszeit oder durch ordnungsmäßige Kündigung durch 
den Dienstgeber hätte verstreichen müssen, unter Einrechnung dessen, was er durch anderweitige Verwen-
dung erworben hat. Für die ersten drei Monate dieses Zeitraumes hat die Einrechnung zu unterbleiben. 
 (4) Gebührt das Monatsentgelt nur für einen Teil des Monates oder ändert sich im Laufe des Monates die 
Höhe des Monatsentgeltes, so entfällt auf jeden Kalendertag der verhältnismäßige Teil des entsprechenden 
Monatsentgeltes. 
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 (5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sind auf den Kinderzuschuss sinngemäß anzuwenden. 
 

Auszahlung 
§ 18. (1) Das Monatsentgelt und der Kinderzuschuss sind für den Kalendermonat zu berechnen und am 15. 
jedes Monats oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist, am vorhergehenden Arbeitstag für den laufenden 
Kalendermonat, spätestens aber am Ende des Dienstverhältnisses auszuzahlen. 
 (2) Die für das erste Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung ist am 15. März, die für das zweite 
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am 15. Juni, die für das dritte Kalendervierteljahr gebühren-
de Sonderzahlung am 15. September und die für das vierte Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung 
am 15. November auszuzahlen. Sind diese Tage keine Arbeitstage, so ist die Sonderzahlung am vorherge-
henden Arbeitstag auszuzahlen. Scheidet der Vertragsbedienstete vor Ablauf eines Kalendervierteljahres aus 
dem Dienstverhältnis aus, so ist die Sonderzahlung binnen einem Monat nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses auszuzahlen. 
 (3) Auszahlungsbeträge oder einzelne Bestandteile der Bezüge sind nötigenfalls auf ganze Cent kaufmän-
nisch zu runden. 
 (4) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, für die Möglichkeit vorzusorgen, dass die ihm gebührenden 
Geldleistungen unbar ein Konto überwiesen werden können. Die Überweisung hat so zu erfolgen, dass das 
Monatsentgelt, der Kinderzuschuss und die Sonderzahlung spätestens an den in den Abs. 1 und 2 angeführ-
ten Auszahlungstagen zur Verfügung stehen. Die im ersten Satz angeführte Verpflichtung gilt nicht für Ver-
tragsbedienstete, die für den vorübergehenden Bedarf aufgenommen werden. 
 

Verjährung 
§ 18a. (1) Der Anspruch auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz verjährt, wenn er nicht innerhalb von 
drei Jahren geltend gemacht wird, nachdem die anspruchsbegründende Leistung erbracht worden oder der 
anspruchsbegründende Aufwand entstanden ist.  
 (2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht entrichteter Leistungen (Übergenüsse) verjährt nach drei 
Jahren ab ihrer Entrichtung.  
 (3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert werden.  
 (4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts über die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung 
sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die schriftliche Geltendmachung eines noch nicht verjährten An-
spruches durch den Vertragsbediensteten gegenüber dem Dienstgeber oder gegenüber der Finanzprokuratur 
die Verjährung unterbricht.  
 (5) Bringt der Vertragsbedienstete innerhalb von drei Monaten  
1. nach Erhalt einer endgültigen abschlägigen Entscheidung oder  
2. - falls der Dienstgeber binnen zwölf Monaten keine endgültige Entscheidung trifft - nach Ablauf dieser 

Frist  
keine Klage ein, so gilt die Unterbrechung als nicht eingetreten. 
 

Umsetzung von Unionsrecht 
§ 18b. Durch die §§ 19, 26 und 82 Abs. 10 bis 13 dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf für den Bereich der Vorrückung im Bundesdienstverhältnis in 
österreichisches Recht umgesetzt. 
 

Vorrückung in höhere Entlohnungsstufen 
§ 19. (1) Für die Vorrückung ist der Vorrückungsstichtag maßgebend. Soweit im Folgenden nichts anderes 
bestimmt ist, beträgt der für die Vorrückung in die zweite in jeder Entlohnungsgruppe in Betracht kommende 
Entlohnungsstufe erforderliche Zeitraum fünf Jahre, ansonsten zwei Jahre. 
 (2) Die Vorrückung findet an dem auf die Vollendung des zwei- oder fünfjährigen Zeitraumes folgenden 
1. Jänner oder 1. Juli statt (Vorrückungstermin). Die zwei- oder fünfjährige Frist gilt auch dann als am Vor-
rückungstermin vollstreckt, wenn sie vor dem Ablauf des dem Vorrückungstermin folgenden 31. März bzw. 
30. September endet. 
 

Dienstzeit 
§ 20. (1) Auf die Dienstzeit des Vertragsbediensteten sind die §§ 47a bis 50d BDG 1979 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass 
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1. die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a oder 50b BDG 1979 einschließ-
lich deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß mit dem Vertragsbediensteten bei Vorliegen der gesetzli-
chen Voraussetzungen zu vereinbaren ist und 

2. die Dauer einer Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach § 50a BDG 1979 insgesamt fünf 
Jahre nicht überschreiten darf. 

Auf die in Z 2 angeführte Obergrenze von fünf Jahren zählen auch Zeiten in früheren Dienstverhältnissen, in 
denen die Wochendienstzeit nach § 50a BDG 1979 herabgesetzt war. 
 (2) Durch die Anwendung des § 50a BDG 1979 darf 50% des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen 
Beschäftigungsausmaßes nicht unterschritten werden. Beansprucht der Vertragsbedienstete die Anwendung 
der §§ 50a oder 50b BDG 1979, tritt diese für die Dauer der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit nach der betreffenden Gesetzesbestimmung an die Stelle einer allenfalls bestehenden Teilbeschäftigung 
anderer Art. Die §§ 50a und 50b BDG 1979 sind auf nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete nur anzu-
wenden, wenn dadurch ein bestehendes oder für die Zukunft vereinbartes Beschäftigungsausmaß nicht er-
höht wird. 
 (3) Durch die Abs. 1 und 2 wird die Möglichkeit nicht beschränkt, außerhalb des Anwendungsbereiches 
der §§ 50a und 50b BDG 1979 dienstvertraglich befristete oder unbefristete Teilbeschäftigung zu vereinba-
ren. 
 

Sabbatical 
§ 20a. (1) Mit einem Vertragsbediensteten kann eine Dienstfreistellung in der Dauer von mindestens sechs 
und höchstens zwölf Monaten gegen anteilige Kürzung der Bezüge innerhalb einer Rahmenzeit von zwei bis 
fünf vollen Jahren vereinbart werden, wenn 
1. keine wichtigen dienstlichen Gründe entgegenstehen und 
2. der Vertragsbedienstete seit mindestens fünf Jahren im Bundesdienst steht. 
 (2) Beginn und Dauer der Rahmenzeit sowie Beginn und Ende der Freistellung sind schriftlich zwischen 
Vertragsbediensteten und Personalstelle zu vereinbaren. Die Personalstelle darf eine derartige Vereinbarung 
nicht eingehen, wenn für die Dauer der Freistellung voraussichtlich eine Vertretung erforderlich sein wird 
und nicht gewährleistet ist, dass die erforderliche Vertretung entweder durch einen geeigneten vorhandenen 
Bundesbediensteten oder durch einen ausschließlich zum Zweck dieser Vertretung in ein befristetes vertrag-
liches Dienstverhältnis aufzunehmenden geeigneten Bundesbediensteten wahrgenommen werden können 
wird. 
 (3) Die Freistellung darf im Falle einer zwei- oder dreijährigen Rahmenzeit erst nach Zurücklegung einer 
einjährigen und im Falle einer vier- oder fünfjährigen Rahmenzeit erst nach Zurücklegung einer zweijährigen 
Dienstleistungszeit angetreten werden. Sie ist ungeteilt zu verbrauchen. Der Vertragsbedienstete darf wäh-
rend der Freistellung nicht zur Dienstleistung herangezogen werden. 
 (4) Während der übrigen Rahmenzeit (Dienstleistungszeit) hat der Vertragsbedienstete entsprechend dem-
jenigen Beschäftigungsausmaß, das für ihn ohne Sabbatical gelten würde, Dienst zu leisten. 
 (5) Auf Ansuchen des Vertragsbediensteten kann das Sabbatical beendet werden, wenn keine wichtigen 
dienstlichen Interessen entgegenstehen. 
 (6) Das Sabbatical endet bei 
1. Karenzurlaub oder Karenz, 
2. gänzlicher Dienstfreistellung oder Außerdienststellung, 
3. Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst, 
4. Suspendierung, 
5. unentschuldigter Abwesenheit vom Dienst oder 
6. Beschäftigungsverbot nach dem MSchG, 
sobald feststeht, dass der jeweilige Anlass die Dauer eines Monats überschreitet. 
 

Bezüge während des Sabbaticals 
§ 20b. (1) Für die Dauer der Rahmenzeit nach § 20a gebührt dem Vertragsbediensteten das Monatsentgelt in 
dem Ausmaß, das 
1. seiner besoldungsrechtlichen Stellung und 
2. dem Anteil der Dienstleistungszeit an der gesamten Rahmenzeit 
entspricht. 
 (2) Der Anspruch auf allfällige Nebengebühren, Vergütungen und Abgeltungen besteht während der 
Dienstleistungszeit in demjenigen Ausmaß, in dem sie gebühren würden, wenn kein Sabbatical nach § 20a 
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gewährt worden wäre. Während der Freistellung besteht kein Anspruch auf Nebengebühren, Vergütungen 
und Abgeltungen abgesehen von einem Kinderzuschuss und“einer allfälligen Jubiläumszuwendung. 
 (3) Besteht während der Dienstleistungszeit ein unterschiedliches Beschäftigungsausmaß oder ändert sich 
dieses während der Dienstleistungszeit, ist Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Monatsentgelt 
während der (restlichen) Dienstleistungszeit bei möglichst gleichmäßiger Aufteilung über die (restliche) 
Rahmenzeit höchstens in dem Ausmaß gebührt, das dem jeweiligen Beschäftigungsausmaß entspricht. Wird 
die Freistellung vorzeitig beendet, so sind die Bezüge entsprechend der Dauer der abgelaufenen Rahmenzeit 
abzurechnen. Gegen eine sich daraus allenfalls ergebende Bundesforderung kann Empfang in gutem Glauben 
nicht eingewendet werden. 
 (4) Wird das Sabbatical vorzeitig beendet, sind die während des abgelaufenen Teiles der Rahmenzeit 
gebührenden Bezüge unter Berücksichtigung der bis zur Beendigung tatsächlich erbrachten Dienstleistung 
neu zu berechnen. Eine sich daraus allenfalls ergebende Bundesforderung ist, sofern möglich, durch Abzug 
von den Bezügen des Vertragsbediensteten hereinzubringen. Gegen eine solche Bundesforderung kann 
Verbrauch in gutem Glauben nicht eingewendet werden. Besteht wegen Karenz kein Anspruch auf Bezüge, 
ist die Bundesforderung auf Antrag bis zum Wiederantritt des Dienstes zu stunden. 
 (5) Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn der Vertragsbedienstete unmittelbar nach Beendigung des vertrag-
lichen Dienstverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis aufgenommen wird. In diesem Fall 
ist das Sabbatical nach den für Beamte geltenden Bestimmungen weiterzuführen. 
 

Entlohnung bei Teilzeitbeschäftigung 
§ 21. (1) Nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden Teil des 
Monatsentgelts. 
 (2) § 12f GehG ist sinngemäß anzuwenden. 
 

Nebengebühren, Zulagen und Vergütungen 
§ 22. (1) Für die Nebengebühren, den Fahrtkostenzuschuss und die Jubiläumszuwendung gelten die ein-
schlägigen Bestimmungen für die Bundesbeamten sinngemäß. Die Jubiläumszuwendung für den teilbeschäf-
tigten Vertragsbediensteten ist jedoch nach jenem Teil des seiner Einstufung entsprechenden Monatsentgel-
tes zu bemessen, der seinem durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß in seinem bisherigen Dienstverhältnis 
entspricht. Dem Übertritt oder der Versetzung in den Ruhestand im Sinne des § 20c GehG ist das Enden des 
Dienstverhältnisses gleichzuhalten, wenn zum Zeitpunkt des Endens die Anspruchsvoraussetzungen auf eine 
Pensionsleistung nach § 253 oder § 253b in der am 31. Dezember 2003 geltenden Fassung in Verbindung 
mit § 607 Abs. 10 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, erfüllt sind. 
Die §§ 15a, 16 und 17 GehG sind auf alle Fälle von Teilbeschäftigungen anzuwenden. § 20c Abs. 6 des Ge-
haltsgesetzes 1956 ist auf Vertragsbedienstete nicht anzuwenden. 
 (2) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I und des Entlohnungsschemas II gebührt eine 
Verwaltungsdienstzulage. Sie beträgt 
 in der Entlohnungsgruppe Entlohnungsstufe 
 p 1 bis p 5, e, d, c, b 
  a    1 bis 8 154,8 € 
  a     ab 9 196,6 € 
 (3) Ein Anspruch auf Verwaltungsdienstzulage besteht nicht für Zeiträume, für die ein Anspruch auf die 
Heeresdienstzulage nach § 85 besteht. 
 (4) Für den Anspruch auf Omnibuslenkerzulage, Pflegedienstzulage und Pflegedienst-Chargenzulage 
gelten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die Bundesbeamten sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass Vertragsbediensteten des Krankenpflegefachdienstes und Hebammen bis zur Entlohnungsstufe 10 die 
niedrigste und ab der Entlohnungsstufe 11 die höhere Pflegedienstzulage gebührt. 
 (5) (entfällt) 
 (6) § 40c Abs. 1 bis 4 und 6 des Gehaltsgesetzes 1956 ist auf entsprechend verwendete Vertragsbedienste-
te der Entlohnungsgruppe a des Entlohnungsschemas I mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
1. an die Stelle der im § 40c Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 angeführten Arten von Teilbeschäftigungen 

eine Teilbeschäftigung oder Teilzeitbeschäftigung des Vertragsbediensteten, 
2. an die Stelle der im § 40c Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 angeführten Zugehörigkeit zum Dienststand 

das Bestehen des Dienstverhältnisses des Vertragsbediensteten 
tritt. 
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Im Ausland verwendete Vertragsbedienstete 
§ 22a. Auf den an einen im Ausland gelegenen Dienstort versetzten Vertragsbediensteten sind die §§ 21 bis 
21h GehG sowie die zu ihrer Durchführung erlassenen Verordnungen anzuwenden. Dabei entspricht dem 
Anspruch auf Gehalt (§ 21g Abs. 1 GehG) der Anspruch auf Monatsentgelt oder laufende Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers für die Zeit des Beschäftigungsverbotes nach § 3 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 
MSchG. 
 

Leistungsprämie im Rahmen der Flexibilisierungsklausel 
§ 22b. § 112j Abs. 1 bis 3 des Gehaltsgesetzes 1956 ist auf Vertragsbedienstete mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an die Stelle des Monatsbezuges des Beamten das Monatsentgelt des Vertragsbediensteten tritt. Der 
Bezug einer Leistungsprämie nach dem ersten Satz in Verbindung mit § 112j Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 
1956 schließt für das betreffende Kalenderjahr den Bezug einer Leistungsprämie nach § 76 aus. 
 

Sachleistungen 
§ 23. Auf die Vertragsbediensteten sind die §§ 60 und 80 BDG 1979 und die §§ 24 bis 24c des Gehaltsgeset-
zes 1956 samt den dazu ergangenen Übergangsbestimmungen mit der Maßgabe anzuwenden, dass dem Aus-
scheiden des Beamten aus dem Dienststand ohne gleichzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses (§ 80 Abs. 
5 Z 1 BDG 1979) das Enden des Dienstverhältnisses des Vertragsbediensteten gleichzuhalten ist, wenn aus 
diesem Anlass eine Pensionsleistung nach dem ASVG gebührt. 
 

Ansprüche bei Dienstverhinderung 
§ 24. (1) Ist der Vertragsbedienstete nach Antritt des Dienstes durch Unfall oder Krankheit an der Dienstleis-
tung verhindert, ohne dass er die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt 
hat, so behält er den Anspruch auf das Monatsentgelt bis zur Dauer von 42 Kalendertagen, wenn aber das 
Dienstverhältnis fünf Jahre dauert hat, bis zur Dauer von 91 Kalendertagen, und wenn es zehn Jahre gedauert 
hat, bis zur Dauer von 182 Kalendertagen. 
 (2) Wenn die Dienstverhinderung die Folge einer Gesundheitsschädigung ist, für die der Vertragsbediens-
tete eine Rente nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, oder dem Opferfürsorgege-
setz, BGBl. Nr. 183/1947, bezieht, verlängern sich die Zeiträume, während derer der Anspruch auf das Mo-
natsentgelt fortbesteht, wenn die Minderung der Erwerbsfähigkeit mindestens 50 vH beträgt, derart, dass das 
Ausmaß der auf solche Schädigungen zurückzuführenden Dienstverhinderungen nur zu zwei Dritteln auf die 
im Abs. 1 angeführten Zeiträume angerechnet wird, wenn jedoch die Minderung der Erwerbsfähigkeit min-
destens 70 vH beträgt, derart, dass das Ausmaß der auf solche Schädigungen zurückzuführenden Dienstver-
hinderungen nur zur Hälfte auf die im Abs. 1 angeführten Zeiträume angerechnet wird. 
 (3) Dauert die Dienstverhinderung über die in den Abs. 1 und 2 bestimmten Zeiträume hinaus an, so ge-
bührt den Vertragsbediensteten für die gleichen Zeiträume die Hälfte des Monatsentgeltes. 
 (4) Die in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Ansprüche enden, wenn nicht nach Abs. 6 etwas anderes be-
stimmt wird, jedenfalls mit dem Ende des Dienstverhältnisses. 
 (5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienstverhinderung 
durch Krankheit oder infolge desselben Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung der früheren Dienstverhinde-
rung. 
 (6) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines Dienstunfalls, die der Vertragsbedienstete nicht selbst 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, können die Leistungen des Dienstgebers gemäß Abs. 1 
und 3 über die in den Abs. 1 bis 3 angegebenen Zeiträume, selbst über das Ende des Dienstverhältnisses hin-
aus, ganz oder zum Teil gewährt werden. 
 (7) Wird der Vertragsbedienstete nach Antritt des Dienstes durch andere wichtige, seine Person betref-
fende Gründe ohne sein Verschulden an der Dienstleistung verhindert, so gebühren ihm das Monatsentgelt 
für die ersten 15 Kalendertage in voller Höhe, für weitere 15 Kalendertage in halber Höhe. 
 (8) Weiblichen Vertragsbedienstete gebühren für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs. 1 bis 3 und § 5 
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 1979 (MSchG), BGBl. Nr. 221, nicht beschäftigt werden dürfen, keine Be-
züge, wenn die laufenden Barleistungen des Sozialversicherungsträgers für diese Zeit die Höhe der vollen 
Bezüge erreichen; ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine Ergänzung auf die vollen Bezüge. Die Zeit, 
für die nach den angeführten Bestimmungen ein Beschäftigungsverbot besteht, gilt nicht als Dienstverhinde-
rung im Sinne des Abs. 1. 
 (9) Haben Dienstverhinderungen wegen Unfall oder Krankheit oder aus den Gründen des Abs. 7 ein Jahr 
gedauert, so endet das Dienstverhältnis mit Ablauf dieser Frist, es sei denn, dass vorher seine Fortsetzung 
vereinbart wurde. Bei der Berechnung der einjährigen Frist gilt eine Dienstverhinderung, die innerhalb von 
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sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes eintritt, als Fortsetzung der früheren Dienstverhinderung. Der 
Dienstgeber hat den Vertragsbediensteten spätestens drei Monate vor Ablauf der Frist nachweislich vom 
bevorstehenden Ende des Dienstverhältnisses gemäß Satz 1 zu verständigen. Erfolgt die nachweisliche Ver-
ständigung später, so endet das Dienstverhältnis drei Monate nach dieser Verständigung, sofern der Ver-
tragsbedienstete bis dahin den Dienst nicht wieder angetreten hat und vor Ablauf dieser Frist auch keine Ver-
längerung des Dienstverhältnisses vereinbart worden ist. Die Verständigung gilt auch dann als nachweislich 
erfolgt, wenn sie auf eine Weise zugestellt oder hinterlegt wurde, die den Vorschriften des Zustellgesetzes, 
BGBl. Nr. 200/1982, über die Zustellung zu eigenen Handen oder über eine nachfolgende Hinterlegung ent-
spricht. Abgabestelle ist jedenfalls auch eine vom Vertragsbediensteten dem Dienstgeber bekanntgegebene 
Wohnadresse. 
 (10) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer Gebietskörperschaft sind, wenn zwischen Beendigung 
eines solchen Dienstverhältnisses und der Aufnahme jeweils nicht mehr als sechs Wochen verstrichen sind 
und das jeweilige Dienstverhältnis durch Kündigung seitens des Dienstgebers oder durch Zeitablauf aufge-
löst wurde, der Dauer des Dienstverhältnisses im Sinne der Abs. 1 und 7 zuzurechnen. 
 
§ 24a. (1) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf 
Antrag für die Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu gewähren, wenn 
a) ein Sozialversicherungsträger oder ein Bundessozialamt die Kosten der Kur trägt oder einen Kurkosten-

beitrag leistet und 
b) die Kur in der Benützung einer Mineralquelle oder eines Moorbades oder im Aufenthalt in einem vorge-

schriebenen Klima oder in der therapeutischen Anwendung von kaltem Wasser (sogenannte “Kneipp-
Kur”) besteht und ärztlich überwacht wird. 

 (2) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf Antrag 
auch für die Dauer der Unterbringung in einem Genesungsheim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn der 
Vertragsbedienstete zur völligen Herstellung der Gesundheit von einem Sozialversicherungsträger oder ei-
nem Bundessozialamt nach einem chirurgischen Eingriff oder nach einer schweren Erkrankung in ein Gene-
sungsheim eingewiesen wird und die Kosten des Aufenthaltes im Genesungsheim vom Bundessozialamt 
oder vom Sozialversicherungsträger satzungsgemäß getragen werden. 
 (3) Bei einem Vertragsbediensteten, der im Ausland bei einer österreichischen Dienststelle oder als Ver-
treter (Beobachter) Österreichs bei einer zwischenstaatlichen Organisation seinen Dienst versieht, gelten die 
Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 auch dann als erfüllt, wenn nach einem Gutachten eines Sozialversiche-
rungsträgers die ärztlichen Voraussetzungen für die Gewährung eines Kuraufenthaltes oder für die Einwei-
sung in ein Genesungsheim vorliegen. 
 (4) Eine Dienstfreistellung nach Abs. 1 und 2 gilt als eine durch Krankheit verursachte Abwesenheit vom 
Dienst. 
 

Ansprüche während des Beschäftigungsverbots nach den §§ 3 und 5 MSchG 
§ 24b. (1) Für Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis zum Bund nach dem 31. Dezember 2010 begrün-
det wird, gelten anstelle des § 24 Abs. 8 die folgenden Abs. 2 und 3. 
 (2) Weiblichen Vertragsbediensteten gebühren für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs. 1 bis 3 und § 5 
Abs. 1 MSchG nicht beschäftigt werden dürfen, keine Bezüge, wenn die laufenden Barleistungen des Sozial-
versicherungsträgers für diese Zeit die Höhe des Durchschnitts der in den letzten drei Monaten vor Eintritt 
des Beschäftigungsverbots gebührenden Bezüge erreichen. Ist dies nicht der Fall, gebührt ihnen eine Ergän-
zung darauf. § 8a Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. Sofern das Dienstverhältnis zum Zeitpunkt des Eintrit-
tes des Beschäftigungsverbots gemäß MSchG karenziert ist, ist der Durchschnitt der letzten drei Monate vor 
Antritt der Karenz maßgebend. 
 (3) Die Zeit, für die nach den angeführten Bestimmungen ein Beschäftigungsverbot besteht, gilt nicht als 
Dienstverhinderung im Sinne des § 24 Abs. 1. 
 

Vorschuss und Geldaushilfe 
§ 25. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Ansuchen ein Vorschuss bis zur Höhe von höchstens 7 300 € 
gewährt werden, wenn er 
1. unverschuldet in Notlage geraten ist oder 
2. sonst berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen. 
Die Gewährung eines Vorschusses kann von Sicherstellungen abhängig gemacht werden. 
 (2) Der Vorschuss ist durch Abzug vom gebührenden Monatsentgelt längstens binnen 120 Monaten he-
reinzubringen. Scheidet der Vertragsbedienstete vor Tilgung des Vorschusses aus dem Dienstverhältnis aus, 
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so sind zur Rückzahlung die dem ausscheidenden Vertragsbediensteten zustehenden Geldleistungen heran-
zuziehen. 
 (3) Die Abs. 1 und 2 sind auf Vertragsbedienstete, mit denen ein Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit 
eingegangen wurde, nicht anzuwenden. 
 (4) Ist der Vertragsbedienstete unverschuldet in Notlage geraten oder liegen sonst berücksichtigungswür-
dige Gründe vor, so kann ihm auch eine Geldaushilfe gewährt werden. 
 (5) Dem Vertragsbediensteten, gegen den Anzeige wegen des Verdachtes einer in Ausübung des Dienstes 
begangenen gerichtlich strafbaren Handlung erstattet worden ist, ist für die ihm nachweislich zu seiner 
zweckentsprechenden Rechtsverteidigung entstandenen notwendigen Kosten auf seinen Antrag eine Geld-
aushilfe bis zur Höhe des dreifachen Gehalts (einschließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Gehaltsstufe 2 
der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung zu gewähren, wenn 
1. (entfällt) 
2. das Strafverfahren eingestellt oder 
3. der Vertragsbedienstete freigesprochen 
worden ist. 
 

Vorrückungsstichtag 
§ 26. (1) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch zu ermitteln, dass Zeiten nach dem 30. Juni des Jahres, in dem 
nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun Schuljahre absolviert worden sind oder worden wären, unter 
Beachtung der einschränkenden Bestimmungen der Abs. 4 bis 8 dem Tag der Anstellung vorangesetzt wer-
den: 
1. die im Abs. 2 angeführten Zeiten zur Gänze, 
2. sonstige Zeiten, die  

a) die Erfordernisse der Abs. 3 oder 3a erfüllen, zur Gänze, 
b) die die Erfordernisse der Abs. 3 oder 3a nicht erfüllen,  

 aa) bis zu 3 Jahren zur Gänze und 
 bb) bis zu weiteren 3 Jahren zur Hälfte.  
 (1a) Das Ausmaß der gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b sublit. aa und Abs. 2 Z 6 voran gesetzten Zeiten und der 
gemäß Abs. 2 Z 4 lit. d voran gesetzten Lehrzeiten darf insgesamt drei Jahre nicht übersteigen. Wurde jedoch 
1. eine Ausbildung gemäß Abs. 2 Z 6 abgeschlossen, die auf Grund der jeweiligen schulrechtlichen Vor-

schriften mehr als zwölf Schulstufen erforderte, so verlängert sich dieser Zeitraum um ein Jahr für jede 
über zwölf hinaus gehende Schulstufe; 

2. eine Lehre gemäß Abs. 2 Z 4 lit. d abgeschlossen, die auf Grund der jeweiligen Vorschriften eine Lehrzeit 
von mehr als 36 Monaten erforderte, so verlängert sich dieser Zeitraum um einen Monat für jeden über 36 
Monate hinaus gehenden Monat der Lehrzeit. 

 (2) Gemäß Abs. 1 Z 1 sind voranzusetzen: 
1. die Zeit, die 

a) in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu einem inländischen Ge-
meindeverband oder 

b)  als Lehrkraft 
aa)  an einer inländischen öffentlichen Schule, Universität oder Hochschule oder 
bb)  an der Akademie der bildenden Künste oder 
cc)  an einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen privaten Schule, Universität oder 

Hochschule oder 
dd) an einer Pädagogischen Hochschule oder Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik Wien 

 zurückgelegt worden ist;. 
2. die Zeit der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 2001 (WG 2001), 

BGBl. I Nr. 146, und des Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679, sowie die Zeit 
der Tätigkeit als Fachkraft für Entwicklungshilfe im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes, BGBl. Nr. 
574/1983; 

3. die Zeit, in der der Vertragsbedienstete auf Grund des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, 
Anspruch auf eine Beschädigtenrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindes-
tens 90 vH gehabt hat; 

4. die Zeit 
a) des Unterrichtspraktikums im Sinne des Unterrichtspraktikumsgesetzes, BGBl. Nr. 145/1988, oder der 

Einführung in das praktische Lehramt, 
b) der Gerichtspraxis (Rechtspraktikantenzeit), 
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c) der nach dem Ärztegesetz 1998 zur ärztlichen Berufsausübung vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit 
an einer zugelassenen Ausbildungsstätte, 

d) der Eignungsausbildung nach den §§ 2b bis 2d in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 gelten-
den Fassung, des Verwaltungspraktikums gemäß Abschnitt Ia oder in einem Ausbildungsverhältnis zu 
einer inländischen Gebietskörperschaft als Lehrling, 

e)  einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer inländischen Gebietskörperschaft, soweit auf sie die ar-
beitsmarktpolitischen Förderungsmaßnahmen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 
31/1969, anzuwenden waren, 

f) einer Tätigkeit als Wissenschaftlicher (Künstlerischer) Mitarbeiter (in Ausbildung) gemäß § 6 des 
Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Univer-
sitäten und Universitäten der Künste, BGBl. Nr. 463/1974,  

g) in einem Dienstverhältnis, das im Rahmen der Rechtsfähigkeit einer inländischen öffentlichen Univer-
sität oder inländischen öffentlichen Universität der Künste, der Akademie der Wissenschaften, der Ös-
terreichischen Nationalbibliothek oder einer sonstigen wissenschaftlichen Einrichtung gemäß For-
schungsorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 341/1981, oder eines Bundesmuseums oder des Österreichi-
schen Patentamtes eingegangen worden ist; 

5. die Zeit einer Verwendung oder Ausbildung, wenn sie für entsprechend eingestufte Beamte in der Anlage 
1 des BDG 1979 oder in einer Verordnung zum BDG 1979 für die Verwendung des Beamten 
a) in einer der Verwendungsgruppen A 1, M BO 1, M ZO 1 oder PT 1 oder in einer der im § 12a Abs. 2 

Z 3 des Gehaltsgesetzes 1956 angeführten Besoldungs- oder Verwendungsgruppen über das Erforder-
nis der abgeschlossenen Hochschulbildung hinaus vorgeschrieben ist oder 

b) in einer der Verwendungsgruppen A 2, B, L 2b, E 1, W 1, M BO 2, M ZO 2, H 2, K 1 oder K 2 über 
das Erfordernis der erfolgreichen Ablegung der Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung an einer 
höheren Schule hinaus vorgeschrieben ist; 

 ferner die nach der Erlangung des Reife- und Diplomprüfungszeugnisses bzw. Reifeprüfungszeugnisses 
einer höheren Schule für die Ausbildung zur Ablegung der Befähigungsprüfung für den Fremdsprachun-
terricht aufgewendete Zeit, soweit sie ein Jahr nicht übersteigt; 

6. bei Vertragsbediensteten, die in die Entlohnungsgruppen b, l 2, k 1, k 2, v1 oder v2 oder in eine der im 
§ 15 Abs. 2 Z 3 angeführten Entlohnungsgruppen aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen Stu-
diums 
a) an einer höheren Schule oder 
b) - solange der Vertragsbedienstete damals noch keine Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung er-

folgreich abgelegt hat - an einer Akademie für Sozialarbeit 
 bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Vertragsbedienstete den Abschluss dieser Ausbildung auf Grund der 

schulrechtlichen Vorschriften frühestens hätte erreichen können; mögliche schulrechtliche Ausnahmege-
nehmigungen sind nicht zu berücksichtigen. Als Zeitpunkt des Schulabschlusses ist bei Studien, die mit 
dem Schuljahr enden, der 30. Juni und bei Studien, die mit dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezember 
anzunehmen; 

7. die Zeit 
a)  eines abgeschlossenen Studiums an einer Akademie oder an einer den Akademien verwandten Lehran-

stalt, das für den Vertragsbediensteten Aufnahmeerfordernis gewesen ist, sowie die zurückgelegte Be-
rufspraxis, wenn sie nach den jeweils geltenden Prüfungsvorschriften für die Erlangung der Lehrbefä-
higung für eine Verwendung in der Entlohnungsgruppe l 2a 2 vorgeschrieben war, in beiden Fällen bis 
zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch das Studium lehrplanmäßig länger dau-
ert, bis zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig vorgesehenen Studiums,  

b)  eines abgeschlossenen Studiums an einer Universität oder Hochschule bis zum Ausmaß der in lit. a 
vorgesehenen Zeit, wenn der Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe l 2a 2 oder l 2a 1 angehört 
und das Hochschulstudium gemäß Anlage 1 zum BDG 1979 für entsprechend eingestufte Beamte als 
alternatives Ernennungserfordernis zum Studium an einer Akademie vorgesehen ist, 

c) eines abgeschlossenen Studiums an einer Pädagogischen Hochschule oder Hochschule für Agrar- und 
Umweltpädagogik Wien, das für den Vertragsbediensteten Aufnahmeerfordernis gewesen ist, sowie 
die zurückgelegte Berufspraxis, wenn sie nach den jeweils geltenden Prüfungsvorschriften für die Er-
langung der Lehrbefähigung für eine Verwendung in der Entlohnungsgruppe l 2a 2 vorgeschrieben 
war, in beiden Fällen bis zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch das Studium 
lehrplanmäßig länger dauert, bis zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig vorgesehenen Studiums, 

d) eines abgeschlossenen Studiums, das für die Vertragsbedienstete oder den Vertragsbediensteten für ei-
ne Verwendung in der Entlohnungsgruppe l 2a 2 gemäß Anlage 1 Z 24.1, Z 24.3 oder Z 24.5 oder in 
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der Entlohnungsgruppe l 2a 1 gemäß Anlage 1 Z 25.1 Abs. 4 lit. a bis c BDG 1979 vorgeschrieben 
war, bis zum Ausmaß der in lit. a vorgesehenen Zeit. 

8. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Universität (wissenschaftlichen Hochschule), Universi-
tät der Künste, Kunsthochschule oder einer staatlichen Kunstakademie oder einer Fachhochschule (Bun-
desgesetz über Fachhochschul-Studiengänge, BGBl. Nr. 340/1993), das für den Vertragsbediensteten in 
der Entlohnungsgruppe v1 oder in einer der im § 15 Abs. 2 Z 3 angeführten Entlohnungsgruppen Auf-
nahmeerfordernis gewesen ist. 

Als Laufzeit des Sommersemesters ist die Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als Laufzeit des Wintersemes-
ters ist die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember anzusehen. Wurde das Studium mit einem Trimester be-
gonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn das erste Trimester ein Sommer- oder Herbstsemester war, der 
1. Juli, wenn das erste Trimester ein Wintersemester war, der 1. Jänner des betreffenden Jahres anzusehen. 
 (2a) Die Anrechnung eines Studiums gemäß Abs. 2 Z 8 umfasst 
1. bei Bakkalaureats- und Magisterstudien, auf die ausschließlich das Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 

120/2002, oder das Bundesgesetz über Fachhochschul-Studiengänge, BGBl. Nr. 340/1993 anzuwenden 
sind, höchstens die Studiendauer, die sich bei Teilung der in den für die betreffenden Bakkalaureats- und 
Magisterstudien erlassenen Curricula insgesamt vorgesehenen ECTS-Anrechnungspunkte durch 60 er-
gibt. Sollten Curricula einer inländischen Universität für die Bakkalaureats- und Magisterstudien der ent-
sprechenden Studienrichtung insgesamt eine geringere Anzahl an ECTS-Anrechnungspunkten vorsehen, 
so sind diese durch 60 zu teilen; 

2. bei Diplomstudien gemäß § 54 Abs. 2 des Universitätsgesetzes 2002, die in der Anlage 1 des Universi-
täts-Studiengesetzes (UniStG), BGBl. I Nr. 48/1997, für die betreffende Studienrichtung vorgesehene 
Studiendauer; 

3. bei Studien, auf die ausschließlich das Universitäts-Studiengesetz (UniStG) und die auf Grund des 
UniStG zu beschließenden Studienpläne anzuwenden sind, höchstens die in der Anlage 1 UniStG für die 
betreffende Studienrichtung vorgesehene Studiendauer; 

4. bei Studien, auf die das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz, BGBl. Nr. 177/1966, und die nach ihm 
erlassenen besonderen Studiengesetze anzuwenden sind, und bei Studien, auf die die nach dem Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetz erlassenen besonderen Studiengesetze auf Grund des § 77 Abs. 2 UniStG 
anzuwenden sind, höchstens die in den besonderen Studiengesetzen und Studienordnungen für die betref-
fende Studienrichtung oder den betreffenden Studienzweig vorgesehene Studiendauer; 

5. bei Doktoratsstudien, für die die Zulassung aufgrund eines fachlich in Frage kommenden Fachhochschul-
Diplomstudienganges oder Fachhochschul-Magisterstudienganges oder eines anderen gleichwertigen 
Studiums an einer anerkannten inländischen oder ausländischen postsekundären Bildungseinrichtung er-
folgte, höchstens die Studiendauer, die sich aufgrund der Z 1 bis Z 4 ergeben würde; 

6. bei Studien, auf die keine der Z 1 bis Z 5 zutrifft, höchstens das in der Anlage 1 festgesetzte Ausmaß. 
 (2b) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplomstudium, auf das das Universitätsgesetz 2002, das 
UniStG oder das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das zugehörige Doktoratsstudium 
erfolgreich abgeschlossen und 
1. a) war auf dieses Doktoratsstudium weder das Universitätsgesetz 2002, das UniStG noch das Allgemeine 

Hochschul-Studiengesetz anzuwenden oder 
b) wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Studienvorschriften nicht genau festgelegt, 

 ist gemäß Abs. 2 Z 8 die tatsächliche Dauer des Doktoratsstudiums bis zum Höchstausmaß von einem 
Jahr, 

2. wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Studienvorschriften genau festgelegt, ist gemäß Abs. 2 Z 8 
die tatsächliche Dauer des Doktoratsstudiums bis zu der in den Studienvorschriften festgelegten Dauer  

für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages zu berücksichtigen. 
 (2c) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplomstudium, auf das weder das Universitätsgesetz 2002, 
das UniStG noch das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das zugehörige Doktoratsstu-
dium erfolgreich abgeschlossen, zählen beide Studien gemeinsam auf das in der Anlage zu Abs. 2a Z 3 vor-
gesehene Höchstausmaß. 
 (2d) Das Doktoratsstudium ist gemäß Abs. 2 Z 8 in der nach den Abs. 2b oder 2c maßgebenden Dauer 
auch dann zu berücksichtigen, wenn die Ernennungserfordernisse für gleichartig eingestufte Beamte ledig-
lich den Abschluss des entsprechenden Diplom- oder Magisterstudiums vorschreiben. 
 (2e) Bei der Berücksichtigung von Studienzeiten nach Abs. 2 Z 7 und 8 gilt als Laufzeit des Sommerse-
mesters die Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als Laufzeit des Wintersemesters die Zeit vom 1. Juli bis 
zum 31. Dezember. Hat das Studium mit einem Trimester begonnen, so ist als Beginn des Studiums, wenn 
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das erste Trimester ein Sommer- oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, wenn das erste Trimester ein Winter-
trimester war, der 1. Jänner des betreffenden Jahres anzusehen. 
 (2f) Soweit Abs. 2 die Berücksichtigung von Dienstzeiten oder Zeiten als Lehrkraft von der Zurückle-
gung bei einer inländischen Gebietskörperschaft, einer inländischen Schule oder sonst genannten inländi-
schen Einrichtung abhängig macht, sind diese Zeiten auch dann zur Gänze für den Vorrückungsstichtag zu 
berücksichtigen, wenn sie  
1. bei einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates zurückgelegt worden sind, der oder dessen Rechtsnach-

folger nunmehr Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Europäischen Union ist, oder  
2. nach dem 31. Dezember 1979 bei einer vergleichbaren Einrichtung des Staates zurückgelegt worden sind, 

mit dem das Assoziierungsabkommen vom 29. 12. 1964, 1229/1964, geschlossen worden ist, oder 
3. bei einer vergleichbaren Einrichtung der Schweiz (Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die 
Freizügigkeit, BGBl. III Nr. 133/2002) zurückgelegt worden sind oder 

4. bei einer Einrichtung der Europäischen Union oder bei einer sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, 
der Österreich angehört, zurückgelegt worden sind. 

 (3) Zeiten gemäß Abs. 1 Z 2, in denen der Vertragsbedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium 
betrieben hat, können im öffentlichen Interesse insoweit zur Gänze berücksichtigt werden, als die Tätigkeit 
oder das Studium für die erfolgreiche Verwendung des Vertragsbediensteten von besonderer Bedeutung ist. 
Solche Zeiten können jedoch höchstens in folgendem Ausmaß zur Gänze berücksichtigt werden: 
1. in den Entlohnungsgruppen v1, v2 oder in gleichwertigen Entlohnungsgruppen fünf Jahre, 
2. in den Entlohnungsgruppen v3, h1 oder in gleichwertigen Entlohnungsgruppen drei Jahre und 
3. in den Entlohnungsgruppen v4, h2, h3 oder in gleichwertigen Entlohnungsgruppen zwei Jahre. 
 (3a) Zeiten gemäß Abs. 3 sind jedenfalls zur Gänze zu berücksichtigen: 
1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegangenen Bundesdienstverhältnis nach Abs. 3 oder nach einer 

gleichartigen Bestimmung einer anderen Rechtsvorschrift zur Gänze berücksichtigt worden sind und 
2. der Vertragsbedienstete bei Beginn des nunmehrigen Dienstverhältnisses nach wie vor die hiefür maßge-

bende Verwendung ausübt. 
 (4) Zeiträume, in die die nachstehend angeführten Zeiten fallen, sind von einer Voransetzung nach Abs. 1 
ausgeschlossen: 
1. die Zeit, die nach Abs. 2 Z 1 oder Z 4 lit. e, f oder g oder nach Abs. 2f zu berücksichtigen wäre, wenn der 

Vertragsbedienstete auf Grund einer solchen Beschäftigung einen Ruhegenuss bezieht, es sei denn, dass 
der Ruhegenuss nach den hiefür geltenden Bestimmungen wegen des bestehenden vertraglichen Dienst-
verhältnisses zum Bund zur Gänze ruht oder infolge der Berücksichtigung der Dienstzeit für die Ermitt-
lung des Vorrückungsstichtages ruhen würde, 

2. die Dienstzeit in einem öffentlichen Dienstverhältnis, soweit sie nach den Vorschriften, die für dieses 
Dienstverhältnis gegolten haben, für die Vorrückung in höhere Bezüge nicht wirksam gewesen ist, 

3. die Zeit, die im Zustand der Ämterunfähigkeit zurückgelegt worden ist. 
Die Einschränkung der Z 2 gilt nicht für Zeiten, die nur deshalb nicht voll für die Vorrückung in höhere Be-
züge wirksam waren, weil sie in einem Beschäftigungsausmaß zurückgelegt wurden, das unter der Hälfte des 
für eine Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes lag. Waren solche Zeiten aus anderen 
Gründen für die Vorrückung nicht oder nicht voll wirksam (zB wegen eines Karenzurlaubes), ist die Z 2 
hingegen anzuwenden. 
 (5) (entfällt) 
 (6) Die im Abs. 2 Z 1 und 4 lit. d bis g angeführten Zeiten sind in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie 
im Falle einer Überstellung aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungsgruppe in die höhere Entloh-
nungsgruppe gemäß § 15 für die Vorrückung anrechenbar wären, wenn sie 
1. in den Fällen, in denen das gegenwärtige Dienstverhältnis in einer der Entlohnungsgruppen I 2a begonnen 

hat, vor Erfüllung des Erfordernisses der erfolgreichen Absolvierung einer Akademie oder den Akade-
mien verwandten Lehranstalt oder eines Erfordernisses liegen, das dieses Erfordernis ersetz oder an seine 
Stelle tritt; 

2. in den Fällen, in denen das gegenwärtige Dienstverhältnis in einer im § 15 Abs. 2 Z 3 angeführten Ent-
lohnungsgruppe begonnen hat, vor der Erfüllung des für entsprechend eingestufte Beamte vorgeschriebe-
nen Ernennungserfordernisses der abgeschlossenen Hochschulbildung oder der Erfüllung eines Ernen-
nungserfordernisses liegen, das bei entsprechend eingestuften Beamten das erstgenannte Ernennungser-
fordernis ersetzt oder an seine Stelle tritt; 
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3. in den Fällen der Z 1 und 2 zwar nach der Erfüllung der angeführten Erfordernisse liegen, aber in einer 
Einstufung zurückgelegt worden sind, die der Entlohnungsgruppe, in der das gegenwärtige Dienstverhält-
nis begonnen hat, nicht mindestens gleichwertig ist. 

 (7) Die gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b, Abs. 2 Z 7 und 8 und Abs. 3 und 3a berücksichtigten Zeiträume sind in 
dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie im Falle einer Überstellung aus der entsprechenden niedrigeren Ent-
lohnungsgruppe in die höhere Entlohnungsgruppe für die Vorrückung anrechenbar wären, wenn auf sie die 
Voraussetzungen des Abs. 6 Z 1 oder 2 zutreffen. 
 (8) Die mehrfache Berücksichtigung ein und desselben Zeitraumes ist - abgesehen von den Fällen des § 6 
Abs. 6 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947 - unzulässig. Nicht voranzusetzen sind ferner die in 
Abs. 2 Z 2 und 3 angeführten Zeiten, soweit sie in einen gemäß Abs. 2 Z 7 oder 8 zu berücksichtigenden 
Zeitraum fallen. 
 (9) Der Vorrückungsstichtag ist im Dienstvertrag oder in einem Nachtrag zum Dienstvertrag anzuführen 
und soll möglichst gleichzeitig mit der Aufnahme des Vertragsbediensteten festgestellt werden. 
 (10) Wird ein Vertragsbediensteter in eine der im Abs. 2 Z 6 angeführten Entlohnungsgruppen überstellt, 
so ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung vom Tag der Überstellung insoweit zu verbessern, als sich aus 
der Anwendung des Abs. 2 Z 5 9 eine Verbesserung für seine neue Entlohnungsgruppe ergibt. Soweit sie in 
Betracht kommen, sind hiebei die Abs. 4, 7 und 8 anzuwenden. 
 (11) Vollendet ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe v1 oder einer im § 15 Abs. 2 Z 3 ange-
führten Entlohnungsgruppe 
1. das Studium, das für eine entsprechende Einstufung als Beamter als Ernennungserfordernis vorgeschrie-

ben ist, oder 
2. das Doktoratsstudium zu einem solchen Studium 
erst nach seiner Einstufung in diese Entlohnungsgruppe, ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung vom Tag 
des Abschlusses des betreffenden Studiums insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des Abs. 2 
Z 8 oder der Abs. 2a bis 2e, 6 oder 7 ein günstigerer Vorrückungsstichtag ergeben hätte, wenn dieses Studi-
um bereits am Beginn des Dienstverhältnisses abgeschlossen gewesen wäre. 
 

Anspruch auf Erholungsurlaub 
§ 27. Der Vertragsbedienstete hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub. 
 

Ausmaß des Erholungsurlaubs 
§ 27a. (1) In jedem Kalenderjahr gebührt ein Erholungsurlaub im Ausmaß von 200 Stunden. Das Urlaubs-
ausmaß erhöht sich ab dem Kalenderjahr, in dem der 43. Geburtstag vor dem 1. Juli liegt, auf 240 Stunden. 
Liegt der 43. Geburtstag in diesem Kalenderjahr nach dem 30. Juni, erhöht sich das Urlaubsausmaß ab dem 
darauf folgenden Kalenderjahr. 
 (2) In dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis als Vertragsbedienstete oder Vertragsbediensteter 
begründet wurde, beträgt das Urlaubsausmaß für jeden begonnenen Monat des Dienstverhältnisses ein 
Zwölftel des jährlichen Ausmaßes. Hat das Dienstverhältnis in diesem Kalenderjahr ununterbrochen sechs 
Monate gedauert, so gebührt der volle Erholungsurlaub. Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsan-
spruchs Teile von Stunden, so sind sie auf ganze Stunden aufzurunden. 
 (3) Ist dem Dienstverhältnis ein Dienst-, Ausbildungs- oder Lehrverhältnis zum Bund unmittelbar voran-
gegangen, ist bei der Anwendung des Abs. 2 so vorzugehen, als ob das Dienstverhältnis mit dem ersten Tag 
des früheren Dienst-, Ausbildungs- oder Lehrverhältnisses begonnen hätte. Der im vorangegangenen Dienst-, 
Ausbildungs- oder Lehrverhältnis zum Bund verbrauchte Erholungsurlaub oder vergleichbare Freistellungs-
anspruch ist vom gesamten Urlaubsanspruch abzuziehen. 
 (4) Das in den Abs. 1 und 2 und § 27b ausgedrückte Urlaubsausmaß erhöht sich entsprechend, wenn die 
oder der Vertragsbedienstete einem verlängerten Dienstplan im Sinne des § 48 Abs. 6 BDG 1979 unterliegt. 
 (5) Der Verbrauch der Urlaubsstunden ist nur tageweise zulässig. Der oder dem Vertragsbediensteten sind 
für die Zeit des Erholungsurlaubs so viele Urlaubsstunden als verbraucht anzurechnen, als sie oder er in die-
sem Zeitraum nach dem Dienstplan Dienst zu leisten hätte. Ergibt sich bei der Ermittlung des Urlaubsausma-
ßes gemäß Abs. 2 oder gemäß § 27c ein Rest an Urlaubsstunden, der nicht tageweise verbraucht werden 
kann, kann dieser auch stundenweise verbraucht werden. 
 

Erhöhung des Urlaubsausmaßes für Invalide 
§ 27b. (1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf Erhöhung des ihm gemäß § 27a gebührenden Ur-
laubsausmaßes um 16 Stunden, wenn am 1. Juli des jeweiligen Kalenderjahres eine der folgenden Vorausset-
zungen gegeben ist: 
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1. Bezug einer Rente auf Grund des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, des Opferfürsor-
gegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, oder des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, wegen Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit; 

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles oder einer Berufskrankheit im Dienste einer Gebiets-
körperschaft; 

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes; 
4. Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung gemäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1953, 

BGBl. Nr. 21, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/1958 oder gemäß § 13 Abs. 2 des Invali-
deneinstellungsgesetzes 1969 in der Fassung vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 
329/1973. 

 (2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von 16 Stunden erhöht sich bei einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit von mindestens 
 40 vH auf  32 Stunden, 
 50 vH auf  40 Stunden. 
 (3) Der blinde Vertragsbedienstete hat jedenfalls Anspruch auf Erhöhung des Urlaubsausmaßes um 40 
Stunden. 
 

Änderung des Urlaubsausmaßes 
§ 27c. (1) Das in den §§ 27a und 27b ausgedrückte Urlaubsausmaß ändert sich entsprechend, wenn die oder 
der Vertragsbedienstete 
1. nicht vollbeschäftigt ist oder 
2. eine Dienstfreistellung gemäß § 29g, § 29i in Verbindung mit § 17 Abs. 1 BDG 1979 oder § 29j Abs. 3 in 

Anspruch nimmt. 
 (2) Anlässlich jeder Verfügung einer Änderung des Beschäftigungsausmaßes im Sinne des Abs. 1 und des 
§ 27a Abs. 4 ist das gemäß §§ 27a und 27b ausgedrückte Urlaubsausmaß für das jeweilige Kalenderjahr ent-
sprechend dem über das gesamte Kalenderjahr gemessenen durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß neu zu 
berechnen. Nicht verfallene Ansprüche auf Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren bleiben 
davon unberührt. 
 (3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten 
1. eines Karenzurlaubs, einer Außerdienststellung gemäß § 29h, § 29i in Verbindung mit § 17 Abs. 3 und 4 

BDG 1979 oder § 29i in Verbindung mit § 19 BDG 1979, einer Dienstfreistellung gemäß § 20a, § 29j 
Abs. 1 oder 2 oder § 29k, 

2. einer Karenz nach dem MSchG oder nach dem VKG oder 
3. einer ungerechtfertigten Abwesenheit vom Dienst, 
so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die 
Dauer dieser Zeiten verkürzten Kalenderjahr entspricht. In den Fällen der Z 1 tritt die Aliquotierung bereits 
ab dem Zeitpunkt der jeweiligen Verfügung und im Fall der Z 2 ab Antritt ein. 
 (4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsausmaßes gemäß Abs. 1 bis 3 Teile von Stunden, so sind 
sie auf ganze Stunden aufzurunden. 
 
§ 27d. (entfällt) 
 

Verbrauch des Erholungsurlaubes 
§ 27e. (1) Über den Verbrauch des Erholungsurlaubes ist rechtzeitig vor jedem Urlaubsantritt unter Berück-
sichtigung der dienstlichen Interessen eine Vereinbarung zu treffen, wobei auf die persönlichen Verhältnisse 
des Vertragsbediensteten angemessen Rücksicht zu nehmen ist. Der Vertragsbedienstete hat Anspruch, so-
weit nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, die Hälfte des Erholungsurlaubes ungeteilt zu 
verbrauchen. 
 (2) In den ersten sechs Monaten des Dienstverhältnisses darf der Verbrauch des Erholungsurlaubes ein 
Zwölftel des jährlichen Ausmaßes für jeden begonnenen Monat des Dienstverhältnisses nicht übersteigen. 
 

Vorgriff auf künftige Urlaubsansprüche 
§ 27f. Dem Vertragsbediensteten kann bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Umstände auf 
seinen Antrag der Verbrauch des ganzen oder eines Teiles des im nächsten Kalenderjahr gebührenden Erho-
lungsurlaubes gewährt werden. 
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Erkrankung während des Erholungsurlaubes 
§ 27g. (1) Erkrankt ein Vertragsbediensteter während des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind, wenn die Erkrankung länger als drei Kalendertage gedauert hat, 
so viele Stunden auf das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wie der Vertragsbedienstete während der Tage 
seiner Erkrankung nach dem Dienstplan Dienst zu leisten hätte. 
 (2) Der Vertragsbedienstete hat der Dienststelle, mit der die Vereinbarung über den Erholungsurlaub ge-
troffen wurde, nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Grün-
den, die nicht vom Vertragsbediensteten zu vertreten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung als rechtzei-
tig, wenn sie unmittelbar nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. Beim Wiederantritt des 
Dienstes hat der Vertragsbedienstete ohne schuldhafte Verzögerung ein ärztliches Zeugnis oder eine Bestäti-
gung des zuständigen Krankenversicherungsträgers über Beginn und Dauer der Dienstunfähigkeit vorzule-
gen. Erkrankt der Vertragsbedienstete während eines Erholungsurlaubes im Ausland, so ist dem ärztlichen 
Zeugnis eine behördliche Bestätigung darüber beizufügen, dass es von einem zur Ausübung des Arztberufes 
zugelassenen Arzt ausgestellt wurde. Eine solche behördliche Bestätigung ist nicht erforderlich, wenn die 
ärztliche Behandlung (stationär oder ambulant) in einer Krankenanstalt erfolgt und hiefür eine Bestätigung 
dieser Anstalt vorgelegt wird. Kommt der Vertragsbedienstete diesen Verpflichtungen nicht nach, so ist Abs. 
1 nicht anzuwenden. 
 (3) Für Vertragsbedienstete, die bei einer Dienststelle des Bundes im Ausland verwendet werden und dort 
wohnen, gilt der Staat, in dem diese Dienststelle liegt oder für den sie zuständig ist, als Inland. 
 (4) Erkrankt ein Vertragsbediensteter, der während eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungszweck 
des Urlaubes widersprechende Erwerbstätigkeit ausübt, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn die Erkran-
kung mit dieser Erwerbstätigkeit in ursächlichem Zusammenhang steht. 
 (5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten auch für den Vertragsbediensteten, der infolge eines Unfal-
les dienstunfähig war. 
 (6) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für die notwendige Pflege eines Angehörigen gemäß § 29f Abs. 1 Z 1 
und Abs. 4 während des Erholungsurlaubes mit der Maßgabe, dass die in Abs. 2 geregelte Nachweiserbrin-
gung im Hinblick auf den Pflegebedarf des Angehörigen zu erfolgen hat. 
 

Verfall des Erholungsurlaubes 
§ 27h. Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt, wenn der Vertragsbedienstete den Erholungsurlaub nicht 
bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis 
zu diesem Zeitpunkt aus dienstlichen Gründen, aufgrund einer Dienstverhinderung durch Krankheit oder 
Unfall oder aufgrund eines Beschäftigungsverbotes nach dem MSchG nicht möglich, so tritt der Verfall erst 
mit Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein. Hat die Vertragsbedienstete eine Karenz nach dem MSchG 
oder der Vertragsbedienstete eine Karenz nach dem Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl. Nr. 651/1989, in 
Anspruch genommen, so wird der Verfallstermin um den Zeitraum der Karenz hinausgeschoben. 
 

Unterbrechung des Erholungsurlaubes und Verhinderung des Urlaubsantrittes 
§ 28. (1) Die Vereinbarung über den Verbrauch des Erholungsurlaubes schließt eine aus besonderen dienstli-
chen Rücksichten gebotene abändernde Anordnung nicht aus. Der Antritt oder die Fortsetzung des Erho-
lungsurlaubes ist, sobald es der Dienst zulässt, zu ermöglichen. 
 (2) Konnte ein Vertragsbediensteter wegen einer solchen abändernden Verfügung den Erholungsurlaub 
nicht zum festgesetzten Tag antreten oder ist der Vertragsbedienstete aus dem Urlaub zurückberufen worden, 
sind ihm die hiedurch entstandenen unvermeidlichen Mehrauslagen zu ersetzen, soweit sie nicht gemäß § 15 
der Reisegebührenvorschriften 1955 zu ersetzen sind. Die Ersatzpflicht umfasst auch die entstandenen un-
vermeidlichen Mehrauslagen für die mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden nahen Angehörigen im 
Sinne des § 29f Abs. 2, wenn ihnen ein Urlaubsantritt oder eine Fortsetzung des Urlaubes ohne den Ver-
tragsbediensteten nicht zumutbar ist. 
 
§ 28a. (entfällt) 
 

Ansprüche bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
§ 28b. (1) Dem Vertragsbediensteten gebührt für das Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis endet, zum 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses eine Ersatzleistung als Abgeltung für den der Dauer der 
Dienstzeit in diesem Kalenderjahr im Verhältnis zum gesamten Kalenderjahr entsprechenden Erholungsur-
laub. Bereits verbrauchter Erholungsurlaub dieses Kalenderjahres ist auf das aliquote Urlaubsausmaß anzu-
rechnen. 
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 (2) Bemessungsbasis der Ersatzleistung sind das Monatsentgelt, das für den Zeitraum des gesamten Erho-
lungsurlaubes dieses Kalenderjahres gebühren würden. Bei der Ermittlung der Bemessungsbasis ist von der 
am Ende des Dienstverhältnisses erreichten besoldungsrechtlichen Stellung des Vertragsbediensteten auszu-
gehen. Die Ersatzleistung gebührt in dem Ausmaß der Bemessungsbasis, das dem Verhältnis des aliquoten 
Urlaubsausmaßes unter Anrechnung bereits verbrauchten Erholungsurlaubs gemäß Abs. 1 zum vollen Ur-
laubsausmaß entspricht. 
 (3) Eine Ersatzleistung gebührt nicht, wenn der Vertragsbedienstete ohne wichtigen Grund vorzeitig aus-
tritt oder in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Bund übernommen wird. 
 (4) Bei einem bereits erfolgten Verbrauch des Erholungsurlaubes über das aliquote Ausmaß hinaus ist das 
zu viel empfangene Monatsentgelt vom Vertragsbediensteten nicht rückzuerstatten, außer bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses durch 
1. unberechtigten vorzeitigen Austritt oder 
2. verschuldete Entlassung. 
 (5) Für nicht verbrauchten Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren gebührt eine Ersatzleis-
tung in der Höhe des Monatsentgeltes, das dem Vertragsbediensteten während des Erholungsurlaubes zuge-
kommen wäre, wenn er diesen in dem Kalenderjahr verbraucht hätte, in dem der Urlaubsanspruch entstanden 
ist. Für bereits verfallenen Erholungsurlaub gebührt keine Ersatzleistung. 
 (6) Endet das Dienstverhältnis während einer Teilzeitbeschäftigung gemäß MSchG oder VKG durch 
1. Entlassung ohne Verschulden des Vertragsbediensteten, 
2. begründeten vorzeitigen Austritt des Vertragsbediensteten, 
3. Kündigung durch den Dienstgeber oder 
4. einvernehmliche Auflösung, 
ist der Berechnung der Ersatzleistung im Sinne des Abs. 2 jenes Beschäftigungsausmaß zugrunde zu legen, 
das in dem Kalenderjahr, in dem der Urlaubsanspruch entstanden ist, für den Vertragsbediensteten überwie-
gend maßgebend war. 
 (7) Die Ersatzleistung nach den Abs. 1, 2, 5 und 6 gebührt den Erben, wenn das Dienstverhältnis durch 
Tod des Vertragsbediensteten endet. 
 

Heimaturlaub 
§ 29. (1) Der Vertragsbedienstete, der bei einer Dienststelle des Bundes außerhalb Europas oder als Vertreter 
(Beobachter) Österreichs bei einer zwischenstaatlichen Einrichtung außerhalb Europas verwendet wird, hat 
Anspruch auf Heimaturlaub nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8. 
 (2) Heimaturlaub gebührt an Stelle des Erholungsurlaubes nach einer ununterbrochenen Verwendungs-
dauer 
1. von jeweils zwölf Monaten in Abidjan, Abu Dhabi, Abuja, Addis Abeba, Astana, Bagdad, Bangkok, Bra-

silia, Dakar, Damaskus, Doha, Guatemala City, Hanoi, Havanna, Hongkong, Islamabad, Jakarta, Kuala 
Lumpur, Kuwait, Manila, Maskat, Mexiko, New Delhi, Peking, Rio de Janeiro, Riyadh, Sao Paulo, 
Shanghai, Teheran oder Tripolis, 

2. von jeweils achtzehn Monaten in Algier, Amman, Ankara, Beirut, Buenos Aires, Caracas, Harare, Kairo, 
Lima, Nairobi, Rabat, Sante Fe de Bogota, Santiago, Seoul oder Tokio oder 

3. von jeweils 24 Monaten an einem sonstigen Dienstort außerhalb Europas. 
Die Verwendungsdauer wird durch einen Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) unterbrochen. 
 (3) Wird ein außerhalb Europas verwendeter Vertragsbediensteter unmittelbar an einen anderen außerhalb 
Europas gelegenen Dienstort versetzt, ist eine seit dem Dienstantritt oder seit dem letzten Heimaturlaub ver-
bliebene restliche Verwendungsdauer am früheren Dienstort der Verwendungsdauer am neuen Dienstort im 
Verhältnis der nach Abs. 2 Z 1 bis 3 jeweils in Betracht kommenden Monate hinzuzuzählen. 
 (4) Das Ausmaß des Heimaturlaubes beträgt 240 Stunden, jedoch im Fall einer Verwendung in Abuja, 
Astana, Jakarta, Maskat und Riyadh 320 Stunden. 
 (5) Wird ein Vertragsbediensteter vor Ablauf der jeweils erforderlichen Verwendungsdauer gemäß Abs. 2 
von einem außerhalb Europas gelegenen Dienstort an einen Dienstort innerhalb Europas versetzt, so gebührt 
ihm, sofern seit dem letzten Entstehen des Anspruches auf Heimaturlaub seine ununterbrochene Verwendung 
an Dienstorten gemäß Abs. 2 Z 1 mindestens acht Monate und an Dienstorten gemäß Abs. 2 Z 2 oder 3 min-
destens ein Jahr gedauert hat, ein Heimaturlaub im entsprechend aliquoten Ausmaß. 
 (6) Entsteht der Anspruch auf Heimaturlaub in einem Kalenderjahr, für das der Erholungsurlaub bereits 
ganz oder teilweise verbraucht wurde, so verringert sich das Ausmaß des Heimaturlaubes um die bereits als 
Erholungsurlaub verbrauchte Zeit. 
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 (7) § 27a Abs. 4 und 5, die §§ 27b und 27c, § 27e Abs. 1 und die §§ 27f bis 28 gelten auch für den Hei-
maturlaub. 
 (8) Die Abs. 1 bis 7 sind nicht auf den Vertragsbediensteten anzuwenden, der gemäß § 1 des Bundesver-
fassungsgesetzes über Kooperation und Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in 
das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/1997, in das Ausland entsendet ist. 
 

Sonderurlaub 
§ 29a. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansuchen aus wichtigen persönlichen oder familiären 
Gründen oder aus einem sonstigen besonderen Anlass ein Sonderurlaub gewährt werden. 
 (2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Vertragsbedienstete den Anspruch auf die vollen Bezüge. 
 (3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt werden, wenn keine zwingenden dienstlichen Erfordernisse entge-
genstehen, und darf die dem Anlass angemessene Dauer nicht übersteigen. 
 (4) Die Gesamtdauer der für ein Kalenderjahr gewährten Sonderurlaube darf das Ausmaß der auf zwölf 
Wochen entfallenden regelmäßigen Dienstzeit des Vertragsbediensteten nicht übersteigen. 
 

Karenzurlaub 
§ 29b. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Antrag ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) 
gewährt werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.  
 (2) Ein Vertragsbediensteter, 
1. mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu einem Land oder zur Gemeinde Wien als Mitglied eines unab-

hängigen Verwaltungssenates begründet wird oder 
2. der befristet zum Mitglied eines Organs einer zwischenstaatlichen Einrichtung über Vorschlag der oder 

im Einvernehmen mit der Republik Österreich bestellt wird oder 
3. der zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates oder des Stadtschulrates Wien bestellt wird oder 
4. der mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986, 

BGBl. Nr. 76, für einen fünf Jahre nicht übersteigenden Zeitraum durch Dienstvertrag betraut wird, wobei 
neuerliche Betrauungen zulässig sind oder 

5. der zum Rektor gemäß § 23 des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, oder hauptamtlichen 
Vizerektor gemäß § 24 des Universitätsgesetzes 2002 einer Universität gewählt wird oder 

6. der zum Rektor oder Vizerektor einer Pädagogischen Hochschule gemäß § 1 Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 Z 1 
des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, bestellt wird, 

ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum unabhängigen Verwaltungssenat oder zu einem Organ einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung oder der Bestellung zum Vizepräsidenten oder der Betrauung mit der Funktion 
eines Generalsekretärs oder der Ausübung der Funktion als Rektor oder als hauptamtlicher Vizerektor einer 
Universität oder der Ausübung der Funktion als Rektor oder als Vizerektor einer Pädagogischen Hochschule 
gegen Entfall der Bezüge beurlaubt. 
[ab 1.1.2014 lautet § 29b Abs. 2:] 
 (2) Eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter, 
1. die oder der befristet zum Mitglied eines Organs einer zwischenstaatlichen Einrichtung über Vorschlag 

der oder im Einvernehmen mit der Republik Österreich bestellt wird oder 
2. die oder der zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten eines Landesschulrats oder des Stadtschulrats 

Wien bestellt wird oder 
3. die oder der durch Dienstvertrag mit der Funktion einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 

gemäß § 7 Abs. 11 BMG betraut wird oder 
4. die oder der zur Rektorin oder zum Rektor gemäß § 23 des Universitätsgesetzes 2002 (UG), BGBl. I Nr. 

120, oder zur hauptamtlichen Vizerektorin oder zum hauptamtlichen Vizerektor gemäß § 24 UG einer 
Universität gewählt wird oder 

5. die oder der zur Rektorin oder zum Rektor oder zur Vizerektorin oder zum Vizerektor einer Pädagogi-
schen Hochschule gemäß § 1 Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 Z 1 des Hochschulgesetzes 2005 (HG), BGBl. I Nr. 
30/2006, bestellt wird, 

ist für die Dauer der Mitgliedschaft oder Funktion gegen Entfall des Monatsentgelts beurlaubt. 
 
 (3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit frühe-
ren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 Abs. 2 BDG 1979 eine Gesamtdauer von zehn Jahren 
erreicht. Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren sind frühere, nach dienstrechtlichen Vorschriften des Bundes 
gewährte Karenzurlaube anzurechnen, ausgenommen Zeiten von Karenzen nach dem MSchG oder dem 
VKG. 
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 (4) Abs. 3 gilt nicht für Karenzurlaube,  
1.  die zur Betreuung  

a)  eines eigenen Kindes,  
b)  eines Wahl- oder Pflegekindes oder  
c)  eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Vertragsbediensteten angehört und für dessen Unterhalt 

überwiegend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen,  
 längstens bis zum Beginn der Schulpflicht des betreffenden Kindes gewährt worden sind,  

2. auf die ein Rechtsanspruch besteht oder  
3. die kraft Gesetzes eintreten.  
 (5) Abs. 2 Z 1 und § 30 Abs. 1 Z 7 sind auf alle Bundesbediensteten, nicht jedoch auf Beamte, anzuwen-
den.  
 

Berücksichtigung des Karenzurlaubes und der Karenz für zeitabhängige Rechte 
§ 29c. (1) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, für Rechte, 
die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen.  
 (2) Die Zeit einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG bleibt für Rechte, die sich nach der Dauer der 
Dienstzeit richten, wirksam.  
 (3) Die Zeit des Karenzurlaubes nach § 29b Abs. 4 Z 1 wird mit dem Tag des Wiederantrittes des Diens-
tes zur Hälfte für die Vorrückung wirksam.  
 (4) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, in 
den nachstehend angeführten Fällen bis zum jeweils angeführten zeitlichen Höchstausmaß zu berücksichti-
gen,  
1.  wenn der Karenzurlaub kraft Gesetzes eintritt: für die Dauer des Anlasses des Karenzurlaubes;  
2. wenn der Karenzurlaub 

a) zur Ausbildung des Vertragsbediensteten für seine dienstliche Verwendung gewährt worden ist: 
höchstens drei Jahre; 

b) zur 
aa) Begründung eines Dienstverhältnisses gemäß den §§ 3 oder 4 des Entwicklungshelfergesetzes, 

BGBl. Nr. 574/1983, oder 
bb) Teilnahme an Partnerschaftsprojekten im Rahmen von Außenhilfsprogrammen der Europäischen 

Union (insbesondere so genannten Twinning-Projekten) oder 
cc) Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer anderen inländischen Gebietskörperschaft, zu ei-

nem inländischen Gemeindeverband oder zu einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates, der 
oder dessen Rechtsnachfolger nunmehr Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes oder 
der Europäischen Union ist, 

 gewährt worden ist: insgesamt höchstens fünf Jahre; 
c) zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer Einrichtung der Europäischen Union oder zu einer 

sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, der Österreich angehört, gewährt worden ist: höchstens 
zehn Jahre; 

 gewährt worden ist: für alle von Z 2 erfassten Karenzurlaube insgesamt fünf Jahre, davon für allfällige 
von lit. a erfassten Karenzurlaube insgesamt höchstens drei Jahre. 

 (5) (entfällt) 
 (6) Zeiten eines früheren Karenzurlaubes, die für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses ab-
hängen, berücksichtigt worden sind, sind auf die Höchstdauer nach Abs. 4 Z 2 anzurechnen. Dies gilt nicht 
für berücksichtigte Zeiten eines Karenzurlaubes, der kraft Gesetzes eingetreten ist oder auf dessen Gewäh-
rung ein Rechtsanspruch bestanden hat.  
 

Auswirkungen des Karenzurlaubes und der Karenz auf den Arbeitsplatz 
§ 29d. (1) Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Monaten übersteigenden Karenzurlaubes oder einer die 
Dauer von sechs Monaten übersteigenden Karenz ist, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, die Abbe-
rufung der oder des Vertragsbediensteten von ihrem oder seinem Arbeitsplatz verbunden. In den letzten 
zwölf Monaten vor Antritt des Karenzurlaubes oder der Karenz zurückgelegte Karenzurlaubs- und Karenz-
zeiten sind für die Berechnung der Sechsmonatsfrist zusammenzuzählen. 
 (2) Hat der Vertragsbedienstete Karenz nach dem MSchG oder dem VKG in Anspruch genommen, so hat 
er darauf Anspruch, nach Wiederantritt des Dienstes 
1. wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor Antritt der Karenz verwendet wurde, oder 
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2. wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz seiner 
Dienststelle oder 

3. wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht, mit einem gleichwertigen Arbeitsplatz einer 
anderen Dienststelle 

betraut zu werden. Bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes einer anderen Dienststelle ist nach Möglichkeit 
auf Wünsche des Vertragsbediensteten Bedacht zu nehmen, die sich auf die örtliche Lage des Arbeitsplatzes 
beziehen. 
 

Karenzurlaub zur Pflege eines behinderten Kindes oder eines pflegebedürftigen Angehörigen 
§ 29e. (1) Einer oder einem Vertragsbediensteten ist auf ihr oder sein Ansuchen ein Urlaub unter Entfall der 
Bezüge zu gewähren (Karenzurlaub), wenn sie oder er sich der Pflege 
1. eines im gemeinsamen Haushalt lebenden behinderten Kindes widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe 

im Sinne des § 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, gewährt wird, und 
ihre oder seine Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich beansprucht wird (Abs. 2), längstens jedoch bis 
zur Vollendung des 40. Lebensjahres des Kindes, oder 

2. einer oder eines nahen Angehörigen mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest der Stufe 3 nach § 5 des 
Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Landespflegegeldgesetzen unter gänzlicher Beanspruchung ih-
rer oder seiner Arbeitskraft in häuslicher Umgebung widmet.  

Der gemeinsame Haushalt nach Z 1 besteht weiter, wenn sich das behinderte Kind nur zeitweilig wegen 
Heilbehandlung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält. 
nur zeitweilig wegen Heilbehandlung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält. 
 (2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft im Sinne des Abs. 1 liegt vor, solange das behinderte 
Kind 
1. das Alter für den Beginn der allgemeinen Schulpflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76) 

noch nicht erreicht hat und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf, 
2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des 

Schulpflichtgesetzes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf, 
3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht und vor Vollendung des 40. Lebensjahres dauernd bett-

lägerig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf. 
 (3) Der Vertragsbedienstete hat den Antrag auf Gewährung des Karenzurlaubes spätestens zwei Monate 
vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen. 
 (4) Der Vertragsbedienstete hat den Wegfall einer der Voraussetzungen für die Karenzierung (Abs. 1 und 
2) innerhalb von zwei Wochen zu melden. 
 (5) Die Zeit des Karenzurlaubes ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht 
zu berücksichtigen. Sie wird aber mit dem Tag des Wiederantrittes des Dienstes zur Hälfte für die Vorrü-
ckung wirksam. 
 (6) Auf Antrag des Vertragsbediensteten kann der Karenzurlaub vorzeitig beendet werden, wenn 
1. der Grund für die Karenzierung weggefallen ist, 
2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer des Karenzurlaubes für den Vertragsbediensteten ein e 

Härte bedeuten würde und 
3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. 
 

Pflegefreistellung 
§ 29f. (1) Der Vertragsbedienstete hat – unbeschadet des § 29a – Anspruch auf Pflegefreistellung, wenn er 
aus einem der folgenden Gründe nachweislich an der Dienstleistung verhindert ist:  
1. wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglückten 

nahen Angehörigen oder Kindes der Person, mit der der Vertragsbedienstete in Lebensgemeinschaft oder 
eingetragener Partnerschaft lebt oder 

2. wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes 
der Person, mit der der Vertragsbedienstete in Lebensgemeinschaft oder eingetragener Partnerschaft lebt, 
wenn die Person, die das Kind ständig betreut hat, aus den Gründen des § 15d Abs. 2 Z 1 bis 4 MSchG 
für diese Pflege ausfällt oder 

3. wegen der Begleitung seines erkrankten Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes 
der Person, mit der er in Lebensgemeinschaft oder eingetragener Partnerschaft lebt, bei einem stationären 
Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt, sofern das Kind das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 
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 (2) Als nahe Angehörige sind der Ehegatte und Personen anzusehen, die mit dem Vertragsbediensteten in 
gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-, Wahl- und Pflegekinder sowie die Person, mit der 
der Vertragsbedienstete in Lebensgemeinschaft lebt. 
 (3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit des Vertragsbediensteten nach § 48 Abs. 2 oder 6 BDG 1979 nicht übersteigen. Sie vermindert 
sich entsprechend, wenn der Bedienstete teilbeschäftigt ist. 
 (4) Darüber hinaus besteht - unbeschadet des § 29a - Anspruch auf Pflegefreistellung bis zum Höchst-
ausmaß einer weiteren Woche der im Abs. 3 angeführten Dienstzeit im Kalenderjahr, wenn der Vertragsbe-
dienstete 
1. den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1 verbraucht hat und 
2. wegen der notwendigen Pflege seines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten Kindes (einschließ-

lich Wahl-, Pflege- oder Stiefkindes oder Kindes der Person, mit der der Vertragsbedienstete in Lebens-
gemeinschaft oder eingetragener Partnerschaft lebt), das das zwölfte Lebensjahr noch nicht überschritten 
hat, an der Dienstleistung neuerlich verhindert ist. 

 (5) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise in Anspruch genommen werden. Verrichtet 
der Vertragsbedienstete jedoch Schicht- oder Wechseldienst oder unregelmäßigen Dienst, ist die Pflegefrei-
stellung in vollen Stunden zu verbrauchen. 
 (6) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten während des Kalenderjahres, so ist 
die in diesem Kalenderjahr bereits verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das 
der Änderung des Beschäftigungsausmaßes entspricht. Bruchteile von Stunden sind hiebei auf volle Stunden 
aufzurunden. 
 (7) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, kann zu einem in Abs. 4 genannten Zweck noch 
nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige Vereinbarung mit dem Dienstgeber angetreten werden 
 (8) Die Dauer einer Urlaubsunterbrechung gemäß § 27g Abs. 6 ist auf das Ausmaß nach den Abs. 3 und 4 
anzurechnen. 
 (9) Im Fall der notwendigen Pflege ihres oder seines erkrankten Kindes (Wahl- oder Pflegekindes) hat 
auch jene Vertragsbedienstete oder jener Vertragsbediensteter Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1 
Z 1, Abs. 4 und 7, die oder der nicht mit ihrem oder seinem erkrankten Kind (Wahl- oder Pflegekind) im 
gemeinsamen Haushalt lebt. 
 

Dienstfreistellung für Gemeindemandatare 
§ 29g. (1) Dem vollbeschäftigten Vertragsbediensteten, der 
1.  Bürgermeister oder 
2.  Bezirksvorsteher oder 
3.  Bezirksvorsteher-Stellvertreter oder 
4. Mitglied eines Gemeindevorstandes oder eines Stadtsenates oder eines Gemeinderates oder einer Be-

zirksvertretung 
ist, ist auf sein Ansuchen die zur Ausübung des Mandates erforderliche Dienstfreistellung zu gewähren, 
wenn dem Bund von der Gebietskörperschaft, für die der Vertragsbedienstete tätig wird, Ersatz nach Abs. 6 
geleistet wird oder der Vertragsbedienstete diese Dienstfreistellung unter anteiliger Kürzung der Bezüge 
beantragt hat. 
 (2) Die Dienstfreistellung ist nur dann zu gewähren, wenn 
1. mit Dienstplanerleichterungen (zB Einarbeitung, Diensttausch) oder 
2. durch Gewährung der erforderlichen freien Zeit bis zum Höchstausmaß von 90 Stunden je Kalenderjahr, 

bei Bürgermeistern bis zum Höchstausmaß von 180 Stunden je Kalenderjahr, 
nicht das Auslangen gefunden werden kann. Eine Maßnahme nach Z 2 ist nur zulässig, wenn Maßnahmen 
nach Z 1 nicht möglich sind oder nicht ausreichen. 
 (3) Eine Dienstfreistellung darf nicht gewährt werden, wenn der Vertragsbedienstete eine Teilzeitbeschäf-
tigung nach dem MSchG oder nach dem VKG in Anspruch nimmt. 
 (4) Die Dienstfreistellung kann bis zum Ausmaß der Hälfte der regelmäßigen Wochendienstzeit des Ver-
tragsbediensteten gewährt werden. Dieses Ausmaß verkürzt sich um jene Stunden freier Zeit, die dem Ver-
tragsbediensteten gemäß Abs. 2 Z 2 gewährt werden. Die Dienstfreistellung darf nur in vollen Stunden ge-
währt werden. 
 (5) Dienstfreistellung, Dienstplanerleichterungen und Gewährung der erforderlichen freien Zeit dürfen 
nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Dienstbetriebes führen und sind unter Berücksichtigung der 
dienstlichen Interessen und unter Bedachtnahme auf die zur Ausübung des Mandates erforderlichen Zeiträu-
me möglichst gleichmäßig und bleibend im Vorhinein datums- und uhrzeitmäßig festzulegen. 



VBG – S. 35 

 (5a) Die Gewährung der erforderlichen freien Zeit soll im Monatsdurchschnitt eines Kalenderhalbjahres 
acht Stunden, bei Bürgermeistern 16 Stunden nicht überschreiten. Die Dienstfreistellung soll im Monats-
durchschnitt eines Kalenderhalbjahres 78 Stunden nicht überschreiten. In einer Kalenderwoche darf höchs-
tens die Hälfte der als Monatsdurchschnitt festgelegten Dienstfreistellung in Anspruch genommen werden. 
 (6) Der Ersatz für die Dienstfreistellung hat zu umfassen: 
1.  den der Zeit der Dienstfreistellung entsprechenden Aktivitätsaufwand für den Vertragsbediensteten und 
2.  einen Zuschlag im Ausmaß von 50% der der Zeit der Dienstfreistellung entsprechenden 

a) Bezüge nach § 8a und 
b) sonstigen Entlohnungsbestandteile, die bei einem Beamten pensionsbeitragspflichtig wären. 

 (7) Auf die dem Vertragsbediensteten auf Ansuchen unter anteiliger Kürzung der Bezüge gewährte 
Dienstfreistellung sind § 12e Abs. 1, 3 und 4 GehG anzuwenden. 
 (8) Die Abs. 1 bis 7 sind abweichend vom § 1 auf alle vertraglich Bediensteten des Bundes anzuwenden. 
 

Außerdienststellung für bestimmte Gemeindemandatare 
§ 29h. (1) Der Vertragsbedienstete, der 
1.  Bürgermeister oder 
2. Bezirksvorsteher oder 
3.  Mitglied eines Stadtsenates oder eines Gemeindevorstandes (Stadtrates) 
ist, ist für die Dauer dieser Funktion unter Entfall der Bezüge außer Dienst zu stellen, wenn er dies beantragt; 
in diesem Fall ist § 29g nicht anzuwenden. 
 (2) Auf die Zeit der Außerdienststellung nach Abs. 1 sind § 12c Abs. 4 erster Satz GehG und § 29c Abs. 1 
anzuwenden. 
 (3) Die Abs. 1 und 2 sind abweichend vom § 1 auf alle vertraglich Bediensteten des Bundes anzuwenden. 
 
Dienstfreistellung wegen Ausübung eines Mandates im Nationalrat, im Bundesrat oder in einem Land-

tag und Außerdienststellung 
§ 29i. (1) Die §§ 17 bis 19 BDG 1979 sowie § 12c Abs. 4 und 5 und § 12d GehG sind auf Vertragsbedienste-
te anzuwenden. 
 (2) Abweichend vom § 1 gilt Abs. 1 auch für alle übrigen Bundesbediensteten, die nicht Beamte sind, für 
Landesvertragslehrer nach § 1 des Landesvertragslehrergesetzes 1966, BGBl. Nr. 172, und für land- und 
forstwirtschaftliche Landesvertragslehrer nach § 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrer-
gesetzes, BGBl. Nr. 244/1969. 
 

Allgemeine Dienstfreistellung gegen Refundierung 
§ 29j. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Antrag die zur Ausübung einer im öffentlichen Interesse lie-
genden Tätigkeit erforderliche volle Dienstfreistellung unter Fortzahlung der laufenden Bezüge gewährt 
werden, wenn 
1. keine wichtigen dienstlichen Gründe entgegenstehen und 
2. dem Bund von der Einrichtung, für die der Vertragsbedienstete tätig werden soll, Ersatz nach Abs. 4 ge-

leistet wird. 
Eine teilweise Dienstfreistellung ist unzulässig. 
 (2) Für die Dauer der Ausübung einer Funktion in einer auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden kol-
lektivvertragsfähigen Berufsvereinigung öffentlich Bediensteter ist auf Antrag eine Dienstfreistellung unter 
Fortzahlung der vollen Bezüge zu gewähren, wenn dem Bund Ersatz nach Abs. 4 geleistet wird. 
 (3) Eine teilweise Dienstfreistellung aus dem im Abs. 2 angeführten Anlass ist auf Antrag gegen anteili-
gen Ersatz zu gewähren, wenn der Verwendung im beantragten Ausmaß keine wichtigen dienstlichen Grün-
de entgegenstehen. Auf die teilweise Freistellung sind die §§ 50c und 50d Abs. 1 und 2 BDG 1979 anzu-
wenden. Die gleichzeitige oder aufeinander folgende Gewährung einer Freistellung und von Sonderurlaub 
aus diesem Anlass ist unzulässig. 
 (4) Der Ersatz hat den dem Ausmaß der Dienstfreistellung entsprechenden laufenden Aktivitätsaufwand 
samt Nebenkosten für den Vertragsbediensteten zu umfassen. 
 

Familienhospizfreistellung 
§ 29k. (1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen die zum Zwecke der Sterbebegleitung eines na-
hen Angehörigen im Sinne des § 29f Abs. 2 für einen bestimmten, drei Monate nicht übersteigenden Zeit-
raum erforderliche 
1. Dienstplanerleichterung (zB Diensttausch, Einarbeitung), 
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2. Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit in dem von ihm beantragten prozentuellen Ausmaß 
unter anteiliger Kürzung seiner Bezüge oder 

3. gänzliche Dienstfreistellung gegen Entfall der Bezüge 
zu gewähren. Eine solche Maßnahme ist auch für die Sterbebegleitung von Schwiegereltern, Schwiegerkin-
dern und Wahl- und Pflegeeltern sowie von Kindern der Person, mit der der Vertragsbedienstete in Lebens-
gemeinschaft lebt, zu gewähren. Dienstplanerleichterungen dürfen nicht zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Dienstbetriebes führen. Auf die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit sind die §§ 50c 
und 50d Abs. 1 und 2 BDG 1979 anzuwenden. Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen eine Ver-
längerung der Maßnahme zu gewähren, wobei die Gesamtdauer der Maßnahmen pro Anlassfall sechs Mona-
te nicht überschreiten darf. 
 (2) Der Vertragsbedienstete hat sowohl den Grund für die Maßnahmen und deren Verlängerung als auch 
das Angehörigenverhältnis glaubhaft zu machen. Auf Verlangen der Personalstelle ist eine schriftliche Be-
scheinigung über das Angehörigenverhältnis vorzulegen. 
 (3) Die Personalstelle hat über die vom Vertragsbediensteten beantragte Maßnahme innerhalb von fünf 
Arbeitstagen, über die Verlängerung innerhalb von zehn Arbeitstagen ab Einlangen des Ansuchens zu ent-
scheiden. 
 (4) Die Abs. 1 bis 3 sind auch bei der Betreuung von im gemeinsamen Haushalt lebenden schwerster-
krankten Kindern (einschließlich Wahl-, Pflege- oder Stiefkindern oder leiblichen Kindern der Person, mit 
der der Vertragsbedienstete in Lebensgemeinschaft lebt) des Vertragsbediensteten anzuwenden. Abweichend 
von Abs. 1 kann die Maßnahme zunächst für einen bestimmten, fünf Monate nicht übersteigenden Zeitraum 
gewährt werden; bei einer Verlängerung darf die Gesamtdauer der Maßnahme neun Monate nicht überschrei-
ten. 
 (5) Auf die Zeit der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach Abs. 1 Z 2 ist § 12e Abs. 1 
GehG und auf die Zeit der gänzlichen Dienstfreistellung nach Abs. 1 Z 3 sind § 12c Abs. 4 GehG und § 29c 
Abs. 2 anzuwenden. 
 (6) Die Abs. 1 bis 5 sind abweichend von § 1 auf alle vertraglichen Bediensteten des Bundes anzuwen-
den. 
 (7) Die oder der Vertragsbedienstete hat für Kinder ihrer eingetragenen Partnerin oder seines eingetrage-
nen Partners nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 insoweit Anspruch auf Familienhospizfreistellung, als kein El-
ternteil für die Begleitung oder Betreuung zur Verfügung steht. 
 

Verhalten bei Gefahr 
§ 29l. Der Vertragsbedienstete, den keine mit Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 des Bundes-Bedienstetenschutz-
gesetzes – B-BSG, BGBl. I Nr. 70/1999, verbundene besondere Dienstpflichten insbesondere zur Hilfeleis-
tung oder Gefahrenabwehr treffen und der bei ernster und unmittelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit 
den Gefahrenbereich verlässt, darf deshalb im Zusammenhang mit seinem Dienstverhältnis weder benachtei-
ligt, insbesondere nicht bei der dienstlichen Verwendung und dem beruflichen Aufstieg, noch aus diesem 
Grunde gekündigt oder entlassen werden. Das gleiche gilt, wenn ein Vertragsbediensteter unter Berücksich-
tigung seiner Kenntnisse und der zur Verfügung stehenden technischen Mittel selbst Maßnahmen zur Ab-
wehr der Gefahr trifft, weil er die sonst zuständigen Personen nicht erreicht, es sei denn, seine Handlungs-
weise war grob fahrlässig. 
 

 Sicherheitsvertrauenspersonen, Sicherheitsfachkräfte 
§ 29m. Sicherheitsvertrauenspersonen und Vertragsbedienstete, die als Sicherheitsfachkräfte oder als deren 
Fach- oder Hilfspersonal beschäftigt sind, dürfen wegen der Ausübung dieser Tätigkeit im Zusammenhang 
mit ihrem Dienstverhältnis weder benachteiligt, insbesondere nicht bei der dienstlichen Verwendung und 
dem beruflichen Aufstieg, noch aus diesem Grunde gekündigt oder entlassen werden. 
 

IKT-Nutzung und Kontrollmaßnahmen 
§ 29n. Die §§ 79c bis 79i BDG 1979 sind anzuwenden. 
 

Frühkarenzurlaub für Väter 
§ 29o. (1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen für den Zeitraum von der Geburt seines Kindes 
oder, im Fall von Mehrlingsgeburten, seiner Kinder bis längstens zum Ende des Beschäftigungsverbotes der 
Mutter gemäß § 5 Abs. 1 und 2 MSchG, gleichartiger österreichischer Rechtsvorschriften oder gleichartiger 
Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ein Urlaub 
unter Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) im Ausmaß von bis zu vier Wochen zu gewähren, wenn er mit dem 
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Kind (den Kindern) und der Mutter im gemeinsamen Haushalt lebt. Wenn keine der genannten Bestimmun-
gen auf die Mutter anzuwenden ist, gelten die im § 5 Abs. 1 und 2 MSchG festgelegten Fristen sinngemäß. 
 (2) Der Vertragsbedienstete hat Beginn und Dauer des Karenzurlaubs spätestens eine Woche vor dem 
beabsichtigten Antritt zu melden und die anspruchsbegründenden sowie die anspruchsbeendenden Umstände 
unverzüglich darzulegen. 
 (3) Der Karenzurlaub endet vorzeitig, wenn der gemeinsame Haushalt mit dem Kind und der Mutter auf-
gehoben wird. 
 (4) Die Zeit des Karenzurlaubes ist in dienst- und besoldungsrechtlicher Hinsicht wie eine Karenz nach 
dem VKG zu behandeln. 
 

Enden des Dienstverhältnisses 
§ 30. (1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten endet 
1.  durch Tod oder 
2.  durch einverständliche Lösung oder 
3.  durch Übernahme des Vertragsbediensteten in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Bund oder 
4.  durch Übernahme des Vertragsbediensteten in ein anderes Dienstverhältnis zum Bund, aus dem dem Ver-

tragsbediensteten eine Anwartschaft auf einen Ruhe(Versorgungs)genuss erwächst, oder 
5. durch vorzeitige Auflösung oder 
6. durch Zeitablauf nach § 24 Abs. 9 oder nach § 46 Abs. 6 oder 
7. durch Begründung eines unbefristeten Dienstverhältnisses zu einem Land (zur Gemeinde Wien) als Mit-

glied eines unabhängigen Verwaltungssenates oder 
8. - wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen worden ist - mit dem Ablauf der Zeit, für die 

es eingegangen wurde, oder mit dem Abschluss der Arbeit, auf die es abgestellt war, oder 
9. - wenn das Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen worden ist - durch Kündigung mit Ablauf 

der Kündigungsfrist. 
[ab 1.1.2014 entfällt § 30 Abs. 1 Z 7.] 
 (2) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann von jedem Vertragsteil jederzeit gekündigt werden. 
 (3) Eine entgegen den Vorschriften des § 32 ausgesprochene Kündigung ist rechtsunwirksam. Eine ent-
gegen den Vorschriften des § 34 ausgesprochene Entlassung gilt als Kündigung, wenn der angeführte Auflö-
sungsgrund einen Kündigungsgrund im Sinne des § 32 Abs. 2 oder 4 darstellt; liegt auch kein Kündigungs-
grund vor, so ist die ausgesprochene Entlassung rechtsunwirksam. 
 (4) In den Fällen des Abs. 3 ist § 17 Abs. 3 zweiter und dritter Satz sinngemäß anzuwenden. 
 (5) Eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter hat dem Bund im Fall des Endens des Dienst-
verhältnisses durch einverständliche Lösung (Abs. 1 Z 2), durch vorzeitige Auflösung (§ 34) oder durch 
Kündigung (§ 32) die Ausbildungskosten zu ersetzen. Der Ersatz der Ausbildungskosten reduziert sich pro 
vollendetem Monat des Dienstverhältnisses nach der Beendigung der Ausbildung um ein Sechzigstel, bei 
Pilotinnen und Piloten um ein Sechsundneunzigstel. Der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt, wenn 
1. das Dienstverhältnis vom Dienstgeber aus den im § 32 Abs. 2 Z 2 und 5 und Abs. 4 angeführten Gründen 

gekündigt worden ist, 
2. die oder der Vertragsbedienstete aus den im § 34 Abs. 5 angeführten wichtigen Gründen aus dem Dienst-

verhältnis ausgetreten ist oder 
3. die Ausbildungskosten für die betreffende Verwendung das Sechsfache des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 

der Dienstklasse V einer Beamtin oder eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen nicht übersteigen. 

 (6) Bei der Ermittlung der Ausbildungskosten sind 
1. die Kosten einer Grundausbildung, 
2. die Kosten, die dem Bund aus Anlass der Vertretung des Vertragsbediensteten während der Ausbildung 

erwachsen sind, und 
3. die dem Vertragsbediensteten während der Ausbildung zugeflossenen Bezüge, mit Ausnahme der durch 

die Teilnahme an der Ausbildung verursachten Reisegebühren, 
nicht zu berücksichtigen. 
 (7) Bei der Reduktion des Ersatzes der Ausbildungskosten nach Abs. 5 zweiter Satz sind Zeiten eines 
Karenzurlaubs, mit Ausnahme einer Karenz nach dem MSchG oder VKG, nicht zu berücksichtigen. 
 

Folgebeschäftigungen 
§ 30a. (1) Der oder dem Vertragsbediensteten ist es nach Beendigung des Dienstverhältnisses für die Dauer 
von sechs Monaten untersagt, für einen Rechtsträger, 
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1. der nicht der Kontrolle des Rechnungshofes, eines Landesrechnungshofes oder einer vergleichbaren in-
ternationalen oder ausländischen Kontrolleinrichtung unterliegt, und 

2. auf dessen Rechtsposition ihre oder seine dienstlichen Entscheidungen im Zeitraum von zwölf Monaten 
vor der Beendigung des Dienstverhältnisses maßgeblichen Einfluss hatten,  

tätig zu werden, wenn die Ausübung dieser Tätigkeit geeignet ist, das Vertrauen der Allgemeinheit in die 
sachliche Wahrnehmung ihrer oder seiner vormals dienstlichen Aufgaben zu beeinträchtigen. Für den Fall 
des Zuwiderhandelns hat die oder der Vertragsbedienstete dem Bund eine Konventionalstrafe in Höhe des 
Dreifachen des für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgelts zu leisten. Der 
Anspruch auf Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen.  
 (2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn 
1. dadurch das Fortkommen der oder des Vertragsbediensteten unbillig erschwert wird, 
2. das für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührende Entgelt das Siebzehnfache der täglichen 

Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG nicht übersteigt, 
3. der Dienstgeber oder einer seiner Vertreterinnen oder Vertreter durch schuldhaftes Verhalten der oder 

dem Vertragsbediensteten begründeten Anlass zur vorzeitigen Auflösung oder zur Kündigung des 
Dienstverhältnisses gegeben hat, 

4. der Dienstgeber das Dienstverhältnis löst, sofern keiner der in § 32 Abs. 2 Z 1, 3 und 4, sowie 6 bis 8 oder 
§ 34 Abs. 2 aufgezählten Gründe vorliegt, oder 

5. das Dienstverhältnis gemäß § 30 Abs. 1 Z 8 endet. 
 

Zeugnis 
§ 31. Beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis ist dem Vertragsbediensteten ein schriftliches Zeugnis 
über die Dauer und die Art seiner Dienstleistung auszustellen. 
 

Kündigung 
§ 32. (1) Der Dienstgeber kann ein Dienstverhältnis, das ununterbrochen ein Jahr gedauert hat, nur schriftlich 
und mit Angabe des Grundes kündigen. 
 (2) Ein Grund, der den Dienstgeber nach Ablauf der in Abs. 1 genannten Frist zur Kündigung berechtigt, 
liegt insbesondere vor, wenn der Vertragsbedienstete  
1. seine Dienstpflicht gröblich verletzt, sofern nicht die Entlassung in Frage kommt, 
2. sich für die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben als gesundheitlich ungeeignet erweist, 
3. den im Allgemeinen erzielbaren angemessenen Arbeitserfolg trotz Ermahnungen nicht erreicht, sofern 

nicht die Entlassung in Frage kommt, 
4. aus Gründen, die er zu vertreten hat oder die in seiner Person gelegen sind, 

a) eine Grundausbildung nach § 67 nicht innerhalb der im § 66 Abs. 2 vorgesehenen Dauer der Ausbil-
dungsphase erfolgreich absolviert oder 

b) eine im Dienstvertrag vereinbarte Fahrprüfung nicht rechtzeitig und mit Erfolg ablegt oder 
c) eine sonstige durch Ausbildungsvorschriften vorgesehene dienstliche Ausbildung nicht innerhalb einer 

gesetzten Frist absolviert, 
5. handlungsunfähig wird, 
6. ein Verhalten setzt oder gesetzt hat, das nicht geeignet ist, das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachli-

che Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben aufrechtzuerhalten, sofern nicht die Entlassung in Frage 
kommt, 

7. vor dem Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses das für Leistungen aus dem Versicherungsfall 
des Alters in der gesetzlichen Pensionsversicherung vorgeschriebene Anfallsalter erreicht hat, 

8. das 65. Lebensjahr vollendet hat, und einen Anspruch auf einen Ruhegenuss aus einem öffentlichen 
Dienstverhältnis hat oder mit Erfolg geltend machen kann. 

 (3) Die Frist zur Absolvierung der Grundausbildung nach Abs. 2 Z 4 lit. a verlängert sich um 
1. höchstens drei Jahre 

a) um Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG und einer Karenz nach dem 
MSchG oder dem VKG, 

b) beim Zusammentreffen von Zeiten nach lit. a mit Zeiten nach Z 2, wobei Zeiten nach Z 2 bis zu zwei 
Jahren berücksichtigt werden dürfen; 

2. höchstens zwei Jahre 
a) um Zeiten der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes, 
b) um Zeiten eines Karenzurlaubes nach § 29c, der zur Ausbildung des Vertragsbediensteten für seine 

dienstliche Verwendung gewährt worden ist. 
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 (4) Der Dienstgeber kann das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten auch wegen einer Änderung des 
Arbeitsumfanges, der Organisation des Dienstes oder der Arbeitsbedingungen kündigen, wenn eine Weiter-
beschäftigung in einer seiner Einstufung entsprechenden Verwendung im Versetzungsbereich seiner Perso-
nalstelle nicht möglich ist, es sei denn, die Kündigungsfrist würde in einem Zeitpunkt enden, in dem er das 
50. Lebensjahr vollendet und bereits zehn Jahre in diesem Dienstverhältnis zugebracht hat. 
 (5) Ein Vertragsbediensteter darf nicht wegen Bedarfsmangels (Abs. 4) gekündigt werden, wenn er im 
Rahmen seines Dienstverhältnisses 
1. mit einer zeitlich begrenzten Funktion oder 
2. dauernd mit einer der Bewertungsgruppe 4 der Funktionsgruppe v1 zugeordneten Funktion 
betraut ist oder betraut war. 
 (6) Hinsichtlich der Kündigungsbeschränkungen bei weiblichen Vertragsbediensteten vor und nach ihrer 
Niederkunft gelten die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. 
 

Kündigungsfristen 
§ 33. Die Kündigungsfrist beträgt für beide Teile nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von 
 weniger als 6 Monaten ...................................................................... 1 Woche, 
 6 Monaten.......................................................................................... 2 Wochen, 
 1 Jahr ................................................................................................. 1 Monat, 
 2 Jahren ............................................................................................. 2 Monate, 
 5 Jahren ............................................................................................. 3 Monate, 
 10 Jahren ........................................................................................... 4 Monate, 
 15 Jahren ........................................................................................... 5 Monate. 
Sie hat, wenn sie nach Wochen bemessen ist, mit dem Ablauf einer Woche, wenn sie nach Monaten bemes-
sen ist, mit dem Ablauf eines Kalendermonates zu enden. Bei der Berechnung der Kündigungsfrist ist § 24 
Abs. 10 sinngemäß anzuwenden. 
 

Sonderurlaub während der Kündigungsfrist 
§ 33a. (1) Bei Kündigung durch den Dienstgeber ist dem Vertragsbediensteten auf sein Ansuchen während 
der Kündigungsfrist ein Sonderurlaub im Ausmaß von wöchentlich mindestens einem Fünftel der regelmäßi-
gen Wochendienstzeit zu gewähren. 
 (2) Ansprüche nach Abs. 1 bestehen nicht, wenn 
1. der Vertragsbedienstete einen Anspruch auf eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung hat 

und 
2. eine Bescheinigung über die vorläufige Krankenversicherung vom Pensionsversicherungsträger ausge-

stellt wurde. 
 

Vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses 
§ 34. (1) Das Dienstverhältnis kann, wenn es für bestimmte Zeit eingegangen wurde [§ 4 Abs. 3], vor Ablauf 
dieser Zeit, sonst aber ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist von jedem Teil aus wichtigen Gründen gelöst 
werden. 
 (2) Ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses (Entlas-
sung) berechtigt, liegt insbesondere vor, 
a) wenn sich nachträglich herausstellt, dass der Vertragsbedienstete die Aufnahme in das Dienstverhältnis 

durch unwahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Verschweigen von Umständen erschlichen hat, 
die seine Aufnahme nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder anderer Vorschriften ausgeschlossen 
hätten, 

b) wenn der Vertragsbedienstete sich einer besonders schweren Verletzung der Dienstpflichten oder einer 
Handlung oder einer Unterlassung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Dienstgebers unwürdig er-
scheinen lässt, insbesondere wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche Eheverletzungen gegen Vorge-
setzte oder Mitbedienstete zuschulden kommen lässt oder wenn er sich in seiner dienstlichen Tätigkeit 
oder im Zusammenhang damit von dritten Personen Vorteile zuwenden lässt; 

c) wenn der Vertragsbedienstete seinen Dienst in wesentlichen Belangen erheblich vernachlässigt oder ohne 
einen wichtigen Hinderungsgrund während einer den Umständen nach erheblichen Zeit die Dienstleistung 
unterlässt; 

d) wenn der Vertragsbedienstete sich weigert, seine Dienstverrichtungen ordnungsgemäß zu versehen oder 
sich dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten zu fügen; 
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e) wenn der Vertragsbedienstete eine Nebenbeschäftigung betreibt, die dem Anstand widerstreitet oder die 
ihn an der vollständigen oder genauen Erfüllung seiner Dienstpflichten hindert und er diese Beschäfti-
gung trotz Aufforderung nicht aufgibt; 

f) wenn der Vertragsbedienstete sich eine im § 27g Abs. 2 angeführte Bescheinigung arglistig beschafft oder 
missbräuchlich verwendet. 

 (3) Ist ein strafgerichtliches Urteil gegen eine Vertragsbedienstete oder einen Vertragsbediensteten ergan-
gen, das bei einer Beamtin oder einem Beamten 
1. den Amtsverlust gemäß § 27 StGB zur Folge hätte oder 
2. gemäß § 20 Abs. 1 Z 3a BDG 1979 zur Auflösung des Beamtendienstverhältnisses führen würde, 
so gilt das Dienstverhältnis mit dem Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils als 
aufgelöst, sofern es nicht bereits nach Abs. 2 vorzeitig aufgelöst wurde. Dies ist für aus der Auflösung des 
Dienstverhältnisses resultierende Ansprüche einer Entlassung gemäß Abs. 2 gleichzuhalten. 
 (4) Das Gleiche gilt 
1. bei Vertragsbediensteten in einer gemäß § 6c Abs. 1 Inländern vorbehaltenen Verwendung für den Fall 

des Verlustes der österreichischen Staatsbürgerschaft; 
2. bei anderen Vertragsbediensteten für den Fall des Wegfalls der Erfüllung der Aufnahmeerfordernisse 

gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 lit. b, wenn nicht die Nachsicht nach § 3 Abs. 2 vor dem Wegfall erteilt worden ist. 
 (5) Ein wichtiger Grund, der den Dienstnehmer zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses (Aus-
tritt) berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn der Vertragsbedienstete zur Dienstleistung unfähig wird oder 
die Dienstleistung ohne Schaden für seine Gesundheit nicht mehr fortsetzen kann. 
 

Anwendung des BMSVG 
§ 35. (1) Das Betriebliche Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz (BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002, 
ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
1.  Abweichend von § 9 Abs. 1 BMSVG hat die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse für Bedienstete 

des Bundes durch den Bundeskanzler nach Anhörung der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zu erfolgen. 
2. Abweichend von Z 1 erfolgt die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse für Bedienstete der Parla-

mentsdirektion durch den Präsidenten des Nationalrates, für Bedienstete des Rechnungshofes durch den 
Präsidenten des Rechnungshofes und für Bedienstete der Volksanwaltschaft durch den Vorsitzenden der 
Volksanwaltschaft nach Anhörung der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst. 

3. § 10 und § 47 BMSVG sind nicht anzuwenden. 
 (2) Abs. 1 ist abweichend von § 1 auf alle Bundesbediensteten anzuwenden, die nicht Beamte sind. 
 

Sonderverträge 
§ 36. (1) In Ausnahmefällen können im Dienstvertrag Regelungen getroffen werden, die von diesem Bun-
desgesetz abweichen. Solche Dienstverträge sind als Sonderverträge zu bezeichnen und bedürfen der Ge-
nehmigung des Bundeskanzlers. 
 (2) Der Bundeskanzler kann bei Bedarf verbindliche Richtlinien für die einheitliche Gestaltung bestimm-
ter Arten von Sonderverträgen festlegen. Für den Abschluss solcher Sonderverträge kann vom Bundeskanz-
ler eine generelle Genehmigung erteilt werden. 
 (3) Bei Bedarf kann in den Richtlinien nach Abs. 2 auch bestimmt werden, dass der Abschluss solcher 
Sonderverträge nur mit Inhabern bestimmter, in den Richtlinien angeführter Arten von Arbeitsplätzen zuläs-
sig ist. 
 (4) Auf Sonderverträge, die anlässlich der Betrauung mit einer Leitungsfunktion befristet abgeschlossen 
werden, ist § 4 Abs. 4 nicht anzuwenden. 
 

Abschnitt Ia 
Verwaltungspraktikum 

 
Allgemeines 

§ 36a. (1) Um Personen die Möglichkeit einzuräumen, ihre Berufsvorbildung oder Schulbildung durch eine 
entsprechende praktische Tätigkeit in der Bundesverwaltung zu ergänzen und zu vertiefen und auf diese 
Weise die Verwendungen im Bundesdienst kennen zu lernen, kann mit ihnen ein Ausbildungsverhältnis als 
Verwaltungspraktikant (Verwaltungspraktikum) begründet werden. Durch das Eingehen dieses Ausbil-
dungsverhältnisses wird kein Dienstverhältnis begründet. Der Zugang zum Verwaltungspraktikum ist mit 
nachstehender Vorbildung möglich: 
1. Abschluss eines Universitätsstudiums, 
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2. Abschluss einer Fachhochschule, 
3. Abschluss einer höheren Schule (Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung), 
4. Abschluss einer mittleren Schule, 
5. Lehrabschluss nach dem Berufsausbildungsgesetz oder 
6. beendete Schulpflicht. 
 (2) Das Verwaltungspraktikum umfasst eine Einführung in die einschlägige Verwaltungstätigkeit, nach 
Möglichkeit eine ergänzende kursmäßige Ausbildung sowie die praktische Erprobung auf einem Arbeits-
platz. Das Verwaltungspraktikum endet spätestens nach einer Gesamtdauer von zwölf Monaten. 
 (3) Auf Verwaltungspraktikanten ist, soweit in diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, der Ab-
schnitt I mit Ausnahme von § 4 Abs. 4, §§ 6 bis 6b, §§ 8a bis 15a, § 17, § 19, § 20, soweit er sich auf die 
§§ 49 bis 50d BDG 1979 bezieht, §§ 20a bis 23, § 24 Abs. 2, 3 und 9, § 24a, §§ 25 bis 27c, § 27e Abs. 2, 
§ 27f, § 28b, §§ 29 bis 29k, § 29o, § 30, §§ 32 bis 33a und § 36 anzuwenden. § 18 ist mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass an die Stelle des Monatsentgelts der Ausbildungsbeitrag tritt. 
 

Rechte des Verwaltungspraktikanten 
§ 36b. (1) Dem Verwaltungspraktikanten gebührt für die Dauer der ordnungsgemäßen Teilnahme am Ver-
waltungspraktikum ein monatlicher Ausbildungsbeitrag. Dieser beträgt 50% des Monatsentgelts eines Ver-
tragsbediensteten während der Ausbildungsphase (§ 72 Abs. 1) der Entlohnungsgruppe v1, v2, v3 oder v4, 
jeweils Entlohnungsstufe 1. Die Zuordnung ist bei entsprechender Verwendung folgendermaßen vorzuneh-
men: 
1. Absolventen eines Diplom-, Master- oder Doktoratsstudiums gemäß § 87 Abs. 1 des Universitätsgeset-

zes 2002 und Absolventen eines Fachhochschul-Masterstudienganges oder eines Fachhochschul-
Diplomstudienganges gemäß § 5 Abs. 2 des Fachhochschul-Studiengesetzes zur Entlohnungsgruppe v1, 

2. sonstige Universitätsabsolventen gemäß § 87 Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002, sonstige Fachhoch-
schulabsolventen gemäß § 5 Abs. 2 des Fachhochschul-Studiengesetzes und Absolventen einer höheren 
Schule (Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung) zur Entlohnungsgruppe v2, 

3. Absolventen einer mittleren Schule oder nach Erlernung eines Lehrberufes zur Entlohnungsgruppe v3 
und 

4. sonstige Verwaltungspraktikanten zur Entlohnungsgruppe v4. 
 (2) Außer dem monatlichen Ausbildungsbeitrag gebührt dem Verwaltungspraktikanten für jedes Kalen-
dervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 50% des Ausbildungsbeitrages, der ihm für den Monat 
der Auszahlung zusteht. Steht der Verwaltungspraktikant während des Kalendervierteljahres, für das die 
Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Genuss des vollen Ausbildungsbeitrages und der vollen 
Kinderzulage, so gebührt ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat der Auszahlung gilt 
bei Beendigung des Verwaltungspraktikums jedenfalls der Monat des Ausscheidens. 
 (3) Gebührt der Ausbildungsbeitrag nur für einen Teil des Monats, so entfällt auf jeden Kalendertag der 
verhältnismäßige Teil des monatlichen Ausbildungsbeitrages. 
 (4) Hinsichtlich der Ansprüche bei Verhinderung an der Teilnahme durch Unfall oder Krankheit ist § 24 
Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass ein Anspruch auf den Ausbildungsbeitrag nach Abs. 1 bis zur 
Dauer von höchstens 28 Kalendertagen besteht. 
 (4a) Dem Verwaltungspraktikanten gebührt ein Fahrtkostenzuschuss nach Maßgabe des § 20b GehG. Der 
Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss kann immer nur für Zeiträume bestehen, für die ein Ausbildungsbeitrag 
gebührt. 
 (5) Für Verwaltungspraktikanten gilt die Reisegebührenvorschrift 1955 nach Maßgabe der für Vertrags-
bedienstete der Gebührenstufe 1 geltenden Bestimmungen. 
 (6) Der Verwaltungspraktikant hat für ein Verwaltungspraktikum in der Dauer von zwölf Monaten An-
spruch auf Freistellung im Ausmaß von 200 Stunden, wobei in den ersten sechs Monaten des Verwaltungs-
praktikums der Verbrauch des Freistellungsanspruches 16 Stunden für jeden begonnenen Kalendermonat 
nicht übersteigen darf. § 27e Abs. 1 und §§ 27g bis 28 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle 
des Erholungsurlaubes der Freistellungsanspruch tritt. 
 (7) Aus wichtigen persönlichen Gründen kann dem Verwaltungspraktikanten über das im Abs. 6 ange-
führte Ausmaß hinaus eine dem Anlass angemessene Freistellung bis zu drei Arbeitstagen gewährt werden. 
 

Beendigung des Verwaltungspraktikums 
§ 36c. (1) Das Verwaltungspraktikum endet 
1. durch Tod, 
2. durch einverständliche Lösung, 
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3. durch vorzeitige Auflösung, 
4. durch Zeitablauf, 
5. durch schriftliche Erklärung des Verwaltungspraktikanten, 
6. durch schriftliche Erklärung des Leiters der Dienststelle aus den in § 32 Abs. 2 Z 1, 2, 3, 5 oder 6 genann-

ten Gründen oder 
7. während der Probezeit (§ 4 Abs. 2 Z 4) jederzeit durch Erklärung des Leiters der Dienststelle oder des 

Verwaltungspraktikanten. 
 (2) Eine schriftliche Erklärung gemäß Abs. 1 Z 5 oder 6 beendet das Verwaltungspraktikum vorzeitig. 
Die Erklärung ist spätestens zehn Arbeitstage vor der beabsichtigten Beendigung des Verwaltungsprakti-
kums bekannt zu geben. 
 

Soziale Absicherung 
§ 36d. (1) Verwaltungspraktikanten sind in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung nach Maßgabe 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes pflichtversichert sowie in der Arbeitslosenversicherung auf 
Grund des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, versichert, und sie sind in Angelegen-
heiten der Arbeitslosenversicherung Dienstnehmern gleichgestellt (§ 1 Abs. 1 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977). Die nach diesen Vorschriften dem Dienstgeber obliegenden Aufgaben hat der Bund 
wahrzunehmen. 
 (2) Die §§ 3 bis 9 des Mutterschutzgesetzes 1979 gelten für Verwaltungspraktikantinnen sinngemäß. 
 (3) Verwaltungspraktikantinnen gebührt für die Zeit, während der sie in sinngemäßer Anwendung des § 3 
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 1979 am Verwaltungspraktikum nicht teilnehmen kön-
nen, kein Ausbildungsbeitrag, wenn die laufenden Barleistungen des Sozialversicherungsträgers für diese 
Zeit die Höhe des vollen Ausbildungsbeitrages erreichen; ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine Ergän-
zung auf den vollen Ausbildungsbeitrag. 
 

Verbot unentgeltlicher Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnisse 
§ 36e. Die Begründung eines unentgeltlichen Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisses zum Bund ist 
unzulässig. 
 

Abschnitt II 
Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete im Lehramt 

 
Anwendungsbereich 

§ 37. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes gelten für Vertragslehrer des Bundes. Vertragslehrer im Sin-
ne dieses Abschnittes sind Vertragsbedienstete, die im Lehramt oder an Bundeserziehungsanstalten, Bundes-
konvikten, Blindeninstituten, Taubstummeninstituten oder an gleichartigen Anstalten als Erzieher verwendet 
werden. 
 (2) Auf Vertragslehrer ist der Abschnitt I anzuwenden, soweit Abschnitt II nicht anderes bestimmt. Nicht 
anzuwenden sind jedoch jene Bestimmungen des Abschnittes I, die sich ausschließlich auf Vertragsbediens-
tete anderer Entlohnungsschemata beziehen. Soweit die Bestimmungen der §§ 50a bis 50d BDG 1979 über 
die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gemäß § 20 für Vertragsbedienstete gelten, sind sie 
auf Vertragslehrer mit den Abweichungen anzuwenden, die sich aus § 213 BDG 1979 ergeben. 
 (3) Soll ein Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe I 1 des Entlohnungsschemas I L an Schulen bzw. 
Schülerheimen auch an Universitäten oder Universitäten der Künste verwendet werden, so ist § 201 BDG 
1979 sinngemäß anzuwenden. 
 (4) Die §§ 47a bis 50 (Dienstzeit) des BDG 1979 sind auf Vertragslehrer nicht anzuwenden. 
 

Ausschreibung und Besetzung freier Planstellen für Vertragslehrer 
§ 37a. (1) Der Besetzung einer freien Planstelle (einschließlich Leiterstellen) eines Vertragslehrers des Ent-
lohnungsschemas I L oder II L hat ein Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren voranzugehen. Auf dieses 
Verfahren sind die §§ 203 bis 203l und 207 bis 207m BDG 1979 nach Maßgabe der folgenden Absätze sinn-
gemäß anzuwenden.  
 (2) Ist eine Planstelle unvorhergesehen frei geworden und ist sie so rasch zu besetzen, dass zuvor ein 
Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren nicht mehr durchführbar ist, kann sie bis zum Ende des laufen-
den Unterrichtsjahres auch ohne Durchführung eines solchen Verfahrens mit einem Vertragslehrer besetzt 
werden. Dabei sind Personen nach sinngemäßer Anwendung der Kriterien der §§ 203h bis 203l BDG 1979 
heranzuziehen.  
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 (3) Nach Abs. 2 aufgenommene Vertragslehrer dürfen jedoch über das Ende des laufenden Unterrichts-
jahres hinaus nur auf Grund des Ergebnisses eines Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahrens gemäß Abs. 
1 verwendet werden.  
 (4) Bewerben sich um eine ausgeschriebene Planstelle ausschließlich Personen, die die vorgeschriebenen 
Einreihungsvoraussetzungen nicht aufweisen, dürfen auch solche Personen als Vertragslehrer aufgenommen 
werden, wenn sie die Erfordernisse des Art. X des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 350/1982 erfüllen. Unter meh-
reren solcher Personen sind zur Aufnahme heranzuziehen:  
1.  zunächst jene mit einer mindestens zweijährigen erfolgreichen Verwendung als Lehrer,  

2.  sodann jene, die die höchst- und bestmögliche einschlägige Qualifikation für die vorgesehene Ver-
wendung besitzen.  

 (5) Abs. 1 bis 4 ist auf Vertragslehrer an Pädagogischen Hochschulen und auf Vertragslehrer im Bereich 
der Justizanstalten nicht anzuwenden. 
 

Dienstvertrag 
§ 38. (1) Der Vertragslehrer gilt als vollbeschäftigt (§ 4 Abs. 2 Z 6), wenn seine Wochenstundenzahl das 
Ausmaß der Lehrverpflichtung erreicht, die für seine Fachgruppe oder für die seiner Entlohnungsgruppe 
entsprechende Verwendungsgruppe der im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Lehrer jeweils 
festgesetzt ist. Bei Vertragslehrern, die als Erzieher verwendet werden, ist das Ausmaß der ihrer Tätigkeit 
entsprechenden Wochenstundenzahl eines Lehrers im Dienstvertrag festzulegen. Für diese Festlegung ist 
§ 10 BLVG, BGBl. Nr. 244/1965, anzuwenden. 
 (2) Das Dienstverhältnis gilt auch dann auf bestimmte Zeit eingegangen (§ 4 Abs. 3), wenn es von vorne-
herein auf Unterrichtsperioden (Schuljahr, Semester, Trimester und dergleichen) abgestellt ist. 
 

Einreihung in das Entlohnungsschema I L 
§ 39. (1) Die Vertragslehrer sind, sofern im § 42b nicht anderes bestimmt ist, in das Entlohnungsschema I L 
einzureihen. 
 (2) Im Dienstvertrag ist die Anzahl der Werteinheiten (Stunden) 
1. der gesicherten Verwendung und 
2. der nicht gesicherten Verwendung getrennt festzulegen. 
 (3) Bei Vertragslehrern mit einer Gesamtverwendungsdauer als Lehrkraft an einer im § 26 Abs. 2 Z 1 lit. 
b angeführten Einrichtung im Ausmaß von weniger als fünf Jahren können die Stunden der nicht gesicherten 
Verwendung vom Dienstgeber ohne Zustimmung des Dienstnehmers in Wegfall gebracht werden, wobei 
sich das Monatsentgelt entsprechend ändert. 
 

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas I L 
§ 40. (1) Das Entlohnungsschema I L umfasst die Entlohnungsgruppen l ph, l 1, l 2a 2, l 2a 1, l 2b 1 und l 3. 
 (2) Die im § 4a, im § 202 BDG 1979 und in der Anlage 1 zum BDG 1979 sowie in den hiezu ergangenen 
Übergangsregelungen enthaltenen Bestimmungen über die Ernennungserfordernisse für Lehrer gelten als 
Bestimmungen über die Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen l ph, l 1, l 2 und l 3. 
Hierbei entsprechen 
der Verwendungsgruppe L PH die Entlohnungsgruppe l ph, 
der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungsgruppe l 1, 
der Verwendungsgruppe L 2a 2 die Entlohnungsgruppe l 2a 2, 
der Verwendungsgruppe L 2a 1 die Entlohnungsgruppe l 2a 1, 
der Verwendungsgruppe L 2b 1 die Entlohnungsgruppe l 2b 1 und 
der Verwendungsgruppe L 3 die Entlohnungsgruppe 3. 
 (3) Wenn es für sie günstiger ist, sind Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L abweichend vom Abs. 
2 in die Entlohnungsgruppe l 2b 1 einzureihen: 
1. bei Verwendung als Lehrer an Berufsschulen, für den Fachunterricht an gewerblichen, technischen und 

kunstgewerblichen Fachschulen, an höheren technischen und gewerblichen Lehranstalten sowie für Wer-
ken und den praktischen Unterricht an Werkschulheimen: Personen, die die entsprechende Lehrbefähi-
gung noch nicht erlangt haben, jedoch die Zulassungsvoraussetzungen nach § 51 des Hochschulgeset-
zes 2005 erfüllen, 

2. bei Verwendung als 
a) Lehrer für Unterrichtsgegenstände der Didaktik und Praxis an Bildungsanstalten für Kindergartenpä-

dagogik und an Bildungsanstalten für Sozialpädagogik oder 
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b) Übungskindergärtnerinnen oder Übungshorterzieherinnen an Übungskindergärten oder Übungshorten 
oder 

c) Sonderkindergärtnerinnen in der qualifizierten Betreuung behinderter Kinder an Übungskindergärten:  
 Personen, die je nach Verwendung die Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen (und Horterzieherin-

nen) oder die Reife- und Befähigungsprüfung für Kindergärten (und Horte) oder die Befähigungsprüfung 
für Erzieher oder die Reife- und Befähigungsprüfung für Erzieher aufweisen. 

 (4) Wenn es für sie günstiger ist, sind Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L abweichend vom Abs. 
2 in die Entlohnungsgruppe l 2a 1 einzureihen, wenn sie  
1. als Sonderkindergärtnerinnen in der qualifizierten Betreuung behinderter Kinder an Übungskindergärten 

verwendet werden und 
2. a) eine Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen (und Horterzieherinnen) gemeinsam mit einer Reife- 

und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung an einer höheren Schule oder eine Reife- und Befähigungsprü-
fung für Kindergärten (und Horte) und 

b) eine Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen oder für Sonderkindergärten und Frühförde-
rung 

aufweisen. 
 (5) Die Nichterfüllung nachstehender gemäß Abs. 2 vorgeschriebener Voraussetzungen für die Einrei-
hung in die Entlohnungsgruppen kann aus dienstlichen Gründen nachgesehen werden, wenn ein gleich ge-
eigneter Bewerber, der allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden ist: 
1. Zurücklegung einer Berufspraxis nach Abschluss der vorgeschriebenen Ausbildung gemäß § 202 Abs. 1 

BDG 1979, 
2. Berufspraxis gemäß Anlage 1 Z 23.1 Abs. 2 und 3 BDG 1979, 
3. Berufspraxis gemäß Anlage 1 Z 23.1 Abs. 5 lit. b BDG 1979, 
4. Unterrichtspraktikum gemäß Anlage 1 Z 23.1 Abs. 7 BDG 1979, 
5. Berufspraxis gemäß Anlage 1 Z 24.1 Abs. 3 BDG 1979. 
 

Monatsentgelt, Dienstzulagen, Erzieherzulage und Vergütungen für Schul- und Unterrichtspraktika  
im Entlohnungsschema I L 

§ 41. (1) Das Monatsentgelt der Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L beträgt: 

  
 (2) Den Vertragslehrern des Entlohnungsschemas I L gebühren Dienstzulagen und die Erzieherzulage im 
Ausmaß der um 5 vH erhöhten Dienstzulage bzw. Erzieherzulage, auf die die vergleichbaren Lehrer, die im 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, nach den §§ 57 bis 60a des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 
54, Anspruch haben. Hiebei ist § 60a Abs. 1 Z 2 und Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 mit der Maßgabe an-
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zuwenden, dass die dort angeführter Erziehertätigkeit nicht neben einer unterrichtlichen Verwendung ausge-
übt werden muss. § 17 bleibt unberührt. Die Dienstzulagen, auf die § 58 Abs. 7, § 59a Abs. 5 oder 5a, § 59b 
oder § 60 Abs. 6 bis 8 des Gehaltsgesetzes 1956 anzuwenden sind, und die Erzieherzulage bleiben vom § 21 
unberührt. 
[ab 1.9.2013 lautet in § 41 Abs. 2 der erste Satz:] 
 „(2) Den Vertragslehrpersonen des Entlohnungsschemas I L gebühren Dienstzulagen, die Vertretungsab-
geltung und die Erzieherzulage im Ausmaß der um 5 vH erhöhten Dienstzulagen bzw. Erzieherzulage oder 
Vertretungsabgeltung, auf die die vergleichbaren Lehrpersonen, die im öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis stehen, nach den §§ 57 bis 60b GehG, Anspruch haben.“ 
 (3) Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L, die an land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten zwar 
für eine dauernde Beschäftigung aufgenommen werden, aber nur während eines Teiles des Schuljahres zur 
Unterrichtserteilung herangezogen werden oder deren Beschäftigungsausmaß sich während des Schuljahres 
ändert, gebührt während der Zeit der Unterrichtserteilung das Monatsentgelt nach dem tatsächlichen Be-
schäftigungsausmaß. In den Monaten Juli und August gebührt ein Monatsentgelt in der Höhe von je einem 
Zehntel der Summe der während der Unterrichtserteilung im betreffenden Schuljahr bezogenen Monatsent-
gelte. 
 (4) Den Vertragslehrern des Entlohnungsschemas I L gebühren bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen 
1. die Vergütung für die Führung der Klassenvorstandsgeschäfte nach den §§ 61a, 61c und 61e Abs. 1 Z 1 

und Abs. 2 Z 1, 
2. die Vergütung für Kustodiate und Nebenleistungen nach den §§ 61b, 61d und 61e Abs. 1 Z 2 und 3 und 

Abs. 2 Z 2 bis 4, 
3. die Vergütungen für Schul- und Unterrichtspraktika nach den §§ 62 bis 63, 
4. die Abgeltung für mehrtägige Schulveranstaltungen nach § 63a, 
5. die Abgeltung für die Vorbereitung auf die mündliche Prüfung im Rahmen einer Reifeprüfung, Reife- 

und Diplomprüfung, Diplomprüfung und Abschlussprüfung nach § 63b und 
[ab 1.9.2013 lautet § 41 Abs. 4 Z 5:] 
5. die Abgeltungen im Zusammenhang mit abschließenden Prüfungen nach § 63b in Verbindung mit § 116e 

und 
6. die Abgeltung für die individuelle Lernbegleitung nach § 63c 
des Gehaltsgesetzes 1956. 
[Z 6 tritt mit 1.10.2013 in Kraft] 
 (5) Kindergärtnerinnen und Horterzieherinnen der Entlohnungsgruppe l 2b 1 sowie Erzieher der Entloh-
nungsgruppe l 2b 1, die 
1. a) eine Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen (und Horterzieherinnen) oder eine Befähigungsprü-

fung für Erzieher oder 
b) eine Reife- und Befähigungsprüfung für Kindergärten (und Horte) oder eine Reife- und Befähigungs-

prüfung für Erzieher aufweisen und 
2. als 

a) Lehrer für Unterrichtsgegenstände der Didaktik und Praxis an Bildungsanstalten für Kindergartenpä-
dagogik und an Bildungsanstalten für Sozialpädagogik oder  

b) Übungskindergärtnerinnen oder Übungshorterzieherinnen an Übungskindergärten oder Übungshorten 
oder Erzieher an Übungs(schüler)heimen oder Übungshorten oder 

c) Sonderkindergärtnerinnen mit Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen oder für Sonderkin-
dergärten und Frühförderung in der qualifizierten Betreuung behinderter Kinder an Übungskindergär-
ten, Blindeninstituten oder Instituten für Gehörlosenbildung  

 verwendet werden, 
gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine monatliche Dienstzulage nach den Abs. 6 und 7. Abs. 2 ist 
nicht anzuwenden. 
 (6) Die Dienstzulage nach Abs. 5 beträgt bei einer Verwendung gemäß Abs. 5 Z 2 lit. a oder b 
1. im Fall des Abs. 5 Z 1 lit. a 

a) 350% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen 
Dienstzulage, wenn die Zusatzprüfung aus Didaktik abgelegt und eine vierjährige einschlägige Berufs- 
oder Lehrpraxis zurückgelegt wurde, 

b) 200% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen 
Dienstzulage, wenn die Erfordernisse der lit. a nicht erfüllt werden; 
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2. im Fall des Abs. 5 Z 1 lit. b 400% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungs-
gruppe L 2b 1 vorgesehenen Dienstzulage. 

 (7) Die Dienstzulage nach Abs. 5 beträgt bei einer Verwendung gemäß Abs. 5 Z 2 lit. c 400% der im § 58 
Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen Dienstzulage. 
 (8) Erziehern der Entlohnungsgruppe l 2b 1, die  
1. eine Befähigungsprüfung für Erzieher aufweisen und 
2. als Sondererzieher mit Befähigungsprüfung für Sondererzieher in der Betreuung behinderter Kinder und 

Jugendlicher verwendet werden, 
gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine monatliche Dienstzulage im Ausmaß von 400% der im § 58 
Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen Dienstzulage. Die Ali-
quotierungsbestimmungen des § 58 Abs. 7 des Gehaltsgesetzes 1956 sind anzuwenden. Abs. 2 ist nicht an-
zuwenden. 
 (9) Kindergärtnerinnen der Entlohnungsgruppe l 2a 1, die 
1. a) eine Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen (und Horterzieherinnen) gemeinsam mit einer Reife- 

und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung an einer höheren Schule oder 
b) eine Reife- und Befähigungsprüfung für Kindergärten (und Horte) aufweisen, 

2. eine Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen oder für Sonderkindergärten und Frühförderung 
abgelegt haben und 

3. a) als Sonderkindergärtnerinnen in der qualifizierten Betreuung behinderter Kinder an Übungskindergär-
ten, Blindeninstituten oder Instituten für Gehörlosenbildung (mit ausbildender Tätigkeit jeweils im 
Mindestausmaß von zwölf Wochenstunden) oder 

b) als Lehrer im Lehrgang für Sonderkindergartenpädagogik verwendet werden, 
gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine monatliche Dienstzulage nach Abs. 10. Abs. 2 ist nicht anzu-
wenden. 
 (10) Die Dienstzulage nach Abs. 9 beträgt 
1. 400% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen 

Dienstzulage, wenn die Zusatzprüfung aus Didaktik abgelegt und eine vierjährige einschlägige Berufs- 
oder Lehrpraxis zurückgelegt wurde, 

2. 100% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 1 vorgesehenen 
Dienstzulage, wenn die Erfordernisse der Z 1 nicht erfüllt werden,  

wobei an die Stelle der Gehaltsstufen 1 bis 5 die Entlohnungsstufen 1 bis 4, an die Stelle der Gehaltsstufen 6 
bis 11 die Entlohnungsstufen 5 bis 10 und an die Stelle der Gehaltsstufe 12 die Entlohnungsstufe 11 treten. 
 (11) Erziehern der Entlohnungsgruppe l 2a 1, die 
1. a) eine Befähigungsprüfung für Erzieher gemeinsam mit einer Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprü-

fung an einer höheren Schule oder 
b) eine Reife- und Befähigungsprüfung für Erzieher aufweisen, 

2. eine Befähigungsprüfung für Sondererzieher abgelegt haben, 
3. a) als Sondererzieher in der Betreuung behinderter Kinder und Jugendlicher oder 

b) als Lehrer im Lehrgang für die Ausbildung von Erziehern zu Sondererziehern verwendet werden, 
gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine monatliche Dienstzulage, wenn sie eine vierjährige einschlä-
gige Berufspraxis, davon eine zweijährige Praxis an Sonderhorten oder Sonderheimen, zurückgelegt haben. 
Die Dienstzulage beträgt 50% der im § 58 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 für die Verwendungsgruppe L 2b 
1 vorgesehenen Dienstzulage, wobei an die Stelle der Gehaltsstufen 1 bis 5 die Entlohnungsstufen 1 bis 4, an 
die Stelle der Gehaltsstufen 6 bis 11 die Entlohnungsstufen 5 bis 10 und an die Stelle der Gehaltsstufe 12 die 
Entlohnungsstufe 11 treten. Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 
 (12) Die Aliquotierungsbestimmungen des § 58 Abs. 7 des Gehaltsgesetzes 1956 sind auf die Dienstzula-
gen nach den Abs. 5 bis 11 anzuwenden. 
 

Überstellung 
§ 42. (1) Wird ein Vertragslehrer aus dem Entlohnungsschema II L in ein anderes Entlohnungsschema über-
stellt, so ist der für die neue Entlohnungsgruppe geltende Vorrückungsstichtag so zu ermitteln, als ob der 
Vertragsbedienstete bzw. Vertragslehrer in diesem Zeitpunkt in die neue Entlohnungsgruppe aufgenommen 
worden wäre. 
 (2) Für die Ermittlung einer allfälligen Ergänzungszulage nach § 15a ist als Vergleichsbezug der bisheri-
gen Einstufung anstelle des Entgelts, das dem Vertragslehrer im Entlohnungsschema II L gebührt, jenes Mo-
natsentgelt heranzuziehen, das dem Vertragslehrer in seiner Einstufung im Entlohnungsschema II L gebührt 
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hätte, wenn auf dieses Schema die für das Entlohnungsschema I L maßgebenden Entlohnungsvorschriften 
anzuwenden wären.  
 (3) Wird aus Anlass der Überstellung das Beschäftigungsausmaß herabgesetzt oder lag das bisherige Be-
schäftigungsausmaß über der für Vollbeschäftigung im Entlohnungsschema I L vorgeschriebenen Höchstwo-
chenstundenzahl, ist für die Ermittlung einer allfälligen Ergänzungszulage das gemäß Abs. 2 für die bisheri-
ge Verwendung heranzuziehende Monatsentgelt unter Zugrundelegung des neuen Beschäftigungsausmaßes, 
höchstens jedoch des für Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes heranzuziehen. 
 

Einreihung in die Entlohnungsgruppe l 2a 2 in bestimmten Fällen 
§ 42a. § 64a des Gehaltsgesetzes ist auf Lehrer an Volksschulen und Religionslehrer an Volksschulen des 
Entlohnungsschemas I L der Entlohnungsgruppe l 2a 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der 
angeführten Verwendungsgruppen die gemäß § 40 Abs. 2 entsprechenden Entlohnungsgruppen treten. 
 

Einreihung in das Entlohnungsschema II L 
§ 42b. (1) Eine Einreihung in das Entlohnungsschema II L ist für Vertragslehrer vorgesehen, die ausschließ-
lich in nicht gesicherter Verwendung stehen. Ebenso sind Vertragslehrer an Volksschulen, Neuen Mittel-
schulen, Haupt- und Sonderschulen, an Polytechnischen und an Berufsschulen, die nicht für eine dauernde 
Beschäftigung mit mehr als zehn Wochenstunden aufgenommen werden, in das Entlohnungsschema II L 
einzureihen. 
 (2) Als nicht gesicherte Verwendung gelten 
1.  Verwendung zur Vertretung einer konkret bestellten Person (konkret bestellter Personen), 
2.  Verwendung im Rahmen eines Schulversuches, wenn dessen Änderung oder Wegfall zu einem Entfall 

von Werteinheiten oder zum Entfall von Stunden eines bestimmten Unterrichtsgegenstandes führen kann, 
3. Verwendung in Gegenständen, die an einer Schule im Rahmen ihrer Schulautonomie geschaffen wurden, 
4. Verwendung in Freigegenständen und unverbindlichen Übungen, 
5. Verwendung in der Nachmittagsbetreuung, 
6.  Verwendung in der Lehrerreserve, 
7.  sonstige Verwendung, die als solche aus wichtigen organisatorischen Gründen nur für einen von vornher-

ein begrenzten Zeitraum vorgesehen ist. 
 (3) In den Fällen des Abs. 1 erster Satz ist im Dienstvertrag anzugeben, für welche der im Abs. 2 ange-
führten Verwendungen das Dienstverhältnis eingegangen wird. 
 (4) § 4 Abs. 4 ist auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L nicht anzuwenden. 
 

Vertretung 
§ 42c. (1) Eine Vertretung gemäß § 42b Abs. 2 Z 1 liegt vor, wenn die vertretene Person 
1. zur Gänze abwesend oder deren Lehrverpflichtung herabgesetzt oder ermäßigt ist oder diese Person eine 

Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder nach dem VKG ausübt oder 
2. einen Teil oder alle der ursprünglich für sie in Betracht gekommenen Stunden nicht unterrichtet, weil sie 

ihrerseits eine Vertretung nach Z 1 oder eine Vertretung übernommen hat, die durch einen solchen Ver-
tretungsfall oder mehrere solcher Vertretungsfälle erforderlich geworden ist. 

 (2) Abs. 1 Z 2 gilt auch für den Fall, dass eine Vertretung über mehrere Zwischenvertreter erfolgt, setzt 
aber in allen Fällen voraus, dass die Vertretung letztlich auf einen Vertretungsfall nach Abs. 1 Z 1 an dersel-
ben Schule zurückzuführen ist. 
 (3) Im Fall des § 42b Abs. 2 Z 1 hat der Dienstvertrag den Namen der vertretenen Person (die Namen der 
vertretenen Personen) zu enthalten. 
 

Dauer des Dienstverhältnisses im Entlohnungsschema II L 
§ 42d. (1) Dienstverträge für Unterrichtstätigkeiten, die vor dem 1. Februar des betreffenden Unterrichtsjah-
res beginnen und mit dem Unterrichtsjahr enden, haben als Ende des Dienstverhältnisses an Stelle des Endes 
des Unterrichtsjahres das Ende des betreffenden Schuljahres vorzusehen. 
 (2) Abs. 1 gilt nicht für eine Vertretung gemäß § 42b Abs. 2 Z 1, wenn anzunehmen ist, dass der Anlass 
für die Vertretung während der Hauptferien entfällt und ein Dienstverhältnis für eine andere Verwendung ab 
dem Beginn des anschließenden Unterrichtsjahres nicht vorgesehen ist. 
 

Gesamtverwendungsdauer im Entlohnungsschema II L für Lehrer in nicht gesicherter Verwendung 
§ 42e. (1) Die Zeiträume einer Verwendung als Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L an einer im § 26 
Abs. 2 Z 1 lit. b angeführten Einrichtung oder mehrerer solcher Verwendungen beim selben Dienstgeber 
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dürfen für einen Vertragslehrer insgesamt fünf Jahre nicht übersteigen. Vorangegangene Zeiträume einer 
Verwendung als Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L oder in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis an einer im § 26 Abs. 2 Z 1 lit. b angeführten Einrichtung oder mehrerer solcher Verwendungen sind 
für diesen Zeitraum anzurechnen. 
 (2) Abs. 1 ist auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L im Sinne des § 42b Abs. 1 letzter Satz 
nicht anzuwenden. 
 

Einrechnung in die Gesamtverwendungsdauer 
§ 42f. (1) In die im § 39 Abs. 3, im § 42e Abs. 1 und im § 47e angeführte Gesamtverwendungsdauer sind bis 
zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren einzurechnen: 
1.  Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG, 
2.  Zeiten einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG und 
3.  Zeiten eines Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes. 
 (2) Voraussetzung für die Einrechnung in die Höchstdauer ist, dass der Vertragslehrer im letzten Unter-
richtsjahr seiner Einreihung in das Entlohnungsschema II L mindestens während eines Semesters tatsächlich 
Unterricht erteilt hat. 
 

Einreihung von Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L in das Entlohnungsschema I L 
§ 42g. (1) Nach Ablauf der Gesamtverwendungsdauer nach § 42e Abs. 1 ist der Vertragslehrer in das Ent-
lohnungsschema I L einzureihen wenn er 
1.  innerhalb des Landesschulratsbereiches beschäftigt werden kann, wobei auf eine möglichst geringe Weg-

strecke zum künftigen Dienstort Bedacht zu nehmen ist, und 
2.  mit dieser Beschäftigung einverstanden ist und sie auch tatsächlich ausübt. 
 (1a) Die Verwendung, mit der eine Einreihung gemäß Abs. 1 erfolgt, gilt in dem im Zeitpunkt dieser Ein-
reihung gegebenen Ausmaß als gesicherte Verwendung gemäß § 39 Abs. 2 Z 1. 
 (2) Eine Einreihung in das Entlohnungsschema I L vor Ablauf der Gesamtverwendungsdauer nach § 42e 
Abs. 1 ist zulässig. 
 (3) Die Einreihung eines Vertragslehrers des Entlohnungsschemas II L in das Entlohnungsschema I L 
bedarf keiner Ausschreibung, wenn der Vertragslehrer bereits auf Grund eines Ausschreibungsverfahrens mit 
einer Tätigkeit im Entlohnungsschema II L betraut worden ist. 
 (4) Stehen mehrere Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L gleichzeitig zur Einreihung in das Ent-
lohnungsschema I L heran und können nicht alle verwendet werden, so sind zunächst jene in das Entloh-
nungsschema I L einzureihen, die die längere Verwendungsdauer als Lehrer aufweisen. 
 

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas II L 
§ 43. (1) Das Entlohnungsschema II L umfasst die Entlohnungsgruppen l ph, l 1, l 2a 2, l 2a 1, l 2b 1 und l 3. 
 (2) § 40 Abs. 2 bis 5 ist auf die Einreihung in die Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas II L an-
zuwenden. 
 

Jahresentlohnung des Entlohnungsschemas II L 
§ 44. Die Jahresentlohnung der Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L beträgt: 
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§ 44a. (1) Den nachstehend angeführten Gruppen von Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 3 des Ent-
lohnungsschemas II L gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage: 
1. Fremdsprachlehrern an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen und Polytechnischen Schulen, 
2. Musiklehrern an mittleren und höheren Schulen sowie an den Akademien mit der Lehrbefähigungsprü-

fung (Staatsprüfung) aus Gesang, 
3. Lehrern für Werkerziehung an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen 

Schulen mit der Befähigung zum Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) und Hauswirtschaft an 
Hauptschulen, 

4. Lehrerinnen für Werkerziehung (für Mädchen) oder für Hauswirtschaft an mittleren und höheren Schulen 
(einschließlich der Übungsschulen) mit der Befähigung zum Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) 
und Hauswirtschaft an Hauptschulen. 

 (2) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die auf den in Abs. 1 Z 3 und 4 angeführten Arbeits-
plätzen verwendet werden und die auch die dort angeführte Befähigung aufweisen, gebührt eine Dienstzula-
ge auch dann, wenn sie der Entlohnungsgruppe l 2b 1 angehören. Die Dienstzulage beträgt für jede Jahres-
wochenstunde 
 in der Entlohnungsgruppe l 3 59,5 € 
 in der Entlohnungsgruppe l 2b 1 18,0 €. 
In der Entlohnungsgruppe l 3 erhöht sich diese Dienstzulage bei den im Abs. 1 Z 1 genannten Fremdsprach-
lehrern an Polytechnischen Schulen und bei den in Abs. 1 Z 3 genannten Lehrern für Werkerziehung an Po-
lytechnischen Schulen um 21,6 € jährlich. In der Entlohnungsgruppe l 2b 1 erhöht sich die im zweiten Satz 
angeführte Dienstzulage bei den in Abs. 1 Z 3 genannten Lehrern für Werkerziehung an Polytechnischen 
Schulen um 6,5 € jährlich. 
 (3) Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die an Neuen Mittel-
schulen oder Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzu-
lage von 39,9 € jährlich. Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die an 
Polytechnischen Schulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzu-
lage von 73,1 € jährlich. 
 (4) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L 
1. der Entlohnungsgruppe l 2a 1, die, ohne die Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgrup-

pe l 2a 2 zu erfüllen, an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen 
oder an Berufsschulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 38,8 € 
jährlich; 

2. der Entlohnungsgruppe l 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 1977 geltenden Voraussetzungen für 
die Einreihung in die Entlohnungsgruppe l 2b 2 zu erfüllen, an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen oder 
Sonderschulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 38,8 € jährlich; 

3. der Entlohnungsgruppe l 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 1977 geltenden Voraussetzungen für 
die Einreihung in die Entlohnungsgruppe l 2b 3 zu erfüllen, an Polytechnischen Schulen oder an Berufs-
schulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 71,0 € jährlich. 
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 (5) Für jede Jahreswochenstunde gebührt eine Dienstzulage von 26,1 € jährlich: 
1. Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II L, die, ohne die im Abs. 1 Z 3 

oder 4 angeführten Befähigungen aufzuweisen, in einer der in diesen Bestimmungen angeführten Ver-
wendungen beschäftigt werden, und 

2. Religionslehrern der Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II L, die an Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen verwendet werden; 

die Dienstzulage erhöht sich bei den an Polytechnischen Schulen verwendeten Vertragslehrern um 21,6 €. 
Der erste Satz ist auf Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die die 
gemäß § 43 Abs. 2 auf Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l 2b 1 anzuwendenden Erfordernisse der Anla-
ge 1 zum BDG 1979 ausschließlich nach Z 26.2 lit. b oder Z 26.8 in der gemäß § 248a Abs. 1 BDG 1979 
anzuwendenden Fassung dieser Anlage erfüllen, sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Dienst-
zulage 7,9 € und die für die Verwendung an Polytechnischen Schulen vorgesehene Erhöhung der Dienstzu-
lage 6,5 € beträgt; Abs. 4 ist auf diese Lehrer nicht anzuwenden. 
 (6) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L an zweisprachigen Schulklassen mit der Befähigung zur 
Unterrichtserteilung in beiden Sprachen gebührt, wenn sie den Unterricht tatsächlich in beiden Sprachen zu 
erteilen haben, für die Dauer dieser Verwendung für jedes Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 44,5 € 
jährlich. 
 (7) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L im Sinne des § 16a Z 3 des Minderheiten-Schulgesetzes 
für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, mit Zusatzausbildung in Slowenisch gebührt, wenn Abs. 6 auf sie nicht 
anzuwenden ist, für jede Vertragswochenstunde eine Dienstzulage 9,5 € jährlich. 
 (8) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L gebührt für die Dauer einer Verwendung als Klassen-
lehrer an Volksschulen (Sonderschulklassen) mit mehreren Schulstufen eine Dienstzulage. Die Dienstzulage 
beträgt für jede Jahreswochenstunde der Verwendung als Klassenlehrer 
1. an Volksschulklassen (Sonderschulklassen) mit mehreren Schulstufen in mehrklassigen Volksschulen 

(Sonderschulen), soweit nicht Z 2 anzuwenden ist, 43,2 € und 
2. an ungeteilten einklassigen Volksschulen (Sonderschulen) und an geteilten Klassen zweiklassiger Volks-

schulen (Sonderschulen) 65,9 € 
jährlich. 
 (9) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L an der Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundes-
Handelsakademie und Bundes-Handelsschule Wien III, an Blindeninstituten und an Instituten für Gehörlo-
senbildung, die in Klassen zu unterrichten oder als Erzieher oder Sonderkindergärtnerinnen Gruppen zu be-
treuen haben, in denen sich Schüler mit verschiedenen Arten von Behinderungen befinden, gebührt für die 
Dauer einer solchen Verwendung für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 76,6 € jährlich. 
 
§ 44b. (1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die nach dem Lehrplan einer Hauptschule geführt werden, 
und in Polytechnischen Schulen gebührt Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die in den Unter-
richtsgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache leistungsdifferenzierten Unterricht 
erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage beträgt jährlich 
1. 713,2 €, wenn sie in einer Schülergruppe oder Klasse 
2. 891,2 €, wenn sie in zwei oder mehr Schülergruppen oder Klassen im selben Unterrichtsgegenstand, 
3. 1070,8 €, wenn sie in zwei oder mehr Schülergruppen oder Klassen in verschiedenen Unterrichtsgegens-

tänden 
leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen. 
 (1a) An Neuen Mittelschulen gebührt Vertragslehrpersonen der Entlohnungsgruppen l 2a des Entloh-
nungsschemas II L, die in den Unterrichtsgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
Unterricht erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt jährlich 
1. 713,2 €, wenn sie einen dieser Gegenstände in einer Klasse im vollen oder überwiegenden Ausmaß der 

dafür in der Stundentafel des von der Bundesministerin oder vom Bundesminister verordneten Lehrplans 
vorgesehenen Anzahl an Wochenstunden unterrichten, 

2. 891,2 €, wenn sie denselben Gegenstand in mehreren Klassen oder mehrere dieser Gegenstände in einer 
Klasse oder in mehreren Klassen jeweils im vollen oder überwiegenden Ausmaß der dafür in der Stun-
dentafel des von der Bundesministerin oder vom Bundesminister verordneten Lehrplans vorgesehenen 
Anzahl an Wochenstunden unterrichten. 

An Schulen, an denen im Zeitraum vom 1. September 2012 bis 31. August 2018 sowohl Hauptschulklassen 
als auch Klassen der Neuen Mittelschulen geführt werden, findet dieser Absatz anstelle des Abs. 1 Z 1 bis 3 
Anwendung. Bei der Anwendung der Z 1 zählen Leistungsgruppen als Klassen. Für die an Neuen Mittel-
schulen für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf zusätzlich eingesetzten Lehrpersonen gelten Z 1 
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und 2 mit folgender Maßgabe: die Zulage gemäß Z 1 gebührt auch dann, wenn sie in den Unterrichtsgegens-
tänden Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache insgesamt mindestens drei Wochenstunden unter-
richten; die Zulage gemäß Z 2 gebührt auch dann, wenn sie in den genannten Gegenständen mindestens ins-
gesamt sechs Wochenstunden unterrichten. 
 (2) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die an Berufsschulen in den leistungsdifferenzierten 
Pflichtgegenständen im Bereich des betriebswirtschaftlichen und fachtheoretischen Unterrichts unterrichten, 
gebührt für die Dauer der Verwendung eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage beträgt jährlich 
1. 713,2 €, wenn sie in einer oder zwei, 
2. 891,2 €, wenn sie in drei oder vier, 
3. 984,9 €, wenn sie in fünf oder mehr 
Schülergruppen je Schuljahr leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen. Abweichend vom ersten Satz ge-
bührt die Dienstzulage an lehrgangsmäßigen Berufsschulen für die Dauer des betreffenden Schuljahres. 
 
§ 44c. (1) Vertragslehrern (Vertragserziehern) des Entlohnungsschemas II L, die im Ausmaß von mindestens 
drei Viertel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher an Internatsschulen oder Schülerheimen des Bundes oder an 
gleichartigen Anstalten verwendet werden, gebührt - sofern nicht § 10 Abs. 9 BLVG anzuwenden ist - für die 
Dauer der Verwendung eine Erzieherzulage. Die Erzieherzulage beträgt jährlich 
in der Entlohnungsgruppe l 1 4 271,1 €, 
in der Entlohnungsgruppe l 2a 3 772,7 €, 
in der Entlohnungsgruppe l 2b 3 136,3 €, 
in der Entlohnungsgruppe l 3 2 355,7 €. 
§ 60a Abs. 3, 4, 8 und 9 des Gehaltsgesetzes 1956 ist sinngemäß anzuwenden. 
 (2) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die zwar nicht in dem im Abs. 1 angeführten Ausmaß, 
aber mindestens im Ausmaß von drei Achtel ihrer Lehrverpflichtung als Erzieher an Internatsschulen oder 
Schülerheimen des Bundes oder an gleichartigen Anstalten verwendet werden, gebührt - sofern nicht § 10 
Abs. 9 BLVG anzuwenden ist - für die Dauer der Verwendung eine Erzieherzulage im halben Ausmaß der 
im Abs. 1 angeführten Ansätze. § 60a Abs. 6 bis 9 des Gehaltsgesetzes 1956 ist sinngemäß anzuwenden. 
 (3) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die mit weniger als dem Ausmaß von drei Achtel ihrer 
Lehrverpflichtung als Erzieher verwendet werden, gebührt keine Erzieherzulage. 
 

Auszahlung der Jahresentlohnung und der Zulagen 
§ 44d. (1) Die Jahresentlohnung ist in zwölf gleich hohen Teilbeträgen als Monatsentgelt auszuzahlen. 
 (2) Wechselt das vertragliche Beschäftigungsausmaß, so ist dies bei der Bemessung des Monatsentgelts 
anteilsmäßig zu berücksichtigen. 
 (3) Hat das Dienstverhältnis nicht während des gesamten Unterrichtsjahres angedauert oder hat das ver-
tragliche Beschäftigungsausmaß während des Unterrichtsjahres gewechselt, so ist dies bei der Bemessung 
des Monatsentgeltes in den Hauptferien entsprechend zu berücksichtigen. Dies gilt nicht, wenn der Vertrags-
lehrer spätestens ab Oktober des folgenden Schuljahres wieder im Lehrberuf beim selben Dienstgeber tätig 
ist. 
 (4) Endet das Dienstverhältnis vor Ablauf des Unterrichtsjahres, so gebührt dem Vertragslehrer für die 
Zeit seiner Verwendung in diesem Unterrichtsjahr an Stelle des Monatsentgeltes nach Abs. 1 ein Monatsent-
gelt in der Höhe von einem Zehntel der Jahresentlohnung. 
 (5) Die Abs. 1 bis 4 gelten auch für die Berechnung der monatlichen Teilbeträge der im § 8a Abs. 1 Satz 
2 angeführten Zulagen. Soweit Zulagen nach diesem Bundesgesetz nicht in Form einer Jahresentlohnung, 
sondern in monatlichen Beträgen ausgedrückt sind, ist vom zwölffachen Monatsbetrag auszugehen. 
 (6) Dem Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L gebühren auch Sonderzahlungen nach § 8a Abs. 2. 
 

Vergütungen und Abgeltungen 
§ 44e. Den Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L gebühren bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen 
1. die Vergütung für die Führung der Klassenvorstandsgeschäfte nach den §§ 61a, 61c und 61e Abs. 1 Z 1 

und Abs. 2 Z 1, 
2. die Vergütung für Kustodiate und Nebenleistungen nach den §§ 61b, 61d und 61e Abs. 1 Z 2 und 3 und 

Abs. 2 Z 2 bis 4, 
3. die Abgeltung für mehrtägige Schulveranstaltungen nach § 63a, 
4. die Abgeltung für die Vorbereitung auf die mündliche Prüfung im Rahmen einer Reifeprüfung, Reife- 

und Diplomprüfung, Diplomprüfung und Abschlussprüfung nach § 63b und 
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[ab 1.9.2013 lautet § 44e Z 4:] 
4. die Abgeltungen im Zusammenhang mit abschließenden Prüfungen nach § 63b in Verbindung mit § 116e 

und 
5. die Abgeltung für die individuelle Lernbegleitung nach § 63c 
des Gehaltsgesetzes 1956. 
[Z 5 tritt mit 1.10.2013 in Kraft] 
 

Vergütung für Mehrdienstleistung 
§ 45. (1) Soweit die folgenden Absätze nicht anderes bestimmen, ist § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 auf Ver-
tragslehrer sinngemäß anzuwenden. 
 (2) Teilbeschäftigte Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L und Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas II L können, wenn der Unterricht sonst nicht sichergestellt ist, in einem ihre vertraglich bestimmte 
Lehrverpflichtung überschreitenden Ausmaß zur Vertretung eines vorübergehend an der Erfüllung seiner 
lehramtlichen Pflichten oder seiner Erziehertätigkeit gehinderten Lehrers herangezogen werden. 
 (3) Einem Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L gebührt für jede gemäß § 61 Abs. 1 des Gehalts-
gesetzes 1956 zu bezahlende Stunde einer solchen Vertretung 1,92 vH der für eine entsprechende Jahreswo-
chenstunde gebührenden Jahresentlohnung. Für die Berechnung der Vergütung sind Teuerungszulagen und 
die Dienstzulagen gemäß § 44a der Jahresentlohnung zuzurechnen. 
 

Ansprüche bei Dienstverhinderung 
§ 46. (1) Für die Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L treten folgende Bestimmungen an die Stelle 
des § 24. 
 (2) Ist der Vertragslehrer nach Antritt des Dienstes durch Unfall oder Krankheit an der Dienstleistung 
verhindert, ohne dass er die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so 
behält er den Anspruch auf das Monatsentgelt bis zur Dauer von 42 Kalendertagen. In besonderen Ausnah-
mefällen kann dem Vertragslehrer über den angegebenen Zeitraum hinaus bis zur Dauer von weiteren 42 
Kalendertagen das Monatsentgelt in voller Höhe zuerkannt werden, wenn seine weitere Verwendung infolge 
seiner besonderen Eignung für die ihm übertragenen Pflichten oder mangels eines anderen Bewerbers unbe-
dingt nötig ist. 
 (3) Dauert die Dienstverhinderung über den im Abs. 2 bestimmten Zeitraum hinaus an, so gebührt dem 
Vertragslehrer für den gleichen Zeitraum 50 vH des Monatsentgeltes. Der zweite Satz des Abs. 2 findet mit 
der Abweichung Anwendung, dass an Stelle des vollen Monatsentgeltes 50 vH des Monatsentgeltes gewährt 
werden können. 
 (4) Die Leistungen des Dienstgebers nach den Abs. 2 und 3 sind in jedem Falle mit dem Ende des Dienst-
verhältnisses einzustellen. 
 (5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienstverhinderung 
durch Krankheit oder infolge desselben Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung der früheren Dienstverhinde-
rung. 
 (6) Das Dienstverhältnis endet mit dem Ablauf des Zeitraumes, für welchen der Vertragslehrer auf Grund 
der Bestimmungen der Abs. 2 und 3 entlohnt wird, es sei denn, dass vorher seine Fortsetzung vereinbart wur-
de. 
 (7) (entfällt) 
 (8) Die Bestimmungen des § 24a sind mit der Abweichung anzuwenden, dass die Dienstbefreiung als 
Dienstverhinderung im Sinne des § 46 Abs. 2 bis 6 gilt. 
 

Verwendungsbezeichnung 
§ 46a. (1) Vertragslehrer führen: 
1. in den Entlohnungsgruppen l ph und l 1 die Verwendungsbezeichnung „Professor“, 
2. in den Entlohnungsgruppen l 2 und l 3 je nach Verwendung die Verwendungsbezeichnung „Berufsschul-

lehrer“, „Erzieher“, „Fachlehrer“, „Kindergärtner“, „Sonderkindergärtner“, „Sonderschullehrer“ oder 
„Praxisschullehrer“. 

 (2) Abweichend von Abs. 1 führt: 
1. der Leiter einer Schule oder eines Bundeskonvikts die Verwendungsbezeichnung „Direktor“, 
2. der Vorstand einer Abteilung einer Lehranstalt im Sinne schulrechtlicher Vorschriften die Verwendungs-

bezeichnung „Abteilungsvorstand“, 
3. der Fachvorstand im Sinne schulrechtlicher Vorschriften die Verwendungsbezeichnung „Fachvorstand“, 
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4. der Erziehungsleiter an einer Internatsschule des Bundes die Verwendungsbezeichnung „Erziehungslei-
ter“. 

 (3) Vertragslehrerinnen führen die Verwendungsbezeichnungen, soweit dies sprachlich möglich ist, in der 
weiblichen Form. 
 

Ferien und Urlaub 
§ 47. (1) An Stelle der §§ 27 bis 28c ist auf die Ferien und den Urlaub der Vertragslehrer § 219 Abs. 1 bis 5 
BDG 1979 anzuwenden. 
 (2) § 29f ist auf Vertragslehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 
1. Die Pflegefreistellung ist in vollen Unterrichtsstunden zu verbrauchen. 
2. Durch den Verbrauch 

a) der Pflegefreistellung nach § 29f Abs. 1 dürfen je Schuljahr nicht mehr als 20 Wochenstunden, 
b) der Pflegefreistellung nach § 29f Abs. 4 dürfen je Schuljahr nicht mehr als 20 weitere Wochenstunden 

 im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 BLVG an Dienstleistung entfallen. 
3. Diese Zahl vermindert sich entsprechend, wenn der Vertragslehrer nicht vollbeschäftigt ist. Die Zahl er-

höht sich entsprechend, wenn das Ausmaß der Lehrverpflichtung aus den im § 61 Abs. 1 des Gehaltsge-
setzes 1956 angeführten Gründen überschritten wird. 

4. Entfallen durch die Pflegefreistellung Zeiten einer Verwaltungstätigkeit, die in die Lehrverpflichtung 
einzurechnen ist, so ist jede Stunde als halbe Wochenstunde auf die Höchstdauer nach den Z 2 und 3 an-
zurechnen. 

5. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 Satz 1 tritt an die Stelle des Kalenderjahres das Schuljahr. 
6. § 29f Abs. 6 Satz 2, Abs. 7 und 8 sind nicht anzuwenden. 
 

Sabbatical 
§ 47a. Die §§ 20a und 20b sind auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L mit folgenden Abweichun-
gen anzuwenden: 
1. Die Rahmenzeit und die Freistellung haben grundsätzlich volle Schuljahre zu umfassen. Als Schuljahr 

gilt dabei jeweils der Zeitraum vom 1. September bis zum 31. August. 
2. Auf die nach Abschnitt V des Gehaltsgesetzes 1956 gebührenden Dienstzulagen und Ergänzungszulagen 

und auf die Erzieherzulage ist die Aliquotierungsbestimmung des § 20b Abs. 1 nicht anzuwenden. 
3. Während der Freistellung gebühren die in Z 2 angeführten Zulagen nicht. 
 
§§ 47b, 47c. (entfallen) 
 

Dienstfreistellung für Gemeindemandatare 
§ 47d. (1) § 29g ist auf Vertragslehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 
1. Durch die Gewährung der erforderlichen freien Zeit gemäß § 29g Abs. 2 Z 2 dürfen nicht mehr als 36 und 

bei Bürgermeistern nicht mehr als 72 Unterrichtsstunden je Schuljahr entfallen. 
2. Die Gewährung der erforderlichen freien Zeit soll im Monatsdurchschnitt eines Semesters vier Unter-

richtsstunden, bei Bürgermeistern acht Unterrichtsstunden nicht überschreiten. 
3. Die Dienstfreistellung darf das Ausmaß von 90 Unterrichtsstunden je Semester nicht übersteigen und ist 

in vollen Unterrichtsstunden zu gewähren. Sie soll im Monatsdurchschnitt innerhalb eines Semesters 20 
Stunden nicht überschreiten. In einer Kalenderwoche darf höchstens die Hälfte der als Monatsdurch-
schnitt festgelegten Dienstfreistellung in Anspruch genommen werden.  

4. Für die Tätigkeit als Gemeindemandatar darf eine über die Maßnahmen nach Z 1 bis 3 hinausgehende 
Lehrpflichtermäßigung nicht gewährt werden. 

5. Die datums- und uhrzeitmäßige Festlegung nach § 29g Abs. 5 ist nicht erforderlich, wenn die Zeit der 
Dienstfreistellung auf Grund der Lehrfächerverteilung im Stundenplan bereits berücksichtigt ist. 

 (2) § 29g ist auf Vertragslehrer, die eine im § 8 Abs. 1 BDG 1979 angeführte Leitungsfunktion ausüben, 
und auf Klassenlehrer nicht anzuwenden. 
 

Kündigung der Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L 
§ 47e. Bei Vertragslehrern des Entlohnungsschemas I L mit einer Gesamtverwendungsdauer als Lehrkraft an 
einer im § 26 Abs. 2 Z 1 lit. b angeführten Einrichtung von weniger als sieben Jahren ist der Kündigungs-
grund des § 32 Abs. 4 auch dann erfüllt, wenn der Vertragslehrer nicht mehr innerhalb des Landesschulrats-
bereiches an einer Schule (oder an mehreren Schulen) zumindest im Ausmaß seiner gesicherten Stunden 
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beschäftigt werden kann. Die im § 32 Abs. 4 enthaltene Kündigungsbeschränkung ist auch in diesem Fall 
anzuwenden. 
 

Kündigung der Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L 
§ 48. (1) Die Kündigungsbeschränkung des § 32 Abs. 4 gilt nicht für teilbeschäftigte Vertragslehrer. 
 (2) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Teile einen Monat und hat mit dem Ablauf eines Kalendermo-
nates zu enden. § 33a ist auf die Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L nicht anzuwenden. 
 
[ab 1.10.2013 werden nach § 48 folgende Bestimmungen eingefügt: ] 

Lehrpersonen an Pädagogischen Hochschulen eingegliederten Praxisschulen 
§ 48a. (1) § 37a Abs. 1 ist auf Lehrpersonen an (privaten) Pädagogischen Hochschulen eingegliederten Pra-
xisschulen nicht anzuwenden. 
 (2) Eine Verwendung an der Pädagogischen Hochschule außerhalb der Praxisschule ist, soweit sie nicht 
im Rahmen eines Lehrbeauftragtenverhältnisses erbracht wird, nach den Bestimmungen des § 48c zu behan-
deln, wobei die Zuweisung der Rektorin oder dem Rektor obliegt. 
 (3) Die Leitung der einer Pädagogischen Hochschule eingegliederten Praxisschule gemäß § 22 Abs. 1 
Hochschulgesetz 2005 erfolgt im Rahmen einer auf die Dauer von bis zu fünf Schuljahren vorzunehmenden 
Betrauung. Neuerliche Betrauungen sind zulässig. Die mit der Leitung betraute Lehrperson führt die Ver-
wendungsbezeichnung „Direktorin“ oder „Direktor“. 
 

An Pädagogische Hochschulen dienstzugeteilte Lehrpersonen 
§ 48b. (1) Auf Lehrpersonen, die einer Pädagogischen Hochschule außerhalb der Praxisschule oder einer 
privaten Pädagogischen Hochschule außerhalb der Praxisschule, einem Studiengang, Hochschullehrgang 
oder Lehrgang gemäß § 4 Hochschulgesetz 2005 zur vorübergehenden Dienstleistung zugewiesen sind 
(§ 6a), sind die §§ 48g, 48h, 48j, 48k, 48l, 48m und § 48n Abs. 2 Z 1 bis 4, Abs. 4 bis 6 sowie gegebenen-
falls § 48i anzuwenden. Weiters sind die urlaubsrechtlichen Bestimmungen mit den sich aus § 48n Abs. 2 
Z 3 ergebenden Maßgaben anzuwenden; das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt für Lehrpersonen, deren 
Dienstzuteilung gemäß Satz 1 vor dem 1. September 2013 begonnen hat und seit diesem Zeitpunkt ununter-
brochen andauert, in jedem Kalenderjahr 240 Stunden. 
 (2) Das BLVG ist auf gemäß Abs. 1 verwendete Lehrpersonen nicht anzuwenden. 
 (3) Auf gemäß Abs. 1 dienstzugeteilte Lehrpersonen und auf einer Pädagogischen Hochschule oder einer 
privaten Pädagogischen Hochschule, einem Studiengang oder Lehrgang gemäß § 4 Hochschulgesetz 2005 
außerhalb der Praxisschule dienstzugeteilte Landesvertragslehrpersonen sind § 48o Abs. 3 bis 6 und die 
§§ 48p und 48q anzuwenden. 
 

An Pädagogischen Hochschulen mitverwendete Lehrpersonen 
§ 48c. Die Zuweisung zur Mitverwendung an einer Pädagogischen Hochschule ist auf Antrag des Rektorats 
jeweils für die Periode vom 1. September bis zum 31. August des Folgejahres zulässig, in begründeten Fällen 
auch für einen Teil dieser Periode. Die Zuweisung darf höchstens im Ausmaß von zehn Werteinheiten (§ 2 
Abs. 1 BLVG) erfolgen. 
 

Sonderbestimmungen für Vertragslehrpersonen an Pädagogischen Hochschulen 
§ 48d. (1) Die sowohl am 30. September 2013 als auch am 1. Oktober 2013 in einem einer Pädagogischen 
Hochschule oder einer privaten Pädagogischen Hochschule, einem Studiengang, Hochschullehrgang oder 
Lehrgang gemäß § 4 Hochschulgesetz 2005 zugeordneten vertraglichen Lehrerdienstverhältnis zum Bund 
stehenden Personen gelten, wenn sie nicht der der (privaten) Pädagogischen Hochschule eingegliederten 
Praxisschule zur Dienstleistung zugewiesen sind, ab 1. Oktober 2013 als Vertragshochschullehrpersonen im 
Sinne des IIa. Abschnittes. Dabei werden Bundesvertragslehrer 
1. der Entlohnungsgruppe l ph der Entlohnungsgruppe ph 1, 
2. der Entlohnungsgruppe l 1 der Entlohnungsgruppe ph 2 und 
3. der Entlohnungsgruppen l 2 der Entlohnungsgruppe ph 3 
zugeordnet. Hinsichtlich der zeitlichen Befristung des Dienstverhältnisses tritt dadurch keine Änderung ein. 
 (2) Liegt eine teilweise Zuweisung zur eingegliederten Praxisschule vor, wird die Zuordnung gemäß 
Abs. 1 wirksam, wenn die Verwendung im Schul- bzw. Studienjahr 2011/2012 (bei Aufnahmen im Schul- 
bzw. Studienjahr 2012/2013 in diesem Schul- bzw. Studienjahr) überwiegend im Bereich außerhalb der Pra-
xisschule erfolgt ist. 
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 (3) Einer Werteinheit des Beschäftigungsausmaßes entsprechen 5% der Vollbeschäftigung; Bruchteile 
von Werteinheiten sind aliquot zu berücksichtigen. 
 (4) In befristeten Dienstverhältnissen gemäß Abs. 1 zurückgelegte Zeiten sind auf die Fünfjahresgrenze 
des § 48e Abs. 6 anzurechnen. 
 

Abschnitt IIa 
Sonderbestimmungen für Vertragshochschullehrpersonen 

 
Anwendungsbereich 

§ 48e. (1) Die Gruppe der Vertragshochschullehrpersonen umfasst die Entlohnungsgruppen ph 1, ph 2 und 
ph 3. Die in den §§ 4a, 200b, 248a Abs. 2 BDG 1979 und in der Anlage 1 zum BDG 1979 enthaltenen Be-
stimmungen über die Ernennungserfordernisse für Hochschullehrpersonen gelten als Bestimmungen über die 
Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen ph 1, ph 2 und ph 3. Hiebei entspricht 
der Verwendungsgruppe PH 1 die Entlohnungsgruppe ph 1, 
der Verwendungsgruppe PH 2 die Entlohnungsgruppe ph 2, 
der Verwendungsgruppe PH 3 die Entlohnungsgruppe ph 3. 
 (2) Dieser Abschnitt ist auf jene Vertragsbediensteten im Sinne des Abs. 1 anzuwenden, die ausschließ-
lich an Pädagogischen Hochschulen im Sinne des Hochschulgesetzes 2005 oder an privaten Pädagogischen 
Hochschulen, Studiengängen oder Lehrgängen gemäß § 4 Hochschulgesetz 2005 verwendet werden. 
 (3) Dieser Abschnitt ist auf Vertragslehrpersonen, die einer der Pädagogischen Hochschule eingeglieder-
ten Praxisschule zur Dienstleistung zugewiesen sind, nicht anzuwenden. 
 (4) Auf Vertragshochschullehrpersonen ist der Abschnitt I anzuwenden, soweit Abschnitt IIa nicht ande-
res bestimmt. Nicht anzuwenden sind jedoch jene Bestimmungen des Abschnittes I, die sich ausschließlich 
auf Vertragsbedienstete anderer Entlohnungsschemata beziehen. § 27a Abs. 4 ist nicht anzuwenden. 
 (5) Das Dienstverhältnis gilt auch dann auf bestimmte Zeit eingegangen (§ 4 Abs. 3), wenn es von vorn-
herein auf Perioden (Studienjahr, Semester) abgestellt ist. 
 (6) § 4 Abs. 4 ist nicht anzuwenden. Übersteigt die Dauer der mit einer Vertragshochschullehrperson 
aufeinanderfolgend eingegangenen befristeten Dienstverhältnisse fünf Jahre, gilt das zuletzt eingegangene 
Dienstverhältnis ab diesem Zeitpunkt als unbefristetes Dienstverhältnis. Die neuerliche Begründung eines 
Dienstverhältnisses oder eine Verwendung über diesen Zeitpunkt hinaus ist nur im Falle der Bewährung bei 
der Erfüllung der Aufgaben gemäß § 48g zulässig. 
 (7) Planstellen der Entlohnungsgruppe ph 2 können von der zuständigen Personalstelle mit der Widmung 
Assistenz versehen werden. Diese Planstellen dürfen mit Personen besetzt werden, die über eine der Ver-
wendung entsprechende abgeschlossene Universitätsausbildung durch den Erwerb eines Diplom- oder Mas-
tergrades gemäß § 87 Abs. 1 Universitätsgesetz 2002 bzw. § 66 Abs. 1 UniStG verfügen und ein Doktorats-
studium in einem für ihre Verwendung einschlägigen Fachbereich betreiben. § 4 Abs. 4 ist nicht anzuwen-
den. Das Dienstverhältnis ist zunächst auf zwei Jahre zu befristen, eine Verlängerung um weitere zwei Jahre 
ist im Falle der Bewährung bei der Erfüllung der Aufgaben gemäß § 48g zulässig. 
 (8) Das Dienstverhältnis gemäß Abs. 7 verlängert sich um Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den 
§§ 3 bis 5 MSchG, einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG, der Leistung des Präsenz-, Ausbildungs- 
oder Zivildienstes, längstens jedoch um zwei Jahre. Solche Verlängerungen treten nicht ein, wenn die Assis-
tenz als Ersatzkraft für eine unter Entfall der Bezüge beurlaubte Vertragshochschullehrperson aufgenommen 
worden ist. 
 (9) Einer Überstellung in die Entlohnungsgruppe ph 1 hat ein Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren 
(§ 20 Hochschulgesetz 2005) voranzugehen. 
 

Vorübergehende (zusätzliche) Verwendung 
§ 48f. (1) Die Vertragshochschullehrperson kann bei Bedarf mit ihrer Zustimmung unter Freistellung von 
den Pflichten als Vertragshochschullehrperson einer Dienststelle der Bundesverwaltung vorübergehend zur 
Dienstleistung zugewiesen werden. Sie unterliegt für die Dauer einer solchen Verwendung den für die Ver-
tragsbediensteten der Verwaltungsdienststelle geltenden Bestimmungen über die dienstliche Tätigkeit, die 
Pflichten, die Feiertagsruhe und den Urlaub. 
 (2) Die Vertragshochschullehrperson kann aus wichtigen dienstlichen Gründen mit ihrer Zustimmung 
einer Schule (Praxisschule) vorübergehend zur Dienstleistung zugewiesen werden. Sie unterliegt für die 
Dauer einer solchen Verwendung den Bestimmungen des II. Abschnittes. 
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 (3) Die Vertragshochschullehrperson kann aus dienstlichen Gründen im Auftrag der Personalstelle mit 
ihrer Zustimmung vorübergehend auch an einer anderen (privaten) Pädagogischen Hochschule, einem Stu-
diengang, Hochschullehrgang oder Lehrgang (§§ 1 und 4 Hochschulgesetz 2005) verwendet werden. 
 

Dienstpflichten 
§ 48g. (1) Die Vertragshochschullehrperson hat zur Erfüllung aller der den Pädagogischen Hochschulen 
gemäß § 8 Abs. 1 bis 6 und 8 des Hochschulgesetzes 2005 übertragenen Aufgaben beizutragen und die sich 
daraus ergebenden Obliegenheiten wahrzunehmen. 
 (2) Nach Maßgabe ihrer Qualifikation und der Beauftragung hat sie insbesondere 
1. Lehrveranstaltungen (einschließlich solcher unter Einbeziehung von Formen des Fernstudiums und elekt-

ronischen Lernumgebungen) sowie Prüfungen abzuhalten, 
2. Aufgaben in der wissenschaftlich-berufsfeldbezogenen Forschung zu erfüllen, 
3. Studierende zu beraten und, insbesondere bei der Abfassung von Bachelorarbeiten, zu betreuen, 
4. an Organisations- und Verwaltungsaufgaben, einschließlich der Evaluierung und Qualitätssicherung, mit-

zuwirken, 
5. Bildungsangebote zu entwickeln und zu betreuen und 
6. Schulentwicklungsprozesse zu begleiten. 
 (3) Vertragshochschullehrpersonen in der Funktion Assistenz (§ 48e Abs. 7) haben an der Erfüllung der 
Aufgaben gemäß Abs. 1 mitzuwirken. 
 

Festlegung der Dienstpflichten, Lehrverpflichtung 
§ 48h. (1) Der Rektor hat die dienstlichen Aufgaben der Vertragshochschullehrperson (§ 48g) unter Berück-
sichtigung des Bedarfs der Pädagogischen Hochschule und der Qualifikation der Vertragshochschullehrper-
son jeweils für den Zeitraum vom 1. September bis zum 31. August des Folgejahres schriftlich festzulegen. 
 (2) Die Aufgaben in der Lehre haben sich auf die Abhaltung von Lehrveranstaltungen im Rahmen von 
Studiengängen, Hochschullehrgängen oder Lehrgängen im Bereich der Aus-, Fort- oder Weiterbildung zu 
beziehen. Für den in Abs. 1 genannten Zeitraum ist 
1. in der Entlohnungsgruppe ph 1 eine Beauftragung mit 160 bis 480 Lehrveranstaltungsstunden, 
2. in den Entlohnungsgruppen ph 2 und ph 3 eine Beauftragung mit 320 bis 480 Lehrveranstaltungsstunden 
vorzunehmen. Die Beauftragung darf im Bedarfsfall bis zu 320 weitere Lehrveranstaltungsstunden umfassen, 
wobei in der Entlohnungsgruppe ph 1 die Beauftragung mit mehr als 64 weiteren Lehrveranstaltungsstunden, 
in den übrigen Entlohnungsgruppen die Beauftragung mit mehr als 160 weiteren Lehrveranstaltungsstunden 
der Zustimmung der Vertragshochschullehrperson bedarf. Bei Vertragshochschullehrpersonen der Entloh-
nungsgruppe ph 2, die mit mehr als der Hälfte des Beschäftigungsausmaßes Aufgaben gemäß Abs. 3 wahr-
zunehmen haben, darf die in Z 2 festgelegte Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden um bis zu 160 Lehr-
veranstaltungsstunden unterschritten werden. 
 (3) Die Festlegung von Aufgaben in der wissenschaftlich-berufsfeldbezogenen Forschung hat im Rahmen 
des genehmigten Ziel- und Leistungsplans der Pädagogischen Hochschule oder einer Kooperation gemäß 
§ 10 Hochschulgesetz 2005 zu erfolgen. 
 (4) Auf Antrag einer Universität und mit Zustimmung der Vertragshochschullehrperson darf die Beauf-
tragung, wenn dies im Hinblick auf Kooperationen gemäß § 10 Hochschulgesetz 2005 und die Aufgaben der 
Pädagogischen Hochschule in deren Interesse gelegen ist, gegen Kostenersatz auch Lehrveranstaltungen an 
der Universität oder unmittelbar mit dem Lehr- und Studienbetrieb zusammenhängende Aufgaben an der 
Universität umfassen. 
 (5) Auf Vertragshochschullehrpersonen mit herabgesetzter Wochendienstzeit, in Teilbeschäftigung oder 
Teilzeitbeschäftigung nach MSchG oder VKG tritt an die Stelle der in Abs. 2 genannten Zahlen von Lehr-
veranstaltungsstunden die ihrem Beschäftigungsausmaß entsprechende Zahl von Lehrveranstaltungsstunden. 
 (6) Die Vertragshochschullehrperson hat die gemäß Abs. 1 bis 5 festgelegten Dienstpflichten persönlich 
an der Pädagogischen Hochschule nach den Erfordernissen des Hochschulbetriebes in zeitlicher und örtlicher 
Bindung zu erfüllen. Im Rahmen der Festlegung der Dienstpflichten gemäß Abs. 1 kann, soweit dadurch die 
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird und die Erreichbarkeit der Vertragshochschul-
lehrperson für eine dienstliche Inanspruchnahme sichergestellt ist, bestimmt werden, dass einzelne Aufgaben 
ohne örtliche Bindung an die Pädagogische Hochschule wahrgenommen werden dürfen. 
 (7) Für Vertragshochschullehrpersonen in der Funktion Assistenz hat sich die Beauftragung mit Aufgaben 
in der Lehre zumindest auf die Mitwirkung an der Abhaltung von Lehrveranstaltungen im Ausmaß von 160 
Lehrveranstaltungsstunden zu beziehen. Im Rahmen der Festlegung der Dienstpflichten gemäß Abs. 1 ist auf 
die für den Erwerb des Doktorats erforderliche Zeit Bedacht zu nehmen. 
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 (8) Das BLVG ist auf Vertragshochschullehrpersonen nicht anzuwenden. 
 

Institutsleitung 
§ 48i. (1) Für die Vertragshochschullehrperson, die mit der Leitung eines Institutes einer Pädagogischen 
Hochschule betraut ist, ist eine Festlegung gemäß § 48h Abs. 1 bis 5 nicht vorzunehmen. Diese Vertrags-
hochschullehrperson hat neben der Leitung des Instituts im gemäß Organisationsplan festgelegten Wir-
kungsbereich des Instituts nach Festlegungen des Rektorates Aufgaben im Sinne des § 48g Abs. 2 Z 3 bis 6 
wahrzunehmen. 
 (2) Einer Vertragshochschullehrperson gemäß Abs. 1 dürfen mit ihrer Zustimmung bis zu 192 Lehrveran-
staltungsstunden, allenfalls unter Anwendung des § 48h Abs. 4, übertragen werden. 
 

Freistellung für Forschungs- oder Lehrzwecke 
§ 48j. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister, die oder der für die Personalangelegenheiten der 
Pädagogischen Hochschule zuständig ist, kann Vertragshochschullehrpersonen der Entlohnungsgruppe ph 1, 
nach jeweils sieben Jahren ununterbrochener Beschäftigung an der Pädagogischen Hochschule, für For-
schungs- oder Lehrzwecke, die in ihren wissenschaftlich-berufsfeldbezogenen Forschungsaufgaben begrün-
det sind, eine bis zu sechsmonatige Freistellung von den Dienstpflichten gewähren, die ihre Anwesenheit an 
der Pädagogischen Hochschule erfordern. Die Gewährung der Freistellung bis zum Höchstausmaß von ei-
nem Monat obliegt namens der Bundesministerin oder des Bundesministers der Rektorin oder dem Rektor 
der Pädagogischen Hochschule. 
 (2) Eine solche Freistellung kann 
1. unter Beibehaltung der Bezüge oder 
2. unter Entfall der Bezüge 
gewährt werden. Die Zeit der Freistellung nach Z 2 ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses 
abhängen, zu berücksichtigen, soweit sie eine Gesamtdauer von fünf Jahren nicht übersteigen. 
 (3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist auf vermögenswerte Leistungen, die die Vertragshochschullehrper-
son auf Grund einer während der Freistellung ausgeübten Tätigkeit oder im Zusammenhang mit der Freistel-
lung erhält, sowie auf notwendige Mehraufwendungen aus Anlass der Freistellung Bedacht zu nehmen. 
 

Dienstzeit 
§ 48k. (1) Die Institutsleiterin oder der Institutsleiter hat im Auftrag der Rektorin oder des Rektors die Wo-
chendienstzeit für die regelmäßig zu erfüllenden Aufgaben im Voraus einzuteilen und für ihre Einhaltung zu 
sorgen. Auf die Aufgaben des Institutes und die Notwendigkeiten der Beratung und Betreuung von Studie-
renden und der Zusammenarbeit mit anderen Organisationseinheiten der Pädagogischen Hochschule sowie 
die berechtigten Interessen der Vertragshochschullehrperson ist dabei Bedacht zu nehmen. 
 (2) Die Vertragshochschullehrperson hat die in der Einteilung nach Abs. 1 festgelegte Dienstzeit einzu-
halten, wenn sie nicht vom Dienst befreit, enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist. 
 (3) Soweit die Vertragshochschullehrperson keinem Institut zugeordnet ist, obliegen die Einteilung der 
Wochendienstzeit und die Sorge für ihre Einhaltung gemäß Abs. 1 der Rektorin oder dem Rektor. 
 

Verwendungsbezeichnungen 
§ 48l. (1) Vertragshochschullehrpersonen führen 
1. in der Entlohnungsgruppe ph 1 die Verwendungsbezeichnung „Hochschulprofessorin“ oder „Hochschul-

professor“, 
2. in den Entlohnungsgruppen ph 2 und ph 3 die Verwendungsbezeichnung „Professorin“ oder „Professor“. 
 (2) Vertragshochschullehrpersonen, die mit der Leitung eines Institutes einer Pädagogischen Hochschule 
betraut sind, führen abweichend von Abs. 1 die Verwendungsbezeichnung „Institutsleiterin“ oder „Instituts-
leiter“. 
 (3) Vertragshochschullehrpersonen in der Funktion Assistenz führen abweichend von Abs. 1 Z 2 die Ver-
wendungsbezeichnung „Assistentin“ oder „Assistent“. 
 

Wissenschaftlich-berufsfeldbezogene Forschung 
§ 48m. (1) Wirkt die Vertragshochschullehrperson bei wissenschaftlich-berufsfeldbezogener Forschung mit, 
sind Art und Umfang ihrer Mitarbeit in der Veröffentlichung zu bezeichnen. 
 (2) Die Vertragshochschullehrperson hat das Recht, eigene wissenschaftlich-berufsfeldbezogene Arbeiten 
selbstständig zu veröffentlichen. Soweit jedoch die Veröffentlichung unter Berufung auf seine Zugehörigkeit 
zur Pädagogischen Hochschule erfolgen soll, ist hiefür die Zustimmung des Institutsleiters erforderlich. 
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Sonderbestimmungen 

§ 48n. (1) Auf Vertragshochschullehrpersonen ist § 27a Abs. 4 nicht anzuwenden. 
 (2) Auf die Vertragshochschullehrperson sind mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
1. § 5 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 45a und 45b BDG 1979 (Mitarbeitergespräch, Teamarbeitsbespre-

chung) mit der Maßgabe, dass als Vorgesetzte oder Vorgesetzter je nach organisatorischer Zuordnung ne-
ben der Institutsleiterin oder dem Institutsleiter auch die Vizerektorin, der Vizerektor, die Rektorin oder 
der Rektor in Betracht kommt; 

2. § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 46 Abs. 1 bis 4 BDG 1979 (Amtsverschwiegenheit) mit der Maßgabe, 
dass auch über Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse des privaten Trägers geboten ist, Still-
schweigen zu bewahren ist; 

3. § 27e Abs. 1 (Erholungsurlaub) mit der Maßgabe, dass die Vereinbarung über den Verbrauch des Erho-
lungsurlaubes nicht der Terminisierung der Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h Abs. 2) widersprechen 
darf, im Übrigen aber nicht an die lehrveranstaltungsfreie Zeit gebunden ist; der Verbrauch der Urlaubs-
stunden ist nur in ganzen Tagen zulässig, einem Urlaubstag entsprechen dabei acht Stunden; 

4. § 20 mit der Maßgabe, dass § 47a, § 48 Abs. 1, Abs. 2 dritter Satz, Abs. 2a erster und zweiter Satz und 
Abs. 3 bis 6, die §§ 48a bis 48e und § 49 BDG 1979 nicht anzuwenden sind; 

5. § 20a (Sabbatical) mit den Maßgaben und dem zeitlichen Anwendungsbereich, die für Vertragslehrperso-
nen im § 47a vorgesehen sind. 

 (3) Auf Vertragshochschullehrpersonen ist § 83 Abs. 3 (Lehrervermittlungs- und Austauschprogramm) 
anzuwenden. 
 (4) Für Zeiträume, die vor dem 1. September 2017 liegen, darf bei der Festlegung der Aufgaben in der 
Lehre der Vertragshochschullehrpersonen, die vor dem 1. September 2012 in ein (nunmehr) der Pädagogi-
schen Hochschule zugeordnetes Dienstverhältnis aufgenommen worden sind und seit diesem Zeitpunkt un-
unterbrochen in einem solchen Dienstverhältnis stehen, die Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h 
Abs. 2 zweiter Satz) aus besonderen fachlichen oder organisatorischen Gründen unterschritten werden. 
 (5) Für Zeiträume, die vor dem 1. September 2017 liegen, darf bei der Festlegung der Aufgaben in der 
Lehre der Vertragshochschullehrpersonen, die überwiegend in der Fortbildung eingesetzt sind, die Zahl von 
320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h Abs. 2 zweiter Satz) um bis zu 160 Lehrveranstaltungsstunden unter-
schritten werden, wenn dies aus Gründen, die in der fachlichen Spezialisierung in Verbindung mit dem Be-
darf gelegen sind, erforderlich ist. 
 (6) Vertragshochschullehrpersonen der Entlohnungsgruppen ph 2 und ph 3 dürfen aus dienstlichen Grün-
den mit ihrer Zustimmung im Rahmen der Festlegung der Dienstpflichten (§ 48h) im Höchstausmaß von vier 
Wochenstunden an der der (privaten) Pädagogischen Hochschule eingegliederten Praxisschule mitverwendet 
werden; dabei entspricht eine Wochenstunde 30 Lehrveranstaltungsstunden im Sinne des § 48h Abs. 2. 
 (7) Das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt für Vertragshochschullehrpersonen, die vor dem 
1. September 2013 in ein (nunmehr) der Pädagogischen Hochschule zugeordnetes Dienstverhältnis aufge-
nommen worden sind und seit diesem Zeitpunkt ununterbrochen in einem solchen Dienstverhältnis stehen, in 
jedem Kalenderjahr 240 Stunden. 
 

Monatsentgelt und Dienstzulagen 
§ 48o. (1) Auf das Monatsentgelt der Vertragshochschullehrperson sind anzuwenden: 
1. in der Entlohnungsgruppe ph 1 die Bestimmungen des § 41 Abs. 1 über das Monatsentgelt der Entloh-

nungsgruppe l ph, 
2. in der Entlohnungsgruppe ph 2 die Bestimmungen des § 41 Abs. 1 über das Monatsentgelt der Entloh-

nungsgruppe l 1, 
3. in der Entlohnungsgruppe ph 3 die Bestimmungen des § 41 Abs. 1 über das Monatsentgelt der Entloh-

nungsgruppe l 2a 2. 
 (2) Vertragshochschullehrpersonen in der Funktion Assistenz gebührt abweichend von Abs. 1 ein Fixent-
gelt im Ausmaß von 80% des Monatsentgelts der Entlohnungsgruppe l 1, Entlohnungsstufe 1. Mit dem Fix-
entgelt sind alle mengenmäßigen und zeitlichen Mehrleistungen abgegolten. Die § 16 bis 18 GehG sind nicht 
anzuwenden. 
 (3) Der Vertragshochschullehrperson, auf die Abs. 2 nicht anzuwenden ist, gebührt eine Dienstzulage. Sie 
beträgt 
1. in der Entlohnungsgruppe ph 1: 450,0 €, 
2. in den übrigen Entlohnungsgruppen: 250,0 €. 
71,35% der Dienstzulage gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
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 (4) Durch das Monatsentgelt und die Dienstzulage gemäß Abs. 3 sind alle Mehrleistungen in zeitlicher 
und mengenmäßiger Hinsicht abgegolten. Auf Vertragshochschullehrpersonen sind die §§ 16 bis 18 GehG 
nicht anzuwenden. 
 (5) Der Vertragshochschullehrperson, die mit der Leitung eines Instituts einer Pädagogischen Hochschule 
betraut ist, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von € 557,9. 
 (6) Vertragshochschullehrpersonen der Entlohnungsgruppe ph 3, die die Anstellungserfordernisse für die 
Entlohnungsgruppe ph 2 gemäß Anlage 1 Z 22b BDG 1979 erfüllen, gebührt eine Dienstzulage im Ausmaß 
des Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Monatsentgelt und dem Entgelt der Entlohnungsgruppe ph 2 in der 
Entlohnungsstufe, die sich im Falle einer Überstellung in diese Entlohnungsgruppe ergeben würde. 
 (7) Während der Dauer einer Dienstzuteilung gemäß § 48f Abs. 2 ruht der Anspruch auf Dienstzulage 
gemäß Abs. 3 und sind die für Lehrpersonen geltenden besoldungsrechtlichen Bestimmungen (Abschnitt II) 
anzuwenden. 
 

Lehrvergütung 
§ 48p. (1) Der Vertragshochschullehrperson, die im Rahmen der Festlegung der Dienstpflichten mit der Ab-
haltung von mehr als 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h Abs. 2) betraut ist, gebührt eine monatliche 
Vergütung. 
 (2) Die Vergütung beträgt für jeweils 32 Lehrveranstaltungsstunden, die den Grenzwert gemäß Abs. 1 
oder 4 übersteigen, 
1. in der Entlohnungsgruppe ph 1: 80,0 €, 
2. in den übrigen Entlohnungsgruppen: 40,0 €. 
Für Lehrveranstaltungsstunden, mit denen kein ganzzahliges Vielfaches von 32 erreicht wird, gebührt der 
aliquote Betrag. 
 (3) Auf die Vergütung gemäß Abs. 1 ist § 15 Abs. 5 GehG anzuwenden. 
 (4) Auf Vertragshochschullehrpersonen, die mit der Leitung eines Institutes einer Pädagogischen Hoch-
schule betraut sind (§ 48i), tritt an die Stelle von 320 Lehrveranstaltungsstunden (Abs. 1) die Zahl von 64 
Lehrveranstaltungsstunden. 
 (5) Bei Vertragshochschullehrpersonen der Entlohnungsgruppen ph 1 und ph 2, die mit mehr als der Hälf-
te des Beschäftigungsausmaßes Aufgaben gemäß § 48h Abs. 3 wahrzunehmen haben, tritt an die Stelle von 
320 Lehrveranstaltungsstunden (Abs. 1) die Zahl von 160 Lehrveranstaltungsstunden. 
 (6) Auf Vertragshochschullehrpersonen mit herabgesetzter Wochendienstzeit, in Teilbeschäftigung oder 
Teilzeitbeschäftigung nach MSchG oder VKG tritt an die Stelle von 320 Lehrveranstaltungsstunden (Abs. 1) 
die ihrem Beschäftigungsausmaß entsprechende Zahl von Lehrveranstaltungsstunden. 
 (7) Lehrveranstaltungsstunden an der Praxisschule (§ 48n Abs. 6) sind für den Anspruch auf die Lehrver-
gütung nicht zu berücksichtigen. 
 

Leistungsprämien 
§ 48q. (1) Der Vertragshochschullehrperson können jederzeit widerrufbare Leistungsprämien gezahlt wer-
den. 
 (2) Die Rektorin oder der Rektor kann der Vertragshochschullehrpersonen in engem zeitlichem Zusam-
menhang mit der Erbringung einer besonderen Leistung durch die Vertragshochschullehrperson und unter 
Bedachtnahme auf deren Leistungsbereitschaft im Rahmen der ihr oder ihm für Leistungsprämien zur Verfü-
gung stehenden finanziellen Mittel eine Leistungsprämie geben. 
 (3) Für die Leistungsprämie sind alljährlich 2,14% der Entgeltsumme (Monatsentgelte, Dienstzulagen und 
Sonderzahlungen) der Vertragshochschullehrpersonen bereitzustellen. Diese finanziellen Mittel sind auf die 
einzelnen Pädagogischen Hochschulen entsprechend ihren Personalständen an Vertragshochschullehrperso-
nen aufzuteilen und den Rektorinnen und Rektoren zur Vergabe von Leistungsprämien zur Verfügung zu 
stellen. 
 (4) § 19 GehG ist auf Vertragshochschullehrpersonen nicht anzuwenden. 
 
§ 49. (entfällt) 
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[bis 30.9.2013 führt Abschnitt IIb die Bezeichnung „Abschnitt IIa“] 
Abschnitt IIb 

Sonderbestimmungen für das wissenschaftliche und künstlerische Personal an Universitäten  
 

1. Unterabschnitt  
Bestimmungen für alle Universitätslehrer  

 
Anwendungsbereich 

§ 49a. Dieser Unterabschnitt ist auf Professoren und Assistenten an Universitäten anzuwenden, deren privat-
rechtliches Dienstverhältnis nach dem 30. September 2001 begründet wird.  
 

Aufgaben der Universitätslehrer (Rechte und Pflichten)  
§ 49b. (1) Die Aufgaben der Universitätslehrer umfassen Forschung (Entwicklung und Erschließung der 
Künste), Lehre einschließlich Prüfungstätigkeit, Betreuung der Studierenden, Heranbildung des wissen-
schaftlichen (künstlerischen) Nachwuchses sowie zusätzlich Organisations- und Verwaltungstätigkeit, Ma-
nagement und Mitwirkung bei Evaluierungsmaßnahmen. Sie erstrecken sich auch auf Tätigkeiten gemäß 
§ 27 und § 56 des Universitätsgesetzes 2002. Die Erfüllung der Aufgaben ist in regelmäßigen Abständen, 
zumindest jedoch alle fünf Jahre, zu evaluieren.  
 (2) Die Universitätslehrer haben ihre Aufgaben in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) 
und Lehre in Verbindung mit den fachlich in Betracht kommenden Bereichen in und außerhalb der Universi-
tät zu erfüllen. 
 (3) Die Universitätslehrer sind zur fachlichen, pädagogischen und didaktischen Weiterbildung verpflich-
tet. Soweit sie Organisations- und Verwaltungstätigkeiten sowie Managementaufgaben auszuüben und an 
Evaluierungsmaßnahmen mitzuwirken haben, sind sie auch zu einer entsprechenden und zeitgerechten Aus- 
und Weiterbildung verpflichtet. 
 (4) Universitätslehrer, die an der Universität in ärztlicher (§§ 2 und 3 des Ärztegesetzes 1998) oder zahn-
ärztlicher (§§ 16 und 17 des Ärztegesetzes 1998) Verwendung stehen, haben außerdem an der Erfüllung der 
Aufgaben mitzuwirken, die den Universitätseinrichtungen im Rahmen des öffentlichen Gesundheitswesens 
und der Untersuchung und Behandlung von Menschen obliegen (§29 Abs. 4 Z 1 des Universitätsgesetzes 
2002). 
 (5) Das Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz (KA-AZG), BGBl. I Nr. 8/1997, ist auf Universitätslehrer in 
ärztlicher und zahnärztlicher Verwendung im Klinischen Bereich einer Medizinischen Universität anzuwen-
den, soweit sie nicht eine leitende Funktion (§ 1 Abs. 3 KA-AZG) ausüben. Die Heranziehung zu ärztlichen 
oder zahnärztlichen Journal- und Bereitschaftsdiensten bedarf bei Universitätslehrern in Teilbeschäftigung 
der Zustimmung des Universitätslehrers, es sei denn der Spitalsbetrieb kann anders nicht aufrechterhalten 
werden.  
 (6) Universitätslehrer mit einem abgeschlossenen Studium der Studienrichtung Veterinärmedizin, die an 
der Universität als Tierärzte in Verwendung stehen, haben außerdem an der Erfüllung der Aufgaben mitzu-
wirken, die den Universitätseinrichtungen im Rahmen der Untersuchung und Behandlung von Tieren oblie-
gen.  
 (7) Bei der Auslegung der folgenden Bestimmungen über die Rechte und Pflichten hat die in den Abs. 1 
bis 4 und 6 umschriebene Aufgabenstellung im Vordergrund zu stehen. Der Schwerpunkt der Aufgabenstel-
lung des Universitätslehrers ergibt sich aus seiner organisatorischen Eingliederung in den universitären Be-
reich, aus der dienstrechtlichen Stellung und aus seiner fachlichen Qualifikation.  
 (8) In den Fällen des § 29i bleiben alle Rechte unberührt, die sich aus der Lehrbefugnis (venia docendi) 
als Universitätsprofessor oder als Universitätsdozent ergeben. 
 (9) Die Universitätslehrer haben die für die jeweiligen Universitätseinrichtungen geltenden Ordnungsvor-
schriften einzuhalten.  
 (10) Die Lehrverpflichtung der Universitätslehrer wird in Semesterstunden festgesetzt. Eine Semester-
stunde entspricht so vielen Unterrichtseinheiten, wie das Semester Unterrichtswochen umfasst. Eine Unter-
richtseinheit dauert 45 Minuten. 
 

Vorgesetztenfunktion, Nebenbeschäftigung, Gutachten 
§ 49c. (1) Universitätslehrer, die eine Vorgesetztenfunktion ausüben, haben die Verwendung der ihrer Orga-
nisationseinheit zugeordneten Mitarbeiter so zu lenken, dass diesen die Erfüllung ihrer jeweiligen Dienst-
pflichten ermöglicht wird. Zur Unterstützung dieser Verpflichtung haben diese Universitätslehrer mit ihren 
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Mitarbeitern nachweislich mindestens alle zwei Jahre ein Gespräch über deren berufliche Qualifikation und 
die Möglichkeiten einer weiteren Verwendung an der Universität zu führen (Mitarbeitergespräch).  
 (2) Bei der Beurteilung, ob die Ausübung einer Nebenbeschäftigung den Universitätslehrer an der Erfül-
lung seiner dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner Befangenheit hervorruft oder sonst we-
sentliche dienstliche Interessen gefährdet (§ 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 56 Abs. 2 BDG 1979), ist die Ver-
bindung mit den fachlich in Betracht kommenden Bereichen in und außerhalb der Universität angemessen zu 
berücksichtigen. Die Erteilung entgeltlichen Privatunterrichtes an Studierende, für die der Universitätslehrer 
an der Feststellung des Studienerfolges mitzuwirken hat, ist unzulässig.  
 (3) Die Universitätslehrer haben jährlich im Nachhinein dem Rektor die Zahl der von ihnen in ihrem 
Fachgebiet erstatteten außergerichtlichen wissenschaftlichen (künstlerischen) Gutachten zu melden, zu deren 
Erstellung Personal bzw. Sachmittel der Universitätseinrichtung erforderlich waren. Die Meldung hat auch 
den Arbeitsaufwand sowie Angaben über das Ausmaß der Inanspruchnahme des Personals und der Sachmit-
tel zu enthalten. 
 (4) Eine gesonderte Abgeltung für die Mitwirkung an der Durchführung der Aufgaben der Universität im 
Rahmen des § 27 des Universitätsgesetzes 2002 ist zulässig, soweit 
1. für diese Mitwirkung Mehrleistungen zu erbringen sind, die nicht nach anderen gesetzlichen Vorschriften 

abgegolten werden, und 
2. die Universität über die erforderliche Bedeckung aus Tätigkeiten gemäß § 27 des Universitätsgesetzes 

2002 verfügt. 
 

Freistellung  
§ 49d. (1) Der Rektor kann Universitätslehrern für Forschungs- bzw. Lehrzwecke (für Zwecke der Entwick-
lung und Erschließung der Künste), die in ihren wissenschaftlichen (künstlerischen) Aufgaben begründet 
sind, eine Freistellung von jenen Dienstpflichten gewähren, die ihre Anwesenheit an der Universität erfor-
dern. 
 (2) Eine Freistellung nach Abs. 1 kann unter Beibehaltung der Bezüge oder unter Entfall der Bezüge ge-
wählt werden. Freistellungen unter Entfall der Bezüge sind für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhält-
nisses abhängig sind, zu berücksichtigen. 
 (3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist auf vermögenswerte Leistungen, die der Universitätslehrer auf 
Grund einer während der Freistellung ausgeübten Tätigkeit oder im Zusammenhang mit der Freistellung 
erhält, und notwendige Mehraufwendungen aus Anlass der Freistellung Bedacht zu nehmen. 
 

Sonderbestimmungen für akademische Funktionäre  
§ 49e. (1) Ein Universitätslehrer, der zum Rektor oder hauptamtlichen Vizerektor einer Universität gewählt 
wird, ist für die Dauer der Ausübung dieses Amtes gegen Entfall der Bezüge beurlaubt. Die Zeit dieses Ka-
renzurlaubes ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, zu berücksichtigen. Abwei-
chend von § 29d Abs. 1 führt dieser Karenzurlaub nicht zur Abberufung des Universitätslehrers von seinem 
Arbeitsplatz. Während dieses Karenzurlaubes behält der hauptamtliche Rektor oder Vizerektor das sich aus 
den Organisationsvorschriften ergebende Recht zur Ausübung der Lehrbefugnis sowie zur Benützung der 
Universitätseinrichtungen für Zwecke der Forschung oder der Entwicklung und Erschließung der Künste.  
 (2) Wird ein Universitätslehrer Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates, eines Landtages, des Europä-
ischen Parlaments oder des Verfassungsgerichtshofes, ruht seine Funktion als nicht hauptamtlicher Vizerek-
tor (§ 24 des Universitätsgesetzes 2002), als Vorsitzender des Senats (§ 25 des Universitätsgesetzes 2002) 
oder als das für die studienrechtlichen Angelegenheiten zuständige Organ (§ 19 Abs. 2 Z 2 des Universitäts-
gesetzes 2002). 
 (3) Universitätslehrer haben nach der Ausübung einer der folgenden akademischen Funktionen gemäß 
UOG 1993 oder KUOG während einer vollen Funktionsperiode Anspruch auf Freistellung für Forschung 
oder Entwicklung und Erschließung der Künste (Forschungssemester) unter Beibehaltung des Entgelts in 
folgendem Ausmaß:  
1. ein Semester für den:  
 a) Studiendekan oder Vizestudiendekan, 
 b) Vorsitzenden des Senats, des Universitätskollegiums oder eines Fakultätskollegiums;  
2. zwei Semester für den:  
 a) Rektor oder Vizerektor,  
 b) Dekan oder Vizedekan.  
 (4) Universitätslehrer haben nach Ausübung einer der folgenden akademischen Funktionen gemäß des 
Universitätsgesetzes 2002 während einer vollen Funktionsperiode Anspruch auf Freistellung für Forschung 
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oder Entwicklung und Erschließung der Künste (Forschungssemester) unter Beibehaltung des Entgelts in 
folgendem Ausmaß: 
1. ein Semester für den Vorsitzenden des Senats (§ 25 des Universitätsgesetzes 2002) und für das für stu-

dienrechtliche Angelegenheiten zuständige Organ (§ 19 Abs. 2 Z 2 des Universitätsgesetzes 2002); 
2. zwei Semester für den Rektor oder Vizerektor. 
 (5) Im Falle der Ausübung einer der im Abs. 3 und Abs. 4 genannten akademischen Funktionen während 
einer weiteren Funktionsperiode oder mehrerer weiterer Funktionsperioden besteht Anspruch auf Freistel-
lung für insgesamt ein weiteres Semester.  
 (6) Während des Forschungssemesters ist der Universitätslehrer von den dienstlichen Aufgaben mit Aus-
nahme der Verpflichtung zur Forschung oder zur Entwicklung und Erschließung der Künste freigestellt. 
 (7) Der Anspruch auf diese Freistellung ist bis zum dritten auf die Beendigung der Ausübung der akade-
mischen Funktion folgenden Studienjahr geltend zu machen und möglichst ein Jahr vor dem beabsichtigten 
Antritt anzumelden.  
 

2. Unterabschnitt  
Professoren  

 
Dienstverhältnis  

§ 49f. (1) Professoren üben die Funktion eines Universitätsprofessors (§ 97 des Universitätsgesetzes 2002) 
aus. Diese Professoren und Vertragsprofessoren gemäß § 57 sind einander in funktioneller Hinsicht gleich-
gestellt.  
 (2) Professoren gemäß Abs. 1 stehen in einem zeitlich befristeten oder in einem unbefristeten Dienstver-
hältnis. Das zeitlich befristete Dienstverhältnis ist mit längstens sieben Jahren zu begrenzen.  
 (3) Anstellungserfordernisse für Professoren der wissenschaftlichen Fächer sind:  
1. eine der Verwendung entsprechende abgeschlossene inländische oder gleichwertige ausländische Hoch-

schulbildung,  
2. hervorragende wissenschaftliche Qualifikation in Forschung und Lehre für das zu besetzende Fach,  
3. die pädagogische und didaktische Eignung,  
4. Qualifikation zur Führungskraft,  
5. facheinschlägige Auslandserfahrung,  
6. facheinschlägige außeruniversitäre Praxis, soweit diese in dem zu besetzenden Fach möglich und sinnvoll 

ist,  
7. für eine ärztliche (§§ 2 und 3 des Ärztegesetzes 1998) oder zahnärztliche (§§ 16 und 17 des Ärztegesetzes 

1998) Verwendung überdies die Befugnis zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufs als Facharzt 
eines einschlägigen Sonderfaches oder des zahnärztlichen Berufs.  

 (4) Anstellungserfordernisse für Professoren der künstlerischen Fächer sind:  
1. eine der Verwendung entsprechende abgeschlossene inländische oder gleichwertige ausländische Hoch-

schulbildung,  
2. hervorragende künstlerische oder künstlerisch-wissenschaftliche Qualifikation für das zu besetzende 

Fach, 
3. die pädagogische und didaktische Eignung,  
4. Qualifikation zur Führungskraft,  
5. facheinschlägige Auslandserfahrung,  
6. facheinschlägige außeruniversitäre Praxis, soweit diese in dem zu besetzenden Fach möglich und sinnvoll 

ist.  
Die Hochschulbildung im Sinne der Z 1 kann auch durch eine gleich zu wertende künstlerische oder künstle-
risch-wissenschaftliche Eignung ersetzt werden.  
 (5) Die Universität hat sich bei ihrer Meinungsbildung einer anerkannten Methode der Personalauswahl 
zu bedienen.  
 (6) Im Dienstvertrag sind die Fachbezeichnung und die Universität anzuführen.  
 (7) Auf Professoren ist der Abschnitt I mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 2 und 3, 3b, 4 Abs. 4, 4a, 10 bis 15a, 
19, 22 Abs. 2 bis 4 und 6, 22a, 22b, 26, 27a Abs. 1 und 4 bis 8, 27c, 28b sowie 30 Abs. 5 und 6 insoweit 
anzuwenden, als sich aus den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt. 
 (8) Eine Versetzung (§ 6) oder eine Dienstzuteilung (§ 6a) ist nur mit Zustimmung des Professors zuläs-
sig. Keiner solchen Zustimmung bedarf es bei Auflassung des betreffenden Faches an der Universität im 
Rahmen studienrechtlicher Änderungen. Die Versetzung oder Dienstzuteilung obliegt dem Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Kultur und ist an die Zustimmung der beteiligten Universitäten gebunden.  
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 (9) § 32 Abs. 2 Z 4 und Abs. 3 bis 5 ist nicht anzuwenden. Eine Kündigung ist weiters dann nicht zuläs-
sig, wenn sie wegen der vom Universitätsprofessor in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Küns-
te) oder Lehre vertretenen Auffassung oder Methode (Vorliegen eines verpönten Motivs) erfolgt. § 32 Abs. 2 
Z 7 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Kündigung erst mit Wirksamkeit des Ablaufs des Studien-
jahres erfolgen darf, in dem der Professor das 65. Lebensjahr vollendet. 
 

Verlängerung des Dienstverhältnisses  
§ 49g. (1) Das zeitlich befristete Dienstverhältnis als Vertragsprofessor verlängert sich um Zeiten  
1. eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG,  
2. einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG,  
längstens jedoch um drei Jahre. Eine solche Verlängerung tritt nicht ein, wenn der Vertragsprofessor als Er-
satzkraft für einen unter Entfall der Bezüge beurlaubten oder freigestellten Universitätsprofessor oder Ver-
tragsprofessor aufgenommen worden ist.  
 (2) Das zeitlich befristete Dienstverhältnis als Vertragsprofessor kann vom Rektor mit Zustimmung des 
Professors auf unbestimmte Zeit verlängert werden.  
 (3) Eine Verlängerung gemäß Abs. 2 darf nur erfolgen, wenn  
1. der Bedarf nach einer zeitlich unbefristeten Professur für das betreffende Fach im Entwicklungsplan der 

Universität (§ 98 Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002) ausgewiesen ist und 
2. eine vom Rektor veranlasste Evaluierung der Leistungen des Vertragsprofessors durch vier facheinschlä-

gige oder zumindest fachverwandte Experten für alle Aufgabenbereiche zu einem positiven Ergebnis 
kommt.  

 (4) Zwei der Experten gemäß Abs. 3 Z 2 müssen als Universitätsprofessoren oder Wissenschafter (Künst-
ler) gleich zu wertender Qualifikation im Ausland tätig sein, wenigstens ein Experte soll an einer anderen 
inländischen Universität als Professor tätig sein. Im Rahmen der Evaluierung der Lehre ist auch auf die Be-
wertung der Lehrveranstaltungen durch die Studierenden Bedacht zu nehmen.  
 

Besondere Aufgaben 
§ 49h. (1) Der Professor hat nach Maßgabe der Organisations- und Studienvorschriften  
1. sein wissenschaftliches (künstlerisches) Fach in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) 

und Lehre zu vertreten und zu fördern sowie sich an der Erfüllung der Forschungsaufgaben (Aufgaben 
zur Entwicklung und Erschließung der Künste) der Organisationseinheit, der der Professor zugeordnet ist, 
oder einer allfälligen Untereinheit zu beteiligen,  

2. Lehrveranstaltungen, insbesondere Pflichtlehrveranstaltungen, nach Maßgabe des sich aus dem Studien-
recht ergebenden Bedarfs durchzuführen und Prüfungen abzuhalten,  

3. Studierende, insbesondere Diplomanden und Dissertanten, und den wissenschaftlichen (künstlerischen) 
Nachwuchs zu betreuen,  

4. an Organisations- und Verwaltungsaufgaben sowie an Evaluierungsmaßnahmen mitzuwirken und  
5. allfällige weitere Pflichten gemäß § 49b Abs. 4 oder 6 zu erfüllen.  
 (2) Das Rektorat hat den Professor auf Vorschlag oder nach Anhörung des Leiters der Organisationsein-
heit, der der Professor zugeordnet ist, und des Professors selbst mit der selbständigen Abhaltung von Lehr-
veranstaltungen im Ausmaß von mindestens sechs und höchstens zwölf Semesterstunden in wissenschaftli-
chen oder mindestens zwölf und höchstens 24 Semesterstunden in künstlerischen Fächern zu betrauen. In 
besonders begründeten Fällen, insbesondere wenn dem Professor die Leitung oder Koordination eines multi-
nationalen EU-Forschungsprojektes obliegt, ist vorübergehend eine Betrauung in einem geringeren Ausmaß 
zulässig. Bei der Betrauung sind der sich aus den Studienvorschriften ergebende Bedarf und die finanzielle 
Bedeckbarkeit zu berücksichtigen.  
 (3) Der Professor hat die Aufgaben gemäß Abs. 1 und 2 an der Universität nach den Erfordernissen des 
Universitätsbetriebes in örtlicher und zeitlicher Bindung persönlich zu erfüllen. Lediglich bei der Wahrneh-
mung der Aufgaben der Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) ist er zeitlich und örtlich nur 
insoweit gebunden, als dies die Zusammenarbeit mit anderen, der Universitätseinrichtung zugeordneten Be-
diensteten bzw. die Verwendung der Sachmittel der Universitätseinrichtung erfordern. Soweit eine örtliche 
Bindung an die Universität nicht besteht, hat der Professor dafür zu sorgen, dass er für eine dienstliche Inan-
spruchnahme erreichbar ist. 
 (4) Durch die persönliche Erfüllung der Aufgaben gemäß Abs. 1 und 2 gilt die regelmäßige Wochen-
dienstzeit als erbracht.  
 (5) § 20 gilt mit der Maßgabe, dass § 47a, § 48 Abs. 1, Abs. 2 dritter Satz, Abs. 2a erster und zweiter Satz 
und Abs. 3 bis 6 sowie die §§ 48a bis 48f BDG 1979 nicht anzuwenden sind. 
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Rechte 

§ 49i. (1) Der Professor führt  
1. im befristeten Dienstverhältnis die Funktionsbezeichnung “Vertragsprofessor”,  
2. im unbefristeten Dienstverhältnis die Funktionsbezeichnung “Universitätsprofessor”. 
 (2) Das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt für den Professor in jedem Kalenderjahr 240 Stunden. Der 
Verbrauch der Urlaubsstunden ist nur tageweise zulässig. Einem Urlaubstag entsprechen dabei acht Stunden. 
 (3) Der Verbrauch des Erholungsurlaubes ist nicht auf die lehrveranstaltungsfreie Zeit beschränkt, er ist 
aber unter Berücksichtigung der dienstlichen Interessen kalendermäßig festzulegen, wobei auf die persönli-
chen Verhältnisse des Professors angemessen Rücksicht zu nehmen ist.  
 

Entgelt  
§ 49j. (1) Das Entgelt des vollbeschäftigten Professors ist unter Berücksichtigung seiner Aufgaben und 
Funktionen, der Stellung des zu vertretenden Faches an der betreffenden Universität, des Bedarfs nach den 
Studienvorschriften und der budgetären Bedeckbarkeit mit einem Jahresbruttobetrag in einem Rahmen von 
43 952,5 € bis 131 857,6 € zu vereinbaren.  
 (2) Bei Teilbeschäftigung gebührt nach § 21 der entsprechende Anteil.  
 (3) Das Jahresentgelt ist in 14 gleiche Teile zu teilen, zwölf davon sind als Monatsentgelt, zwei als Son-
derzahlungen nach § 8a Abs. 2 auszuzahlen.  
 (4) Wird der Professor nur während eines Teiles des Jahres verwendet, gebührt das Entgelt nach den Re-
geln des § 8a anteilig.  
 (5) Der im Abs. 1 genannte Rahmen sowie der nach Abs. 1 vereinbarte Jahresbruttobetrag erhöhen sich 
jeweils um den Prozentsatz, um den sich das Gehalt der Gehaltsstufe 5 eines Universitätsprofessors nach 
§ 48 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage nach dem 1. Jänner 
2002 erhöht.  
 (6) Mit dem Entgelt sind auch alle mengenmäßigen und zeitlichen Mehrleistungen abgegolten, ausge-
nommen sind ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Journal- und Bereitschaftsdienste sowie Dienstleis-
tungen in deren Rahmen. Ausgenommen sind weiters Tätigkeiten gemäß § 26 Abs. 1 und § 27 des Universi-
tätsgesetzes 2002, soweit hiefür eine gesonderte Abgeltung (§ 49c Abs. 4) erfolgt. Für außergewöhnliche 
Leistungen können jederzeit widerrufbare Leistungsprämien zuerkannt werden.  
 

Abfertigung  
§ 49k. (1) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses durch Zeitablauf gebührt dem Vertragsprofessor abwei-
chend von § 84 Abs. 2 Z 1 eine Abfertigung, sofern er zu diesem Zeitpunkt wenigstens eine ununterbrochene 
fünfjährige tatsächliche Verwendung in dieser Funktion aufweist. Zeiten, in denen der Professor nach § 49d 
freigestellt war, Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG und einer Karenz nach dem 
MSchG oder dem VKG sind in die tatsächliche Verwendungsdauer einzurechnen.  
 (2) Die Abfertigung beträgt nach einer ununterbrochenen Verwendung von fünf Jahren 20%, nach sieben 
Jahren 25% des dem Vertragsprofessor gebührenden Jahresbruttoentgelts.  
 (3) Keine Abfertigung gebührt, wenn der Vertragsprofessor gleichzeitig in einem anderen Dienstverhält-
nis mit mindestens halbem Beschäftigungsausmaß zu einer inländischen Gebietskörperschaft steht oder un-
mittelbar anschließend in ein anderes Dienstverhältnis zum Bund oder Arbeitsverhältnis zu einer Universität 
übernommen wird.  
 (4) Soweit nicht Abs. 3 anzuwenden ist, ist bei einer einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses 
eine Vereinbarung über die Abfertigung nur zulässig, wenn das Dienstverhältnis unter den in § 84 Abs. 3 
angeführten Voraussetzungen aufgelöst worden ist und wenigstens drei Jahre gedauert hat.  
 (5) Wird ein ehemaliger Vertragsprofessor, der eine Abfertigung gemäß Abs. 1 erhalten hat, innerhalb 
von vier Jahren wieder in den Bundesdienst oder Arbeitsverhältnis zu einer Universität aufgenommen, ist er 
verpflichtet, diese Abfertigung im Ausmaß von  
1. 50% bei einer Wiederaufnahme innerhalb von zwölf Monaten,  
2. 40% bei einer Wiederaufnahme innerhalb von 24 Monaten,  
3. 30% bei einer Wiederaufnahme innerhalb von 36 Monaten,  
4. 20% bei einer Wiederaufnahme innerhalb von 48 Monaten zurückzuzahlen.  
 (6) Auf die Abfertigung von Universitätsprofessoren ist § 84 anzuwenden.  
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3. Unterabschnitt  
Assistenten  

 
Aufnahme  

§ 49l. (1) Auf Assistenten ist der Abschnitt I mit Ausnahme der §§ 4 Abs. 4, 4a, 10 bis 15a, 19, 22 Abs. 2 bis 
4 und 6, 22a, 22b, 26, 27a Abs. 8, 27c sowie § 30 Abs. 5 und 6 insoweit anzuwenden, als sich aus den fol-
genden Bestimmungen nicht anderes ergibt. 
 (2) Zum Assistenten können Personen bestellt werden, die  
1. ein für die Verwendung in Betracht kommendes Doktoratsstudium abgeschlossen haben oder  
2. eine für die Verwendung in Betracht kommende und dem Doktorat gleich zu wertende künstlerische, 

künstlerisch-wissenschaftliche oder wissenschaftliche Befähigung besitzen.  
 (3) Ärzte (§§ 2 und 3 des Ärztegesetzes 1998) haben die Befugnis zur selbständigen Ausübung des ärztli-
chen Berufs als Facharzt eines für die Verwendung in Betracht kommenden Sonderfaches nachzuweisen. 
Dies gilt auch für Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (§§ 16 und 17 des Ärztegesetzes 1998). 
Ärzte und Zahnärzte, die das Studium der Humanmedizin (Anlage 1 Z 4.3 des UniStG) oder der Zahnmedi-
zin (Anlage 1 Z 4.4 des UniStG) absolviert haben, müssen außerdem das Doktorat der Medizinischen Wis-
senschaft (Anlage 2 Z 2.4 des UniStG) besitzen.  
 (4) Eine Beschäftigung als teilbeschäftigter Assistent ist nur in besonders begründeten Ausnahmefällen 
zulässig, in denen es Umstände in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) und Lehre erfor-
dern oder nur ein Teil einer Planstelle zur Verfügung steht. Das Beschäftigungsausmaß darf nicht unter der 
Hälfte des für Vollbeschäftigte vorgesehenen Ausmaßes liegen.  
 (5) Personen, die weder die österreichische Staatsbürgerschaft noch eine Staatsangehörigkeit eines vom 
§ 3 Abs. 1 Z 1 lit. b erfassten Landes besitzen, können abweichend vom § 3 als Assistenten aufgenommen 
werden, wenn die Aufnahme im Hinblick auf die vom Assistenten zu erfüllenden Aufgaben notwendig ist 
und der aufzunehmende Assistent eine Vorbildung aufweist, die der für Assistenten vorgeschriebenen Aus-
bildung inhaltlich gleichwertig ist; eine formelle Nostrifizierung (§ 90 des Universitätsgesetzes 2002) ist 
nicht erforderlich.  
 

Verwendungsdauer  
§ 49m. (1) Die Dauer des Dienstverhältnisses des Assistenten ist vom Rektor je nach Bedarf mit vier bis 
sechs Jahren festzusetzen. Eine Befristung auf einen kürzeren Zeitraum ist vorzunehmen, wenn dies auf 
Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen erforderlich ist. 
 (2) Das Dienstverhältnis verlängert sich  
1. um Zeiten  

a) eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG,  
b) einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG, 
c) der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes,  

 längstens jedoch um drei Jahre;  
2. um Zeiten einer Freistellung gemäß § 49d für eine facheinschlägige wissenschaftliche (künstlerische) 

Tätigkeit im Ausland, längstens jedoch um vier Jahre. 
Verlängerungszeiträume gemäß Z 1 und 2 dürfen zusammen fünf Jahre nicht überschreiten. Solche Verlän-
gerungen treten nicht ein, wenn der Assistent als Ersatzkraft für einen unter Entfall der Bezüge beurlaubten 
oder freigestellten Assistenten, Universitäts- oder Vertragsassistenten aufgenommen worden ist.  
 

Besondere Aufgaben  
§ 49n. (1) Der Assistent hat nach Maßgabe der Organisations- und Studienvorschriften an der Erfüllung der 
Aufgaben der Organisationseinheit, der der Assistent zugeordnet ist, in Forschung (Entwicklung und Er-
schließung der Künste) und Lehre mitzuwirken. Dazu zählen  
1. die selbständige Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste),  
2. die Mitwirkung an Forschungsprojekten (Projekten zur Entwicklung und Erschließung der Künste) des 

Instituts,  
3. die Abhaltung von Lehrveranstaltungen (einschließlich der Prüfungstätigkeit) nach Maßgabe der Beauf-

tragung durch das Rektorat,  
4. die Betreuung von Studierenden,  
5. die Mitwirkung an Organisations- und Verwaltungsaufgaben und an Evaluierungsmaßnahmen,  
6. allfällige weitere Pflichten gemäß § 49b Abs. 4 oder 6.  
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 (2) Die Aufgaben des Assistenten gemäß Abs. 1 sind anlässlich der Aufnahme vom Leiter der Organisati-
onseinheit, der der Assistent zugeordnet ist, schriftlich festzulegen und bei Bedarf anzupassen. Der Assistent 
und sein unmittelbarer Dienstvorgesetzter sind hiezu anzuhören. Bei der Festlegung der Aufgaben ist auf die 
Einräumung angemessener Zeit zur Erbringung selbständiger wissenschaftlicher oder künstlerischer Leistun-
gen Bedacht zu nehmen. 
 (3) Das Rektorat hat den Assistenten auf Vorschlag oder nach Anhörung des Leiters der Organisations-
einheit, der der Assistent zugeordnet ist, und des Assistenten selbst mit der selbständigen Abhaltung von 
Lehrveranstaltungen im Ausmaß von vier Semesterstunden, bei Teilbeschäftigung im Ausmaß von zwei Se-
mesterstunden, im Durchschnitt eines Studienjahres zu beauftragen. Bei der Beauftragung sind der sich aus 
den Studienvorschriften ergebende Bedarf und die Qualifikation des Assistenten zu berücksichtigen. Eine 
Unterschreitung dieses Stundenausmaßes ist zulässig, wenn es der sich aus den Studienvorschriften ergeben-
de Bedarf erfordert. 
 (4) Assistenzärzte im Klinischen Bereich einer Medizinischen Universität sind abweichend von Abs. 3 
nur insoweit in der Lehre einzusetzen, als der Studienbetrieb dies erfordert. 
 (5) Auf eine Semesterstunde gemäß Abs. 3 sind  
1. Lehrveranstaltungen aus einem wissenschaftlichen Fach mit 100%,  
2. Lehrveranstaltungen aus einem künstlerischen, Zentralen Künstlerischen oder praktischen Fach mit 75%, 
3. Lehrveranstaltungen in einem Zentralen Künstlerischen Fach oder im gleichzuhaltenden künstlerischen 

Fach der Lehramtsstudien, jeweils im Rahmen des künstlerischen Gesamtkonzepts eines Universitätsleh-
rers mit der Lehrbefugnis für das gesamte Fach (.Künstlerische Assistenz.) mit 65%, 

4. Lehrveranstaltungen, bei denen der Lehrveranstaltungsleiter eine überwiegend anleitende oder kontrollie-
rende Tätigkeit ausübt, mit 50%  

der Semesterstunde anzurechnen.  
 (6) Der Assistent hat seine dienstlichen Aufgaben persönlich und, soweit der Gegenstand nicht anderes 
erfordert, an der Universität zu erfüllen.  
 

Dienstzeit  
§ 49o. (1) Die Dienstzeit ist vom Leiter der Organisationseinheit, der der Assistent zugeordnet ist, nach An-
hörung des Assistenten im Voraus einzuteilen. Dabei ist auf die Aufgaben der Organisationseinheit, der der 
Assistent zugeordnet ist, sowie die berechtigten Interessen des Assistenten Bedacht zu nehmen.  
 (2) Der Assistent hat die nach Abs. 1 festgelegte Dienstzeit einzuhalten, wenn er nicht vom Dienst befreit, 
enthoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist. § 20 gilt mit der Maßgabe, dass § 47a, § 48 Abs. 1, 
Abs. 2 dritter Satz, Abs. 2a erster und zweiter Satz und Abs. 4 bis 6 sowie die §§ 48a bis 48f BDG 1979 
nicht anzuwenden sind. 
 

Rechte  
§ 49p. (1) Der Assistent führt die Funktionsbezeichnung “Universitätsassistent”, der Assistent in ärztlicher, 
zahnärztlicher oder tierärztlicher Verwendung führt die Funktionsbezeichnung “Assistenzarzt”. 
 (2) Wirkt der Assistent bei wissenschaftlichen (künstlerischen) Arbeiten mit, sind Art und Umfang seiner 
Mitarbeit jedenfalls in der Veröffentlichung zu bezeichnen.  
 (3) Der Assistent hat das Recht, eigene wissenschaftliche (künstlerische) Arbeiten selbständig zu veröf-
fentlichen. Soweit jedoch die Veröffentlichung unter Berufung auf seine Zugehörigkeit zu einer Universi-
tätseinrichtung erfolgen soll, ist hiefür die Zustimmung des Leiters der Universitätseinrichtung erforderlich. 
Die bloße Angabe der Dienstadresse gilt nicht als Berufung auf die Zugehörigkeit zu einer Universitätsein-
richtung.  
 (4) Bei der Bewerbung um eine nicht für Universitätslehrer vorgesehene Planstelle sind ein Assistent und 
ein ehemaliger Assistent in den ersten vier Jahren nach Beendigung des Dienstverhältnisses vorzugsweise zu 
berücksichtigen, wenn sie für die angestrebte Planstelle mindestens gleich geeignet sind wie die übrigen 
Bewerber.  
 (5) Die vom Assistenten erbrachten wissenschaftlichen (künstlerischen) Leistungen sind nach Maßgabe 
besonderer Rechtsvorschriften im Rahmen einer späteren Grundausbildung für eine andere Verwendung im 
Bundesdienst angemessen zu berücksichtigen. Hiebei ist auf Antrag des Assistenten die Stellungnahme eines 
von ihm namhaft gemachten Experten einzuholen.  
 

Entgelt  
§ 49q. (1) Das jährliche Bruttoentgelt bei Vollbeschäftigung beträgt 
1. für Assistenten, die nicht von Z 2 oder 3 erfasst sind,  
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a) 45 990,8 €,  
b) 55 081,8 €, wenn der Assistent Lehrveranstaltungen gemäß § 49n Abs. 3 im Ausmaß von durch-

schnittlich vier Semesterstunden abhält;  
2. für Assistenten in ärztlicher Verwendung im nichtklinischen Bereich  

a) 50 536,3 €,  
b) 59 627,3 €, wenn der Assistent Lehrveranstaltungen gemäß § 49n Abs. 3 im Ausmaß von durch-

schnittlich vier Semesterstunden abhält;  
3. für Assistenten in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung im Klinischen Bereich einer Medizinischen 

Universität  
a) 55 081,8 €,  
b) 64 173,1 €, wenn der Assistent Lehrveranstaltungen gemäß § 49n Abs. 3 im Ausmaß von durch-

schnittlich vier Semesterstunden abhält.  
 (1a) Für die Dauer der Wirksamkeit einer Vereinbarung gemäß § 3 Abs. 4 und § 4 KA-AZG, die die nach 
diesen Bestimmungen zulässigen Arbeitszeitgrenzen voll ausschöpft, tritt an die Stelle 
1. des Betrages im Abs. 1 Z 3 lit. a der Betrag  56 705,1 €, 
2. des Betrages im Abs. 1 Z 3 lit. b der Betrag  65 795,4 €. 
 (2) Bei Teilbeschäftigung gebührt nach § 21 der entsprechende Anteil.  
 (3) Das Jahresentgelt ist in 14 gleiche Teile zu teilen, zwölf davon sind als Monatsentgelt, zwei als Son-
derzahlungen nach § 8a Abs. 2 auszuzahlen.  
 (4) Wird der Assistent nur während eines Teiles des Jahres verwendet, ist das Entgelt anteilig zu kürzen. 
Wird der Assistent während eines Kalenderjahres teils im Klinischen, teils im nichtklinischen Bereich als 
Arzt verwendet, gebührt das Entgelt gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 anteilig nach der Dauer der Verwendung im 
jeweiligen Bereich. 
 (5) Hält der Assistent nur in einem Semester, nicht aber im Durchschnitt eines Studienjahres, Lehrveran-
staltungen im Ausmaß von wenigstens vier Semesterstunden ab, gebührt das Bruttoentgelt gemäß lit. b des 
Abs. 1 Z 1 bis 3 anteilig für dieses Semester.  
 (6) Mit dem Entgelt sind auch alle mengenmäßigen und zeitlichen Mehrleistungen abgegolten. Ausge-
nommen sind ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Journal- und Bereitschaftsdienste sowie Dienstleis-
tungen in deren Rahmen. Ausgenommen sind weiters Tätigkeiten gemäß § 27 des Universitätsgesetzes 2002, 
soweit hiefür eine gesonderte Abgeltung (§ 49c Abs. 4) erfolgt. Für außergewöhnliche Leistungen können 
jederzeit widerrufbare Leistungsprämien zuerkannt werden. 
 (7) Wird ein Assistent in eine andere Entlohnungsgruppe überstellt, so ist der für die neue Entlohnungs-
gruppe geltende Vorrückungsstichtag so zu ermitteln, als ob der Vertragsbedienstete in diesem Zeitpunkt in 
die neue Entlohnungsgruppe aufgenommen worden wäre. § 15a ist sinngemäß anzuwenden.  
 

Abfertigung  
§ 49r. (1) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses durch Zeitablauf gebührt dem Assistenten abweichend 
von § 84 Abs. 2 Z 1 eine Abfertigung im Ausmaß von 40% des für ein volles Jahr gebührenden Bruttoent-
gelts, sofern er zu diesem Zeitpunkt wenigstens eine ununterbrochene vierjährige tatsächliche Verwendung 
in dieser Funktion aufweist. Zeiten, in denen der Assistent nach § 49d freigestellt war, Zeiten eines Beschäf-
tigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG und einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG sind in die 
tatsächliche Verwendungsdauer einzurechnen. 
 (2) Keine Abfertigung gebührt, wenn der Assistent gleichzeitig in einem anderen Dienstverhältnis mit 
mindestens halbem Beschäftigungsausmaß zu einer inländischen Gebietskörperschaft steht oder unmittelbar 
anschließend in ein anderes Dienstverhältnis zum Bund oder in ein Arbeitsverhältnis zu einer Universität 
übernommen wird.  
 (3) Soweit nicht Abs. 2 anzuwenden ist, ist bei einer einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses 
eine Vereinbarung über die Abfertigung nur zulässig, wenn das Dienstverhältnis unter den in § 84 Abs. 3 
angeführten Voraussetzungen aufgelöst worden ist und wenigstens vier Jahre gedauert hat. 
 (4) Wird ein ehemaliger Assistent, der eine Abfertigung gemäß Abs. 1 erhalten hat, innerhalb von vier 
Jahren wieder in den Bundesdienst oder in ein Arbeitsverhältnis zu einer Universität aufgenommen, ist er 
verpflichtet, diese Abfertigung im Ausmaß von  
1. 50% bei einer Aufnahme innerhalb von zwölf Monaten,  
2. 40% bei einer Aufnahme innerhalb von 24 Monaten,  
3. 30% bei einer Aufnahme innerhalb von 36 Monaten,  
4. 20% bei einer Aufnahme innerhalb von 48 Monaten 
zurückzuzahlen.  
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4. Unterabschnitt  

Staff Scientists  
 

Allgemeines  
§ 49s. (1) Staff Scientists sind Vertragsbedienstete des Bundes der Entlohnungsgruppe u1 in einem zeitlich 
unbefristeten Dienstverhältnis. Zum Staff Scientist können Personen bestellt werden, die  
1. ein für die Verwendung in Betracht kommendes Doktoratsstudium abgeschlossen haben oder  
2. eine für die Verwendung in Betracht kommende und dem Doktorat gleich zu wertende künstlerische, 

künstlerisch-wissenschaftliche oder wissenschaftliche Befähigung besitzen. 
 (2) Auf Staff Scientists sind anzuwenden:  
1. der Abschnitt I mit Ausnahme der §§ 10 bis 14, 22 Abs. 2 bis 4 und 6, 22a, 22b, 27a Abs. 8, 27c sowie 30 

Abs. 5 und 6 insoweit, als sich aus den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt;  
2. die §§ 49b bis 49e sowie § 49o und § 49p Abs. 2, 3 und 5 insoweit, als dies der Art ihrer Verwendung im 

Sinne der Organisationsvorschriften entspricht. 
 (3) Arbeitsplätze für Staff Scientists dürfen von der Universitätsleitung nur dann eingerichtet werden, 
wenn  
1. in der betreffenden Organisationseinheit der Universität der Bedarf nach einem solchen Arbeitsplatz be-

steht und  
2. die hiefür erforderlichen Personalpunkte als budgetäre Bedeckung vorhanden sind.  
 (4) Die Prüfung des Bedarfs erfolgt durch die Universitätsleitung auf Antrag des Institutsvorstandes oder 
auf Antrag eines Assistenten. Zu einem Antrag eines Assistenten ist eine Stellungnahme des Leiters der Or-
ganisationseinheit, der der Staff Scientist zugeordnet ist, einzuholen. 
 (5) Der Besetzung des Arbeitsplatzes eines Staff Scientist hat, sofern die Besetzung nicht gemäß § 49t 
erfolgt, eine öffentliche Ausschreibung voranzugehen.  
 (6) Eine Kündigung ist nicht zulässig, wenn sie wegen der vom Staff Scientist in Forschung (Entwicklung 
und Erschließung der Künste) oder Lehre vertretenen Auffassung oder Methode (Vorliegen eines verpönten 
Motivs) erfolgt.  
 

Sonderbestimmungen für die Überstellung von Assistenten  
§ 49t. (1) Zum Staff Scientist darf ein Assistent (3. Unterabschnitt) nur überstellt werden, wenn er alle für 
diese Verwendung erforderlichen Qualifikationen und die fachliche Eignung für den zu besetzenden Ar-
beitsplatz besitzt.  
 (2) Beabsichtigt der Rektor, einen Arbeitsplatz für einen Staff Scientist ohne öffentliche Ausschreibung 
einem Assistenten zu übertragen, hat er die Prüfung der erforderlichen Qualifikation und der fachlichen Eig-
nung des in Aussicht genommenen Assistenten einzuleiten. Der Rektor hat eine ausführlich begründete Stel-
lungnahme des unmittelbaren Dienstvorgesetzten einzuholen. Er hat weiters zwei voneinander unabhängige 
Gutachten fachzuständiger Universitätsprofessoren oder von Universitätsprofessoren eines verwandten Fa-
ches (oder von Wissenschaftern oder Künstlern mit einer entsprechenden Lehrbefugnis) über die Erfüllung 
der Voraussetzungen des Abs. 1 einzuholen. Die Gutachter sind aus vom Präsidenten der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften und vom Präsidenten des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen For-
schung zu erstellenden Listen mit Vorschlägen zu entnehmen. Diese Listen haben Gutachterinnen in ange-
messener Anzahl zu enthalten. Sind in diesen Listen keine Gutachter für das betreffende Fach oder für ein 
nahe verwandtes Fach enthalten, steht es dem Rektor frei, andere geeignete Personen zu Gutachtern zu 
bestellen.  
 

Organisationsrechtliche Zuordnung und besondere Aufgaben  
§ 49u. (1) Organisationsrechtlich sind Staff Scientists der Gruppe der wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeiter im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb (§ 100 des Universitätsgesetzes 2002) zugeordnet.  
 (2) Staff Scientists haben nach Maßgabe der Widmung des Arbeitsplatzes an der Erfüllung der Aufgaben 
der Organisationseinheit, der der Staff Scientist zugeordnet ist, in Forschung (Entwicklung und Erschließung 
der Künste) und Lehre mitzuwirken. Dazu zählen  
1. die Unterstützung des Forschungs- oder Kunstbetriebes des Instituts und die selbständige Forschung (Ent-

wicklung und Erschließung der Künste),  
2. die wissenschaftliche (künstlerische) Unterstützung im Lehrbetrieb einschließlich der Betreuung von Stu-

dierenden und des wissenschaftlichen (künstlerischen) Nachwuchses,  
3. die Mitwirkung an Organisations- und Verwaltungsaufgaben sowie an Evaluierungsmaßnahmen,  
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4. allfällige weitere Pflichten gemäß § 49b Abs. 4 oder 6.  
 (3) Die Aufgaben des Staff Scientist sind vom Leiter der Organisationseinheit, der der Staff Scientist zu-
geordnet ist, unter Berücksichtigung der Widmung des Arbeitsplatzes schriftlich festzulegen und bei Bedarf 
anzupassen. Der Staff Scientist und sein unmittelbarer Dienstvorgesetzter sind hiezu anzuhören. Der Staff 
Scientist hat seine dienstlichen Aufgaben persönlich und, soweit der Gegenstand nicht anderes erfordert, an 
der Universität zu erfüllen.  
 

Entgelt  
§ 49v. (1) Das Monatsentgelt in der Entlohnungsgruppe u1 beträgt:  

  
 (2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entlohnungsstufe 1. Die Entlohnungsstufe und der Vorrückungs-
termin bestimmen sich nach der für die Vorrückung in höhere Entlohnungsstufen maßgebenden Dienstzeit. 
§  19 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass Vertragsbedienstete nach einer Dienstzeit von sieben Jahren in 
die Entlohnungsstufe 2 und sodann nach jeweils vier Jahren in die Entlohnungsstufen 3 bis 11 vorrücken. 
 (3) Mit dem Entgelt sind auch alle mengenmäßigen und zeitlichen Mehrleistungen abgegolten. Ausge-
nommen sind ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Journal- und Bereitschaftsdienste sowie Dienstleis-
tungen in deren Rahmen. Ausgenommen sind weiters Tätigkeiten gemäß § 27 des Universitätsgesetzes 2002, 
soweit hiefür eine gesonderte Abgeltung (§ 49c Abs. 4) erfolgt. Für außergewöhnliche Leistungen können 
jederzeit widerrufbare Leistungsprämien zuerkannt werden.  
 (4) Auf Staff Scientists, die als Oberärzte im Klinischen Bereich einer Medizinischen Universität verwen-
det werden, ist § 40c des Gehaltsgesetzes 1956 in Verbindung mit § 78 dieses Bundesgesetzes anzuwenden.  
 (5) Wird ein Staff Scientist vom Rektorat mit der selbständigen Abhaltung von Lehrveranstaltungen be-
auftragt, gebührt ihm für die Abhaltung dieser Lehrveranstaltungen eine Abgeltung im Ausmaß von 690,4 € 
je Semesterstunde. Dieser Betrag erhöht sich mit 1. Oktober 2004 und jeweils mit 1. Oktober der folgenden 
Jahre um den Prozentsatz, um den das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V eines Beamten der All-
gemeinen Verwaltung, einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage, in dem dem jeweiligen 1. Oktober 
vorangegangenen Jahr angestiegen ist. 
 (6) Auf eine Semesterstunde gemäß Abs. 5 sind  
1. Lehrveranstaltungen aus einem wissenschaftlichen Fach mit 100%,  
2. Lehrveranstaltungen aus einem künstlerischen, Zentralen Künstlerischen oder praktischen Fach mit 75%,  
3. Lehrveranstaltungen in einem Zentralen Künstlerischen Fach oder im gleichzuhaltenden künstlerischen 

Fach der Lehramtsstudien, jeweils im Rahmen des künstlerischen Gesamtkonzepts eines Universitätsleh-
rers mit der Lehrbefugnis für das gesamte Fach (.Künstlerische Assistenz.) mit 65%, 

4. Lehrveranstaltungen, bei denen der Lehrveranstaltungsleiter eine überwiegend anleitende oder kontrollie-
rende Tätigkeit ausübt, mit 50%  

der Semesterstunde anzurechnen.  
 (7) Im Falle der Überstellung in die Entlohnungsgruppe u1 richten sich die Entlohnungsstufe und der 
nächste Vorrückungstermin nach dem Vorrückungsstichtag und der Zeit, die für die Vorrückung gemäß Abs. 
2 dritter Satz maßgebend gewesen wäre. Zeiten, in denen die Vorrückung in der früheren Entlohnungsgruppe 
gehemmt gewesen ist, sind nicht zu berücksichtigen. Im Falle der Überstellung aus einer in § 15 Abs. 2 Z 3 
angeführten Entlohnungsgruppe ist von einer um vier Jahre verbesserten besoldungsrechtlichen Stellung 
auszugehen. 
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Abschnitt III 
Sonderbestimmungen für Vertragslehrer und Vertragsassistenten an Universitäten  

 
Vertragslehrer 

§ 50. (1) Die §§ 155 bis 160a, der Unterabschnitt E des 6. Abschnittes des Besonderen Teiles sowie die An-
lage 1 Z 21a des BDG 1979 sind auf Vertragslehrer, die ausschließlich an Universitäten verwendet werden, 
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Verwendungsgruppe L 1 die Entlohnungsgruppe l 1 des 
Entlohnungsschemas I L entspricht. 
 (2) Auf die im Abs. 1 angeführten Vertragslehrer sind, soweit in diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt 
ist, folgende Bestimmungen anzuwenden: 
1. Abschnitt I - ausgenommen § 1 Abs. 3 Z 2 und § 30 Abs. 5 und 6 -, 
2. die für Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l 1 des Entlohnungsschemas I L geltenden Bestimmungen 

der §§ 38, 41, 45 und 92c. 
 (3) Die §§ 47a bis 50 (Dienstzeit) des BDG 1979 sind auf die im Abs. 1 angeführten Vertragslehrer nicht 
anzuwenden. 
 

Vertragsassistenten 
§ 51. (1) Vertragsassistenten sind Vertragsbedienstete des Bundes. Auf sie ist der Abschnitt I mit Ausnahme 
des § 4 Abs. 4 und des § 30 Abs. 5 und 6 insoweit sinngemäß anzuwenden, als sich aus den folgenden Be-
stimmungen nicht anderes ergibt. 
 (2) Als Vertragsassistenten können nur Personen aufgenommen werden, die die Erfordernisse für die 
Ernennung zum Universitätsassistenten erfüllen. 
 (3) Die Aufnahme ist nur zulässig 
1. als teilbeschäftigter Vertragsassistent, 
2. für eine vorübergehende Verwendung zu Lasten einer von einem anderen Bundesbediensteten besetzten 

Planstelle, die nach den Bestimmungen des Stellenplanes für die Dauer eines Karenzurlaubes oder einer 
anderen Abwesenheit besetzt werden darf und die für eine Verwendung bestimmt ist, die zumindest der 
Verwendung eines Universitätsassistenten oder eines Beamten des höheren Dienstes in wissenschaftlicher 
Verwendung entspricht, oder 

3. als vollbeschäftigter Vertragsassistent, wenn der Bewerber die Voraussetzungen für eine Ernennung zum 
Universitätsassistenten erfüllt. 

 (4) Eine Beschäftigung als teilbeschäftigter Vertragsassistent ist nur in besonders begründeten Ausnahme-
fällen zulässig, in denen es Umstände in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste) und Lehre 
erfordern oder nur ein Teil einer Planstelle zur Verfügung steht. Das Beschäftigungsausmaß darf nicht unter 
der Hälfte und nicht über drei Viertel des für Vollbeschäftigte vorgesehenen Ausmaßes liegen. 
 (5) Außer in den Fällen des Abs. 3 können Personen, die weder die österreichische Staatsbürgerschaft 
noch eine Staatsangehörigkeit eines vom § 3 Abs. 1 Z 1 lit. b erfassten Landes besitzen, abweichend vom § 3 
als Vertragsassistenten aufgenommen werden. Dies jedoch nur dann, wenn die Aufnahme im Hinblick auf 
die vom Vertragsassistenten zu erfüllenden Aufgaben erforderlich ist und der aufzunehmende Vertragsassis-
tent eine Vorbildung aufweist, die der für einen Universitätsassistenten vorgeschriebenen Ausbildung inhalt-
lich gleichwertig ist; eine formelle Nostrifizierung (§ 70 des Universitäts-Studiengesetzes, BGBl. I Nr. 
48/1997) ist nicht erforderlich. 
 (6) Aufnahmen gemäß Abs. 2 bis 5 mit Wirksamkeit nach dem 30. September 2001 sind unzulässig. 
 

Verwendungsdauer 
§ 52. (1) Das Dienstverhältnis des Vertragsassistenten ist vorerst mit zwei Jahren zu befristen. Eine kürzere 
Dauer des Dienstverhältnisses kann in begründeten Fällen vereinbart werden. Sie ist jedenfalls dann zu ver-
einbaren, wenn dies auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen erforderlich ist. Eine Weiterbestellung ist 
nach Maßgabe der wissenschaftlichen oder künstlerischen Eignung des Vertragsassistenten möglich, soweit 
nicht § 51 Abs. 3 Z 2 entgegensteht. 
 (2) Das zeitlich befristete Dienstverhältnis des Vertragsassistenten endet nach Ablauf einer Gesamtbestel-
lungsdauer von vier Jahren, soweit nicht § 51 Abs. 3 Z 2 entgegensteht. Zeiten, die nicht in Vollbeschäfti-
gung, aber mindestens im halben Beschäftigungsausmaß zurückgelegt worden sind, sind auf Antrag in diese 
Gesamtbestellungsdauer nur im halben Ausmaß einzurechnen. Hiedurch darf jedoch eine Gesamtbestel-
lungsdauer von sechs Jahren nicht überschritten werden. 
 (3) Das Dienstverhältnis des Vertragsassistenten verlängert sich, soweit nicht § 51 Abs. 3 Z 2 entgegen-
steht, unabhängig vom Beschäftigungsausmaß um 
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1. höchstens drei Jahre 
a) um Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG und einer Karenz nach dem 

MSchG oder dem VKG, 
b) beim Zusammentreffen von Zeiten nach lit. a mit Zeiten nach Z 2, wobei Zeiten nach Z 2 bis zu zwei 

Jahren berücksichtigt werden dürfen; 
2. höchstens zwei Jahre 

a) um Zeiten der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes, 
b) um Zeiten eines Karenzurlaubes, bei dem anlässlich der Gewährung verfügt worden ist, dass sich das 

Dienstverhältnis um die Dauer des Karenzurlaubes verlängert. 
 (4) Eine Gesamtbestellungsdauer im zeitlich befristeten Dienstverhältnis gemäß Abs. 2 und 3 von insge-
samt sieben Jahren, im Falle der Teilbeschäftigung von insgesamt neun Jahren, darf nicht überschritten wer-
den. 
 (5) Die im Abs. 2 angeführte Zeit von vier Jahren verlängert sich ungeachtet des Abs. 4, soweit nicht § 51 
Abs. 3 Z 2 entgegensteht, um  
1. Zeiten, in denen der Vertragsassistent nach Art. VI des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 612/1983 oder nach 

§ 29f in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung oder gemäß § 29h oder § 29i freizustellen war oder 
Anspruch auf Gewährung der erforderlichen freien Zeit hatte, 

2. Zeiten von Karenzurlauben gemäß § 29b Abs. 2 Z 1. 
[ab 1.1.2014 entfällt in § 52 Abs. 5 die Ziffernbezeichnung „1.“, wird der Ausdruck „hatte,“ durch den Aus-
druck „hatte.“ ersetzt und entfällt die Z 2.] 
 (6) Das Dienstverhältnis eines Vertragsassistenten, der sich am 30. September 1996 seit mehr als zwei 
Jahren in dieser Verwendung befindet und der bis zum spätestmöglichen Zeitpunkt der Antragstellung auf 
Verlängerung seines Dienstverhältnisses gemäß § 52a Abs. 1 zwar die Voraussetzungen des § 52a Abs. 2 Z 
4, noch nicht aber die des § 52a Abs. 2 Z 2 erfüllt, ist abweichend von Abs. 2 bis 5 auf Antrag um zwei Jahre 
zu verlängern. Wird innerhalb dieses Zeitraumes das fehlende Erfordernis erbracht, so gilt das Dienstverhält-
nis mit dem auf die Erfüllung des Erfordernisses folgenden Monatsersten als gemäß § 52a Abs. 1 verlängert. 
 (7) Abs. 3 Z 2 lit. b und Abs. 5 sind nicht anzuwenden, soweit die in diesen Bestimmungen genannten 
Zeiträume nach dem 30. September 2001 liegen.  
 (8) Ein Vertragsassistent im Dienstverhältnis gemäß Abs. 1 und 2, der schon vor seiner Aufnahme das 
Erfordernis gemäß § 52a Abs. 2 Z 2 lit. a oder b erbracht hat, ist ab 30. September 2001 berechtigt, einen 
Antrag gemäß § 52b zu stellen. Für einen Vertragsassistenten in ärztlicher Verwendung gilt dies nur, wenn er 
die Ausbildung zum Facharzt eines für die Verwendung in Betracht kommenden Sonderfaches bereits vor 
seiner Aufnahme abgeschlossen hat.  
 (9) Würde das zeitlich begrenzte Dienstverhältnis eines Vertragsassistenten in der Zeit zwischen 30. Sep-
tember 2001 und 28. Februar 2002 durch Ablauf der Bestellungsdauer enden, verlängert es sich bis 31. März 
2002, sofern der Vertragsassistent dem Rektor nicht bis zum erwähnten Ablauf der Bestellungsdauer schrift-
lich mitteilt, dass er eine solche Verlängerung nicht wünscht. 
 (10) Ein Vertragsassistent, dessen zeitlich begrenztes Dienstverhältnis spätestens am 31. August 2005 
endet, kann auf seinen Antrag in ein auf vier Jahre befristetes Dienstverhältnis als Assistent gemäß § 49l 
übernommen werden, wenn  
1. der Vertragsassistent das für seine Verwendung in Betracht kommende Doktoratsstudium abgeschlossen 

hat oder eine für die Verwendung in Betracht kommende und dem Doktorat gleich zu wertende künstleri-
sche, künstlerisch-wissenschaftliche oder wissenschaftliche Befähigung besitzt und  

2. die Übernahme mit Rücksicht auf den bisherigen Verwendungserfolg des Vertragsassistenten in der Er-
füllung der ihm übertragenen Aufgaben gerechtfertigt ist.  

Für Ärzte (einschließlich der Fachärzte für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde) tritt an die Stelle der Voraus-
setzung gemäß Z 1 der Erwerb des Doktorats der gesamten Heilkunde und der Abschluss der Ausbildung 
zum Facharzt eines für die Verwendung in Betracht kommenden oder der Verwendung nahe stehenden Son-
derfaches. Der Rektor hat vor seiner Entscheidung Stellungnahmen des (der) Dienstvorgesetzten und zwei 
voneinander unabhängige Gutachten fachzuständiger Universitätsprofessoren oder von Universitätsprofesso-
ren eines verwandten Faches über die fachliche Qualifikation des Antragstellers einzuholen. Der Antragstel-
ler hat das Recht, von sich aus Gutachten vorzulegen. 
 
§ 52a. (1) Auf Antrag des Vertragsassistenten kann sein zeitlich befristetes Dienstverhältnis (§ 52) um sechs 
Jahre verlängert werden, soweit nicht § 51 Abs. 3 Z 2 entgegensteht. 
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 (2) Eine Verlängerung nach Abs. 1 ist nur zulässig, wenn 
1. der Antrag spätestens sechs Monate vor dem Ende des zeitlich befristeten Dienstverhältnisses gestellt 

worden ist, 
2. a) der Vertragsassistent das Doktorat einer der Verwendung entsprechenden Fachrichtung besitzt, 

b) für künstlerische oder künstlerisch-wissenschaftliche Fächer, für die ein Erwerb des Doktorates nach 
lit. a nicht vorgesehen ist oder auf Grund der Verwendung des Vertragsassistenten nicht in Betracht 
kommt, die Feststellung durch das zuständige Universitätsorgan getroffen ist, dass der Vertragsassis-
tent eine dem Doktorat gleichzuwertende künstlerische oder künstlerisch-wissenschaftliche Eignung 
besitzt, 

 3. der Vertragsassistent zusätzlich zu Z 2 lit. a oder b eine mindestens vierjährige Dienstzeit gemäß § 52 
aufweist und 

 4. der bisherige Verwendungserfolg des Vertragsassistenten in der Erfüllung der ihm übertragenen Aufga-
ben in Forschung (Entwicklung und Erschließung der Künste), Lehre und Verwaltung diese Verlängerung 
sachlich rechtfertigt. 

 (3) § 176 Abs. 3 und 4 BDG 1979 ist bezüglich des Nachweises der in Abs. 2 Z 4 genannten Erfordernis-
se sinngemäß anzuwenden. Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen zu berücksichtigen. 
 (4) Die im Abs. 1 angeführte Zeit von sechs Jahren verlängert sich, soweit nicht § 51 Abs. 3 Z 2 entge-
gensteht, um folgende zeitlich nach dem Ablauf des Dienstverhältnisses gemäß § 52 liegende Zeiträume: 
1. Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 MSchG, einer Karenz nach dem MSchG oder 

dem VKG bis zu einem Höchstausmaß von drei Jahren, 
2. Zeiten, in denen der Vertragsassistent nach Art. VI des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 612/1983 oder nach 

§ 29f in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung oder gemäß § 29h oder § 29i freizustellen war oder 
Anspruch auf Gewährung der erforderlichen freien Zeit hatte, 

3. Zeiten von Karenzurlauben gemäß § 29b Abs. 2 Z 1. 
[ab 1.1.2014 wird in Z 2 der Ausdruck „hatte,“ durch den Ausdruck „hatte.“ ersetzt und entfällt die Z 3.] 
 (5) Abs. 1 bis 3 ist auf einen Vertragsassistenten, dessen zeitlich befristetes Dienstverhältnis nach dem 29. 
September 2001 endet, nicht mehr anzuwenden.  
 (6) Vertragsassistenten, deren zeitlich begrenztes Dienstverhältnis sich über den 1. September 2001 hin-
aus gemäß § 52 Abs. 3 Z 1 lit. a und Z 2 kraft Gesetzes verlängert, sind abweichend von Abs. 5 berechtigt, 
mit Wirkung des Tages des Ablaufs der Verlängerungsfrist einen Antrag gemäß Abs. 1 bis 3 zu stellen.  
 (7) Abs. 4 Z 2 ist nicht anzuwenden, soweit die in dieser Bestimmung genannten Zeiträume nach dem 30. 
September 2001 liegen. 
 

Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit 
§ 52b. (1) Auf Antrag des Vertragsassistenten ist eine Verlängerung seines Dienstverhältnisses auf unbe-
stimmte Zeit zulässig. Voraussetzungen dafür sind: 
1. die Erfüllung der Bedingungen des § 52a Abs. 2; 
2. die Feststellung, dass der Antragsteller die für eine unbefristete Verwendung in der betreffenden Univer-

sitätseinrichtung erforderlichen Leistungsnachweise in  
a) der wissenschaftlichen, künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen Tätigkeit (Forschung bzw. 

Entwicklung und Erschließung der Künste), 
b) im Lehrbetrieb unter Bedachtnahme auf die pädagogische und didaktische Befähigung sowie 
c) bei der mit der Erfüllung der wissenschaftlichen, künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen 

Aufgaben der betreffenden Universität verbundenen Verwaltungstätigkeit 
im erforderlichen Ausmaß erbracht hat. 
 (2) § 178 Abs. 2, 2a, 2b und 3 BDG 1979 ist bezüglich des Nachweises der in Abs. 1 genannten Erforder-
nisse sinngemäß anzuwenden. Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für 
Gleichbehandlungsfragen zu berücksichtigen. 
 (3) Eine Verlängerung gemäß Abs. 1 ist frühestens nach einer insgesamt sechsjährigen Dienstzeit als Ver-
tragsassistent, hievon mindestens vier Jahre nach Erfüllung der Erfordernisse des § 52a Abs. 2 Z 2 lit. a oder 
b zulässig. 
 

Anwendung von Bestimmungen des BDG 1979 
§ 53. Von den für Universitätsassistenten geltenden Bestimmungen des 6. Abschnittes des Besonderen Teiles 
des BDG 1979 sind auf Vertragsassistenten sinngemäß anzuwenden: 
1. die §§ 155 bis 160a, 179, 182, 183, 186 Abs. 1 und 4, 187 Abs. 1 Z 4 und 189 Abs. 4, 
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2. die §§ 180a und 181 mit der Einschränkung, dass § 180a Abs. 3 Z 1 und § 181 Abs. 1 Z 1 nur insoweit 
anzuwenden sind, als dies in der vom Vertragsassistenten geforderten Qualifikation begründet ist; 

3. § 180b mit der Maßgabe, dass 
 a) § 180b Abs. 7 nur auf Vertragsassistenten gemäß § 52b anzuwenden ist, 
 b) bei Teilbeschäftigung die Lehrverpflichtung 
  aa) im Falle des § 180b Abs. 2 vier Semesterstunden und 
  bb) im Falle des § 180b Abs. 3 und 5 zwei Semesterstunden beträgt; 
 b) bei Teilbeschäftigung die Lehrverpflichtung 
  aa)  im Falle des § 180b Abs. 2 vier Semesterstunden und 
  bb)  im Falle des § 180b Abs. 3 und 5 zwei Semesterstunden 
  beträgt; eine darüber hinausgehende Beauftragung bis zu insgesamt acht Semesterstunden im Falle des 

§ 180b Abs. 2 oder bis zu insgesamt vier Semesterstunden im Falle des § 180b Abs. 3 und 5 bedarf der 
Zustimmung des Vertragsassistenten; 

4. § 186 Abs. 2 mit der Erweiterung, dass auch Planstellen für Universitätsassistenten und für Bundeslehrer 
an Universitäten in Betracht kommen. 

 
Monatsentgelt 

§ 54. Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsassistenten beträgt: 

  
 

Dienstzulage (Forschungszulage) 
§ 54a. (1) Dem vollbeschäftigten Vertragsassistenten gebührt eine Dienstzulage (Forschungszulage). Durch 
die Dienstzulage (Forschungszulage) gelten alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen als abgegol-
ten; ausgenommen hievon sind ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Journaldienste und ärztliche, zahn-
ärztliche und tierärztliche Bereitschaftsdienste sowie Dienstleistungen in deren Rahmen. 71,35 vH der 
Dienstzulage (Forschungszulage) gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
 (2) Die Dienstzulage (Forschungszulage) gemäß Abs. 1 beträgt 10,91 % des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 
der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung. 
 (3) Dem halbbeschäftigten Vertragsassistenten gebührt eine Dienstzulage (Forschungszulage) im Ausmaß 
von 1,56% des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung. 
Bei einem höheren Teilbeschäftigungsausmaß erhöht sich das Ausmaß der Dienstzulage (Forschungszulage) 
entsprechend. Durch die Dienstzulage (Forschungszulage) gelten alle mengenmäßigen Mehrleistungen als 
abgegolten. Die Ansprüche nach Abs. 4 werden hiedurch nicht berührt. 
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 (4) Dem Vertragsassistenten, der 
1. eine tatsächliche Verwendungsdauer von mehr als sechs Jahren als vollbeschäftigter Vertragsassistent oder 

von mehr als acht Jahren als teilbeschäftigter Vertragsassistent aufweist und 
2. das Erfordernis des § 52a Abs. 2 Z 2 erfüllt, 
gebührt eine Dienstzulage im Ausmaß eines Vorrückungsbetrages. Diese Dienstzulage erhöht sich auf zwei-
einhalb Vorrückungsbeträge ab dem der Erlangung der Lehrbefugnis als Universitätsdozent (in jenen Fä-
chern, in denen eine Habilitation nicht möglich ist, ab der Erlangung einer gleichzuwertenden Befähigung) 
folgenden Monatsersten. 
 

Aufwandsentschädigung 
§ 54b. Dem Vertragsassistenten gebührt eine Aufwandsentschädigung. Sie beträgt in Hundertsätzen des Ge-
haltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung für  
1. vollbeschäftigte Vertragsassistenten  3,50 vH, 
2. teilbeschäftigte Vertragsassistenten  1,75 vH. 
 

Abgeltung der Lehrtätigkeit 
§ 54c. Auf die Abgeltung der Lehrtätigkeit ist § 52 des Gehaltsgesetzes 1956 anzuwenden. § 21 ist auf diese 
Geldleistungen nicht anzuwenden. 
 
§ 54d. (entfällt) 
 

Vergütung für die Erfüllung von ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben im Rahmen  
einer öffentlichen Krankenanstalt 

§ 54e. (1) Den an der Universität in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung stehenden Vertragsassisten-
ten gebührt für ihre Mitwirkung gemäß § 155 Abs. 5 BDG 1979 eine monatliche Vergütung. Die Vergütung 
beträgt 370,9 €. Diese Vergütung erhöht sich für die Dauer der Wirksamkeit einer Vereinbarung gemäß § 3 
Abs. 4 und § 4 KA-AZG, die die nach diesen Bestimmungen zulässigen Arbeitszeitgrenzen voll ausschöpft, 
auf 507,0 €. 
 (2) Unterbleibt die Mitwirkung an den in Abs. 1 genannten Aufgaben länger als einen Monat, ruht die 
Vergütung nach Abs. 1 vom Beginn des letzten Tages dieser Frist an bis zum Ablauf des letzten Tages des 
Unterbleibens der Mitwirkung. Zeiträume 
1. eines Urlaubs, während dessen der Vertragsassistent den Anspruch auf Monatsentgelt behält, 
2. einer Freistellung gemäß § 160 BDG 1979 unter Beibehaltung des Monatsentgelts oder 
3. einer Dienstverhinderung auf Grund eines Dienstunfalls 
einschließlich unmittelbar daran anschließender dienstfreier Tage bleiben außer Betracht. Fallen Zeiträume 
nach Z 1 bis 3 in einen Zeitraum im Sinne des ersten Satzes, verlängert sich die Monatsfrist oder verkürzt 
sich der Ruhenszeitraum im entsprechenden Ausmaß. Anspruch auf die Vergütung kann jedoch immer nur 
für Zeiträume bestehen, für die auch ein Anspruch auf Monatsentgelt besteht. 
 (3) Nicht vollbeschäftigte Vertragsassistenten erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden Teil der Ver-
gütung nach Abs. 1. 
 (4) Personen, deren Dienstverhältnis am 1. Jänner 2000 nicht mehr bestanden hat, gebührt für Zeiträume 
im Kalenderjahr 1999, während derer sie die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt haben, die Vergütung nach 
Abs. 1 nur auf Antrag. 
 

Abfertigung des Vertragsassistenten 
§ 54f. § 84 Abs. 2 Z 1 ist nicht anzuwenden, wenn die tatsächliche Verwendung als Vertragsassistent unun-
terbrochen wenigstens vier Jahre gedauert hat. Wurde die tatsächliche Verwendung als Vertragsassistent 
jedoch deshalb unterbrochen, weil eine dieser Verwendung entsprechende Planstelle vorübergehend nicht 
zur Verfügung stand, und betragen solche Unterbrechungen nicht mehr als insgesamt drei Monate, so gilt 
dies nicht als Unterbrechung im Sinne des ersten Satzes. Die Unterbrechungszeiträume sind jedoch in die für 
den Abfertigungsanspruch und für die Höhe der Abfertigung maßgebende Dauer des Dienstverhältnisses 
nicht einzurechnen. Bei einer einverständlichen Auflösung des Dienstverhältnisses ist eine Vereinbarung 
über die Abfertigung nur dann zulässig, wenn das Dienstverhältnis unter den im § 84 Abs. 3 angeführten 
Voraussetzungen einverständlich aufgelöst wurde und das Dienstverhältnis wenigstens vier Jahre gedauert 
hat. 
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Abschnitt IV 
Sonderbestimmungen für Vertragsprofessoren an Universitäten und Vertragsdozenten  

an Universitäten 
 

Vertragsdozenten 
§ 55. (1) Ein Vertragsassistent mit der Lehrbefugnis als Universitätsdozent ist auf Ansuchen und unter Bin-
dung der bisher innegehabten Planstelle mit Beginn des auf die Verleihung der Lehrbefugnis als Universi-
tätsdozent folgenden Semesters in die Entlohnungsgruppe der Vertragsdozenten zu überstellen, wenn die 
Lehrbefugnis für seine Verwendung als Vertragsassistent in Betracht kommt. Eine Änderung der organisati-
onsrechtlichen Gruppenzugehörigkeit tritt hiedurch nicht ein. 
 (1a) Abs. 1 ist auf einen Vertragslehrer an Universitäten (§ 50) und auf einen Vertragsbediensteten des 
höheren Dienstes in wissenschaftlicher Verwendung mit einer für ihre Verwendung in Betracht kommenden 
Lehrbefugnis als Universitätsdozent anzuwenden, wenn sie organisationsrechtlich zum wissenschaftlichen 
und künstlerischen Universitätspersonal (§ 94 Abs. 1 Z 4 des Universitätsgesetzes 2002) gehören oder wie 
ein Vertragsassistent verwendet werden. 
 (2) Ein vor der Überstellung allenfalls noch gemäß den §§ 52 oder 52a zeitlich befristetes Dienstverhält-
nis wird mit dem Zeitpunkt der Überstellung zum Vertragsdozenten auf unbestimmte Zeit verlängert. 
 (3) Auf Vertragsdozenten sind die §§ 155 bis 160a, 172, 172a und 172c sowie die Anlage 1 Z 20 des 
BDG 1979 anzuwenden. 
 (4) Auf Vertragsdozenten ist der Abschnitt I mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 2 und 3, 3b, 4 Abs. 4, 4a, 10 bis 
14, 20, 22 Abs. 2 bis 4, 27a Abs. 1 und 4 bis 8, 27c, 30 Abs. 5 und 6 sowie § 36 insoweit anzuwenden, als 
sich aus den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt. 
 (5) Personen, die am 1. Oktober 1997 in einem Dienstverhältnis als Vertragsassistent stehen und eine für 
ihre Verwendung in Betracht kommende Lehrbefugnis als Universitäts(Hochschul)dozent besitzen, gelten ab 
diesem Tag als Vertragsdozenten gemäß Abs. 1. Diese Vertragsdozenten sind vom Rektor der betreffenden 
Universität (Hochschule) vom Wirksamwerden der Überleitung schriftlich zu verständigen. Eine solche 
Überleitung unterbleibt, wenn der Vertragsassistent dem Rektor bis spätestens 30. September 1997 schrift-
lich mitteilt, dass er sie nicht wünscht. 
 

Dienstvertrag und Funktionsbezeichnung 
§ 55a. (1) Im Dienstvertrag sind die Fachbezeichnung und die Universität anzuführen. 
 (2) Der Vertragsdozent führt die Funktionsbezeichnung “Außerordentlicher Universitätsprofessor”. 
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Monatsentgelt 
§ 56. Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsdozenten beträgt: 

  
 

Dienstzulage (Forschungszulage) 
§ 56a. (1) Dem vollbeschäftigten Vertragsdozenten gebührt eine Dienstzulage (Forschungszulage), durch die 
alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen abgegolten sind; ausgenommen hievon sind ärztliche, 
zahnärztliche und tierärztliche Journaldienste und ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Bereitschafts-
dienste sowie Dienstleistungen in deren Rahmen. 71,35% der Dienstzulage (Forschungszulage) gelten als 
Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
 (2) Die Dienstzulage (Forschungszulage) gemäß Abs. 1 beträgt 17,45% des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 
der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung einschließlich einer allfälligen Teuerungszula-
ge. 
 (3) Dem halbbeschäftigten Vertragsdozenten gebührt eine Dienstzulage (Forschungszulage) im Ausmaß 
von 2,50% des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung 
einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage. Bei einem höheren Teilbeschäftigungsausmaß erhöht sich 
das Ausmaß der Dienstzulage (Forschungszulage) entsprechend. Durch die Dienstzulage (Forschungszulage) 
gelten alle mengenmäßigen Mehrleistungen als abgegolten. 
 

Aufwandsentschädigung 
§ 56b. Dem Vertragsdozenten gebührt eine Aufwandsentschädigung. Sie beträgt in Prozentsätzen des Gehal-
tes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung für  
1. vollbeschäftigte Vertragsdozenten  4,00%, 
2. teilbeschäftigte Vertragsdozenten  2,00%. 
 

Abgeltung der Lehrtätigkeit 
§ 56c. Dem Vertragsdozenten gebührt für jedes Semester, in dem er Lehrveranstaltungen abhält, eine Kolle-
giengeldabgeltung gemäß § 51 oder § 51a des Gehaltsgesetzes 1956 in dem für Universitätsdozenten vorge-
sehenen Ausmaß. 
 
§ 56d. (entfällt) 
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Vergütung für die Erfüllung von ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben im Rahmen  
einer öffentlichen Krankenanstalt 

§ 56e. (1) Den an der Medizinischen Universität in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung stehenden 
Vertragsdozenten gebührt für ihre Mitwirkung gemäß § 155 Abs. 5 BDG 1979 eine monatliche Vergütung. 
Die Vergütung beträgt 370,9 €. Diese Vergütung erhöht sich für die Dauer der Wirksamkeit einer Vereinba-
rung gemäß § 3 Abs. 4 und § 4 KA-AZG, die die nach diesen Bestimmungen zulässigen Arbeitszeitgrenzen 
voll ausschöpft, auf 507,0 €. 
 (2) § 54e Abs. 2 bis 4 ist anzuwenden. 
 

Vertragsprofessoren 
 

Aufnahme 
§ 57. (1) Vertragsprofessoren üben die Funktion eines Universitätsprofessors (§ 97 des Universitätsgesetzes 
2002) aus. Sie stehen in einem zeitlich befristeten (Abs. 2) oder in einem unbefristeten (Abs. 3) Dienstver-
hältnis. Das zeitlich befristete Dienstverhältnis ist mit längstens fünf Jahren zu begrenzen, eine einmalige 
Verlängerung um höchstens fünf Jahre ist zulässig. 
 (2) Die Aufnahme in ein zeitlich befristetes Dienstverhältnis darf erfolgen:  
1. als Ersatzkraft für einen unter Entfall der Bezüge beurlaubten oder freigestellten (§ 160 BDG 1979) Uni-

versitäts(Hochschul)professor oder 
2.  als teilbeschäftigter Vertragsprofessor oder 
3. wenn aus studienrechtlichen Gründen oder wegen der besonderen Bedingungen des zu vertretenden Fa-

ches nur eine vorübergehende Verwendung geboten ist oder 
4. wenn die Personalkosten für den Vertragsprofessor dem Bund von der Universität oder der Universität 

der Künste oder einer ihrer Einrichtungen aus Mitteln der Teilrechtsfähigkeit (§ 4 Abs. 7 UOG, § 3 Abs. 
1a UOG 1993, § 3 Abs. 3 KUOG, § 2 Abs. 5 KH-OG, § 5 Abs. 2 AOG) ersetzt werden oder 

5. in den Fällen des § 76 Abs. 2 Z 4 KUOG. 
 (3) Das Dienstverhältnis ist in den Fällen des § 76 Abs. 2 Z 4 KUOG unbefristet, wenn die Bestellung 
zum Gastprofessor ohne zeitliche Begrenzung erfolgt ist. 
 (4) (entfällt) 
 (5) Personen, die weder die österreichische Staatsbürgerschaft noch die Staatsangehörigkeit eines vom § 3 
Abs. 1 Z 1 lit. b erfassten Landes besitzen, können mit Zustimmung des für die Angelegenheiten der Univer-
sitäten zuständigen Bundesministers aufgenommen werden. 
 (6) Auf Vertragsprofessoren sind die §§ 155 bis 160a, 165 und 167 sowie die Anlage 1 Z 19 BDG 1979 
anzuwenden. 
 (7) Auf Vertragsprofessoren ist der Abschnitt I mit Ausnahme der §§ 3 Abs. 2 und 3, 3b, 4 Abs. 4, 4a, 5a 
bis 6c, 10 bis 15, 19, 20, 22 Abs. 2 bis 4, 22a, 26, 27a Abs. 1 und 4 bis 8, 27c, 28b, 30 Abs. 5 und 6 sowie 
§ 36 insoweit anzuwenden, als sich aus den folgenden Bestimmungen nicht anderes ergibt. 
 (8) Aufnahmen gemäß Abs. 2 mit Wirksamkeit nach dem 30. September 2001 sind unzulässig. 
 

Dienstvertrag und Funktionsbezeichnung 
§ 57a. (1) Im Dienstvertrag sind die Fachbezeichnung und die Universität anzuführen. 
 (2) Der Vertragsprofessor führt die Funktionsbezeichnung “Universitätsprofessor”. 
 

Entgelt 
§ 58. (1) Das Entgelt des vollbeschäftigten Vertragsprofessors ist unter Berücksichtigung seiner Aufgaben 
und Funktionen, der Stellung des zu vertretenden Faches an der betreffenden Universität, des Bedarfs nach 
den Studienvorschriften und der budgetären Bedeckbarkeit mit einem Jahresbruttobetrag in einem Rahmen 
von 43 589,1 € bis 87 178,2 € zu vereinbaren. 
 (2) Bei Teilbeschäftigung gebührt gemäß § 21 der entsprechende Anteil. 
 (3) Wird der Vertragsprofessor nur während eines Teiles des Jahres verwendet, ist das Entgelt anteilig zu 
kürzen. 
 (4) Das Jahresentgelt ist in 14 gleiche Teile zu teilen, zwölf davon sind als Monatsentgelt, zwei als Son-
derzahlungen gemäß § 8a Abs. 2 auszuzahlen. 
 (5) Der im Abs. 1 genannte Rahmen sowie der gemäß Abs. 1 vereinbarte Jahresbruttobetrag erhöhen sich 
jeweils um den Prozentsatz, um den sich das Gehalt der Gehaltsstufe 5 eines Universitätsprofessors gemäß 
§ 48 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage nach dem 1. Jänner 
2002 erhöht. 
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Abgeltung der Lehrtätigkeit 

§ 58a. Dem Vertragsprofessor gebührt für jedes Semester, in dem er Lehrveranstaltungen abhält, eine Kolle-
giengeldabgeltung gemäß § 51 oder § 51a des Gehaltsgesetzes 1956. 
 
§ 58b. (entfällt) 
 

Abfertigung 
§ 58c. (1) Abweichend von § 84 Abs. 2 Z 1 gebührt dem Vertragsprofessor eine Abfertigung nach einer un-
unterbrochenen fünfjährigen tatsächlichen Verwendung in dieser Funktion. Zeiten, in denen der Vertragspro-
fessor gemäß § 160 BDG 1979 freigestellt war, Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 bis 5 
MSchG und einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG sind in die tatsächliche Verwendungsdauer ein-
zurechnen. 
 (2) Keine Abfertigung gebührt, wenn der Vertragsprofessor gleichzeitig in einem anderen Dienstverhält-
nis mit mindestens halbem Beschäftigungsausmaß zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder in einem 
Arbeitsverhältnis mit mindestens halbem Beschäftigungsausmaß zu einer Universität steht. 
 (3) Soweit nicht Abs. 2 anzuwenden ist, ist bei einer einverständlichen Lösung des Dienstverhältnisses 
eine Vereinbarung über die Abfertigung nur dann zulässig, wenn das Dienstverhältnis unter den in § 84 Abs. 
3 angeführten Voraussetzungen aufgelöst worden ist und wenigstens drei Jahre gedauert hat. 
 
 

Abschnitt V 
Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete des Krankenpflegedienstes 

 
Anwendungsbereich 

§ 59. (1) Dem Entlohnungsschema der Vertragsbediensteten des Krankenpflegedienstes (Entlohnungsschema 
K) kann nur angehören, wer 
1. die Voraussetzungen 

a) des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes (GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997, oder 
b) des Bundesgesetzes über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste (MTD-

Gesetz), BGBl. Nr. 460/1992, oder 
c) des Bundesgesetzes über die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitäts-

hilfsdienste (MTF-SHD-G), BGBl. Nr. 102/1961, oder 
d) des Hebammengesetzes, BGBl. Nr. 310/1994, 

 für die Ausübung einer in diesen Bundesgesetzen geregelten Tätigkeit erfüllt, 
2. die betreffende Tätigkeit tatsächlich ausübt und 
3. nicht nach § 61 Abs. 15 WG 2001 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herangezogen ist. 
 (2) Werden medizinisch-technische Tätigkeiten außerhalb einer Krankenanstalt, einer Justizanstalt, einer 
Stellungskommission oder einer Feldambulanz ausgeübt, bedarf ihre Zuordnung zum Abs. 1 des Einverneh-
mens mit dem Bundeskanzler. 
 (3) Den im MTD-Gesetz geregelten Tätigkeiten der medizinisch-technischen Dienste sind bei der An-
wendung des Abs. 1 ferner folgende Tätigkeiten gleichzuhalten: 
1. Tätigkeiten der veterinärmedizinisch-technischen Dienste und 
2. medizinisch-technische Tätigkeiten an bakteriologisch-serologischen Bundesanstalten. 
In diesen Fällen gilt das Erfordernis des Abs. 1 Z 1 nur dann als erfüllt, wenn der Vertragsbedienstete die 
vom MTD-Gesetz verlangte Voraussetzung für die Ausübung eines der medizinisch-technischen Dienste 
erbringt, die seiner Tätigkeit entspricht. 
 (4) Auf das Entlohnungsschema K ist, soweit in diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, Abschnitt 1 
anzuwenden. Nicht anzuwenden sind jedoch die Bestimmungen des Abschnittes I, die sich ausdrücklich auf 
die Entlohnungsschemata I oder II beziehen. 
 

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas K 
§ 60. Die im § 231b BDG 1979 und in der Anlage 1 zum BDG 1979 geregelten Ernennungserfordernisse für 
die Beamten des Krankenpflegedienstes gelten als Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungs-
gruppen des Entlohnungsschemas K. Hiebei entsprechen  
 der Verwendungsgruppe K 1 die Entlohnungsgruppe k 1,  
 der Verwendungsgruppe K 2 die Entlohnungsgruppe k 2,  
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 der Verwendungsgruppe K 3 die Entlohnungsgruppe k 3,  
 der Verwendungsgruppe K 4 die Entlohnungsgruppe k 4,  
 der Verwendungsgruppe K 5 die Entlohnungsgruppe k 5,  
 der Verwendungsgruppe K 6 die Entlohnungsgruppe k 6. 
 

Monatsentgelt des Entlohnungsschemas K 
§ 61. (1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K beträgt: 

  
 (2) Das Monatsengelt beginnt mit der Entlohnungsstufe 1.  
 

Pflegedienst-Chargenzulage 
§ 62. Den Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K gebührt eine Pflegedienst-Chargenzulage im 
Ausmaß der um 5% erhöhten Pflegedienst-Chargenzulage, auf die die vergleichbaren Beamten des Kranken-
pflegedienstes nach § 111 des Gehaltsgesetzes 1956 Anspruch haben. 
 

Vergütung für Vertragsbedienstete des Krankenpflegedienstes 
§ 63. (1) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K gebührt eine Vergütung. Der Anspruch auf 
diese Vergütung richtet sich mit der Maßgabe nach § 112 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956, dass an die Stelle 
der Gehaltsstufen Entlohnungsstufen treten. 
 (2) Ist der Vertragsbedienstete länger als einen Monat vom Dienst abwesend, ruht die Vergütung nach 
Abs. 1 vom Beginn des letzten Tages dieser Frist an bis zum Ablauf des letzten Tages der Abwesenheit vom 
Dienst. Zeiträume 
1. eines Urlaubs, während dessen der Vertragsbedienstete den Anspruch auf Monatsentgelt behält, oder 
2. einer Dienstverhinderung auf Grund eines Dienstunfalls 
einschließlich unmittelbar daran anschließender dienstfreier Tage bleiben außer Betracht. Fallen Zeiträume 
nach Z 1 oder 2 in eine Abwesenheit im Sinne des ersten Satzes, verlängert sich die Monatsfrist oder ver-
kürzt sich der Ruhenszeitraum im entsprechenden Ausmaß. Anspruch auf die Vergütung kann jedoch immer 
nur für Zeiträume bestehen, für die auch ein Anspruch auf Monatsentgelt besteht. 
 (3) Nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden Teil der Ver-
gütung nach Abs. 1. 
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Abschnitt VI 
Vertragsbedienstete des Verwaltungsdienstes und Vertragsbedienstete des handwerklichen Dienstes 

 
Anwendungsbereich 

§ 64. (1) Dieser Abschnitt ist auf die Vertragsbediensteten des Verwaltungsdienstes (Entlohnungsschema v) 
und die Vertragsbediensteten des handwerklichen Dienstes (Entlohnungsschema h) anzuwenden. 
 (2) Soweit in diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, gilt Abschnitt l auch für die Entlohnungs-
schemata v und h. 
 

Einteilung 
§ 65. (1) Das Entlohnungsschema v umfasst die Entlohnungsgruppen v1 bis v5, das Entlohnungsschema h 
umfasst die Entlohnungsgruppen hl bis h5. 
 (2) Die Entlohnungsgruppen v1 bis v4, h1 und h2 werden in folgende Bewertungsgruppen unterteilt: 
1.  die Entlohnungsgruppe v1 in die Bewertungsgruppen v 1/1 bis v 1/7, 
2.  die Entlohnungsgruppe v2 in die Bewertungsgruppen v2/1 bis v2/6,  
3.  die Entlohnungsgruppe.v3 in die Bewertungsgruppen v3/1 bis v3/5, 
4.  die Entlohnungsgruppe v4 in die Bewertungsgruppen v4/1 bis v4/3, 
5.  die Entlohnungsgruppe h1 in die Bewertungsgruppen h1/1 bis h1/4, 
6.  die Entlohnungsgruppe h2 in die Bewertungsgruppen h2/1 bis h2/3. 
 (3) Die Einreihung in die Entlohnungsschemata v oder h setzt eine Verwendung auf einem nach § 137 
BDG 1979 bewerteten und entsprechend den Richtverwendungen der Anlage 1 Z 1 bis 7 BDG 1979 einer 
Verwendungs - bzw. Funktionsgruppe zugeordneten Arbeitsplatz des Allgemeinen Verwaltungsdienstes 
voraus. 
 (4) Die Zuordnungen nach dem BDG 1979 gelten für die Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata 
v und h mit der Maßgabe, dass 

den Verwendungs- und 
Funktionsgruppen des BDG 1979 

 folgende Entlohnungs- und 
 Bewertungsgruppen entsprechen: 

Verwendungsgruppe A 1 
 Grundlaufbahn und Funktionsgruppe 1 
 Funktionsgruppe 2 
 Funktionsgruppen 3 und 4 
 Funktionsgruppen 5 und 6 
 Funktionsgruppe 7 
 Funktionsgruppe 8 
 Funktionsgruppe 9 

 Entlohnungsgruppe v1 
  Bewertungsgruppe v1/1 
  Bewertungsgruppe v1/2 
  Bewertungsgruppe v1/3 
  Bewertungsgruppe v1/4 
  Bewertungsgruppe v1/5 
  Bewertungsgruppe v1/6 
  Bewertungsgruppe v1/7 

Verwendungsgruppe A 2 
 Grundlaufbahn und Funktionsgruppe 1 
 Funktionsgruppe 2 
 Funktionsgruppen 3 und 4 
 Funktionsgruppen 5 und 6 
 Funktionsgruppe 7 
 Funktionsgruppe 8 

 Entlohnungsgruppe v2 
  Bewertungsgruppe v2/1 
  Bewertungsgruppe v2/2 
  Bewertungsgruppe v2/3 
  Bewertungsgruppe v2/4 
  Bewertungsgruppe v2/5 
  Bewertungsgruppe v2/6 

Verwendungsgruppe A 3 
 Grundlaufbahn und Funktionsgruppe 1 
 Funktionsgruppe 2 
 Funktionsgruppen 3 und 4 
 Funktionsgruppen 5 und 6 
 Funktionsgruppen 7 und 8 

 Entlohnungsgruppen v3 und h1 
  Bewertungsgruppen v3/1 und h1/1 
  Bewertungsgruppen v3/2 und h1/2 
  Bewertungsgruppen v3/3 und h1/3 
  Bewertungsgruppen v3/4 und h1/4 
  Bewertungsgruppe v3/5 

Verwendungsgruppe A 4 
 Grundlaufbahn 
 Funktionsgruppe 1 
 Funktionsgruppe 2 

 Entlohnungsgruppen v4 und h2 
  Bewertungsgruppen v4/2 und h2/1 
  Bewertungsgruppen v4/2 und h2/2 
  Bewertungsgruppen v4/3und h2/3 

Verwendungsgruppe A 5  Entlohnungsgruppe v4 
  Bewertungsgruppe v4/1 und 
 Entlohnungsgruppe h3 
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Verwendungsgruppe A6  Entlohnungsgruppe h4 
Verwendungsgruppe A7  Entlohnungsgruppen v5 und h5 

 (5) Die für die Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdienstes geltenden Bewertungs- und Zuordnungs-
bestimmungen des BDG 1979 sind auch auf die Arbeitsplätze in der Post - und Fernmeldehoheitsverwaltung 
anzuwenden. 
 (6) Die in der Anlage 1 zum BDG 1979 geregelten Ernennungserfordernisse für die in handwerklicher 
Verwendung befindlichen Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdienstes gelten als Bestimmungen über die 
Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas h. Es entsprechen 
 der Verwendungsgruppe A 3 die Entlohnungsgruppe h1, 
 der Verwendungsgruppe A 4 die Entlohnungsgruppe h2, 
 der Verwendungsgruppe A 5 die Entlohnungsgruppe h3, 
 der Verwendungsgruppe A 6 die Entlohnungsgruppe h4, 
 der Verwendungsgruppe A 7 die Entlohnungsgruppe h5. 
 (7) Ein Vertragsbediensteter des Verwaltungsdienstes, der mit einer Leitungsfunktion gemäß § 9 des 
Bundesministeriengesetzes betraut wird, hat in der Regel die für die Ernennung von Beamten auf die betref-
fende Planstelle im Zusammenhang mit der Vor- und Ausbildung vorgeschriebenen gesetzlichen Ernen-
nungserfordernisse zu erfüllen. 
 

Ausbildungsphase 
§ 66. (1) Unabhängig von der Zuordnung des Arbeitsplatzes zu einer Bewertungsgruppe sind die Vertrags-
bediensteten der Entlohnungsgruppen v1 bis v4, h1 und h2 am Beginn des Dienstverhältnisses bis zum Ab-
schluss der Ausbildungsphase in die niedrigste Bewertungsgruppe ihrer Entlohnungsgruppe einzustufen. 
 (2) Als Ausbildungsphase gelten 
1.  in den Entlohnungsgruppen v1 und v2 die ersten vier Jahre, 
2.  in den Entlohnungsgruppen v3 und h1 die ersten beiden Jahre und 
3.  in den Entlohnungsgruppen v4, h2 und h3 das erste Jahr 
des Dienstverhältnisses. 
 (3) Auf die Zeit der Ausbildungsphase können 
1. Zeiten, die der Vertragsbedienstete vor Beginn des Dienstverhältnisses in einem anderen Dienstverhältnis 

zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu einem inländischen Gemeindeverband oder zu einer 
gemäß § 26 Abs. 2f VBG gleichzuhaltenden Gebietskörperschaft zurückgelegt hat, 

2. Zeiten in einem Ausbildungsverhältnis nach § 26 Abs. 2 Z 4 lit. b, c, d oder f oder in einem Dienstver-
hältnis nach § 26 Abs. 2 Z 4 lit. g, 

3. Zeiten einer Tätigkeit oder eines Studiums, die nach § 26 Abs. 3 oder 3a zur Gänze für die Festsetzung 
des Vorrückungsstichtages berücksichtigt worden sind,  

4. Zeiten eines Wehrdienstes als Zeitsoldat und 
5. Zeiten eines die Dauer von sechs Monaten übersteigenden Ausbildungsdienstes 
angerechnet werden, soweit sie für die Verwendung des Vertragsbediensteten von besonderer Bedeutung und 
dazu geeignet sind, die erforderliche Ausbildungszeit ganz oder teilweise zu ersetzen. 
 (4) In der Ausbildungsphase sind Vertragsbedienstete - ausgenommen Ersatzkräfte - nicht zu Vertretungs-
tätigkeiten heranzuziehen, solange nicht zwingende Gründe eine Ausnahme erfordern. Probeweise Verwen-
dungen auf wechselnden Arbeitsplätzen gelten nicht als eine Vertretungstätigkeit. 
 (5) Der Ablauf der Ausbildungsphase wird gehemmt, solange der Vertragsbedienstete eine für seine ge-
genwärtige Verwendung vorgeschriebene Grundausbildung noch nicht erfolgreich absolviert hat. Dies gilt 
nicht hinsichtlich der im § 21 der Verordnung über die Grundausbildung für die Verwendungsgruppe A, 
BGBl. Nr. 468/1980, für die Verwendung im Rechnungshof vorgesehenen zusätzlichen Ausbildung. 
 (6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden auf 
1. Vertragsbedienstete, die im Wege eines Ausschreibungsverfahrens mit einer Leitungsfunktion betraut 

sind, oder 
2. Vertragsbedienstete während ihrer Verwendung im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines 

Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten 
obersten Organs des Bundes. 
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Dienstliche Ausbildung 
§ 67. (1) Der 3. Abschnitt des Allgemeinen Teils des BDG 1979 ist nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 auf Ver-
tragsbedienstete anzuwenden. Nicht anzuwenden sind die Bestimmungen, die für die Zuweisung zur Grund-
ausbildung oder für die Zulassung zur Dienstprüfung die Absolvierung ausbildungsbezogener Ernennungser-
fordernisse (zB den Abschluss einer Hochschulbildung oder die Ablegung der Reife- und Diplomprüfung 
bzw. Reifeprüfung) oder die Zurücklegung von Zeiten im Dienstverhältnis oder in einer bestimmten Ver-
wendung erfordern. 
 (2) Die Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v und h sind verpflichtet, jene Grundausbildung 
zu absolvieren, die nach dem BDG 1979 und den auf Grund des BDG 1979 erlassenen Grundausbildungs-
verordnungen als Ernennungs- oder Definitivstellungserfordernis für einen Beamten vorgesehen ist, der auf 
dem betreffenden Arbeitsplatz verwendet wird oder verwendet werden soll. Aus berücksichtigungswürdigen 
Gründen kann diese Frist im Dienstvertrag erstreckt werden. Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass dem 
Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v oder h die Grundausbildung so rechtzeitig vermittelt wird, 
dass er die Dienstprüfung innerhalb der nach § 66 Abs. 2 für seine Entlohnungsgruppe vorgesehenen Ausbil-
dungsphase ablegen kann. 
 (3) Der Dienstgeber hat den Vertragsbediensteten der nach Abs. 2 in Betracht kommenden Grundausbil-
dung zuzuweisen. Erfolgt die Zuweisung nicht so rechtzeitig, dass der Vertragsbedienstete die Grundausbil-
dung innerhalb der nach § 66 Abs. 2 für seine Entlohnungsgruppe vorgesehenen Frist abschließen kann, gilt 
die Ausbildungsphase abweichend vom § 66 Abs. 5 als mit dem Tag vollendet, der sich aus § 66 Abs. 2 er-
gibt. 
 (4) Würde die Ausbildungsphase wegen Anrechnung von Zeiten nach § 66 Abs. 3 vor dem Tag enden, an 
dem die einjährige Dauer des gegenwärtigen Dienstverhältnisses vollendet wird, hat die Zuweisung abwei-
chend vom Abs. 3 zweiter Satz so rechtzeitig zu erfolgen, dass sie der Vertragsbedienstete spätestens nach 
einjähriger Dauer des Dienstverhältnisses abschließen kann. Wird in diesem Fall die Dienstprüfung innerhalb 
dieses Jahres erfolgreich abgelegt oder ist die Zuweisung so spät erfolgt, dass der Vertragsbedienstete die 
Dienstprüfung nicht innerhalb dieses Jahres erfolgreich ablegen kann, gilt die Ausbildungsphase abweichend 
vom § 66 Abs. 5 als mit dem Tag vollendet, der sich aus § 66 Abs. 2 ergibt. 
 

Verwendungsbezeichnungen 
§ 67a. (1) Vertragsbedienstete des Verwaltungsdienstes führen bei entsprechender Verwendung die im § 140 
Abs. 3 BDG 1979 vorgesehenen Verwendungsbezeichnungen. 
 (2) Vertragsbedienstete, die bei den österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland oder im höheren 
auswärtigen Dienst im Inland Dienst versehen, haben für die Dauer dieser Verwendung die ihrer Verwen-
dung entsprechende, gemäß § 140 Abs. 4 BDG 1979 vom Bundesminister für europäische und internationale 
Angelegenheiten durch Verordnung bestimmte Verwendungsbezeichnung zu führen. 
 (3) Weibliche Vertragsbedienstete führen die Verwendungsbezeichnungen, soweit dies sprachlich mög-
lich ist, in der weiblichen Form. 
 (4) Verwendungsbezeichnungen können mit einem Zusatz geführt werden, der auf die Verwendung in 
einer bestimmten Dienststelle hinweist. Dieser Zusatz ist nicht Bestandteil der Verwendungsbezeichnung. 
 

Zeitlich begrenzte Funktionen 
§ 68. (1) Die Arbeitsplätze der Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7, ausgenommen die Fälle des § 4a Abs. 1, 
sind befristet für einen Zeitraum von jeweils fünf Jahren zu besetzen. Befristete Weiterbestellungen in der 
angegebenen Dauer sind zulässig. 
 (2) Endet der Zeitraum der befristeten Funktionsausübung ohne Weiterbestellung oder wird der Vertrags-
bedienstete von seinem Arbeitsplatz der Bewertungsgruppe v1/5, v1/6 oder v1/7 abberufen und verbleibt er 
im Dienstverhältnis, ist ihm, sofern ihm nicht bereits ein anderer Arbeitsplatz dauernd oder gemäß Abs. 1 
zugewiesen ist, ein solcher zuzuweisen. Eine Einstufung in die im § 73 angeführte Bewertungsgruppe, der er 
zuletzt vor der Betrauung mit einer zeitlich begrenzten Funktion angehört hat, darf dabei nur mit schriftlicher 
Zustimmung des Vertragsbediensteten unterschritten werden. Unterbleibt eine solche Zuweisung des Ar-
beitsplatzes, ist der Vertragsbedienstete kraft Gesetzes auf eine Planstelle jener Einstufung übergeleitet, der 
er zuletzt vor der Betrauung mit einer zeitlich begrenzten Funktion angehört hat. 
 (3) Die erstmalige Übertragung eines Arbeitsplatzes an den Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe 
v1 in der nach Abs. 2 anfallenden Bewertungsgruppe - ausgenommen die Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7 - 
ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Aus-
schreibung zulässig. 
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 (4) In Dienstbereichen, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Vertragsbediensteten 
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen, tritt an die Stelle einer auf fünf Jahre befristeten 
Betrauung eine befristete Betrauung. Befristete Weiterbestellungen sind in diesen Dienstbereichen nicht zu-
lässig. Abs. 3 ist in diesen Dienstbereichen nicht anzuwenden. 
 (5) Arbeitsplätze der Bewertungsgruppen v 1/5 bis v 1/7 für Verwendungen  
1.  nach § 4a Abs. 1 Z 1 sind befristet für die Dauer der Funktionsausübung des jeweiligen im § 4a Abs. 1 

Z 1 angeführten Organs oder 
2.  nach § 4a Abs. 1 Z 2 sind befristet für die Dauer der jeweiligen Legislaturperiode  
zu besetzen. 
 (6) Wird ein Vertragsbediensteter mit einem im Abs. 5 angeführten Arbeitsplatz betraut, verbleibt er in 
seiner bisherigen Einstufung. Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall der Betrauung mit einem im Abs. 5 
angeführten Arbeitsplatz weiterhin im Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als 
an die Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich dieser Arbeitsplatz befindet. 
 (7) Der Vertragsbedienstete kann von einem im Abs. 5 angeführten Arbeitsplatz jederzeit ohne Angabe 
von Gründen abberufen werden. 
 

Einstufungsänderung als Folge einer Verwendungsänderung 
§ 69. (1) Ändert sich die Verwendung des Vertragsbediensteten in einem von § 68 oder von Abs. 9 nicht 
erfassten Fall und ist die neue Verwendung 
1. nicht mehr seiner bisherigen Entlohnungsgruppe oder 
2. innerhalb seiner bisherigen Entlohnungsgruppe nicht mehr seiner bisherigen Bewertungsgruppe zugeord-

net, 
ändert sich die Einstufung des Vertragsbediensteten nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5. 
 (2) Bei einem Vertragsbediensteten, der das 50. Lebensjahr vollendet und bereits zehn Jahre in diesem 
Dienstverhältnis zugebracht hat, bedarf die Einstufung in eine niedrigere Bewertungsgruppe seiner Entloh-
nungsgruppe nicht des Einverständnisses des Vertragsbediensteten. Eine Einstufung in eine niedrigere Ent-
lohnungsgruppe bedarf des Einvernehmens mit dem Vertragsbediensteten. 
 (3) Bei einem Vertragsbediensteten, der die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht erfüllt, bedarf eine Unter-
schreitung seiner bisherigen Einstufung des Einvernehmens mit dem Vertragsbediensteten über eine entspre-
chende Änderung des Dienstvertrages. 
 (4) Die Zuweisung eines niedriger bewerteten Arbeitsplatzes nach Abs. 2 oder 3 ist abweichend von einer 
allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. Dies 
gilt nicht für die Zuweisung einer zeitlich begrenzten Funktion. 
 (5) In Dienstbereichen, in denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Vertragsbediensteten 
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen, bedarf eine Verwendungsänderung, mit der die 
bisherige Einstufung in eine andere Bewertungsgruppe derselben Entlohnungsgruppe geändert wird, nicht 
des Einverständnisses des Vertragsbediensteten. An die Stelle der bisherigen Einstufung tritt von Gesetzes 
wegen die Einstufung in jene Bewertungsgruppe, der der neue Arbeitsplatz zugeordnet ist. Abs. 3 ist in die-
sen Fällen nicht anzuwenden. 
 (6) Eine Einstufungsänderung nach den Abs. 1 bis 5 oder 9 oder nach § 68 bewirkt unmittelbar eine ent-
sprechende Änderung der Entlohnung. Für die Anwendung dieser Bestimmungen ist es unmaßgeblich, ob die 
Verwendungsänderung im Zuge einer Versetzung erfolgt oder nicht.  
 (7) Ein Vertragsbediensteter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er  
1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in einem Büro eines Staatssekretärs 

oder in einem Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes betraut wird, der nicht einer der Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7 angehört, und 

2. während dieser Zeit mit keinem anderen Arbeitsplatz dauernd oder gemäß § 68 Abs. 1 betraut ist. 
Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im Personalstand einer anderen 
Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz 
befindet. 
 (8) Eine Betrauung gemäß Abs. 7 Z 1 gilt während der ersten drei Jahre solcher Verwendungen nicht als 
dauernde Betrauung im Sinne der dienst- und besoldungsrechtlichen Bestimmungen. Nach Ablauf dieser 
Frist ist eine dauernde Betrauung mit dem Arbeitsplatz zulässig, wenn der Vertragsbedienstete nicht mit ei-
nem anderen Arbeitsplatz dauernd oder gemäß § 68 Abs. 1 betraut ist. 
 (9) Der Vertragsbedienstete kann von einem Arbeitsplatz, mit dem er gemäß Abs. 7 Z 1 betraut worden 
ist, jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. Wird ein von Abs. 7 Z 1 und 2 erfasster Ver-
tragsbediensteter von einem solchen Arbeitsplatz abberufen, bevor er damit im Sinne des Abs. 8 zweiter Satz 
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dauernd betraut worden ist, ist ihm ein anderer Arbeitsplatz zuzuweisen. Eine Einstufung in eine niedrigere 
der im § 73 angeführten Bewertungsgruppe, der der Vertragsbedienstete zuletzt vor der Betrauung mit einem 
im Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz angehört hat, darf dabei nur mit seiner schriftlichen Zustimmung 
unterschritten werden. Ist oder wird dem Vertragsbediensteten kein anderer Arbeitsplatz zugewiesen, ist der 
Vertragsbedienstete kraft Gesetzes auf eine Planstelle jener im § 73 vorgesehenen Einstufung übergeleitet, 
der er zuletzt vor der Betrauung mit einem im Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz angehört hat. 
 

Kündigung 
§ 70. (1) Dem Vertragsbediensteten, der nach § 32 Abs. 4 gekündigt werden kann, ist vor der beabsichtigten 
Kündigung nachweislich ein im Wirkungsbereich seines Ressorts gelegener freier oder frei werdender Ar-
beitsplatz, der besetzt werden soll, anzubieten, wenn 
1.  der Vertragsbedienstete die für diesen Arbeitsplatz erforderliche Ausbildung und Eignung aufweist und 
2.  dieser Arbeitsplatz seiner Entlohnungsgruppe entspricht. 
 (2) Maßgebender Zeitpunkt für die Ermittlung eines Arbeitsplatzes nach Abs. 1 durch die oberste Perso-
nalstelle ist der Monatserste, der der Wirksamkeit der Auflassung des Arbeitsplatzes wegen Vorliegens von 
Gründen nach § 32 Abs. 4 vorangeht. 
 (3) Steht ein Arbeitsplatz nach Abs. 1 nicht zur Verfügung, ist die Kündigung sofort zulässig. Steht ein 
Arbeitsplatz nach Abs. 1 zur Verfügung, ist der Vertragsbedienstete von diesem und den mit diesem Arbeits-
platz verbundenen Anforderungen in der künftigen Dienststelle mit dem Beifügen zu verständigen, dass bei 
Nichtannahme dieses Arbeitsplatzes innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung dieser Verständi-
gung seine Kündigung in Aussicht genommen ist. Auf die nachweisliche Zustellung dieser Verständigung ist 
§ 24 Abs. 9 anzuwenden. Nimmt der Vertragsbedienstete dieses Angebot nachweislich innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen nach dessen nachweislicher Zustellung an, ist seine Kündigung unzulässig. Eine Aus-
schreibung des vom Vertragsbediensteten innerhalb dieser Frist angenommenen Arbeitsplatzes hat zu unter-
bleiben. 
 

Monatsentgelt der Entlohnungsschemata v und h 
§ 71. (1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas v wird 
durch die Entlohnungsgruppe und in ihr durch die Entlohnungsstufe bestimmt und beträgt 
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 (2) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas h wird durch 
die Entlohnungsgruppe und in ihr durch die Entlohnungsstufe bestimmt und beträgt 

  
 (3) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entlohnungsstufe 1. 
 

Höhe des Monatsentgelts während der Ausbildungsphase 
§ 72. (1) Während der Ausbildungsphase gebührt das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediens-
teten der Entlohnungsgruppen v1, v2, v3 und v4 abweichend vom § 71 Abs. 1 in folgender Höhe: 
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 (2) Während der Ausbildungsphase gebührt das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten 
der Entlohnungsgruppen h1, h2 und h3 abweichend vom § 71 Abs. 2 in folgender Höhe: 

  
 

Funktionszulage 
§ 73. (1) Dem Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v und h gebührt eine Funktionszulage, wenn 
er dauernd mit einem Arbeitsplatz betraut ist, der nach § 65 Abs. 4 oder 5 in Verbindung mit § 137 BDG 
1979 einer der nachstehend angeführten Bewertungsgruppen zugeordnet ist. Eine solche dauernde Betrauung 
ist auch in befristeten Dienstverhältnissen und bei Ersatzkräften zulässig. Eine dauernde Betrauung mit ei-
nem Arbeitsplatz ist jedoch immer nur dann möglich, wenn keine andere Person mit diesem Arbeitsplatz 
dauernd betraut ist. 
 (2) Die Funktionszulage beträgt für Vertragsbedienstete 
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 (3) Durch die für die Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 vorgesehene Funktionszulage gelten alle Mehr-
leistungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht als abgegolten. 30,89% dieser 
Funktionszulage gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
 (3a) Vertragsbedienstete der Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 können bis 31. März 2012 durch schriftli-
che Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 3 für ein Kalenderjahr ausschließen. Eine solche schriftliche Er-
klärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. 
 (3b) Hat die Vertragsbedienstete oder der Vertragsbedienstete eine solche schriftliche Erklärung gemäß 
Abs. 3a abgegeben, so reduziert sich die Funktionszulage um 30,89%. In diesem Fall ist die Anordnung von 
Mehrdienstleistungen und allenfalls die Pauschalierung von Überstunden im Ausmaß von bis zu 40 Stunden 
pro Monat zulässig. Zeiten darüber hinausgehender Diensterbringung sind keine Überstunden und sind aus-
schließlich im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen. 
[mit 31.12.2012 treten Abs. 3a und 3b außer Kraft] 
 (4) Ist ein Vertragsbediensteter des Entlohnungsschemas h einer niedrigeren Entlohnungsgruppe dauernd 
mit der Ausübung einer Funktion einer höheren Entlohnungsgruppe betraut, gebührt ihm die für diese Funk-
tion in der höheren Entlohnungsgruppe vorgesehene Funktionszulage anstelle der in seiner Entlohnungs-
gruppe vorgesehenen Funktionszulage. Ist jedoch letztere höher, gebührt sie anstelle der in der höheren Ent-
lohnungsgruppe vorgesehenen Funktionszulage. 
 (5) In Dienstbereichen, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die Vertragsbediensteten 
nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen, tritt bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4 an die 
Stelle der dauernden Betrauung einer Funktion die Übertragung einer Funktion für einen Zeitraum, der nach 
Bestätigung der gemäß § 2e zuständigen Personalstelle ein Jahr übersteigen soll. 
 (6) Während der Ausbildungsphase am Beginn des Dienstverhältnisses nach § 66 besteht kein Anspruch 
auf Funktionszulage. 
 

Fixes Monatsentgelt 
§ 74. (1) Dem Vertragsbediensteten der Bewertungsgruppen v1/5, v1/6 und v1/7 gebührt anstelle des Mo-
natsentgelts nach den §§ 71 oder 72 und einer Funktionszulage ein fixes Monatsentgelt nach Abs. 2. 
 (2) Das fixe Monatsentgelt beträgt für Vertragsbedienstete 
1. in der Bewertungsgruppe v1/5  
a) für die ersten fünf Jahre  7 676,8 €,  
b) ab dem sechsten Jahr  8 104,9 €,   
2. in der Bewertungsgruppe v1/6  
a) für die ersten fünf Jahre  8 184,4 €,  
b) ab dem sechsten Jahr  8 612,9 €,   
3. in der Bewertungsgruppe v1/7  
a) für die ersten fünf Jahre  8 612,9 €,  
b) ab dem sechsten Jahr  9 208,1 €.  
 (3) Auf die Vorrückung in das höhere Fixgehalt der betreffenden Bewertungsgruppe sind 
1. § 29c, § 29e Abs. 5 und § 29h Abs. 2 anzuwenden und 
2. Zeiten einzurechnen, die 

a)  in einer Verwendung derselben oder einer höheren Bewertungsgruppe zurückgelegt worden sind oder, 
b)  im Bundesdienst außerhalb dieses Entlohnungsschemas in einer Verwendung zurückgelegt worden 

sind, die der Bewertungsgruppe des Vertragsbediensteten oder höheren Bewertungsgruppe zuzuordnen 
wäre. 

 (4) Durch das fixe Monatsentgelt gelten alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen des Ver-
tragsbediensteten als abgegolten. 13,65% des fixen Monatsentgelts gelten als Abgeltung für zeitliche Mehr-
leistungen. 
 (5) Wird ein Vertragsbediensteter der Bewertungsgruppe v1/5, v1/6 oder v1/7 in eine andere Entloh-
nungsgruppe eingestuft, kommt für ihn eine allfällige Ergänzungszulage nach § 15a nicht in Betracht. 
 

Ergänzungszulage aus Anlass einer Einstufungsänderung 
§ 75. (1) Wird ein Vertragsbediensteter in eine niedrigere Bewertungsgruppe seiner Entlohnungsgruppe ein-
gestuft, gebührt ihm eine Ergänzungszulage, wenn das jeweilige Monatsentgelt in der neuen Verwendung 
niedriger ist als das Monatsentgelt, auf das der Vertrags bedienstete bisher Anspruch gehabt hat. 
 (2) Die Höhe der Ergänzungszulage ergibt sich aus der Differenz zwischen 
1.  dem jeweiligen Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete nach seiner Abberufung Anspruch hat, 

und 
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2.  dem Monatsentgelt, das dem Vertragsbediensteten auf seinem bisherigen Arbeitsplatz zukommen würde. 
Spätere Vorrückungen sind nur bei dem in Z 1 angeführten Monatsentgelt zu berücksichtigen. 
 (3) Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach Abs. 1 erlischt, wenn 
1. die Höhe des jeweiligen Monatsentgeltes, das dem Vertragsbediensteten in der neuen Verwendung ge-

bührt, die Höhe des Betrages erreicht, der dem Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete unmittelbar 
vor der Abberufung Anspruch gehabt hat, entspricht, oder 

2. der Vertragsbedienstete neuerlich in dieselbe oder in eine höhere Bewertungsgruppe eingestuft wird als 
jene, der er vor der Abberufung, die den Anspruch auf Ergänzungszulage begründete, angehörte, oder 

3. der Vertragsbedienstete der Aufforderung des Dienstgebers, sich um eine bestimmte ausgeschriebene 
Funktion zu bewerben, nicht nachkommt, oder 

4. der Zeitraum der befristeten Bestellung des Vertragsbediensteten gemäß § 68 bei Beibehalten des Ar-
beitsplatzes enden würde. 

 (4) Voraussetzung für das Erlöschen nach Abs. 3 Z 3 ist, dass 
1. die ausgeschriebene Funktion derselben Bewertungsgruppe zugeordnet ist wie die Funktion, von der der 

Vertragsbedienstete abberufen worden ist, 
2. der Vertragsbedienstete die Ernennungserfordernisse und sonstigen ausbildungsbezogenen Ausschrei-

bungsbedingungen für den ausgeschriebenen Arbeitsplatz erfüllt, und 
3. wenn sich der ausgeschriebene Arbeitsplatz an einem anderen Dienstort befindet, die Bewerbung dem 

Vertragsbediensteten unter Berücksichtigung seiner persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse 
zumutbar ist. 

Z 3 ist auf Dienstbereiche nicht anzuwenden, in denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die 
Vertragsbediensteten nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen. 
 (5) Waren durch die bisherige Funktionszulage alle Mehrleistungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher 
und mengenmäßiger Hinsicht abgegolten und 
1.  ist dies bei der neuen Funktionszulage nicht der Fall oder 
2.  besteht für die neue Verwendung kein Anspruch auf Funktionszulage, 
sind 69,11% der bisherigen Funktionszulage der Bemessung der Ergänzungszulage nach Abs. 1 zugrunde zu 
legen. 
 (6) Bestand auf dem bisherigen Arbeitsplatz Anspruch auf ein fixes Monatsentgelt und 
1. sind durch die neue Funktionszulage die Mehrleistungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher und men-

genmäßiger Hinsicht nicht abgegolten oder 
2. besteht für die neue Verwendung weder Anspruch auf ein fixes Monatsentgelt noch auf Funktionszulage, 
sind 86,35% des bisherigen fixen Monatsentgelts der Bemessung der Ergänzungszulage nach Abs. 2 zugrun-
de zu legen. 
 (7) Die Ergänzungszulagen nach den Abs. 5 und 6 sind der Bemessung von Nebengebühren für zeit- oder 
mengenmäßige Mehrleistungen abweichend von den nach § 22 anwendbaren §§ 15 bis 17b des Gehaltsge-
setzes 1956 nicht zugrunde zu legen. 
 (8) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn 
1.  der Vertragsbedienstete in ein anderes Entlohnungsschema oder in eine andere Entlohnungsgruppe über-

stellt wird oder 
2.  der neue Arbeitsplatz einer höheren Entlohnungsgruppe zugeordnet ist als die bisherige Funktion oder 
3.  die nach § 68 Abs. 1 oder 4 vorgesehene Dauer einer zeitlich begrenzten Funktion ohne Weiterbestellung 

endet oder im Falle einer vorzeitigen Abberufung aus einer zeitlich begrenzten Funktion die nach § 68 
Abs. 1 oder 4 ursprünglich vorgesehene Funktionsdauer abläuft oder 

4. der Vertragsbedienstete von einem Arbeitsplatz im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten 
obersten Organs des Bundes abberufen wird, wenn er nicht am Tag der Wirksamkeit der Abberufung 
Verwendungszeiten nach Abs. 9 von mindestens drei Jahren aufweist. 

 (9) Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von einem  
1. im § 68 Abs. 5 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplätzen der Bewertungsgruppen 

v1/5, v1/6 oder v1/7 oder auf zumindest gleichwertigen Arbeitsplätzen im Dienst einer inländischen Ge-
bietskörperschaft, 

2. im § 69 Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplätzen im Kabinett eines 
Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 
Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes. 
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 (10) Ist ein Anspruch auf Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 in einem befristeten Dienstverhältnis 
entstanden, endet dieser Anspruch spätestens mit der Umwandlung dieses Dienstverhältnisses in ein unbe-
fristetes. 
 (11) Ist ein Vertragsbediensteter des Entlohnungsschemas v dauernd mit einem im § 254 Abs. 16 BDG 
1979 angeführten Arbeitsplatz betraut, gebührt ihm eine Ergänzungszulage. Diese Ergänzungszulage ist un-
ter Berücksichtigung der ausgeübten Funktion und des Unterschiedes der hiefür gemäß § 36a des Gehaltsge-
setzes 1956 gebührenden Vergleichsbezüge zu bemessen. Sie darf die durchschnittliche Höhe nicht überstei-
gen, in der sie einem Beamten einer der Entlohnungsgruppe des Vertragsbediensteten gleichwertigen Ver-
wendungsgruppe in der betreffenden Verwendung für die Dauer des Zeitraumes gebühren würde, in dem der 
Bezug dieses Beamten gemäß § 36a des Gehaltsgesetzes 1956 mit dem alten Bezug im Laufbahndurchschnitt 
zu vergleichen ist. 
 

Leistungsprämie 
§ 76. (1) Den Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v oder h können jederzeit widerrufbare Leis-
tungsprämien gezahlt werden. 
 (2) Der unmittelbar mit der Fachaufsicht betraute Vorgesetzte kann in engem zeitlichem Zusammenhang 
mit der Erbringung einer besonderen Leistung durch den Vertragsbediensteten und unter Bedachtnahme auf 
dessen Leistungsbereitschaft im Rahmen der ihm für Leistungsprämien zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel eine Leistungsprämie geben. 
 (3) Die Summe der in einem Kalenderjahr dem Vertragsbediensteten zuerkannten Leistungsprämien darf 
nicht niedriger als 10% und nicht höher als 50% des ihm gebührenden Monatsentgeltes einschließlich allfäl-
liger Zulagen sein. 
 (4) Eine Leistungsprämie für den Vorgesetzten darf nicht aus den ihm für seine Mitarbeiter zur Verfü-
gung stehenden finanziellen Mitteln gegeben werden. 
 (5) Für die Leistungsprämie sind alljährlich 0,25 % der Entgeltsumme (Monatsentgelte, Zulagen und 
Sonderzahlungen) der Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v und h bereitzustellen. Diese finan-
ziellen Mittel sind auf die einzelnen Dienststellen oder Teile von Dienststellen entsprechend ihren Personal-
ständen an Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v und h aufzuteilen und den Fachvorgesetzten 
anteilig zur Vergabe von Leistungsprämien zur Verfügung zu stellen. 
 

Überstellung 
§ 77. (1) Bei einer Überstellung aus einer Entlohnungsgruppe der Entlohnungsschemata v oder h in eine 
andere Entlohnungsgruppe dieser Entlohnungsschemata ändern sich die Entlohnungsstufe und der nächste 
Vorrückungstermin nicht. 
 (2) Wird ein Vertragsbediensteter eines anderen Entlohnungsschemas in das Entlohnungsschema v oder h 
überstellt, richten sich seine Entlohnungsstufe und der nächste Vorrückungstermin nach seinem geltenden 
Vorrückungsstichtag. Soweit jedoch Zeiten bei der Ermittlung des Vorrückungsstichtages nach § 26 Abs. 6 
oder 7 gekürzt worden sind, ist die besoldungsrechtliche Stellung von dem um diese bisher weggefallenen 
Zeiträume verbesserten Vorrückungsstichtag herzuleiten. § 19, § 29c, § 29e Abs. 5 und § 29h Abs. 2 sind in 
allen Fällen anzuwenden. 
 (3) Wird ein Vertragsbediensteter, der keine abgeschlossene Hochschulbildung gemäß Anlage 1 Z 1.12 
oder Z 1.12a BDG 1979aufweist, in die Entlohnungsgruppe v1 überstellt, 
1.  gebühren dem Vertragsbediensteten im Falle des Abs. 1 die der Bezeichnung nach nächstniedrigere Ent-

lohnungsstufe und derselbe Vorrückungstermin, 
2.  vermindert sich im Falle des Abs. 2 der zu berücksichtigende Zeitraum um zwei Jahre. 
 (4) Schließt eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter eine Hochschulbildung gemäß Anla-
ge 1 Z 1.12 oder Z 1.12a BDG 1979 erst nach der Überstellung in die Entlohnungsgruppe v1 ab, sind ihre 
oder seine Entlohnungsstufe und ihr oder sein Vorrückungstermin mit Wirkung vom Tag des Erwerbs dieser 
Hochschulbildung entsprechend der Abs. 1 bis 3 neu festzusetzen. 
 

Exekutivdienstzulage und Vergütungen 
§ 78. § 40a Abs. 1 und 3 bis 5, § 40b Abs. 1 bis 5 und § 40c Abs. 1 bis 4 und 6 des Gehaltsgesetzes 1956 
sind auf entsprechend verwendete Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata v und h mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle der im § 40b Abs. 5 und im § 40c Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 angeführ-
ten Arten von Teilbeschäftigungen eine Teilbeschäftigung oder Teilzeitbeschäftigung des Vertragsbedienste-
ten tritt. § 40c Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 ist auf entsprechend verwendete Vertragsbedienstete des 
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Entlohnungsschemas v mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zugehörigkeit zum Dienststand 
das Bestehen des Dienstverhältnisses des Vertragsbediensteten tritt. 
 

Pensionskassenvorsorge 
§ 78a. (1) Der Bund hat allen 
1. Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata v und h, 
2. Beamten, auf deren öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis gemäß § 136b Abs. 4 BDG 1979 die für Ver-

tragsbedienstete des Bundes geltenden besoldungs- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften an-
zuwenden sind,  

3. Vertragsbediensteten in einem sondervertraglichen Dienstverhältnis, 
4. Professoren gemäß den §§ 49f bis 49k,  
5. Assistenten gemäß den §§ 49l bis 49r, 
6. Staff Scientists gemäß den §§ 49s bis 49v und  
7. Wissenschaftlichen (Künstlerischen) Mitarbeitern im Sinne des § 6 des Bundesgesetzes über die Abgel-

tung von wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten der Küns-
te, BGBl. Nr. 463/1974, und 

8. von Z 1 bis 7 nicht erfassten, nach dem 31. Dezember 1954 geborenen Vertragsbediensteten 
eine Pensionskassenzusage im Sinne des § 2 Z 1 des Betriebspensionsgesetzes (BPG), BGBl. Nr. 282/1990, 
zu erteilen. Zu diesem Zweck hat der Bund einen Kollektivvertrag nach Abs. 2 in Verbindung mit § 3 BPG 
mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund. Gewerkschaft Öffentlicher Dienst sowie einen Pensionskas-
senvertrag nach § 15 PKG abzuschließen. Das BPG ist auch auf die in Z 2 angeführten Beamten anzuwen-
den. 
 (2) Soweit dies zur Regelung der Pensionskassenvorsorge der in Abs. 1 genannten Bediensteten erforder-
lich ist, ist abweichend von § 1 Abs. 2 Z 3 des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG) und § 3 Abs. 1a Z 1 
BPG ein Kollektivvertrag abzuschließen. Der Kollektivvertrag hat insbesondere Regelungen über die Errich-
tung der betrieblichen Pensionskasse sowie das Beitrags- und Leistungsrecht entsprechend dem BPG und 
PKG zu enthalten. Im Übrigen finden auf diesen Kollektivvertrag die Bestimmungen des 1. Hauptstückes des 
I. Teiles des ArbVG Anwendung. Der Bund hat den Kollektivvertrag und dessen Änderungen auf geeignete 
Art kundzumachen. 
 (3) Der Bund wird hinsichtlich des Abschlusses des Kollektivvertrages durch die Bundeskanzlerin oder 
den Bundeskanzler im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Arbeit, Sozia-
les und Konsumentenschutz, hinsichtlich des Abschlusses des Pensionskassenvertrages durch die Bundes-
kanzlerin oder den Bundeskanzler vertreten. 
 (4) Die Pensionskassenzusage für Professoren nach Abs. 1 Z 4 ist in einem gesonderten Kollektivvertrag 
zu regeln. Die Zuständigkeit für den Abschluss dieses Kollektivvertrages auf Dienstgeberseite wird dem 
Dachverband nach § 108 Abs. 2 des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120, übertragen. Der Dachver-
band hat den Kollektivvertrag sowie einen Pensionskassenvertrag nach § 15 PKG für den Bund auch für den 
Zeitraum vom 1.10.2001 bis zum 31. Dezember 2003 abzuschließen. Für den Zeitraum vom 1.10.2001 bis 
zum 31.12.2003 ist in diesem Kollektivvertrag ein Dienstgeberbeitrag in Höhe von 10% des Entgelts nach 
§ 49j vorzusehen. Der Bund trägt den Aufwand an Dienstgeberbeiträgen für den Zeitraum vom 1. Oktober 
2001 bis zum 31.12.2003 zusätzlich zum Globalbetrag nach § 141 Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002. 
 (5) Die Abs. 1 bis 3 sind auf Landesvertragslehrer nach dem LVG 1966 und dem LLVG mit den Maßga-
ben anzuwenden, dass 
1. vom jeweiligen Land auch eine überbetriebliche Pensionskassenzusage erteilt werden kann, 
2. an die Stelle der in Abs. 3 angeführten Organe des Bundes das jeweils in Betracht kommende Organ des 

Landes tritt, und 
3. die Regelungen des Kollektivvertrages des Bundes über die Einbeziehung von Vertragsbediensteten in 

die Pensionskasse, über das Beitragsrecht und über das Leistungsrecht auch für das Rechtsverhältnis zwi-
schen Land und Landesvertragslehrern unmittelbar anwendbar sind, 

4. das ArbVG und das BPG für die Rechtsverhältnisse der Landesvertragslehrer gelten, soweit dies für die 
Regelung der Pensionskassenvorsorge erforderlich ist.  

 (6) Das jeweilige Land kann seine Verpflichtung nach Abs. 4 auch auf folgende Weise erfüllen: 
1. Der Kollektivvertrag des Bundes hat Anpassungsbestimmungen für die Landesvertragslehrer vorzusehen. 

Der Pensionskassenvertrag des Bundes hat ein Angebot der Bundespensionskasse an die Länder zum Ab-
schluss eines Pensionskassenvertrages für die Landesvertragslehrer auf Grundlage des genannten Kollek-
tivvertrages und seines im Verhältnis zum Bund geltenden Vertragsinhaltes vorzusehen, sowie dabei An-
passungsbestimmungen für die Landesvertragslehrer vorzusehen. 
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2. Ein Land kann durch Verordnung den Kollektivvertrag des Bundes auch bezüglich der noch nicht gelten-
den Bestimmungen auf die jeweiligen Landesvertragslehrer für anwendbar erklären. In diesem Fall hat 
das Land das in Z 1 angeführte Angebot eines Pensionskassenvertrages mit der Bundespensionskasse an-
zunehmen. Das Land hat die Erlassung der Verordnung sowie eine allfällige Aufhebung dem Bundes-
kanzler schriftlich mitzuteilen. 

3. Hat ein Land eine Verordnung gemäß Z 2 erlassen, so gilt der Kollektivvertrag des Bundes mit seinem 
gesamten Inhalt für das betreffende Land und dessen Landesvertragslehrer in seiner jeweils geltenden 
Fassung. Änderungen im Pensionskassenvertrag des Bundes sind, soweit sie auch Länder betreffen, die 
eine Verordnung nach Z 2 erlassen haben, für den Pensionskassenvertrag zwischen dem jeweiligen Land 
und der Bundespensionskasse wirksam. 

4. Eine Kündigung des Pensionskassenvertrages des jeweiligen Landes mit der Bundespensionskasse durch 
das Land wird erst wirksam, wenn die gemäß Z 2 erlassene jeweilige Verordnung außer Kraft getreten ist. 

5. Ein Land kann eine gemäß Z 2 erlassene Verordnung aufheben,  
a) wenn der Kollektivvertrag des Bundes geändert wird, es sei denn der neue Regelungsinhalt wäre für 

das Land – aufgrund des Abs. 4 oder eines anderen Bundesgesetzes – auch dann verbindlich, wenn es 
die Verordnung gemäß Z 2 nicht erlassen hätte oder 

b) bei Änderungen des Pensionskassenvertrages des Bundes, die nach Z 3 den Pensionskassenvertrag des 
Landes ändern oder 

c) wenn ihm die Fortführung des Pensionskassenvertrages wegen Vertragsverletzung der Bundespensi-
onskasse aus wichtigen Gründen unzumutbar ist.  

 Die Aufhebung der Verordnung kann in den Fällen der lit. a und lit. b nur erfolgen, wenn das jeweilige 
Land die Absicht dazu innerhalb von drei Monaten ab Wirksamwerden der Änderung der zuständigen 
Gewerkschaft und der Bundespensionskasse schriftlich mitgeteilt hat.  

6. Hat ein Land eine gemäß Z 2 erlassene Verordnung aufgehoben, so gilt, falls nicht Abs. 4b anzuwenden 
ist, folgendes: Der Kollektivvertrag des Bundes wirkt, soweit er nicht bereits nach Abs. 4 unmittelbar an-
wendbar ist, im Sinne des § 13 ArbVG nach, bis das Land einen Kollektivvertrag abschließt, um die Ver-
pflichtung nach Abs. 4 zu erfüllen, oder Einzelvereinbarungen mit den betroffenen Landesvertragslehrern 
trifft. Der vom Land geschlossene Kollektivvertrag tritt an die Stelle des bis dahin anwendbaren Kollek-
tivvertrages; § 3 Abs. 1b und 1c BPG sind nicht anzuwenden.  

 (7) Fällt die bundesgesetzliche Verpflichtung der Länder zur Pensionskassenvorsorge für die Landesver-
tragslehrer weg, so hat das jeweilige Land den für diese Vorsorge geschlossenen Kollektivvertrag zu kündi-
gen oder die nach Abs. 4a Z 2 erlassene Verordnung aufzuheben sowie den Pensionskassenvertrag zu kündi-
gen. Die Rechte der anwartschafts- oder leistungsberechtigten Landesvertragslehrer richten sich in diesen 
Fällen nach § 6 Abs. 2 und 3 BPG. 
 (8) Pensionskassenregelungen auf Grundlage von § 1 Abs. 3 Z 2 und 3 des Bundesgesetzes über die 
Gründung einer Bundespensionskasse AG, BGBl. I Nr. 127/1999, können in Kollektivverträgen vereinbart 
werden, die auf Arbeitnehmerseite vom Österreichischen Gewerkschaftsbund – Gewerkschaft Öffentlicher 
Dienst abzuschließen sind. Diese Kollektivverträge sind Kollektivverträge gemäß § 3 Abs. 1a des Betriebs-
pensionsgesetzes (BPG), BGBl. Nr. 282/1990. Die Bestimmungen des 1. Hauptstücks des I. Teils des Ar-
beitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, finden auf diese Kollektivverträge Anwendung. Der Bund hat 
diese Kollektivverträge und ihre Änderungen auf geeignete Art kundzumachen. 
 (9) Ein vom Bund mitgegründeter Verein mit dem Vereinszweck der Regelung der betrieblichen Pensi-
onsvorsorge im Sinne des Abs. 8 ist für die ihm angehörenden Gesellschaften, Stiftungen, Anstalten oder 
Fonds auf Arbeitgeberseite kollektivvertragsfähig im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 
22/1974. Die Kollektivvertragsfähigkeit beschränkt sich auf den Abschluss von Kollektivverträgen im Sinne 
des Abs. 8. Bei Auflösung des Vereins erlöschen die von ihm abgeschlossenen Kollektivverträge mit dem 
Tage der Eintragung seiner Auflösung im Vereinsregister gemäß § 27 des Bundesgesetzes über Vereine 
(Vereinsgesetz 2002), BGBl. I Nr. 66/2002. 
 
 

Abschnitt VII 
Verschwiegenheitspflicht sonstiger Organe 

 
§ 79. Für Organe, die mit Aufgaben der Bundesverwaltung betraut sind und für die keine dienstrechtliche 
Regelung über die Amtsverschwiegenheit besteht, gilt § 46 Abs. 1 bis 4 BDG 1979. 
 
 



VBG – S. 92 

Abschnitt VIII 
Übergangsbestimmungen 

 
1. Unterabschnitt 

Allgemeine Übergangsbestimmungen 
 

Wahrnehmung der Dienstgeberzuständigkeit 
§ 79a. (1) § 2 der Personalstellenverordnung, BGBl. II Nr. 153/1999, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 119/2002, gilt für den Wirkungsbereich der jeweiligen Bundesministerin oder des jeweili-
gen Bundesministers so lange als Bundesgesetz weiter, bis eine gemäß § 2e Abs. 1 zweiter Satz in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 6/2010 erlassene Verordnung der jeweiligen Bundesministerin oder 
des jeweiligen Bundesministers im Einvernehmen mit der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler in Kraft 
tritt. 
 (2) Verordnungen, die gemäß § 2e Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 119/2002 erlas-
sen wurden, gelten weiter. Änderungen dieser Verordnungen bedürfen jedoch ab Inkrafttreten des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 6/2010 des Einvernehmens mit der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler. 
 

Befristung von Dienstverhältnissen in besonderen Fällen 
§ 80. Für Vertragsbedienstete  
1. deren Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 1999 begonnen hat oder 

2. deren Dienstverhältnis erst nach Ablauf des Jahres 1998 begonnen hat, die aber während eines vor 
dem Beginn des Jahres 1999 gelegenen Zeitraumes in einem Bundesdienstverhältnis gestanden sind, 

gilt § 4a Abs. 4 mit der Maßgabe, dass Zeiten, die vor dem Beginn des Jahres 1999 liegen, nur bis zum 
Höchstausmaß von einem Jahr auf die Fünfjahresfrist anzurechnen sind. 
 

Überstellung 
§ 80a. (1) Weist ein Vertragsbediensteter, der am 30. Juni 2007 ein aufrechtes Dienstverhältnis hatte, auf-
grund der Nichterfüllung des Erfordernisses des abgeschlossenen Hochschulstudiums einen Überstellungs-
abzug auf, der bei Anwendung der Anlage 1 Z 1.12 lit. b BDG 1979 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 53/2007 nicht zum Tragen gekommen wäre, ist seine besoldungsrechtliche Stellung auf seinen 
Antrag entsprechend zu verbessern. 
 (2) Wird der Antrag bis spätestens 30. Juni 2008 gestellt, ist die besoldungsrechtliche Stellung mit Wirk-
samkeit vom 1. Juli 2007 zu verbessern. Wird der Antrag nach Ablauf des 30. Juni 2008 gestellt, wird die 
Verbesserung der besoldungsrechtlichen Stellung mit dem Monatsersten wirksam, der dem Tag der Antrag-
stellung folgt. 
 

Verjährung 
§ 81. Die Verjährungsbestimmungen des § 18a sind auf alle im § 18a Abs. 1 und 2 umschriebenen Forderun-
gen anzuwenden, über die bis zum 1. Juli 1997 noch nicht rechtskräftig entschieden worden ist. Dies gilt 
jedoch nicht für solche Forderungen, die Gegenstand eines am 1. Juli 1997 anhängigen Gerichtsverfahrens 
sind. 
 

Vorschuss 
§ 81a. § 25 Abs. 1 bis 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 119/2002 ist auf Vorschüsse anzu-
wenden, um die ab dem 1. Jänner 2003 angesucht wird. Auf Vorschüsse, um die vor diesem Zeitpunkt ange-
sucht wird, ist § 25 in der bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 
 

Übergangsbestimmungen zu § 26 
§ 82. (1) Sofern in diesem Bundesgesetz von höheren Lehranstalten gesprochen wird, sind darunter für die 
Zeit vor dem Wirksamwerden des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, mittlere Lehranstalten 
bzw. Mittelschulen, wie Gymnasien, Realgymnasien, Realschulen, Frauenoberschulen, Arbeitermittelschu-
len, Aufbaumittelschulen, Bundeserziehungsanstalten, Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, Bildungs-
anstalten für Lehrer für den hauswirtschaftlichen oder für den gewerblichen Fachunterricht, Handelsakade-
mien, höhere Abteilungen an den technischen und gewerblichen Lehranstalten, Lehranstalten für Frauenbe-
rufe und höhere land- und forstwirtschaftliche Lehranstalten zu verstehen. 
 (2) (entfällt) 
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 (3) Wurde ein früheres Bundesdienstverhältnis des Vertragsbediensteten wegen Ausgliederung der Ein-
richtung, an der er tätig war, aus dem Bund beendet und hat der Vertragsbedienstete im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses weiterhin an derselben Einrichtung Dienst versehen, so ist die Zeit dieses späteren 
Dienstverhältnisses bei der Festsetzung des Vorrückungsstichtages bis zum Höchstausmaß von drei Jahren 
wie eine Dienstzeit zu einer inländischen Gebietskörperschaft zu behandeln. 
 (4) Eine Berücksichtigung nach Abs. 3 ist ausgeschlossen, wenn 
1. dem Vertragsbediensteten aus Anlass der Ausgliederung die Möglichkeit eingeräumt worden ist, seinen 

Dienst an der ausgegliederten Einrichtung weiterhin im Rahmen eines Bundesdienstverhältnisses auszu-
üben, und er sich für die Beendigung des Bundesdienstverhältnisses entschieden hat oder 

2. der Vertragsbedienstete beim Ausscheiden aus dem Bundesdienst eine Abfertigung erhalten und diese 
dem Bund nicht zurückgezahlt hat. 

 (5) Auf Vertragsbedienstete, die 
1. vor dem 1. Mai 1995 in ein Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft eingetreten und 
2. seither ohne Unterbrechung in einem Dienstverhältnis oder in mehreren Dienstverhältnissen zu einer in-

ländischen Gebietskörperschaft oder zu einer ausgegliederten Einrichtung des Bundes gestanden 
sind, sind die Regelungen des § 26 über die Berücksichtigung sonstiger Zeiten in der bis zum Ablauf des 30. 
April 1995 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. Ausschließlich durch arbeitsfreie Tage bewirkte Un-
terbrechungen gelten nicht als Unterbrechung im Sinne der Z 2. 
 (6) Für die Anwendung des Abs. 5 sind folgende Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnisse zum Bund 
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft gleichgestellt: 
1. Wehrdienst als Zeitsoldat nach § 23 WG 2001, 
2. Teilnahme an der Eignungsausbildung nach § 2b in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 geltenden 

Fassung, 
3. Verwendung im Unterrichtspraktikum im Sinne des Unterrichtspraktikumsgesetzes, 
4. Tätigkeit als Lehrbeauftragter im Sinne des § 2a Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- 

und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, wenn 
a) diesen Lektoren und Lehrbeauftragten bereits seit dem 1. Jänner 1991 ununterbrochen remunerierte 

Lehraufträge erteilt worden sind, die das im § 2a Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes über die Abgeltung 
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen genannte Stundenausmaß in den darauffolgenden 
Semestern im Durchschnitt jeweils insgesamt überschritten haben und 

b) diese Lektoren und Lehrbeauftragten während dieses Zeitraumes in keinem anderen sozialversiche-
rungspflichtigen Dienstverhältnis gestanden sind. 

 (7) Für Zeiten einer Verwendung als Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L gilt bei der Anwendung 
des Abs. 5 das Erfordernis des Abs. 5 Z 2 auch dann als erfüllt, wenn der Vertragslehrer 
1. sowohl am 1. Mai 1995 
2. als auch danach bis zum allfälligen Beginn einer anderen Verwendung nach den Abs. 5 oder 6 in jedem 

Schuljahr als Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L 
in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft gestanden ist. 
 (8) Für die Anwendung des Abs. 5 ist die Tätigkeit als kirchlich bestellter Religionslehrer einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft gleichgestellt. 
 (9) Bei Dienstverhältnissen, die nach dem 16. Juni 1998 begonnen haben, ist der Vorrückungsstichtag 
unter Zugrundelegung des § 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 127/1999 erneut zu ermitteln, 
wenn der Vertragsbedienstete Vordienstzeiten gemäß § 26 Abs. 2 Z 1 oder Z 4 lit. d, e oder f in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 127/1999 aufweist, die er in einem Beschäftigungsausmaß von weniger als 
der Hälfte des für Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes zurückgelegt hat. Ist der auf 
diese Weise ermittelte Vorrückungsstichtag für den Vertragsbediensteten günstiger als der bisher für ihn 
geltende Vorrückungsstichtag, tritt der günstigere Vorrückungsstichtag rückwirkend mit Beginn dieses 
Dienstverhältnisses an die Stelle des bisherigen Vorrückungsstichtages. 
 (9) Auf Aufnahmen in das Dienstverhältnis, die vor dem 1. September 2002 erfolgen, ist anstelle des § 26 
Abs. 3 und 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 119/2002 § 26 Abs. 3 in der bis zum 31. Au-
gust 2002 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 
 (10) Eine Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages und der daraus resultierenden entgeltrechtlichen 
Stellung aufgrund der §§ 19 und 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 erfolgt nur auf 
Antrag. 
 (11) Auf Vertragsbedienstete, die keinen korrekten Antrag nach Abs. 10 und 12 stellen oder für die ge-
mäß Abs. 10 eine Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages nicht zu erfolgen hat, 
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1. sind die §§ 3 Abs. 3, 19 und 26 Abs. 1 weiterhin in der am 31. Dezember 2003 geltenden Fassung anzu-
wenden und 

2. ist § 26 Abs. 1a nicht anzuwenden.  
 (11a) Auf Personen, die am Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 in einem 
Dienstverhältnis zum Bund stehen und für die noch kein Vorrückungsstichtag festgesetzt wurde, sind die 
Abs. 10 und 11 bei der erstmaligen Festsetzung ihres Vorrückungsstichtags sinngemäß anzuwenden. Dies 
gilt auch für Personen, die sowohl im Schuljahr 2009/2010 als auch danach bis zum Beginn einer anderen 
Verwendung in jedem Schuljahr als 
1. Lehrpersonen in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft gestanden sind, 
2. Lehrpersonen gemäß § 19 Abs. 3 des Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962, in einem Dienstverhältnis 

an einer Privatschule gestanden sind, 
3. Lehrpersonen gemäß § 3 Abs. 1 lit. b des Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949, in einem 

Dienstverhältnis zu einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft gestanden sind. 
 (12) Anträge gemäß Abs. 10 sind unter Verwendung eines vom Bundeskanzler mit Verordnung fest zu 
legenden Formulars zu stellen. Vertragsbediensteten, die einen Antrag gemäß Abs. 10 ohne Verwendung des 
Formulars stellen oder vor dem Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 die Neu-
festsetzung ihres Vorrückungsstichtages oder ihrer entgeltrechtlichen Stellung aufgrund von Vordienstzeiten 
vor dem Tag der Vollendung des 18. Lebensjahrs oder die Nachzahlung von Bezügen aus diesem Anlass 
beantragt haben, ist aufzutragen, den Antrag unter Verwendung des Formulars binnen angemessener Frist 
erneut einzubringen. Wird der Antrag unter Verwendung des Formulars innerhalb der gesetzten Frist neu 
eingebracht, gilt er als zum ursprünglichen Zeitpunkt richtig eingebracht, ansonsten als zurück gezogen. Der 
Antrag kann binnen sechs Wochen nach Erhalt der Mitteilung über die Neufestsetzung der entgeltrechtlichen 
Stellung widerrufen werden. 
 (13) Für entgeltrechtliche Ansprüche, die sich aus einer Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages erge-
ben, ist der Zeitraum vom 18. Juni 2009 bis zum Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 82/2010 nicht auf die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 18a dieses Bundesgesetzes anzurechnen. 
 (14) Auf Vertragsbedienstete, deren Vorrückungsstichtag gemäß Abs. 5 weiterhin nach § 26 in der am 
30. April 1995 geltenden Fassung festgesetzt ist, ist im Fall korrekter Antragstellung nach Abs. 10 und 12 
1. § 26 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

bei der Anwendung der lit. b sublit. bb die Obergrenze von drei Jahren entfällt, und 
2. ist § 26 Abs. 1a anzuwenden. 
 

Vorrückungsstichtag und europäische Integration 
§ 82a. (1) Weist ein Vertragsbediensteter Vordienstzeiten 
1. gemäß § 26 Abs. 2 Z 1 oder Z 4 lit. d, e oder f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 127/1999 

auf, die er in einem Beschäftigungsausmaß von weniger als der Hälfte des für Vollbeschäftigung vorge-
schriebenen Beschäftigungsausmaßes zurückgelegt hat, oder 

2. gemäß § 26 Abs. 2 Z 1 lit. a oder Abs. 2f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2001, oder 
3. gemäß § 26 Abs. 2f Z 3 oder 
4. gemäß § 26 Abs. 2f Z 1 oder 4 
auf, die noch nicht nach einer anderen Bestimmung zur Gänze für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages 
berücksichtigt worden sind, und die nun auf Grund des jeweils angeführten Bundesgesetzes zur Gänze zu 
berücksichtigen sind, ist auf seinen Antrag der Vorrückungsstichtag entsprechend zu verbessern. 
 (2) Antragsberechtigt sind weiters 
1. bei Zutreffen der Voraussetzungen auch ehemalige Vertragsbedienstete und 
2. Personen, denen als Hinterbliebene ein Pensionsanspruch aus der allgemeinen Sozialversicherung nach 

einem von Abs. 1 erfassten Vertragsbediensteten oder ehemaligen Vertragsbediensteten zusteht. 
Zuständig ist in beiden Fällen jene Personalstelle, die zuletzt für die Vertragsbediensteten zuständig war. 
 (3) (entfällt) 
 (4) Eine Verbesserung des Vorrückungsstichtages wird rückwirkend mit Beginn des Dienstverhältnisses, 
frühestens jedoch mit nachstehendem Datum wirksam: 
1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 mit 1. Jänner 1994, 
2. in den Fällen des Abs. 1 Z 2 

a) soweit die Verbesserung auf einer Anrechnung von Zeiten eines Dienstverhältnisses zu einem inländi-
schen Gemeindeverband oder einer nach § 26 Abs. 2f vergleichbaren Einrichtung beruht, mit 1. Jänner 
1999, 
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b) soweit die Verbesserung auf einer Anrechnung anderer von § 26 Abs. 2f erfasster Zeiten beruht, mit 
1. Jänner 1994, 

3. in den Fällen des Abs. 1 Z 3 mit 1. Juni 2002, 
4. in den Fällen des Abs. 1 Z 4, mit Wirksamkeitsbeginn des Beitrittes zum Europäischen Wirtschaftsraum 

oder zur Europäischen Union. 
 (5) Führt eine rückwirkende Verbesserung des Vorrückungsstichtages nach den Abs. 1 bis 4 zu einer 
Verbesserung der besoldungsrechtlichen Stellung, ist diese an Stelle der nach dem bisherigen Recht maßge-
benden besoldungsrechtlichen Stellung für allfällige Überleitungsmaßnahmen und Bemessungen von Abfer-
tigungen und Beiträgen zur Mitarbeitervorsorgekasse maßgebend. Bereits durchgeführte derartige Maßnah-
men sind von Amts wegen unter Berücksichtigung der geänderten besoldungsrechtlichen Stellung mit 
Rückwirkung auf den Tag ihrer seinerzeitigen Wirksamkeit entsprechend zu verbessern. 
 (6) Führen die Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 5 zu einer Änderung des Anfallsdatums und/oder der 
Höhe einer Jubiläumszuwendung, ist sie, wenn die Auszahlung bereits fällig ist, von Amts wegen auszuzah-
len. Hat der Vertragsbedienstete aus Anlass des betreffenden 25- oder 40-jährigen Dienstjubiläums bereits 
eine Jubiläumszuwendung erhalten, ist sie in diesem Fall auf den Auszahlungsbetrag anzurechnen. 
 (7) Für besoldungsrechtliche Ansprüche, die aus der Anwendung 
1. des Abs. 1 Z 1 für Zeiten entstehen, die vor dem 1. August 2003 liegen, ist der Zeitraum vom 17. Juni 

1998 bis zum 31. Juli 2003, 
2. des Abs. 1 Z 2 für Zeiten entstehen, die vor dem 1. August 2002 liegen, ist der Zeitraum vom 14. Juli 

1997 bis zum 31. Juli 2002, 
3. des Abs. 1 Z 3 für Zeiten entstehen, die vor dem 1. Jänner 2004 liegen, ist der Zeitraum vom 1. Juni 2002 

bis 31. März 2004 
nicht auf die dreijährige Verjährungsfrist des § 18a dieses Bundesgesetzes anzurechnen. 
 

Erholungsurlaub 
§ 82b. (1) § 27a Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2007 ist auf Dienstverhältnisse 
anzuwenden, die nach Inkrafttreten dieser Bestimmung begründet werden. 
 (2) Vertragsbediensteten, die bis zum 31. Dezember 2010 einen Urlaubsanspruch gemäß § 27a Abs. 1 Z 2 
im Ausmaß von 240 Stunden erworben haben, bleibt dieses Urlaubsausmaß auch nach Inkrafttreten des § 27a 
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 gewahrt. Auf die gemäß § 27a Abs. 6 in der 
bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung für die Berechnung des Dienstalters maßgebende Vorrü-
ckung ist die mit Bundesgesetz BGBl. I Nr. 82/2010 erfolgte Neuregelung der Vorrückung nicht anzuwen-
den. 
 (3) Vertragsbediensteten, die in den Jahren 2011 bis 2013 einen Urlaubsanspruch von 240 Stunden nach 
§ 27a Abs. 1 Z 2 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 geltenden Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 147/2008 erworben hätten, bleibt dieser erhöhte Urlaubsanspruch gewahrt. Auf die gemäß § 27a 
Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung für die Berechnung des Dienstalters maßgeben-
de Vorrückung ist die mit Bundesgesetz BGBl. I Nr. 82/2010 erfolgte Neuregelung der Vorrückung nicht 
anzuwenden. 
 

Karenzurlaub 
§ 83. (1) Auf Karenzurlaube, die vor dem 1. Mai 1995 angetreten worden sind, ist § 29b Abs. 6 in der bis 
zum Ablauf des 30. April 1995 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 
 (2) Auf Karenzurlaube, die gemäß § 29b in der bis zum Ablauf des 30. Juni 1997 geltenden Fassung ge-
währt worden sind, ist § 29b in dieser Fassung weiterhin anzuwenden. 
 (3) § 219 Abs. 5b und 5c BDG 1979 ist auf Vertragslehrer mit der Maßgabe anzuwenden, dass im Fall 
des Abs. 5c an die Stelle der Bezugnahme auf § 75a Abs. 2 Z 2 lit. a BDG 1979 die Bezugnahme auf § 29c 
Abs. 4 Z 2 lit. a tritt. 
 (4) § 29c Abs. 4 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2001 ist nicht auf Karenzurlaube 
anzuwenden, die am Tag des Inkrafttretens des § 29c Abs. 4 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 87/2001 bereits beendet waren. 
 (5) Für Karenzurlaube nach § 29c Abs. 4 Z 2, die am Tag des Inkrafttretens des § 29c Abs. 5 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2001 bereits beendet waren, läuft die Frist für eine Antragstellung 
nach § 29c Abs. 5 bis 30. Juni 2002. 
 
§ 83a. (entfällt) 
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Übergangsbestimmung zur Dienstrechts-Novelle 2004 
§ 83b. § 29c Abs. 4 Z 2 lit. e gilt nur für am 1. Jänner 2005 noch nicht beendete und nach dem 31. Dezember 
2004 neu angetretene Karenzurlaube. 
 

Abfertigung 
§ 84. (1) Auf die nachstehend angeführten Vertragsbediensteten sind die folgenden Abs. 1a bis 8 anzuwen-
den: 
1. auf Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata v, h, I, II, k und der Entlohnungsgruppe u1, wenn ihr 

Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 2003 begonnen hat, 
2. auf Vertragslehrer, soweit sich aus § 92c nicht anderes ergibt und ihr Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 

2003 begonnen hat, 
3. auf Universitätslehrer gemäß Abschnitt IIa, 2. und 3. Unterabschnitt, soweit sich für bestimmte Universi-

tätslehrer aus den §§ 49k und 49r nicht anderes ergibt, [ab 1.10.2013: Abschnitt IIb] 
4. auf Universitätslehrer gemäß den Abschnitten III und IV, soweit sich aus den §§ 54f und 58c für be-

stimmte Universitätslehrer nicht anderes ergibt, 
5. auf Vertragsbedienstete, deren Dienstzeiten in einem früheren Dienstverhältnis zu einer inländischen Ge-

bietskörperschaft für die Vorrückung angerechnet werden, wenn bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
keine Abfertigung gebührte oder diese rückerstattet worden ist. Dies gilt nicht, wenn das frühere Dienst-
verhältnis in einer Weise beendet worden ist, durch die ein Abfertigungsanspruch erloschen ist, oder, falls 
Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzuwenden gewesen wäre, erloschen wäre. 

Die Anwendbarkeit von Bestimmungen der Abs. 1a bis 8 schließt eine Anwendung des § 35 jedenfalls aus. 
 (1a) Den von Abs. 1 erfassten Vertragsbediensteten gebührt beim Enden des Dienstverhältnisses nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Abfertigung. 
 (2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, 
1. wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit eingegangen wurde (§ 4 Abs. 3) und durch Zeitablauf ge-

endet hat, es sei denn, dass es sich um ein Dienstverhältnis zu Vertretungszwecken handelt; 
2. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstgeber nach § 32 Abs. 2 Z 1, 3 oder 6 gekündigt wurde; 
3. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstnehmer gekündigt wurde; 
4. wenn den Dienstnehmer ein Verschulden an der Entlassung (§ 34 Abs. 2) trifft; 
5. wenn der Dienstnehmer gemäß § 34 Abs. 3 oder 4 entlassen wurde; 
6. wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt (§ 34 Abs. 5); 
7. wenn das Dienstverhältnis einverständlich aufgelöst wird und keine Vereinbarung über die Abfertigung 

zustande kommt; 
8. wenn das Dienstverhältnis gemäß § 30 Abs. 1 Z 3 oder 4 endet. 
 (3) Abweichend vom Abs. 2 gebührt dem Vertragsbediensteten eine Abfertigung, wenn er 
1.  verheiratet ist und das Dienstverhältnis innerhalb von sechs Monaten nach seiner Eheschließung oder 
2.  innerhalb von sechs Monaten nach der 

a) Geburt eines eigenen Kindes oder 
b) Annahme eines von ihm allein oder gemeinsam mit seinem Ehegatten an Kindes Statt angenommenen 

Kindes, das das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, oder 
c) Übernahme eines Kindes in unentgeltliche Pflege (§ 15c Abs. 1 Z 2 MSchG oder § 5 Abs. 1 Z 2 

VKG), das das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wenn das Kind im Zeitpunkt des Aus-
scheidens noch lebt, oder 

3. spätestens zwei Monate vor Ablauf einer Karenz nach dem MSchG oder dem VKG oder  
4. während einer Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder nach dem VKG 
das Dienstverhältnis kündigt. 
 (3a) Aus dem Anlass seiner Eheschließung kann nur einer der beiden Ehegatten - und auch das nur einmal 
- die Abfertigung in Anspruch nehmen. Die Abfertigung nach Abs. 3 Z 2 bis 4 kann für ein und dasselbe 
Kind nur einmal in Anspruch genommen werden. Stehen beide Ehepartner oder beide Elternteile (Adoptivel-
ternteile, Pflegeelternteile) in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft und hätten 
beide Anspruch auf Abfertigung aus Anlass derselben Eheschließung oder wegen desselben Kindes, so geht 
der früher entstandene Anspruch dem später entstandenen vor. Bei gleichzeitigem Entstehen der Ansprüche 
geht im Falle des Abs. 3 Z 1 der Anspruch des älteren Ehegatten, in den Fällen des Abs. 3 Z 2 bis 4 der An-
spruch der Mutter (Adoptivmutter, Pflegemutter) vor. Der Anspruch nach Abs. 3 gebührt nicht, wenn im 
Zeitpunkt des Ausscheidens ein weiteres Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft besteht. 
 (3b) Abweichend von Abs. 2 gebührt eine Abfertigung einem Vertragsbediensteten auch dann, wenn das 
Dienstverhältnis 
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1. mindestens zehn Jahre ununterbrochen gedauert hat und bei Männern nach der Vollendung des 65. Le-
bensjahres, bei Frauen nach der Vollendung des 60. Lebensjahres oder 

2. wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung 
durch den Vertragsbediensteten gekündigt wird. 
 (3c) Abweichend vom Abs. 2 gebührt einem Vertragsbediensteten eine Abfertigung auch dann, wenn das 
Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre ununterbrochen gedauert hat und er wegen Inanspruchnahme einer 
Gleitpension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung das Dienstverhältnis 
1. kündigt oder 
2. mit einem im § 253c Abs. 2 ASVG genannten verminderten Arbeitszeitausmaß fortsetzt. 
Der Anspruch auf Abfertigung gemäß Z 2 entsteht mit dem Zeitpunkt der Herabsetzung der Arbeitszeit. 
 (3d) Hat der Vertragsbedienstete eine Abfertigung gemäß Abs. 3c erhalten, sind die bis zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Gleitpension zurückgelegten Dienstzeiten für einen weiteren Abfertigungsanspruch 
nicht zu berücksichtigen. 
 (3e) Hat eine Abfertigung gemäß Abs. 3c das nach Abs. 4 mögliche Höchstausmaß erreicht, so entsteht ab 
dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Gleitpension kein weiterer Abfertigungsanspruch. In allen übrigen 
Fällen entsteht ein weiterer Abfertigungsanspruch nur insoweit, als 
1. die Anzahl der der Abfertigung zugrundegelegten Monatsentgelte anlässlich der Inanspruchnahme der 

Gleitpension und 
2. die Anzahl der der Abfertigung zugrundegelegten Monatsentgelte anlässlich der Beendigung der Inan-

spruchnahme der Gleitpension 
zusammen das nach Abs. 4 mögliche Höchstausmaß nicht übersteigen. 
 (4) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von  
 3 Jahren das Zweifache, 
 5 Jahren das Dreifache, 
 10 Jahren das Vierfache, 
 15 Jahren das Sechsfache, 
 20 Jahren das Neunfache, 
 25 Jahren das Zwölffache 
des dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgeltes. 
 (4a) Wird das Dienstverhältnis während einer Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder nach dem 
VKG infolge Kündigung durch den Dienstgeber, unverschuldete Entlassung, begründeten Austritt oder ein-
vernehmlich beendet, so ist bei der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung maßgebenden Monatsent-
gelts das vorangegangene Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten zugrunde zu legen. 
 (4b) In den Fällen des Abs. 3 Z 4 ist bei der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung maßgebenden 
Monatsentgelts vom Durchschnitt der in den letzten fünf Jahren geleisteten Arbeitszeit unter Außerachtlas-
sung der Zeiten eine Karenz nach dem MSchG oder VKG auszugehen. 
 (5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer inländischen Gebietskörperschaft sind der Dauer des 
Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzurechnen. Die Zurechnung ist ausgeschlossen, 
1. soweit die Dienstzeit in einem anderen Dienstverhältnis für die Bemessung des Ruhegenusses angerech-

net wurde, wenn aus diesem Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf einen Ruhegenuss 
besteht; 

2. wenn das Dienstverhältnis 
a) noch andauert oder 
b) in einer Weise beendet wurde, durch die ein Abfertigungsanspruch erlosch oder, falls Abs. 2 auf das 

Dienstverhältnis anzuwenden gewesen wäre, erloschen wäre; 
3. wenn der Vertragsbedienstete bei Beendigung des Dienstverhältnisses eine Abfertigung erhalten hat, 

soweit diese Abfertigung nicht rückerstattet wurde; bei teilweiser Rückerstattung ist die Dienstzeit in 
einem entsprechenden Teilausmaß zuzurechnen. Eine Rückerstattung gemäß § 27 Abs. 4 des Gehalts-
gesetzes 1956 ist einer vollständigen Rückerstattung der Abfertigung gleichzuhalten. 

Die in Z 2 lit. b angeführten Ausschlussgründe liegen nicht vor, wenn das Dienstverhältnis im Einverständnis 
mit dem Dienstgeber ausschließlich deswegen beendet wurde, um ein Dienstverhältnis zum Bund einzuge-
hen, und dieses Bundesdienstverhältnis an das beendete Dienstverhältnis unmittelbar anschließt. 
 (6) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod des Vertragsbediensteten gelöst, so tritt an die Stelle der 
Abfertigung ein Sterbekostenbeitrag. Dieser beträgt die Hälfte der Abfertigung. Hat das Dienstverhältnis 
noch nicht drei Jahre gedauert, so beträgt der Sterbekostenbeitrag das Einfache des dem Vertragsbediensteten 
für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgeltes. Der Sterbekostenbeitrag ge-
bührt nur den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war. Sind solche 
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gesetzliche Erben nicht vorhanden, so kann der Sterbekostenbeitrag ganz oder zum Teil den Personen ge-
währt werden, die erwiesenermaßen die Begräbniskosten aus eigenen Mitteln bestritten oder den Verstorbe-
nen in seiner letzten Krankheit vor dem Tod gepflegt haben. 
 (7) Wird ein Vertragsbediensteter, der gemäß Abs. 3 
1. das Dienstverhältnis gekündigt oder 
2. seinen vorzeitigen Austritt aus dem Dienstverhältnis erklärt hat, 
innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung dieses Dienstverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft aufgenommen, so hat er dem Bund oder der Uni-
versität die Abfertigung, die er anlässlich der Beendigung des bisherigen Dienstverhältnisses bzw. Arbeits-
verhältnisses erhalten hat, zurückzuerstatten. 
 (8) Auf die Berücksichtigung der im § 3a angeführten Zeit ist für die Bemessung der Abfertigung im 
nachfolgenden Dienstverhältnis Abs. 5 Z 3 anzuwenden. 
 
§ 84a. Bei Aufnahme in ein Dienstverhältnis zum Bund nach dem 30. Juni 2007, auf das dieses Bundesge-
setz anzuwenden ist, ist § 54 Abs. 3 GehG nicht anzuwenden. 
 

2. Unterabschnitt 
Vertragsbedienstete der Entlohnungsschemata I und II 

 
Vertragsbedienstete in Unteroffiziersfunktion 

§ 85. Vertragsbediensteten, die nach § 61 Abs. 15 WG 2001 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion he-
rangezogen werden, gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Heeresdienstzulage und eine Truppen-
dienstzulage in der im § 131 des Gehaltsgesetzes 1956 in der jeweils geltenden Fassung festgesetzten Höhe. 
Auf die im ersten Satz angeführten Vertragsbediensteten sind die für vergleichbare Bundesbeamte (§ 131 des 
Gehaltsgesetzes 1956) geltenden Bestimmungen über die Pflegedienstzulage und die Pflegedienst-Chargen-
zulage sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass Vertragsbediensteten, deren Ausbildung und Tätigkeit 
der Ausbildung für den Krankenpflegefachdienst und der Tätigkeit in diesem Dienst entspricht, bis zur Ent-
lohnungsstufe 10 die niedrigere und ab der Entlohnungsstufe 11 die höhere Pflegedienstzulage gebührt. 
 

Vergütung im militärluftfahrttechnischen Dienst 
§ 86. (1) Vertragsbediensteten der Entlohnungsschemata I und II gebührt eine monatliche Vergütung, wenn 
sie 
1. zur Ausübung von Tätigkeiten im militärluftfahrttechnischen Dienst gemäß der Militärluftfahrt-Personal-

verordnung 1968, BGBl. Nr. 395, berechtigt sind und 
2. diese Tätigkeiten auf einem Arbeitsplatz des militärluftfahrttechnischen Dienstes auch tatsächlich aus-

üben. 
 (2) Auf die Höhe der Vergütung ist § 40b Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass an die Stelle 
1. des Ausdrucks ,,(Verwendungsgruppen A 2)'' der Ausdruck ,,(Entlohnungsgruppe b)'' und 
2. des Ausdrucks ,,(Verwendungsgruppen A 1)'' der Ausdruck ,,(Entlohnungsgruppe a)'' 
treten. 
 (2a) Abweichend von Abs. 2 ist für Vertragsbedienstete, die gemäß § 61 Abs. 15 WG 2001 zu einer Un-
teroffiziersfunktion herangezogen werden, auf die Höhe der Vergütung § 101 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 
1956 anzuwenden. 
 (3) Ist der Vertragsbedienstete länger als einen Monat vom Dienst abwesend, ruht die Vergütung vom 
Beginn des letzten Tages dieser Frist an bis zum Ablauf des letzten Tages der Abwesenheit vom Dienst. Zeit-
räume 
1. eines Urlaubs, während dessen der Vertragsbedienstete den Anspruch auf Monatsentgelt behält, oder 
2. einer Dienstverhinderung auf Grund eines Dienstunfalls 
einschließlich unmittelbar daran anschließender dienstfreier Tage bleiben außer Betracht. Fallen Zeiträume 
nach Z 1 oder 2 in eine Abwesenheit im Sinne des ersten Satzes, verlängert sich die Monatsfrist oder ver-
kürzt sich der Ruhenszeitraum im entsprechenden Ausmaß. Anspruch auf die Vergütung kann jedoch immer 
nur für Zeiträume bestehen, für die auch ein Anspruch auf Monatsentgelt besteht. 
 (4) Nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden Teil der Ver-
gütung. 
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Vertragsbedienstete in Unteroffiziersfunktion in einer Verwendung des Krankenpflegedienstes 
§ 87. (1) Einem Vertragsbediensteten, der  
1. nach § 61 Abs. 15 WG 2001 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herangezogen wird und 
2. außerdem die Erfordernisse des § 59 Abs. 1 Z 1 und 2 erfüllt,  
gebühren für die Dauer einer im Abs. 3 umschriebenen Verwendung eine Ergänzungszulage nach den Abs. 4 
und 5 und eine Vergütung nach den Abs. 6 und 7. 
 (2) Für die Bemessung der Ergänzungszulage gilt das Erfordernis des § 59 Abs. 1 Z 1 auch dann als er-
füllt, wenn der Vertragsbedienstete eine Sanitätsausbildung aufweist, die vom Bundesminister für Gesund-
heit und Frauen als gleichwertig anerkannt wird. Dabei sind jedoch die folgenden Gebiete nicht zu berück-
sichtigen: Kinderheilkunde, Gynäkologie und Geburtshilfe, Geriatrische Pflege, Haut- und Geschlechts-
krankheiten, Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten, Augenkrankheiten, Rehabilitation und Psychosomatik. 
 (3) Anspruchsbegründende Tätigkeiten im Sinne des Abs. 1 sind: 
 1. Tätigkeiten des gehobenen medizinisch-technischen Dienstes und des medizinisch-technischen Fach-

dienstes, 
 2. Tätigkeiten im Heeresspital, in einem Militärspital, in einer Sanitätsanstalt, in einer Feldambulanz und bei 

einer Stellungskommission 
a)  in einem Gesundheits- und Krankenpflegeberuf nach dem GuKG oder 
b)  als Sanitäts-, Stations- oder Prosekturgehilfe. 

 (4) Ist das jeweilige Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) eines im Abs. 
1 angeführten Vertragsbediensteten niedriger als das Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 2 ange-
führten Zulagen), das einem Vertragsbediensteten mit gleich langer, für die Vorrückung maßgebender Ge-
samtdienstzeit in der vergleichbaren Entlohnungsgruppe des Entlohnungsschemas K zukommen würde, so 
gebührt dem Vertragsbediensteten eine Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt (einschließlich der im 
Abs. 5 Z 2 angeführten Zulagen). 
 (5) Für die Ermittlung der Ergänzungszulage sind zu berücksichtigen: 
 1. beim jeweiligen Monatsentgelt des im Abs. 1 angeführten Vertragsbediensteten: Pflegedienstzulage, Pfle-

gedienst-Chargenzulage, Heeresdienstzulage, Truppendienstzulage und allfällige Teuerungszulagen, 
 2. beim Monatsentgelt eines Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K: Pflegedienst Chargenzulage 

und allfällige Teuerungszulagen. 
 (6) Dem im Abs. 1 angeführten Vertragsbediensteten gebührt ferner die Vergütung nach § 63. 
 (7) Ist das jeweilige Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) des im Abs. 1 
angeführten Vertragsbediensteten höher als das Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 2 angeführten 
Zulagen), das einem Vertragsbediensteten mit gleich langer, für die Vorrückung maßgebender Gesamtdienst-
zeit in der vergleichbaren Entlohnungsgruppe des Entlohnungsschemas K zukommen würde, so vermindert 
sich die im Abs. 6 angeführte Vergütung um 116,7% des übersteigenden Betrages. 
 

Vergütung für Kräfte für internationale Operationen 
§ 87a. § 101a GehG ist auf Vertragsbedienstete, die gemäß § 61 Abs. 15 WG 2001 zu einer Unteroffiziers-
funktion herangezogen werden, mit der Maßgabe anzuwenden, dass für die Vergütung § 101a Abs. 5 Z 1 zur 
Anwendung kommt. 
 

Einstufung in die Entlohnungsschemata I und II 
§ 88. Einstufungen auf Planstellen der Entlohnungsschemata I und Ii sind nach Ablauf des 31. Dezember 
1998 nur mehr für Vertragsbedienstete zulässig, die einem dieser beiden Schemata bereits angehören. 
 

Überleitung 
§ 89. (1) Ein Vertragsbediensteter, der einer der Entlohnungsgruppen a bis e oder p1 bis p5 angehört, kann 
durch schriftliche Erklärung seine Überleitung in die Entlohnungsschemata v oder h bwirken. Eine solche 
schriftlich Erklärung kann rechtswirksam frühestens am 1. Juli 2002 abgegeben werden. Sie ist rechtsun-
wirksam, wenn ihr der Vertragsbedienstete eine Bedingung beigefügt hat. 
 (2) Die Überleitung in die Entlohnungsschemata v und h auf Grund einer nach Abs. 1 abgegebenen Erklä-
rung wird mit dem Monatsersten wirksam, der der Abgabe der Erklärung folgt. 
 (3) Hat ein in das Entlohnungsschema v oder h übergeleiteter Vertragsbediensteter mit Ablauf des 31. 
Dezember 1998 eine Gesamtdienstzeit aufgewiesen, die der Länge der Ausbildungsphase für seine Entloh-
nungsgruppe entspricht, ist er hinsichtlich der Einstufung und Besoldung im neuen Schema so zu behandeln, 
als hätte er die nach § 67 für seine Verwendung in Betracht kommende Ausbildung erfolgreich abgelegt. 



VBG – S. 100 

Eine allenfalls dienstvertraglich eingegangene Verpflichtung zur Ablegung einer Dienstprüfung wird da-
durch nicht berührt. 
 (4) Der Dienstgeber hat den übergeleiteten, von Abs. 3 nicht erfassten Vertragsbediensteten, deren lau-
fendes Dienstverhältnis schon am 31. Dezember 1998 bestanden hat und die noch keine nach § 67 in Be-
tracht kommende Ausbildung aufweisen, diese Ausbildung so rechtzeitig anzubieten, dass sie diese innerhalb 
von achtzehn Monaten nach Wirksamwerden der Überleitung abschließen können. Wird die Ausbildung 
innerhalb dieses Zeitraumes abgeschlossen oder bietet der Dienstgeber die Ausbildung dem Vertragsbediens-
teten nicht so rechtzeitig an, dass er sie innerhalb dieses Zeitraumes abschließen kann, gilt die Ausbildungs-
phase abweichend vom § 66 Abs. 5 als mit dem Tag vollendet, der sich aus § 66 Abs. 2 ergibt, frühestens 
aber mit dem Tag der Wirksamkeit der Überleitung. § 4 Abs. 2 Z 7 ist auf die im ersten Satz angeführten 
Vertragsbediensteten nicht anzuwenden. 
 (5) Der Vertragsbedienstete wird in jene Entlohnungsgruppe der Entlohnungsschemata v oder h überge-
leitet, die seiner Verwendung entspricht. Für die Überleitung ist jene Verwendung maßgebend, mit der der 
Vertragsbedienstete am Tag der Wirksamkeit dieser Überleitung dauernd betraut ist. Die Entlohnungsstufe 
und der nächste Vorrückungstermin im neuen Schema sind unter Anwendung des § 77 Abs. 2 und 3 zu er-
mitteln. Werden für den Übergeleiteten die Bestimmungen über die Ausbildungsphase wirksam, gebührt 
ihm, wenn es für ihn günstiger ist, das für die Ausbildungsphase vorgesehene Monatsentgelt in der Höhe der 
Summe des Monatsentgeltes und der Verwaltungsdienstzulage, die ihm bei Verbleib im Entlohnungsschema 
I oder II gebühren würden. 
 (6) Bewirkt die Überleitung eine Einstufung in das Entlohnungsschema h, gilt Abs. 4 erster Satz nur, 
wenn der Vertragsbedienstete auch die nach § 65 Abs. 6 für die betreffende Entlohnungsgruppe maßgeben-
den Einstufungserfordernisse erfüllt. Erfüllt ein solcher Vertragsbediensteter diese Erfordernisse nur für eine 
niedrigere Entlohnungsgruppe des neuen Entlohnungsschemas, wird er nach den für ihn geltenden Bestim-
mungen der Abs. 1 bis 4 in diese Entlohnungsgruppe übergeleitet. Kommt hiefür mehr als eine Entlohnungs-
gruppe in Betracht, erfolgt die Überleitung in die höchste dieser Entlohnungsgruppen. Ist ein Vertragsbe-
diensteter am Tag der Wirksamkeit der Überleitung dauernd mit einem der Entlohnungsgruppe h1 zugeord-
neten Arbeitsplatz betraut und erfüllt er lediglich die Ernennungserfordernisse für die Entlohnungsgruppe h2, 
ist er in die Bewertungsgruppe 3 der Entlohnungsgruppe h2 überzuleiten. 
 (7) Die schriftliche Erklärung nach Abs. 1 tritt rückwirkend außer Kraft, wenn 
1. a) der Dienstgeber den Vertragsbediensteten bei gleich gebliebenem Arbeitsplatz in eine andere Entloh-

nungsgruppe der neuen Schemata überleitet oder dem Vertragsbediensteten auf dem gleich gebliebe-
nen Arbeitsplatz in der betreffenden Entlohnungsgruppe eine geringere Funktionszulage gebührt, als 
ihm vor Abgabe der schriftlichen Erklärung vom Dienstgeber mitgeteilt worden ist, oder 

b) dem Vertragsbediensteten bei gleich gebliebenem Arbeitsplatz entgegen einer solchen Mitteilung des 
Dienstgebers innerhalb der betreffenden Entlohnungsgruppe keine Funktionszulage gebührt und 

2. der Vertragsbedienstete innerhalb dreier Monate ab der Bekanntgabe der für ihn nach Z 1 im neuen Sche-
ma tatsächlich maßgebenden Umstände die schriftliche Erklärung widerruft. 

 (8) Übergenüsse, die ausschließlich auf Grund des Widerrufs einer schriftlichen Erklärung des Vertrags-
bediensteten nach Abs. 7 entstanden sind, sind dem Bund in jedem Fall zu ersetzen. Gegen eine solche Bun-
desforderung kann guter Glaube nicht eingewendet werden. 
 (9) Die Abs. 1 bis 8 gelten für Vertragsbedienstete in einem sondervertraglichen Dienstverhältnis mit der 
Maßgabe, dass mit der Wirksamkeit der Überleitung jedenfalls sämtliche Bestimmungen des Dienstvertrages 
außer Kraft treten, die von diesem Bundesgesetz abweichen, und dass damit das Dienstverhältnis kein son-
dervertragliches mehr ist. Eine allfällige dienstvertragliche Befristung der Verwendung oder des gesamten 
Dienstverhältnisses wird jedoch durch die Überleitung nicht berührt. Ist jedoch mit einem Vertragsbedienste-
ten im Rahmen eines unbefristeten Dienstverhältnisses ein befristeter Sondervertrag geschlossen worden, 
wird der Inhalt dieses Sondervertrages durch eine Option nicht berührt, doch gilt der Vertragsbedienstete mit 
dem Tag der Wirksamkeit der Überleitung je nach Verwendung als Vertragsbediensteter des Entlohnungs-
schemas v oder h. 
 (10) Die Abs. 1 bis 9 sind nicht anzuwenden auf: 
1. Vertragsbedienstete, die sich in einer Verwendung befinden, die dem Entlohnungsschema K oder bei 

Beamten dem E-Schema zuzuordnen ist, 
2. Vertragsbedienstete, die nach § 61 Abs. 15 WG 2001 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran-

gezogen sind, wenn ihre Tätigkeit einem militärischen Arbeitsplatz zuzuordnen ist, 
3. Bundesbeamte, mit denen ein vertragliches Dienstverhältnis besteht und die deshalb im Beamten-

dienstverhältnis karenziert worden sind. 
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 (11) Auf Überleitungserklärungen, die auf Grund des § 89 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2001 
geltenden Fassung abgegeben worden sind, ist § 89 in der bis zum Ablauf des 30. Juni 2002 geltenden Fas-
sung weiterhin anzuwenden. 
 

3. Unterabschnitt 
Vertragslehrer 

 
§ 90. (1) Wird ein Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l2a2 des Entlohnungsschemas I, auf den § 42a an-
zuwenden ist, außerhalb einer Volksschule auf einem für Lehrer der Entlohnungsgruppe l2a2 vorgesehenen 
Arbeitsplatz verwendet, und hätte er im Falle einer Einstufung in die Entlohnungsgruppe l2a1 Anspruch auf 
eine Dienstzulage 
1. gemäß § 59 Abs. 5 Z 1 des Gehaltsgesetzes 1956 in Verbindung mit § 41 Abs. 2 oder 
2. gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 des Gehaltsgesetzes 1956 in Verbindung mit § 41 Abs. 2, 
so gebührt ihm unter den Voraussetzungen der Abs. 2 oder 3 eine Ergänzungszulage. 
 (2) Im Fall des Abs. 1 Z 1 gebührt die Ergänzungszulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem Monatsentgelt (ohne Zulagen), das dem Vertragslehrer in der Entlohnungsgruppe l2a2 gebührt, und dem 
Monatsentgelt (ohne Zulagen), das ihm im Fall einer Überstellung in die Entlohnungsgruppe l2a2 ohne An-
wendung des § 42a gebührt hätte. 
 (3) Im Fall des Abs. 1 Z 2 gebührt die Ergänzungszulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem Monatsentgelt (ohne Zulagen), das dem Vertragslehrer in der Entlohnungsgruppe l2a2 gebührt, und dem 
Betrag, der sich zusammensetzt aus 
1. dem Monatsentgelt (ohne Zulagen), das ihm gebühren würde, wenn er in der Entlohnungsgruppe l2a1 

geblieben wäre, und 
2. der Dienstzulage, die ihm in diesem Fall gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 des Gehaltsgesetzes 1956 in Verbindung 

mit § 41 Abs. 2 gebührt hätte. 
 (4) Im Übrigen teilt die Ergänzungszulage das rechtliche Schicksal der Dienstzulage, die im Fall des Ver-
bleibens in der Entlohnungsgruppe l2a1 gemäß den §§ 59 Abs. 5 Z 1 und 60 Abs. 1 Z 1 des Gehaltsgesetzes 
1956 in Verbindung mit § 41 Abs. 2 gebührt hätte. 
 
§ 91. (1) § 39 Abs. 2 und 3 und § 47e sind auf Vertragslehrer nicht anzuwenden, die 

1. schon vor dem 1. Jänner 1996 dem Entlohnungsschema I L angehört haben und 
2. seither ununterbrochen in einem Dienstverhältnis (in Dienstverhältnissen) zu einer inländischen Gebiets-

körperschaft (zu inländischen Gebietskörperschaften) stehen. 
 (2) Zeiten einer Gesamtverwendungsdauer als Lehrkraft gemäß § 39 Abs. 3, § 42e Abs. 1 und § 47e kön-
nen auch vor dem 1. Jänner 1996 zurückgelegt worden sein. 
 
§ 92. Eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses mit einem Vertragslehrer, dem der Bund die Mög-
lichkeit einräumt, im Rahmen eines Abkommens mit einem ausländischen Rechtsträger 
1. an einer zweisprachigen Schule im Ausland zu unterrichten oder 
2. in der Betreuung und Unterstützung von Deutschlehrern im Unterricht an Schulen im Ausland oder in der 

Aus- und Fortbildung solcher Lehrer oder in der Betreuung von Bildungsprojekten tätig zu sein, 
gilt nicht als Verlängerung des Dienstverhältnisses nach § 4 Abs. 4. 
 

Lehrer an Akademien für Sozialarbeit 
§ 92a. (1) § 248b Abs. 1 bis 3 BDG 1979 ist auf Vertragslehrer der Entlohnungsgruppen l 1, l 1 und l pa an 
Akademien für Sozialarbeit anzuwenden. Auf Lehrer der Entlohnungsgruppe l pa sind die für Lehrer der 
Entlohnungsgruppe l ph geltenden Entgeltansätze anzuwenden. 
 (2) Der Rechtsträger des Fachhochschul-Studienganges hat dem Bund den dem Ausmaß der Verwendung 
des Vertragslehrers am Fachhochschul-Studiengang entsprechenden Aktivitätsaufwand samt Nebenkosten zu 
erstatten. 
 

Entlohnungsgruppen l 2b 2 und l 2b 3 
§ 92b. Die Entlohnungsgruppen l 2b 2 und l 2b 3 werden aufgelassen. Vertragslehrer, die am 31. August 
2002 einer dieser Entlohnungsgruppen angehören und nicht mit Ablauf dieses Tages aus dem Dienstverhält-
nis ausscheiden, sind mit Wirksamkeit vom 1. September 2002 Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe 1 2a 1 
des betreffenden Entlohnungsschemas. Auf diese Überleitung sind bei Lehrern des Entlohnungsschemas I L 
die Überstellungsbestimmungen des § 15 anzuwenden. 
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Abfertigung der Vertragslehrer 

§ 92c. (1) § 84 Abs. 2 Z 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Dienstverhältnis auf die Dauer von Unterrichtspe-
rioden (§ 38 Abs. 2) eingegangen und ohne Unterbrechung erneuert oder verlängert wurde. Schulferien gel-
ten dabei nicht als Unterbrechung im Sinne dieser Bestimmung. 
 (2) Für die Bemessung der Abfertigung sind diese Dienstzeiten wie Zeiten eines einzigen durchgehenden 
Dienstverhältnisses zu behandeln; eine Abfertigung gebührt daher nach Abs. 1 in Verbindung mit § 84 ledig-
lich am Ende dieser gesamten Periode. 
 (3) Bei Vertragslehrpersonen des Entlohnungsschemas II L ist der Bemessung der Abfertigung an Stelle 
des für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgelts dasjenige Monatsentgelt zu 
Grunde zu legen, das sich - bei Anwendung der für den letzten Monat des Dienstverhältnisses maßgebenden 
Entgeltansätze - aus dem Durchschnitt der Wochenstundenzahl der letzten 24 Kalendermonate ergibt. 
 (4) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L gemäß § 42g in das Entlohnungsschema I L 
eingereiht, besteht kein Anspruch auf Abfertigung. 
 (5) Ist ein Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden und wird 
er innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung dieses Dienstverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft aufgenommen, so hat er dem Bund die anlässlich 
der Beendigung des bisherigen Dienstverhältnisses erhaltene Abfertigung zurückzuerstatten. 
 
[ab 1.10.2013 wird folgender 3a. Unterabschnitt eingefügt:] 

3a. Unterabschnitt 
Vertragshochschullehrpersonen 

 
Lehrvergütung 

§ 92d. (1) Auf Vertragshochschullehrpersonen der Entlohnungsgruppe ph 2 und auf im Sinne des § 48b 
Abs. 1 dienstzugeteilte Lehrpersonen der Entlohnungsgruppe l 1 ist der Vergütungssatz des § 48p Abs. 2 Z 1 
anzuwenden, wenn sie nach dem 30. September 2007 für mindestens ein Semester in einer Verwendung ge-
standen sind, die einen Anspruch auf eine Dienstzulage gemäß § 41 Abs. 2 in Verbindung mit § 59 Abs. 3 
GehG in der bis zum 30. September 2013 geltenden Fassung begründet hat. 
 (2) Bei Vertragshochschullehrpersonen, deren Monatsentgelt am 1. Oktober 2012 nach der Entlohnungs-
stufe 15 oder einer höheren Entlohnungsstufe zu bemessen ist, erhöht sich der Vergütungssatz des § 48p 
Abs. 2 ab der 481. Lehrveranstaltungsstunde um 25 %. 
 

Zeitkonto 
§ 92e. Bis zum Ablauf des 31. August 2013 nicht durch Freistellung verbrauchte Wochen-Werteinheiten sind 
gemäß § 61 Abs. 18 GehG zu vergüten; die Zuordnung zu den Verwendungsgruppen ph 1, ph 2 und ph 3 
(§ 48d) gilt als Überstellung im Sinne des § 61 Abs. 18 Z 3 GehG. 
 

4. Unterabschnitt 
Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas K 

 
Überleitung 

§ 93. Ein Vertragsbediensteter, der die Erfordernisse des § 59 – allenfalls in Verbindung mit § 231b BDG 
1979 – erfüllt, kann durch schriftliche Erklärung seine Überleitung in das Entlohnungsschema K bewirken. 
Er ist dabei in jene Entlohnungsgruppe einzureihen, für die er die Einreihungserfordernisse nach § 60 erfüllt. 
Die Überleitung wird mit dem auf die Abgabe der Erklärung folgenden Monatsersten wirksam. 
 

Sonderausbildung 
§ 94. (1) Ein Vertragsbediensteter, der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1991 in das Entlohnungsschema K 
eingereiht wird, ist bei Erfüllung aller sonstigen Einreihungserfordernisse auch dann in die Entlohnungs-
gruppe k 1 oder k 3 einzureihen, wenn er für die betreffende Verwendung das Erfordernis einer Sonderaus-
bildung nach § 57b des Krankenpflegegesetzes in der bis zur Novelle BGBl. I Nr. 108/1997 geltenden Fas-
sung nicht erfüllt. Der Vertragsbedienstete ist danach so zu behandeln, als ob er diese Sonderausbildung 
absolviert hätte. 
 (2) Vom Erfordernis einer Sonderausbildung nach § 57b des Krankenpflegegesetzes in der bis zur Novel-
le BGBl. I Nr. 108/1997 geltenden Fassung ist abzusehen, wenn 
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1. ein Vertragsbediensteter bis 31. Dezember 1995 auf Dauer mit einer der folgenden Verwendungen betraut 
wird: Medizinisch-technische Oberassistentin (medizinisch-technischer Oberassistent), Oberin (Pflege-
vorsteher), Oberschwester (Oberpfleger), Medizinisch-technische Stationsassistentin (Medizinisch-
technischer Stationsassistent) oder Stationsschwester (Stationspfleger) und  

2. berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen (insbesondere langjährige Erfahrung im Krankenpflegefach-
dienst oder im gehobenen medizinisch-technischen Dienst, hohes Dienstalter). 

 (3) Wird in diesem Fall das Erfordernis des Abs. 2 Z 2 nicht erfüllt, sind eine Betrauung mit der betref-
fenden Verwendung und eine Überstellung in die entsprechende Entlohnungsgruppe unter der Auflage mög-
lich, dass der Vertragsbedienstete diese Sonderausbildung innerhalb von drei Jahren nach erfolgter Betrau-
ung (Überstellung) erfolgreich beendet. 
 (4) Bei erfolglosem Ablauf dieser Frist ist der Vertragsbedienstete wieder jener Verwendung zuzuweisen, 
die er vor der Betrauung innehatte. Ist er im Zusammenhang mit der Betrauung in eine höhere Entlohnungs-
gruppe überstellt worden, so ist er bei erfolglosem Ablauf der Frist in jene Entlohnungsgruppe zu überstel-
len, der er vor der seinerzeitigen Überstellung angehört hat. Die angeführten Maßnahmen bedürfen nicht der 
Zustimmung des Vertragsbediensteten. Der Vertragsbedienstete ist danach so zu behandeln, als wäre die 
seinerzeitige Betrauung (Überstellung) unterblieben. 
 
 

Abschnitt IX 
Schlussbestimmungen 

 
Sonderverträge und Teuerungszulage 

§ 95. (1) Das monatliche Sonderentgelt (mit Ausnahme der Kinderzulage) jener Vertragsbediensteten, mit 
denen vor dem 1. Jänner 2012 gemäß § 36 ein Sondervertrag abgeschlossen worden ist, wird ab 1. Februar 
2012 um 2,56 % und danach um 11,10 € erhöht, sofern 
1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem Sondervertrag ergibt oder 
2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonderentgeltes nicht an andere Anlassfälle als Bezugserhöhungen 

oder Teuerungsabgeltungen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.  
 (1a) Bei teilbeschäftigten Vertragsbediensteten, mit denen vor dem 1. Februar 2012 gemäß § 36 ein Son-
dervertrag abgeschlossen worden ist, ist zunächst jenes Sonderentgelt zu ermitteln, das ihnen im Falle der 
Vollbeschäftigung gebühren würde. Auf dieses Sonderentgelt sind hierauf die im Abs. 1 vorgesehenen Be-
rechnungsvorschriften anzuwenden. Von dem auf diese Weise errechneten Betrag ist schließlich jener Teil 
zu ermitteln, der sich unter Berücksichtigung des Beschäftigungsausmaßes ergibt. Dieser Teil gilt ab 
1. Februar 2012 als neues Sonderentgelt des teilbeschäftigten Vertragsbediensteten. 
 (2) (3) (entfällt) 
 (4) Sofern es zur Anpassung des Monatsentgeltes und der im § 8a Abs. 1 angeführten Zulagen an geän-
derte Lebenshaltungskosten notwendig ist, können durch Verordnung der Bundesregierung im Einverneh-
men mit dem Hauptausschuss des Nationalrates Teuerungszulagen gewährt werden. Diese Teuerungszulagen 
sind in Hundertsätzen festzulegen. Sie können für das Monatsentgelt und die einzelnen im § 8a Abs. 1 ange-
führten Zulagen auch verschieden hoch angesetzt werden. 
 (5) Die Teuerungszulagen teilen das rechtliche Schicksal des Teiles der Bezüge, zu dem sie gewährt wer-
den. 
 

Einmalzahlung 
§ 95a. (1) Im Monat Mai 2008 gebührt eine Einmalzahlung von 175 € 
1. dem Vertragsbediensteten, wenn er 
 a) am 1. Mai 2008 Anspruch auf Monatsentgelt hat und 
 b) sich der Anspruch auf diese Einmalzahlung nicht bereits aus einem Sondervertrag ergibt, und 
2. dem Verwaltungspraktikanten, wenn er am 1. Mai 2008 Anspruch auf Ausbildungsbeitrag hat. 
 (2) Der im Abs. 1 genannte Betrag entspricht einem vollen Beschäftigungsausmaß und ist entsprechend 
dem Beschäftigungsausmaß, das der Vertragsbedienstete am 1. Mai 2008 hat, zu aliquotieren. Wenn die Ver-
tragsbedienstete am 1. Mai 2008 nach § 3 Abs. 1 bis 3 oder § 5 Abs. 1 MSchG 1979 nicht beschäftigt werden 
darf, ist von jenem Beschäftigungsausmaß auszugehen, das für die Vertragsbedienstete unmittelbar vor Be-
ginn des Beschäftigungsverbotes gegolten hat. 
 (3) Kranken- oder Wochengeld ist dem Monatsentgelt oder Ausbildungsbeitrag gleichzuhalten. 
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Automationsunterstützte Datenverarbeitung 
§ 96. (1) Im Sinne des § 280 BDG 1979 ist der Bundeskanzler ermächtigt, soweit dies zur Wahrnehmung der 
ihm in Vollziehung dieses Bundesgesetzes übertragenen Mitwirkungsbefugnisse eine wesentliche Vorausset-
zung bildet, in die von § 280 Abs. 1 BDG 1979 erfassten Personaldatensysteme direkt Einsicht zu nehmen. 
Die Einsichtnahme ist nur in jenen Bereichen zulässig, in denen dem Bundeskanzler ein Mitwirkungsrecht 
zukommt.  
 (2) Der Bundeskanzler ist weiters ermächtigt, Daten aus den von § 280 Abs. 1 BDG 1979 erfassten Per-
sonaldatensystemen für statistische Auswertungen zu verwenden, soweit dies zur Wahrnehmung der ihm 
gesetzlich übertragenen Aufgaben im Bereich der allgemeinen Personalangelegenheiten öffentlich Bedienste-
ter und der finanziellen Angelegenheiten des Dienstverhältnisses öffentlich Bediensteter eine wesentliche 
Voraussetzung bildet. 
 (3) Der Bundeskanzler ist weiters ermächtigt, nach Vorabinformation der übrigen Zentralstellenleiter aus 
den von Abs. 1 erfassten Personaldatensystemen Adressdaten für Benachrichtigungen oder Befragungen zu 
verwenden, wenn angesichts der Auswahlkriterien für den Kreis der Betroffenen und des Gegenstandes der 
Benachrichtigung oder Befragung eine Beeinträchtigung der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen nicht 
zu erwarten ist.  
 (4) Die Abs. 1 bis 3 sind abweichend von den Bestimmungen des § 1 auf alle Bundesbediensteten anzu-
wenden, die nicht Beamte sind. 
 

Elektronische Personenkennzeichnung 
§ 96a. Zum Zweck der eindeutigen Identifikation in dienstlichen Belangen darf eine aus der ZMR-Zahl (§ 16 
Abs. 4 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992) durch bereichsspezifische Verschlüsselung abgeleitete 
Personenkennzeichnung abweichend vom § 1 Abs. 1 bei allen Bundesbediensteten, die nicht Beamte sind, 
verwendet werden. 
 

Ausgleichstaxe nach dem Behinderteneinstellungsgesetz 
§ 96b. Die dem Dienstgeber Republik Österreich zentral zu verrechnende Ausgleichstaxe nach § 9 des Be-
hinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, ist vom Bundeskanzler nach dem Verursacherprinzip je 
Kalenderjahr im Nachhinein den einzelnen Bundesministerien weiterzuverrechnen. Diese Bestimmung ist 
abweichend von § 1 auf alle vertraglich Bediensteten des Bundes anzuwenden. 
 

Verweisungen auf andere Bundesgesetze 
§ 97. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese - sofern nicht 
ausdrücklich anderes angeordnet wird - in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
 (2) Abs. 1 gilt nicht für Zitierungen, die in den folgenden Bestimmungen enthalten sind: § 1 Abs. 1 lit. e, 
§ 27b Abs. 1 Z 4, § 40 Abs. 3 Z 1 lit. a, § 67 und § 72a. 
 

Vollziehung 
§ 98. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die 
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers betreffen, dieser Bundesminister betraut. 
 

Inkrafttreten 
§ 99. (1) Dieses Bundesgesetz tritt einen Monat nach seiner Kundmachung in Kraft. Die auf Grund dieses 
Bundesgesetzes zu erlassenden Verordnungen können schon von dem auf die Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes folgenden Tage an erlassen werden; sie treten jedoch frühestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes in Kraft. 
 (2) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes an dürfen in seinem Anwendungsbereich 
(§ 1) Dienstverträge nach anderen Bestimmungen nicht mehr abgeschlossen werden. 
 (3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes und seiner Novellen können ab dem Tage der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes oder der betreffenden Novelle erlassen werden. Die Verordnungen treten 
frühestens mit dem Tag in Kraft, mit dem die betreffenden Verordnungsermächtigung in Kraft tritt. 
 

Inkrafttreten von Änderungen dieses Bundesgesetzes 
§ 100. (1) Es treten in Kraft: 
1. § 41 Abs. 5 bis 12, § 44a Abs. 1 und § 73c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 873/1992 mit 

1. September 1992, 
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2. § 44a Abs. 5 in der Fassung des Art. III Z 19 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 873/1992 mit 1. September 
1992, 

3. § 1 Abs. 3 lit. k und l, § 2c Abs. 2, § 6a Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 28 Abs. 2, die §§ 
29d und 29e samt Überschriften, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a Abs. 2, 3, 4, 6, 7, 8 und 9, § 44b, § 44c Abs. 1, 
§ 47 Abs. 2, § 47a, § 54 Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 68a samt Überschrift, § 70 Abs. 1 bis 3 und § 73b Abs. 1, 
5 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 873/1992 mit 1. Jänner 1993, 

4. § 44a Abs. 5 in der Fassung des Art. III Z 20 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 873/1992 mit 1. Jänner 1993, 
5. § 40 Abs. 3 bis 5, § 43 Abs. 2, § 50 Abs. 2 und § 71 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 873/1992 mit 1. Februar 1993. 
 (2) § 26 Abs. 3, § 36 samt Überschrift und § 51 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 
256/1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. 
 (3) § 26 Abs. 2 und 6, § 35 Abs. 3b bis 3e, die Überschrift vor § 72a, § 72b und § 73c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 518/1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. 
 (4) Es treten in Kraft: 
1. § 59 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 16/1994 mit 1. September 1992, 
2. § 2c Abs. 2 und 10, § 5 Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 26 Abs. 2 Z 8, § 26 Abs. 2a bis 

2e, 7 und 8, § 27, § 27e, § 27g Abs. 2, § 28 Abs. 1, § 28a Abs. 5, § 33, § 33a samt Überschrift, § 36 Abs. 
4, § 40 Abs. 3 Z 2 lit. a, § 41 Abs. 1 und 5 Z 2 lit. a, § 44, § 44a Abs. 2 bis 9, § 44b, § 44c Abs. 1, § 48 
Abs. 2, § 54 Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 70 Abs. 1 und die Anlage zu § 26 Abs. 2a Z 2 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 16/1994 mit 1. Jänner 1994. 

 (5) § 2 b Abs. 2 und 2a, § 3 Abs. 1 Z 1 und Abs. 1a, § 6b samt Überschrift, § 34 Abs. 4, § 40 Abs. 2 und 
§ 51 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 389/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 
 (6) Es treten in Kraft: 
1. § 26 Abs. 2 Z 5, § 62, § 63 Abs. 1, § 68 und § 68a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 

550/1994 mit 1. Jänner 1995, 
2. § 5 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 550/1994 mit 1. Jänner 1998. 
 (7) Es treten in Kraft: 
1. § 1 Abs. 3 lit. f und j, § 6a, § 26 Abs. 2 Z 7 und § 59 Abs. 1 Z 1 lit. c in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 665/1994 mit 1. Juli 1994, 
2. § 29e Abs. 1, 2, 4, 5, 5a, 7 und 8 und § 47a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 

665/1994 mit 1. Oktober 1994. 
 (8) Es treten in Kraft: 
1. § 26 Abs. 2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1995 mit 1. Jänner 1994, 
2. § 26 Abs. 2 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1995 mit 1. Juli 1994, 
3. § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2 , § 26 Abs. 2 Z 5 lit. a, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a Abs. 2 

bis 9, § 44b, § 44c Abs. 1, § 54 Abs. 1, § 61 Abs. 1 und § 70 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 43/1995 mit 1. Jänner 1995. 

 (9) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 297/1995 treten in Kraft: 
1. § 8a Abs. 1 und 2, § 16 samt Überschrift, § 17 Abs. 5, § 18 Abs. 1 und 4, § 21, § 22 Abs. 1, § 24 Abs. 1, 

2, 3 und 7, § 26 Abs. 1 bis 4, 6 und 7, § 28a Abs. 2, § 28b Abs. 2, § 29 Abs. 4, § 29b Abs. 6, § 29e Abs. 6 
Z 2 lit. a, § 35 Abs. 3e Z 1 und 2 und Abs. 4 und 6, § 41 Abs. 3, § 46 Abs. 2 und 3, § 49 Abs. 3, § 56 Abs. 
2 und 3, § 57 Abs. 1 und die §§ 72a und 72b samt Überschriften mit 1. Mai 1995, 

2. § 45 Abs. 2 mit 1. September 1995. 
 (10) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 522/1995 treten in Kraft: 
1. § 72b Abs. 4 und 8 mit 1. Mai 1995, 
2. die §§ 39, 42b bis 42g und 44d samt Überschriften, § 45 Abs. 3, § 47b samt Überschrift, § 49 Abs. 4 und 

5 und § 73b samt Überschrift sowie die Aufhebung des § 38 Abs. 3 mit 1. Jänner 1996, 
3. § 24 Abs. 9, § 50 Abs. 1, § 53 Z 1 und § 75a samt Überschrift mit dem auf die Kundmachung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 522/1995 folgenden Tag. 
 (11) (entfällt) 
 (12) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 treten in Kraft: 
1. a) § 54a Abs. 1 in der Fassung des Art. 3 Z 3 lit. a, 

b) § 54a Abs. 2 in der Fassung des Art. 3 Z 4 lit. a  
 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 mit 1. Juni 1996, 
2. § 45 Abs. 2 letzter Satz mit 1. September 1996, 
3. § 54 Abs. 2 mit 1. Oktober 1996, 
4. a) § 54a Abs. 1 in der Fassung des Art. 3 Z 3 lit. b, 
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b) § 54a Abs. 2 in der Fassung des Art. 3 Z 4 lit. b 
 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 mit 1. Jänner 1997. 
 (13) Es treten in Kraft: 
1. die Aufhebung des § 1 Abs. 3 lit. l durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 375/1996 mit 1. Mai 1996, 
2. § 1 Abs. 3 lit. j, § 4a Abs. 1, § 5 Abs. 3 bis 5, § 22a und § 28a Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesge-

setzes BGBl. Nr. 375/1996 sowie die Aufhebung des § 1 Abs. 3 lit. k durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 
375/1996 mit dem auf die Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 375/1996 folgenden Tag, 

3. a) § 50 Abs. 3, § 51 Abs. 1, Abs. 3 Z 3, Abs. 4 und Abs. 6, § 52 samt Überschrift, § 52a, § 52b samt 
Überschrift, § 54 samt Überschrift, § 54a Abs. 1 erster Satz und Abs. 3 und 4, § 54b und § 54d in der 
Fassung,  

b) § 54c samt Überschrift in der Fassung des Art. VI Z 17  
 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 375/1996 mit 1. Oktober 1996, 
4. § 54c samt Überschrift in der Fassung des Art. VI Z 18 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 375/1996 mit 1. 

Oktober 1997. 
 (14) § 29e Abs. 7 und § 29f samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 392/1996 
treten mit 1. August 1996 in Kraft. 
 (15) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/1997 treten in Kraft:  
1.  § 68a Abs. 2a mit 1. Jänner 1995,  
2.  § 26 Abs. 2 Z 6 mit 1. Mai 1996,  
3.  § 52 Abs. 5 Z 1 und § 52a Abs. 4 Z 2 mit 1. August 1996,  
4.  § 52a Abs. 4 Z 1 mit 1. Oktober 1996,  
5.  § 2a Abs. 3, § 2b Abs. 1, § 3 Abs. 2 Z 1 und Abs. 4, § 26 Abs. 3 und 5, § 29a Abs. 4, § 36 Abs. 1 und 2, 

§ 51 Abs. 5, § 59 Abs. 2, § 70 Abs. 1 und § 75a Abs. 1 und 2 mit 15. Februar 1997,  
6.  § 1 Abs. 3 und 4, § 2, die §§ 3b, 18a und 20 samt Überschriften, § 28 Abs. 2, die §§ 29b bis 29e samt 

Überschriften (mit Ausnahme des § 29b Abs. 2 Z 3), die §§ 29f bis 29h, § 37 Abs. 2 und 4, § 42 Abs. 2 
und 3, § 47 Abs. 2, § 47a Abs. 1 und 2, § 50 Abs. 2 Z 1 und Abs. 4, die §§ 71, 72a und 72c samt Über-
schriften sowie der Entfall des § 1 Abs. 5 und des § 76 Abs. 11 mit 1. Juli 1997,  

7. § 37a samt Überschrift und § 40 Abs. 3 mit 1. September 1997,  
8. § 28a Abs. 3 mit dem auf die Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/1997 folgenden Tag,  
9. § 29b Abs. 2 Z 3 mit dem Zeitpunkt, in dem für das betreffende Land des Vizepräsidenten eines Landes-

schulrates (des Stadtschulrates für Wien) § 32 des Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920, in der Fas-
sung BGBl. Nr. 368/1925, außer Kraft tritt. 

 (16) § 50 Abs. 3, § 53, die §§ 54c bis 54e, der Abschnitt IV (§§ 55, 55a, 56, 56a bis 56d, 57, 57a, 58, 58a 
bis 58c samt Überschriften) in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/1997 treten mit 1. Oktober 
1997 in Kraft. 
 (17) § 26 Abs. 2 Z 2, § 42f Abs. 1 Z 3 und § 52 Abs. 3 Z 2 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 30/1998 treten mit 1. Jänner 1998 in Kraft. 
 (18) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/1997 treten in Kraft: 
1. § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 42f Abs. 1, § 44, die §§ 47a bis 47e samt Überschrif-

ten, § 54, § 56 Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 70 Abs. 1 und § 73b Abs. 1 und 2 mit 1. Jänner 1998, 
2. § 41 Abs. 4 und § 45 Abs. 2 und 3 mit 1. September 1998. 
Die §§ 47a bis 47c samt Überschrift treten mit Ablauf des 31. August 2007 außer Kraft; sie sind jedoch in 
der bis zum 31. August 2007 geltenden Fassung auf Rahmenzeiten, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht abge-
laufen sind, bis zu deren Ablauf weiterhin anzuwenden. 
 (19) § 2 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/1997 tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft. 
 (20) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 123/1998 treten in Kraft: 
1. § 52 Abs. 7, § 52b Abs. 1 Z 2 und § 69 Abs. 2 mit 15. Februar 1997, 
2. § 1 Abs. 1, § 29b Abs. 3, § 29h samt Überschrift, § 29i, § 47 Abs. 2 Z 5, § 52 Abs. 5 Z 1, § 52a Abs. 4 

Z 2 und § 72a Überschrift und Abs. 1 und 2 mit 1. Juli 1997, 
3. § 59 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4, § 60 Abs. 1, § 69 Abs. 3 Z 2, § 74 samt Überschrift und § 75 Abs. 1 und 2 

mit 1. September 1997, 
4. § 15 Abs. 2 Z 3 mit 1. Oktober 1997, 
5. § 47a Abs. 2, § 47c Abs. 3 Z 2, Abs. 4a und Abs. 6 und § 72a Abs. 3 mit 1. Jänner 1998, 
6. § 6a Abs. 1 Z 3 und 4, § 23, § 24a Abs. 1 lit. a und Abs. 2, § 58c Abs. 1 und § 72b Abs. 3 und 4 mit 1. 

Juli 1998, 
7. § 27a Abs. 3, § 27c Abs. 2 und § 27d Abs. 2 mit 1. Jänner 1999. 
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 (21) Es treten in Kraft: 
1. das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 1, § 2b Abs. 2 Z 1 lit. a, § 2e samt Überschrift, § 3 Abs. 1 Z 1 lit. a, Abs. 

4 und Abs. 6, § 4 Abs. 1 und 2, § 4a, § 5, die §§ 5a bis 6c samt Überschriften, § 8a Abs. 1, § 15 Abs. 2 
Z 1, § 15a samt Überschrift, die §§ 20 und 21 samt Überschriften, § 22 Abs. 3, § 26 Abs. 2 Z 6 und 8, 
§ 30 Abs. 3 und 5 Z 2, § 32, § 34 Abs. 4 Z 1, § 35 Abs. 2 Z 1 und 2, § 36 Abs. 4, § 37 Abs. 2, § 38 Abs. 
1, § 42 Abs. 2 § 47e, § 48 Abs. 1, § 57 Abs. 6 und die §§ 64 bis 75 und 77 bis 98 samt Überschriften in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/1999 mit 1. Jänner 1999, 

2. § 76 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/1999 mit 1. Jänner 2000. 
Mit Ablauf des 31. Dezember 1998 treten § 8 samt Überschrift und § 15 Abs. 8 in der zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung außer Kraft. 
 (22) Die §§ 29j bis 29l samt Überschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/1999 treten 
mit 1. Juni 1999 in Kraft. 
 (23) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 6/1999 treten in Kraft: 
1. § 44e samt Überschrift, soweit sich diese Bestimmung nicht auf § 63b des Gehaltsgesetzes 1956 bezieht, 

mit 1. September 1998, 
2. § 23 mit 1. Jänner 1999 und 
3. § 41 Abs. 4 und - soweit sich diese Bestimmung auf § 63b des Gehaltsgesetzes 1956 bezieht - § 44e samt 

Überschrift mit 1. April 1999. 
 (24) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 127/1999 treten in Kraft: 
1. § 19, § 26 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 4 lit. d bis f und Abs. 3, 4, 6 und 7 sowie § 82 (in der Zeit vor dem 1. 

Jänner 1999 § 72b) Abs. 9 mit 17. Juni 1998, 
2. § 50 Abs. 3, § 54d und § 56d mit 1. Oktober 1998, 
3. § 3b, § 22 Abs. 5, § 65 Abs. 6, § 66 Abs. 3, § 67 Abs. 3a und 5, § 71 Abs. 2, § 72 Abs. 2, § 74 Abs. 3 Z 1, 

§ 75 Abs. 10 und § 89 Abs. 5 mit 1. Jänner 1999, 
4. § 29d mit 1. Juni 1999, 
5. das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 3 Z 2, § 3, § 18 Abs. 1, § 26 Abs. 2a bis 2c und 5, die Anlage zu § 26 

Abs. 2a Z 2, § 34 Abs. 4 Z 2 lit. a und b, § 40 Abs. 5, § 43 Abs. 2 Z 2, § 51 Abs. 5, § 55 Abs. 4, § 57 Abs. 
4 und 6 in der Fassung des Art. III Z 37 und 38 des in der Einleitung zitierten Bundesgesetzes, § 65 Abs. 
7 und § 78a samt Überschrift mit 1. August 1999, 

6.  § 96 Abs. 1 und 2 mit 1. September 1999, 
7. § 52a Abs. 2, § 53 Z 3, § 54a Abs. 4, § 55 Abs. 1, § 55a, § 57 in der Fassung des Art. III Z 35 und 36 des 

in der Einleitung zitierten Bundesgesetzes, § 57a Abs. 1, § 58 Abs. 1, 5 und 6 und § 58a Abs. 1 mit 1. Ok-
tober 1999, 

8. § 18 Abs. 3 mit 1. Jänner 2002. 
Mit Ablauf des 31. Dezember 2003 tritt § 22 Abs. 5 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer 
Kraft. Diese Bestimmung ist jedoch auch noch im Jahr 2004 anzuwenden, wenn damit Leistungen abgegol-
ten werden, die vor dem Ablauf des 31. Dezember 2003 gemäß § 22 Abs. 5 in Verbindung mit § 113a Abs. 6 
des Gehaltsgesetzes 1956 erbracht worden sind. 
 (25) § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a Abs. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 
und 9, § 44b, § 44c Abs. 1, § 54, § 56 Abs. 1, § 61 Abs. 1 und § 70 Abs. 1 bis 3 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 9/1999 treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft. 
 (26) § 52a Abs. 3 und § 52b Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 treten mit 1. 
Jänner 2000 in Kraft. 
 (27) § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 27h, § 28a Abs. 3, § 29b Abs. 3, § 29c Abs. 2, § 
29d Abs. 2, § 29f Abs. 1 Z 2, § 29g Abs. 3, § 32 Abs. 3 Z 1 lit. a, § 35 Abs. 3 Z 2 lit. c, Z 3 und 4 und Abs. 
4a, § 41 Abs. 1, § 42c Abs. 1 Z 1, § 42f Abs. 1 Z 2, § 44, § 44a Abs. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9, § 44b, § 44c 
Abs. 1, § 52 Abs. 3 Z 1 lit. a, § 52a Abs. 4 Z 1, § 54, § 56 Abs. 1, § 58c Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 
2, § 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2 und § 95 Abs. 1 bis 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 6/2000 treten mit 1. Jänner 2000 in Kraft. 
 (28) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2000 treten in Kraft: 
1. § 83 (der vor dem 1. Jänner 1999 die Bezeichnung “§ 72a” führte) Abs. 3 mit 1. September 1998, 
2. die Überschrift zu § 22, § 22 Abs. 6, die §§ 54e und 56e samt Überschriften, die Neubezeichnung des 

bisherigen § 54e als § 54f und § 78 samt Überschrift mit 1. Jänner 1999, 
3. die Anlage zu § 26 Abs. 2a Z 3 und Abs. 6 Z 2 mit 1. August 1999, 
4. § 89 samt Überschrift mit 1. Jänner 2000, 
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5. § 2a Abs. 3, § 2b Abs. 1, § 25 Abs. 3, § 26 Abs. 2 Z 4 lit. d und Abs. 3 und 5, § 29a Abs. 4, § 29b Abs. 2, 
§ 36 Abs. 1 und 2, § 52 Abs. 7, § 52b Abs. 1 Z 2, § 57 Abs. 4, § 58 Abs. 6, § 59 Abs. 2, § 66 Abs. 3, 
§ 78a Abs. 3, § 87 Abs. 2 und § 96 Abs. 1 und 2 mit 1. April 2000, 

6. § 26 Abs. 11 mit 1. September 2000, 
7. § 3 Abs. 3, die §§ 28b und 33a samt Überschriften und § 57 Abs. 7 sowie die Aufhebung der §§ 28a und 

28c samt Überschriften mit 1. Jänner 2001. 
 (29) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 142/2000 treten in Kraft: 
1. a) § 96a samt Überschrift (einschließlich seiner Anführung im Inhaltsverzeichnis) und 

b) § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 44, § 54, § 56, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 2, 
§ 72 Abs. 1 und 2, § 74 Abs. 2, § 78a Abs. 1, § 80 und § 95 Abs. 1 bis 2 in der Fassung des Art. 48 
Abschnitt 48.1 des in der Einleitung angeführten Bundesgesetzes 

 mit 1. Jänner 2001, 
2. § 41 Abs. 4, § 44e samt Überschrift (einschließlich seiner Anführung im Inhaltsverzeichnis) und § 45 

Abs. 2 sowie die Aufhebung des § 45 Abs. 3 durch das in der Einleitung angeführte Bundesgesetz mit 1. 
September 2001, 

3. a) § 22 Abs. 1 und 2, § 29f Abs. 3, § 44a Abs. 2 bis 9, § 44b Abs. 1 und 2, § 44c Abs. 1, § 54e Abs. 1, 
§ 56e Abs. 1, § 58 Abs. 1 und 5 und § 73 Abs. 2 und 

b) § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 44, § 54, § 56, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 2, 
§ 72 Abs. 1 und 2, § 74 Abs. 2 und § 95 Abs. 1 bis 2 in der Fassung des Art. 48 Abschnitt 48.2 des in 
der Einleitung angeführten Bundesgesetzes 

 mit 1. Jänner 2002. 
 (30) [WURDE NICHT AUSGEGEBEN] 
 (31) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2001 treten in Kraft: 
1. a) § 26 Abs. 2f und, soweit die folgenden Bestimmungen nicht Zeiten eines Dienstverhältnisses zu einem 

inländischen Gemeindeverband oder einer nach § 26 Abs. 2f vergleichbaren Einrichtung betreffen, 
§ 82 Abs. 10 bis 15 sowie  

b) § 26 Abs. 4 Z 1 in der Fassung des Art. 3 Z 7 des in der Einleitung angeführten Bundesgesetzes  
 mit 1. Jänner 1994,  
2. a) § 26 Abs. 2 Z 1 lit. a, die Überschriften zu den §§ 54e und 56e sowie § 54a Abs. 1, § 54e Abs. 1, § 56a 

Abs. 1, § 56e Abs. 1 und, soweit die folgenden Bestimmungen Zeiten eines Dienstverhältnisses zu ei-
nem inländischen Gemeindeverband oder einer nach § 26 Abs. 2f vergleichbaren Einrichtung betref-
fen, § 82 Abs. 10 bis 15 sowie  

b) das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Art. 3 Z 2 des in der Einleitung angeführten Bundesgesetzes  
 mit 1. Jänner 1999,  
3. § 95 Abs. 3 und § 96a mit 1. Jänner 2001,  
4. § 45 Abs. 3 mit 1. September 2001,  
5. a) § 15 Abs. 2, § 26 Abs. 2 Z 4 und Abs. 6, Abschnitt IIa (§§ 49a bis 49v), § 51 Abs. 6, § 52 Abs. 7 bis 

10, § 52a Abs. 5 bis 7, § 52b Abs. 2, § 54c Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 56c Abs. 2, § 57 Abs. 8 und § 78a 
Abs. 1 und 4 sowie  

b) das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Art. 3 Z 1 des in der Einleitung angeführten Bundesgesetzes 
und  

c) § 26 Abs. 4 Z 1 in der Fassung des Art. 3 Z 8 des in der Einleitung angeführten Bundesgesetzes  
 mit 30. September 2001,  
6. § 49h Abs. 5 und § 49o Abs. 2 zweiter Satz in der Fassung des Art. 3 Z 15 und 16 des in der Einleitung 

angeführten Bundesgesetzes mit 1. Jänner 2002. 
 (32) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2002 treten in Kraft: 
1. § 82 Abs. 9, 9a, 11 und 13 bis 15 mit 1. Jänner 1994, 
2. § 27 Abs. 7 mit 1. Juli 2001, 
3. § 45 Abs. 3 mit 1. September 2001, 
4. die Aufhebung des § 78 Abs. 4 zweiter und dritter Satz mit 30. September 2001, 
5. das Inhaltsverzeichnis, soweit es die §§ 29c und 29d betrifft, § 27a Abs. 3, § 27h, § 28b Abs. 6, § 29b 

Abs. 3, § 29c Überschrift und Abs. 2, § 29d Überschrift und Abs. 2, § 29g Abs. 3, § 32 Abs. 3 Z 1 lit. a, § 
35 Abs. 3 Z 2, 3 und 4, Abs. 4a und 4b, § 40 Abs. 3 Z 1, § 41 Abs. 1, § 42c Abs. 1 Z 1, § 42f Abs. 1 Z 2, 
§ 47c Abs. 3 Z 1, § 49g Abs. 1 Z 2, § 49k Abs. 1, § 49m Abs. 2 Z 1 lit. b, § 49r Abs. 1, § 52 Abs. 3 Z 1 
lit. a, § 52a Abs. 4 Z 1, § 58c Abs. 1 und § 73 Abs. 2 mit 1. Jänner 2002, 

6. § 25 Abs. 6 mit 1. Mai 2002, 
7. § 49q Abs. 1a, § 54e Abs. 1, § 56e Abs. 1 und § 89 mit 1. Juli 2002, 
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8. das Inhaltsverzeichnis, soweit es den § 92a samt Überschrift betrifft, § 29a Abs. 4, § 29j samt Überschrift, 
§ 29k samt Überschrift, §§ 29l bis 29n, § 49d Abs. 2 und § 92a samt Überschrift mit 1.9.2002. 

§ 25 Abs. 6 ist auf Anzeigen, die ab dem 1.5.2002 beim Staatsanwalt oder Gericht einlangen, anzuwenden. 
 (33) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 119/2002 treten in Kraft: 
1. § 3 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2, § 26 Abs. 1 Z 2, Abs. 3, 3a, 7 und 10, § 29k Abs. 1, § 40 Abs. 1 und 5, § 41 

Abs. 1, § 43 samt Überschrift, § 44, § 44a Abs. 4, § 50 Abs. 2, § 60, § 65 Abs. 7, § 66 Abs. 3, § 82 Abs. 
16, § 89 Abs. 6 und § 92b samt Überschrift sowie die Aufhebung des § 3 Abs. 4, des § 13 letzter Satz und 
des § 26 Abs. 5 mit 1. September 2002, 

2. die die §§ 25 und 79a betreffenden Zeilen des Inhaltsverzeichnisses, § 2e Abs. 1 und 2, § 25 Abs. 1 bis 4, 
§ 29, § 29g Abs. 6, § 49f Abs. 7, § 49l Abs. 1, § 49s Abs. 2 Z 1, § 55 Abs. 4, § 57 Abs. 7, § 67, § 79a 
samt Überschrift sowie §§ 81a und 82a jeweils samt Überschrift mit 1. Jänner 2003. 

 (34) § 3a, § 35 samt Überschrift, § 49f Abs. 7, § 49k, § 49l Abs. 1, § 49r, § 50 Abs. 2 Z 2, § 54f, § 55 
Abs. 4, § 57 Abs. 7, § 58c, § 84 samt Überschrift und § 92c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
100/2002 treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. 
 (35) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2003 treten in Kraft: 
1. § 49j Abs. l mit 1. Jänner 2002, 
2. § 2c Abs. 2, § 11 Abs. l, § 14 Abs. l, § 22 Abs. 2, § 41 Abs. l, § 44, § 44a Abs. 2 bis 9, § 44b, § 44c Abs. 

l, § 49q Abs. l und la, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. l, § 56, § 56e Abs. l, § 61 Abs. l, § 71 Abs. l und 2, 
§ 72 Abs. l und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2 und § 95 Abs. l bis 3 mit 1. Jänner 2003. 

 (36) § 29c Abs. 4 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003 tritt mit 1. Jänner 2004 in 
Kraft. 
 (37) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten in Kraft 
1. § 2c Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 44, § 49q Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 56, 

§ 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 2, § 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 95 Abs. 1 und 1a sowie 
§ 95a mit 1. Juli 2003, 

2. § 47a Abs. 1, § 47b und § 47c Abs. 11 Z 2 mit 1. September 2003. 
 (38) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2003 treten in Kraft: 
1. § 78a Abs. 4 mit 1. Oktober 2001, 
2. § 2a Abs. 1, § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1 und 2, § 59 Abs. 2, § 78a Abs. 3, § 95 Abs. 2, § 96 Abs. 1 bis 3 und 

§ 96b mit 1. Mai 2003, 
3. das Inhaltsverzeichnis, soweit es die Einfügung des § 87a betrifft, und § 87a samt Überschrift mit 

1. Dezember 2003, 
4. das Inhaltsverzeichnis, soweit es nicht die Einfügung der §§ 1a und 87a betrifft, § 1 Abs. 1 und Abs. 3 

Z 12, § 2c Abs. 2, § 4 Abs. 5, § 4a Abs. 3, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 26 Abs. 2 Z 4 lit. d 
und Abs. 2f, § 27a Abs. 1, 4 und 7 bis 10, § 27b Abs. 1 bis 3, § 27c samt Überschrift, § 27g Abs. 1, § 29 
Abs. 4, § 29b Abs. 2, § 29c Abs. 4 Z 2, § 30 Abs. 7, Abschnitt Ia, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c 
Abs. 1, § 49b Abs. 1, 2, 4, 5 und 10, Überschrift zu § 49c, § 49c Abs. 1, 2 und 4, § 49e Abs. 1 bis 5, § 49f 
Abs. 1, 5, 6, 7 und 8, § 49g Abs. 3 Z 1 und Abs. 4, § 49h Abs. 1 Z 1, Abs. 2 und 3, § 49i Abs. 2, § 49j 
Abs. 6, § 49k Abs. 3 und 5, § 49l Abs. 1 und 5, § 49n Abs. 1, 2, 3 und 6, § 49o Abs. 1, § 49q Abs. 1, 
Abs. 1a und Abs. 6, § 49r Abs. 2 und 4, § 49s Abs. 2 Z 1, Abs. 3 Z 1 und Abs. 4, § 49t Abs. 2, § 49u 
Abs. 1 bis 3, § 49v Abs. 1, Abs. 3 bis 5, Überschrift zu Abschnitt III, § 50 Abs. 1 und 3, § 52b Abs. 1 Z 2, 
§ 53 Z 4, § 54, § 54e Abs. 1, § 54c samt Überschrift, § 55 Abs. 1, 1a und 4, § 55a Abs. 1, § 56, § 56c 
samt Überschrift, § 56e Abs. 1, § 57 Abs. 1 und 7, § 57a Abs. 1, § 58 Abs. 1 und 5, § 58a samt Über-
schrift, § 58c Abs. 2, § 61 Abs. 1, § 66 Abs. 3, § 71 Abs. 1 und Abs. 2, § 72 Abs. 1 und Abs. 2, § 73 
Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 82 Abs. 6 Z 2, Abs. 12a, Abs. 13 und Abs. 15, § 84 Abs. 7, § 95 Abs. 1 und 
Abs. 1a, sowie die Aufhebung der §§ 2b bis 2d samt Überschriften, des § 27d samt Überschrift, des § 49e 
Abs. 3 in der bis zum 31. Dezember 2003 geltenden Fassung, des § 50 Abs. 3 in der bis zum 
31. Dezember 2003 geltenden Fassung, der §§ 54d, 56d und 58b mit 1. Jänner 2004, 

5. § 42e Abs. 1 in der Fassung des Art. 3 Z 30 lit. a mit 1. Oktober 2004, 
6. § 17 Abs. 4 und § 18 Abs. 3 mit 1. Jänner 2005, 
7. § 42e Abs. 1 in der Fassung des Art. 3 Z 30 lit. b mit 1. Oktober 2006. 
 (39) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 176/2004 treten in Kraft: 
1. § 22b samt Überschrift, § 26 Abs. 2a, Abs. 2b, Abs. 2c, Abs. 2d, § 49a, § 49b Abs. 1, § 49e Abs. 2 und 

Abs. 4 Z 1, § 49f Abs. 7, § 49g Abs. 4, § 49j Abs. 1 und 5, § 49l Abs. 1, § 49n Abs. 4, § 49q Abs. 6, § 49s 
Abs. 2 Z 1, § 49t Abs. 2, § 53 Z 2, die Überschrift zu Abschnitt IV, § 55 Abs. 1a, § 56e Abs. 1 und § 57 
Abs. 5 mit 1. Jänner 2004, 

2. § 26 Abs. 2f Z 1 und § 82 bis § 82c samt Überschriften mit 1. Mai 2004, 
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3. § 29 Abs. 2 Z 1 und 2 mit 1. Juli 2004, 
4. § 40 Abs. 5, § 42e Abs. 1 und § 44a Abs. 5 mit 1. September 2004, 
5. § 5c samt Überschrift, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 22a, § 27c Abs. 2, § 29c Abs. 4 Z 2, § 29f 

Abs. 2, § 29k Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 42g Abs. 1a, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, § 49q Abs. 1, Abs. 1a, 
§ 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und Abs. 2, § 72 Abs. 1 und 
Abs. 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 75 Abs. 3, § 83b samt Überschrift und § 95 Abs. 1 und Abs. 1a mit 1. 
Jänner 2005. 

 (40) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2005 treten in Kraft: 
1. § 22a mit 1. Jänner 2005, 
2. § 27a Abs. 9, § 29g Abs. 3, § 42c Abs. 1 Z 1, § 84 Abs. 3 Z 4 und § 84 Abs. 4a mit 1. Juli 2005, 
3. § 78a Abs. 1 Z 8 und Abs. 5 mit 1. Jänner 2006. Der Wirksamkeitsbeginn der Einbeziehung der Vertrags-

bediensteten nach § 78a Abs. 1 Z 8 in die Pensionskassenvorsorge ist im Kollektivvertrag nach § 78a 
Abs. 2 zu vereinbaren. 

 (41) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 165/2005 treten in Kraft: 
1. § 84 Abs. 3b mit 1. Jänner 2005, 
2. § 22 Abs. 1 mit 1. Juli 2005, 
3. § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 29f Abs. 5, § 29k Abs.1 und 4, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 

44c Abs. 1, § 49q Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 
Abs. 1 und Abs. 2, § 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 95 Abs. 1 und 1a mit 1. Jänner 2006, 

4. § 27c Abs. 2 mit 1. Jänner 2007, 
5. § 15 Abs. 2 Z 3, § 37a Abs. 5, § 40 Abs. 1 und 2, § 41 Abs. 1, § 43 Abs. 1, § 44 und § 92a Abs. 1 mit 1. 

Oktober 2007. 
§ 29k Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 165/2005 gilt für eine Betreuung von schwerst-
erkrankten Kindern, die nach dem 31. Dezember 2005 gewährt wird. Vertragsbediensteten ist auf ihr Ansu-
chen bei einer Betreuung von schwersterkrankten Kindern, die vor dem 1. Jänner 2006 gewährt wurde, eine 
Verlängerung der Maßnahme auf insgesamt höchstens neun Monate zu gewähren. 
 (42) § 73 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 165/2005 tritt mit 1. Jänner 2006 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft. Erklärungen für das Kalenderjahr 2008 können bis 
zum 31. März 2008 abgegeben werden. 
 (44) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2006 treten in Kraft: 
1. § 29 Abs. 2 und 4 mit 1. November 2005, 
2. § 29k Abs. 1 und 4 und § 36b Abs. 4a mit 1. Juli 2006, 
3. § 46a samt Überschrift mit 1. September 2006. 
 (45) § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a Abs. 2 bis 9, § 44b, § 44c Abs. 1, 
§ 49q Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 
Abs. 2, § 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2 und § 95 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 166/2006 treten mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
 (46) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2007 treten in Kraft: 
1. § 29b Abs. 2 mit 1. September 2006, 
2. § 49f Abs. 8 mit 1. März 2007, 
3. § 26 Abs. 2, § 26 Abs. 2f Z 4, § 29f Abs. 1 Z 1 und 2 und Abs. 4 Z 2 und § 82a Abs. 1 Z 4, § 84 Abs. 7, 

§ 84a und § 92c Abs. 5 mit 1. Juli 2007, 
4. die die §§ 20a, 20b und 47a betreffenden Zeilen des Inhaltsverzeichnisses, § 20a samt Überschrift, § 20b 

samt Überschrift, § 29e Abs. 2 Z 2, § 37a Abs. 1 und § 47a samt Überschrift mit 1. September 2007 und 
5. § 40 Abs. 3 Z 1 mit 1. Oktober 2007. 
 (47) Vereinbarungen gemäß § 20a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2007 können be-
reits von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt folgenden Tag an geschlossen 
werden, sie dürfen jedoch frühestens mit 1. Jänner 2008, bei Vertragslehrern des Entlohnungsschemas I L 
mit 1. September 2007, rechtswirksam werden. Die §§ 20a und 20b sind mit den in § 42a vorgesehenen 
Maßgaben ab 1. Jänner 2019 nur mehr auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L anzuwenden. Für alle 
anderen Vertragsbediensteten hat die Rahmenzeit im Sinne des § 20a Abs.1 spätestens mit Ablauf des 
31. Dezember 2018 zu enden. 
 (48) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2007 treten in Kraft: 
1. § 2 mit 10. August 2002, 
2. § 15 Abs. 4 und 5, § 67 Abs. 1, § 77 Abs. 3, § 80a samt Überschrift und § 100 Abs. 46 Z 3 mit 1. Juli 

2007, 
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3. § 3b Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 17 Abs. 3, § 22 Abs. 1 und 2, § 26 Abs. 10 und 11, § 41 
Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, § 49q Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1 und 2, 
§ 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 63 Abs. 2, § 68 Abs. 6, § 69 Abs. 7, § 71 Abs. 1 und Abs. 2, § 72 
Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 86 Abs. 3, § 95 Abs. 1 und 1a, § 95a mit 1. Jänner 2008. 

 (49) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 147/2008 treten in Kraft: 
1. § 29 Abs. 2 Z 1 und Abs. 4 mit 1. Jänner 2008 und 
2. § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 27g Abs. 6, § 29 Abs. 7, § 29c Abs. 4 Z 2, § 29f Abs. 8, § 35 

samt Überschrift, § 37a Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, § 47 Abs. 2, § 49q Abs. 1 
und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und Abs. 2, § 72 
Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 92c Abs. 3, § 95 Abs. 1 sowie der Entfall des § 27a Abs. 10 mit 
1. Jänner 2009. 

 (50) § 29c Abs. 4 Z 2 lit. c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 147/2008 ist auf Karenzurlau-
be anzuwenden, die am 1. Jänner 2009 bestehen oder danach angetreten werden. Die gemäß § 29c Abs. 2 
lit. b in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2008 geltenden Fassung verfügte Berücksichtigung der Zeit 
eines Karenzurlaubes für zeitabhängige Rechte gilt bei diesen Karenzurlauben auch für die nach der jeweili-
gen Verfügung nicht mehr für zeitabhängige Rechte zu berücksichtigende Zeit des Karenzurlaubes. 
 (51) § 78a Abs. 2 und Abs. 5 bis 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 73/2009 treten mit 
1. Jänner 2009 in Kraft. 
 (52) Die den § 1b betreffende Zeile des Inhaltsverzeichnisses sowie § 1b, § 29f Abs. 9 und § 29k Abs. 7 
samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
 (53) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 153/2009 treten in Kraft: 
1. § 78a Abs. 5 erster Halbsatz und § 78a Abs. 6 Z 2 mit 1. Jänner 2009, 
2. § 3 Abs. 1 Z 1 lit. b, § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 1 und 2, § 26 Abs. 2 Z 1 lit. b sublit. cc, § 26 

Abs. 2 Z 8, § 26 Abs. 2a, § 26 Abs. 2e, § 26 Abs. 11, § 27h, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, 
§ 49q Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 2, 
§ 72 Abs. 1 und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 95 Abs. 1 und 1a und der Entfall des § 26 Abs. 2 Z 9 mit 1. 
Jänner 2010, 

3. § 39 Abs. 3 mit 1. September 2010. 
 (54) § 73 Abs. 3a und 3b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 153/2009 tritt mit 1. Jänner 
2010 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2011 außer Kraft. Erklärungen für das Kalenderjahr 2010 
können abweichend von § 73 Abs. 3a bis zum 31. März 2010 abgegeben werden. 
 (55) § 2e Abs. 1 und § 79a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 6/2010 treten mit 1. Jänner 
2013 in Kraft. 
 (56) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2010 treten in Kraft: 
1. § 3 Abs. 3, § 19, § 26 Abs. 1 und 1a, § 49v Abs. 2 und § 82 Abs. 10 und 12 bis 14 sowie der Entfall der 

§§ 11 Abs. 3, 14 Abs. 3, 61 Abs. 3 und 71 Abs. 4 mit 1. Jänner 2004, 
2. § 27a Abs. 1, 7 und 8 und § 27b Abs. 1 sowie der Entfall des § 27a Abs. 5 und 6 mit 1. Jänner 2011. 
 (57) In der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, treten in Kraft: 
1. § 82 Abs. 11a letzter Satz mit 1. Jänner 2004, 
2. Die den § 24b und den § 29o betreffenden Zeilen des Inhaltsverzeichnisses, § 1 Abs. 3 Z 2, § 11 Abs. 1, 

§ 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 24b samt Überschrift, § 26 Abs. 2 Z 1 lit. b, § 26 Abs. 2 Z 7 lit. d, § 27c 
Abs. 1 und 2, § 27h, § 29o samt Überschrift, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, § 49q Abs. 1 
und 1a, § 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und 2, § 72 Abs. 1 
und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 82b Abs. 3, § 95 Abs. 1 und 1a mit 1. Jänner 2011. 

Auf Vertragslehrpersonen des Entlohnungsschemas II L, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 2011 
begonnen hat, ist § 46 Abs. 7 weiterhin in der Fassung vom 30. Dezember 2010 anzuwenden. 
44. Dem § 100 werden folgende Abs. 58 bis 60 angefügt: 
 (58) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 140/2011 treten in Kraft: 
1. § 100 Abs. 57 letzter Satz mit 31. Dezember 2010, 
2. § 37 Abs. 2 mit 1. Jänner 2011, 
3. die den § 16, den § 21, den § 30a, sowie den § 36e betreffenden Zeilen des Inhaltsverzeichnisses, § 5 

Abs. 1, § 7 Abs. 1 und 2, § 8a Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 4 und 5, § 16 samt Überschrift, § 17 Abs. 5, § 18 
Abs. 1 und 4, § 20b Abs. 2, § 21 samt Überschrift, § 22 Abs. 1 dritter Satz, § 24 Abs. 1 bis 3 und 7, § 28b 
Abs. 2, 4 und 5, § 29g Abs. 6 Z 2, § 30a samt Überschrift, § 36e samt Überschrift, § 41 Abs. 3, § 44d 
Abs. 2 und 3, § 46 Abs. 2 und 3, § 51 Abs. 3 Z 3, § 77 Abs. 3, § 84 Abs. 3e, 4 und 6, § 92c Abs. 3 sowie 
der Entfall des § 15a Abs. 3 Z 1 mit 1. Jänner 2012, 



VBG – S. 112 

4. § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 2, § 41 Abs. 1, § 44, § 44a, § 44b, § 44c Abs. 1, § 49q Abs. 1 und 1a, 
§ 49v Abs. 1, § 54, § 54e Abs. 1, § 56, § 56e Abs. 1, § 61 Abs. 1, § 71 Abs. 1 und Abs. 2, § 72 Abs. 1 
und 2, § 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2 und § 95 Abs. 1 und 1a mit 1. Februar 2012, 

5. § 3 Abs. 1 Z 1 lit. a, § 6c und § 34 Abs. 4 Z 1 mit 1. Juli 2012.  
 (59) § 73 Abs. 3a und 3b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 140/2011 tritt mit 1. Jänner 
2012 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 
 (60) § 20c Abs. 3 GehG in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung ist auf Vertragsbedienstete wei-
terhin anzuwenden, die spätestens bis zum 31. Dezember 2011 
1. die Kündigung erklärt haben oder 
2. eine einvernehmliche Lösung vereinbart haben oder 
3. gemäß § 32 Abs. 2 Z 7 vom Dienstgeber gekündigt wurden,  
wenn die Auflösung des Dienstverhältnisses spätestens bis zum 31. Mai 2012 wirksam wird. 
 (61) § 30 Abs. 7 und § 73 Abs. 3b in der Fassung des 2. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, 
treten mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. 
 (62) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2012 treten in Kraft: 
1. § 44b Abs. 1a mit 1. September 2012, 
2. § 41 Abs. 4 und § 44e mit 1. September 2013, 
3. das Inhaltsverzeichnis, § 44a Abs. 5, die §§ 48a bis 48d (ausgenommen § 48c zweiter Satz), die §§ 48e 

bis 48q (IIa. Abschnitt), die Neubezeichnung des bisherigen IIa. Abschnittes, § 84 Abs. 1 und die §§ 92d 
und 92e (3a. Unterabschnitt) mit 1. Oktober 2013, 

4. § 48c zweiter Satz mit 1. September 2015. 
§ 48n Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2012 tritt mit Ablauf des 31. August 
2017 außer Kraft. § 48n Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2012 tritt mit Ablauf des 
31. August 2015 außer Kraft. 
 (63) Festlegungen der dienstlichen Aufgaben der Vertragshochschullehrperson gemäß § 48h in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2012, dürfen bereits ab Kundmachung des genannten Bundesgeset-
zes vorgenommen werden; sie werden mit 1. September 2013 wirksam. 
 (64) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2012 treten in Kraft: 
1. § 44b Abs. 1a mit 1. September 2012, 
2. § 78a Abs. 2 mit 1. Dezember 2012, 
3. § 3 Abs. 4 bis 6, § 27a samt Überschrift, § 27c samt Überschrift, § 29 Abs. 2 Z 1, § 29 Abs. 7, § 29o 

Abs. 1 und 2, § 34 Abs. 3, § 78a Abs. 8 und 9 sowie der Entfall des § 29c Abs. 5 mit 1. Jänner 2013, 
4. § 41 Abs. 2, § 41 Abs. 4 und § 44e mit 1. September 2013, 
5. § 48e Abs. 4 und § 48n Abs. 1 sowie die Bezeichnung des Abschnitts IIb mit 1. Oktober 2013, 
6. § 2e Abs. 1 bis 1b, § 29b Abs. 2 und 5, § 30 Abs. 1, § 52 Abs. 5, § 52a Abs. 4 und 7 sowie § 84 Abs. 2 

mit 1. Jänner 2014, 
7. § 18b samt Überschrift, § 24 Abs. 1 und 7, § 26 Abs. 2 Z 6 und 7, § 28b Abs. 5, § 29g Abs. 7, § 46 Abs. 2 

sowie § 77 Abs. 4 mit dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2012 folgenden Tag. 
 (65) § 73 Abs. 3a und 3b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2012 tritt mit 1. Jänner 
2013 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft. 
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Anlage  
(zu § 26 Abs. 2a Z 6) 

 
 
 Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung der Zeit des Hochschulstudiums nach § 26 Abs. 2a Z 6 des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 beträgt: 
a) sieben Jahre für die Studienrichtungen Chemie, Nachrichtentechnik und Elektrotechnik; 
b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bauingenieurwesen, Medizin, Schiffstechnik und Technische Che-

mie; 
c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtungen Physik, Architektur, Maschinenbau, Technische Physik, Wirt-

schaftsingenieurwesen, Kulturtechnik, Bergwesen, Hüttenwesen, Erdölwesen und Markscheidewesen; 
d) fünf Jahre für die Studienrichtungen Theologie, Psychologie, Tierheilkunde, Feuerungs- und Gastechnik, 

Papier- und Zellstofftechnik, Vermessungswesen und Forstwirtschaft; 
e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studienrichtungen. 
 
 


